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Viech die Circularnote vom 3. April, welche den Kammern 
gleich bei ihrem Erlaß vorgelegt worden, waren ſämmtliche 
Deutſche Re reinen eingeladen, ſich über die Sr. Majeſtät dem 
Könige durch die Beſchlüſſe der National-Verſammlung darge⸗ 
botene Stellung ſo wie über ihre Anſichten von der in Frank⸗ 
furt entworfenen Verfaſſung auszuſprechen, und am letzteren 
Orte durch Bevollmächtigte in Berathung über die eventuell er⸗ 
forderlichen Modifikationen zu treten. Ueber dieſe Modifikationen 
hoffte die Königliche Regierung alsdann mit der National-Ver⸗ 
ſammlung zu einer Verſtändigung zu gelangen. 

Zur näheren Feſtſtellung des einzuhaltenden Ganges war 
der Königliche Bevollmächtigte, Wirkl. Geheime Rath Camp- 
hauſen, nach Berlin berufen. a 

Man durfte damals hoffen, auf Grundlage der Frankfurter 
Verfaſſung und der von Preußen und andern Regierungen 
zwiſchen der erſten und zweiten Leſung gemachten Vorſchläge eine 
Einigung unter der Mehrzahl der Deutſchen Staaten zu erzielen. 
Nahmen nicht alle daran Theil, fo ſtellte es ſich der Königlichen 
Regierung als Möglichkeit dar, daß die National-Verſammlung 
ſelbſt ſich zu einem Parlament des engeren Bundesſtaats ums 
bilde, zu welchem die übereinftimmenden Regierungen ſich ver- 
einigen würden, und daß unter Mitwirkung dieſes Parlamentes 
die Verfaſſung dieſes Bundesſtaates ſich geſtalte. Der Errichtung 
eines ſolchen hatten die Kammern ſich beifällig ausgeſprochen. 

Inzwiſchen aber hatten in Frankfurt die Sachen eine Wen⸗ 
dung genommen, welche die Durchführung dieſes Planes un⸗ 
möglich machte. 

Die National⸗Verſammlung hatte am 11. April den Be⸗ 
ſchluß gefaßt, an der einmal aufgeſtellten Verfaſſung unverbruͤch⸗ 
lich feſtzuhalten. Die Bevollmächtigten von 28 Staaten waren 
zuſammengetreten und hatten in einer gemeinſamen, vom 14. deſ⸗ 
ſelben Monats datirten Note, die Erklarung abgegeben, daß auch 
ihre Regierungen dieſe Verfaſſung anerkennten; fie hatten daran 


o 
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die Vorausſetzung geknüpft, daß dieſelbe für ganz Deutſchland 
Geltung erlange. 

Dieſe Staaten erkannten alſo auch die Sr. Majeftät dem 
Könige übertragene Kaiſerwürde an, aber unter derſelben Vor⸗ 
ausſetzung wie die National⸗Verſammlung: nämlich auf Grund 
der Verfaſſung vom 27. März. Die größeren Deutſchen Staa⸗ 
ten dagegen hielten mit ihren Erklärungen zurück, deuteten aber 
an, daß ſie ſich den Frankfurter Beſchlüſſen nicht fügen und 
einem Kaiſer nicht unterwerfen würden. 

Hiernach blieb der Königlichen Regierung nur noch übrig, 
ſich zu entſcheiden, ob ſie jenen Beſchlüſſen einfach beitreten könne 
oder nicht? ob die Uebernahme der Kaiſerwürde in Verbindung 
mit der in Frankfurt beſchloſſenen Verfaſſung durch die Pflicht 
gegen Deutſchland wie gegen Preußen geboten oder gerechtſertigt 
erſcheine? N 

Die Räthe der Krone erklärten, nach gewiſſenhafter Prüfung, 
am 21. April vor den Kammern, daß ſie dem Könige dazu nicht 
zu rathen vermöchten. ö 

Die zweite Kammer ſprach ſich gegen das Miniſterium aus 
durch Annahme eines Antrages, mi. fie die in Frankfurt be⸗ 
ſchloſſene Verfaſſung als rechtsgültig beſtehend anſah. 

ies war einer der Gründe, aus welchen das Miniſterium, 
durch Auflöſung der zweiten Kammer am 27. April, ſich von 
neuem an das Land wenden zu müſſen glaubte. — N 

Zu gleicher Zeit verkündete die Königliche Regierung offen 
die ſchließliche Entſcheidung Sr. Majeſtät zu Ablehnung der 
Kaiſerwürde und der Reichsverfaſſung in ihrer dermaligen Ge⸗ 
ſtalt, und legte in dem Erlaß an den Königlichen Bevollmäch⸗ 
tigten vom 28. April die Gründe dafür in „ Weiſe dar. 

Die Königliche Regierung verhehlte ſich nicht die entſcheidende 
Wichtigkeit dieſes Schrittes; ſie verkannte nicht, wie viele edle 
und wohlberechtigte Hoffnungen dadurch enttäuſcht wurden. Sie 
mußte es um ſo mehr für ihre Pflicht halten, dieſen Hoffnungen 
auf anderm Wege wieder entgegen zu kommen. Während ſie mit 
ruhigem Bewußtſein ſich ſagen konnte, daß es nicht Preußens 
Schuld geweſen, daß auf dem betretenen Wege die Deutſche 
Einigung nicht zu Stande gekommen, durfte ſie doch Preußens 
Aufgabe in dieſer Schuldloſigkeit nicht für beſchloſſen erachten. 
Preußens Beruf war es, der Deutſchen Nation die Mittel dar⸗ 
zubieten, welche zur Einigung führen konnten; dieſe Pflicht war 
ihm durch die Ablehnung des Frankfurter Verfaſſungswerkes und 
der Kaiſerwürde nur um ſo ſtrenger 1 a 

Die Königliche Regierung erkannte dieſe Verpflichtung in 
vollem Maaße an. Sie forderte daher, gleichzeitig mit jener Ab⸗ 
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lehnung, durch ein Circular von demſelben Tage, die Deutſchen 1. 
Regierungen auf, ſich nunmehr durch die Entſendung von Be- 
vollmächtigten A Feen direkt mit ihr in Verbindung zu ſetzen, 
um gemeinſam zu berathen, wie das Bedürfniß und die Forderung 
der Deutſchen Nation befriedigt werden könne. 

Der Augenblick war ernſt; entſcheidend für die ganze Zukunft 
Deutſchlands. 

Das gemeinſame Vaterland barg in allen ſeinen Theilen die 
mannigfaltigſten Elemente, welche in großer Gährung begriffen 
waren. Neben dem aufrichtigen und wahrhaft patriotiſchen 
Streben nach Einigung, welches die edelften! Gemüther erfüllte, 
fanden ſich die trübſten und unreinſten Richtungen, die auf den 
Umſturz der ganzen geſellſchaftlichen Ordnung hinzielten, ſich 
hinter jenen verſteckten, und unter dem Vorwande der Einheit 
Deutſchlands und einer den Schein der Geſetzlichkeit tragenden 
Verfaſſung die Gemüther der Menge zu täufchen fuchten. 

Dieſe verſchiedenartigen Elemente der großen Bewegung von 
einander zu ſcheiden, die reinen und beſſeren um ſich zu vereinen, 
die ſchlechten, anarchiſchen offen zu bekämpfen, das war die Auf- 
gabe der Regierungen, eine Aufgabe, die nicht durch ein bloßes 
Abwehren des Verkehrten erfüllt werden konnte, ſondern nur 
durch ein poſitives Handeln, durch eine mit Ernſt und Kon⸗ 
ſequenz in's Leben gerufene Schöpfung. Zu lange war das 
Streben nach Deutſchlands Einheit und Größe mit dem Geiſte 
einer kein Recht achtenden Revolution identifizirt worden; es galt 
jetzt, dieſes Streben mit der Achtung vor dem Recht, mit der 
Heilige der Verträge, mit der Freiheit der Einzelnen zu ver— 
mitteln. a 

In dieſer Ueberzeugung wandte ſich Preußen vertrauensvoll 
an die übrigen Deutſchen Regierungen um ihre Mitwirkung. 

Indem es den feſten Entſchluß ausſprach, der Revolution 
kräftig entgegenzutreten, und ſeine Hülfe auch den andern 
Deutſchen Staaten, die ſie wünſchen möchten, anbot, erwartete 
es von denſelben die Theilnahme an dem großen Werke der 
Deutſchen Verfaſſung, welches allein die Kriſis, die das Vater— 
land erſchüttert hatte, abſchließen konnte. \ 

Die Königliche Regierung erachtete es zugleich für noth— 
wendig, von vorn herein die Grundſätze auszuſprechen, von 
welchen ſie bei dem Aufbau dieſes Werkes ſich werde leiten laſſen. 
Als weſentliche Grundlage deſſelben bot ſich mit innerer Noth— 
wendigkeit eben die Arbeit dar, welche die von den Regierungen 
ſelbſt berufenen Vertreter der Nation in Frankfurt während eines 
Jahres vollendet hatten. Hatten dieſe zuletzt den Standpunkt 
der Vereinbarung, von dem aus ſie zuſammengekommen waren, 


verlaſſen, fo wollte doch die Königliche Regierung ihn fefthalten. 
Dies geſchah, wenn nunmehr die Deutſchen Regierungen ſelbſt 
eben jene Arbeit wieder aufnahmen, und, mit Beſeitigung der 
verderblichen, in dieſelbe eingedrungenen Elemente, demjenigen 
ihre Beiſtimmung gaben, worin ſie den Ausdruck des wahrhaften 
Verlangens der Nation erkennen durften. Darum ſprach die 
Königliche Regierung dies gleich in jenem Cirkular aus, und 
ſtellte eine wahrhaft nationale Repräſentation, und den Abſchluß 
der Verfaſſung durch dieſe Repräſentation von vorn herein als 
Grundſätze dar, von denen ſie nicht abgehen würde. Damals 
durfte man noch hoffen, mit der National-Verſammlung ſelbſt 
eine Einigung zu Stande zu bringen. Wenn dieſe den Re⸗ 
gierungen in gleichem Sinne entgegenkam, ſo konnte die Löſung 
ohne neue Erſchütterung erfolgen. That ſie es nicht, ſo ſollte 
dennoch die Nation ihrer Mitwirkung zu dem Werke der Ver⸗ 
faſſung nicht beraubt werden, und jene Grundzüge nichts deſto 
weniger in Kraft bleiben. | 

Auf der Baſis dieſer Grundzüge lud fie die Re⸗ 
gierungen ein, ſich mit ihr zu verſtändigen. N 

Ihrer Einladung entſprachen die Regierungen von Bayern, 
Sachſen und Hannover; auch die K. K. Oeſtreichiſche Regierung 
erklärte ſich bereit, an den Beſprechungen Theil zu nehmen. Die 
übrigen Deutſchen Staaten achteten ſich durch die Stellung, die 
fie einmal zu der National-Verſammlung und ihren Beſchlüſſen 
eingenommen hatten, verhindert, auf dieſe Verhandlungen einzu⸗ 

ehen. Dies durfte für die erſteren kein Grund ſein, nicht ihrer⸗ 
Bells eine Einigung zu verſuchen. 

Von Seiten Oeſtreichs und Bayerns wurden die Geſandten, 
Freiherr v. Prokeſch-Oſten und Freiherr v. Lerchenfeld, 
mit der Theilnahme an der Konferenz beauftragt; von Seiten 
Sachſens erſchien der Staatsminiſter Freiherr von Beuſt, von 
Hannover der Vorſtand des Miniſteriums des Innern Dr. Stüve, 
und der Kloſterrath v. Wangenheim. Die Königliche Re⸗ 
gierung beauftragte ihrerſeits mit der Führung der Verhandlungen 
den General-Lieutenant v. Rado witz. 105 

Ehe indeß noch die Konferenzen beginnen konnten, hatte ſich 
die Stellung der National-Verſammlung zu Frankfurt durch alles 
Maß überſchreitende Beſchlüſſe jo weſentlich verändert, daß auf 
ihre Mitwirkung nicht mehr zu zählen war. Die a a Re⸗ 
gierung ſah fich genöthigt, ſchon am 14ten Mai durch Königliche 

erordnung die Preußiſchen Vertreter aus derſe abz en. 
Später folgte die Abberufung der Bapriſchen, Sächſiſchen und 
Hannöveriſchen Deputirten. Es wurde dadurch nöthig, bei Ent⸗ 
werfung der Verfaſſung zugleich auf die Bildung eines neuen 
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Reichstages Rückſicht zu nehmen, welchem die Verfaſſung zur 
Reviſion und Annahme vorgelegt werden könne. Auch zeigte leider 
ſchon früh der Ausbruch offenen Aufruhrs in einzelnen Deutſchen 
Ländern, und die demſelben gegenüber in Frankfurt bewieſene 
Schwäche, wie dringend nothwendig es ſei, durch eine unmittel⸗ 
bare Vereinigung der Regierungen eine Gemeinſchaft des ei 
und einen Mittelpunkt für energiſche Maßregeln herzuſtellen. Es 
wurde damit zugleich eine der Aufgaben der Konferenzen, neben 
dem urſprünglichen Hauptzwecke der Berathung der Verfaſſung, 
gleich jetzt für ein Proviſorium Fürſorge zu tragen, welches, bis 
dieſe Verfaſſung ſelbſt ins Leben trete, ein ſicheres Rechtsver⸗ 
hältniß auf der Grundlage voller Unabhängigkeit und Freiheit 
zwiſchen den ſich vereinigenden Staaten feſtſetze und eine Ge⸗ 
meinſchaft unter ihnen begründe, die einem jeden die erforderlichen 
Garantieen gebe. 

Den förmlichen Konferenzen gingen vertrauliche Beſprechungen 
vorher, in welchen man ſich über den einzuhaltenden Gang der 
Verhandlungen und die weſentlichen Zwecke einigte. Bei dieſen 
vertraulichen Beſprechungen legten die Hannoverſchen Bevoll⸗ 
mächtigten einen Entwurf zur Neugeſtaltung des Abſchnitts von 


dem Reichs⸗Oberhaupte vor, welcher ſpäter veröffentlicht worden 


iſt, begleitet von einer denſelben motivirenden Denkſchrift. Wie 
ernſte Aufmerkſamkeit und ſorgfältige Erwägung dieſem Entwurf 
auch von Seiten Preußens gewidmet wurde, ſo konnte doch 
letzteres ſich nur dahin ausſprechen, daß ihm derſelbe nicht ge⸗ 
eignet erſcheine, den Berathungen zu Grunde gelegt zu werden; 
da er weder der Stellung Preußens, noch dem Bedürfniſſe der 
Nation entſpreche, welche eine in ihrer Kompetenz ſcharf begränzte, 
aber nicht in ihrem eigenen Innern zerſplitterte Oberleitung ver⸗ 
lange; Preußen müſſe die Form eines Direktoriums von vorn 
herein als unzuläſſig für die Executive bezeichnen, und könne 
namentlich auch die Art und Weiſe, in welcher dieſes Direktorium 
zugleich ſein eigenes verantwortliches Miniſterium darſtellen 
würde, als praktiſch durchführbar nicht erachten. Dieſer Vor: 
ſchlag iſt daher auch in den weiteren Berathungen der Konferenz 
nicht wieder aufgenommen worden. | 
Dieſen Berathungen wurde vielmehr die Frankfurter Auf- 
ſtellung, mit den von Preußen und den anderen Regierungen 
beantragten Modifikationen zu Grunde gelegt. 
Ziaugleich aber konnte die Königliche Regierung nicht umhin, 
ihre Anſicht offen dahin auszuſprechen, daß Oeſterreich durch 
feine ganze Europäiſche Stellung und die innern Beduͤrfniſſe 
ſeiner eigenen Monarchie verhindert ſein werde, ſich dem beab⸗ 
ſichtigten Bundesſtaate ganz in derſelben Weiſe, wie die übrigen 
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Regierungen anzuſchließen, und daß von vorn herein darauf 
Rückſicht zu nehmen ſein werde, das Verhältniß des Bundes⸗ 
ſtaats zu Oeſtreich auf eine beiden Theilen genügende Weiſe feſt⸗ 
zuſtellen. Je wichtiger dies Verhältniß für alle Betheiligte war, 
um ſo wünſchenswerther war es auch, darüber bald ins Klare 
zu kommen, und ſich deshalb auch gegen Oeſtreich offen darüber 
auszuſprechen. Die Verhandlungen darüber mit dem Oeſtreichi⸗ 
ſchen Kabinet mußte Preußen für feine Pflicht erachten zu über⸗ 
nehmen; und die Königliche Regierung entſchloß ſich daher, den 
General- Lieutenant Freiherrn v. Canitz nach Wien zu ſenden, 
um dort die dieſſeitigen Anſichten und Beweggründe offen darzu⸗ 


legen, und den Vorſchlag zu einer Union zu machen, welche 
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bis 
11. 


12. 
13.14. 
16. 


17.18, 


die ganze Oeſtreichiſche Monarchie in eine enge und unauflösliche 
Verbindung mit dem Deutſchen Bundesſtaat ſetzen ſollte. Bis 
Bundesſtaat und Union ins Leben treten könnten, erklärte Preußen 
ſich, nach dem ihm ausgedrückten Wunſch mehrerer Regierungen, 
bereit, die proviſoriſche Leitung der gemeinſamen Deutſchen An⸗ 
gelegenheiten zu übernehmen, und erwartete dazu die Zuſtimmung 
Oeſtreichs. Der Freiherr v. Canitz reiſte am 10. Mai Abends 
nach Wien ab. a 

Die Konferenzen zwiſchen den Bevollmächtigten begannen am 
17. Mai. Der ganze Gang derſelben liegt in den vollſt ändig 
abgedruckten Protokollen vor. Die darin enthaltene offene Dar⸗ 
legung und Motivirung aller verſchiedenen Anſichten wird über 
die Auffaſſung der Regierungen keinen Zweifel laſſen. 

Der Kaiſerlich Oeſtreichiſche Geſandte trat nach der erſten 
Sigung von den Berathungen zurück, weil das Verhältniß Deft- 
reichs durch den Unions-Vorſchlag, über den die Regierung ſich 
äußern werde, ein anderes geworden ſei. f 5 

An die Berathungen über die Verfaſſung knüpfte Hannover 
einen von den andern Regierungen acceptirten Vorſchlag über die 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den vereinigten Re⸗ 
gierungen während des Proviſoriums. 8 

Durch das Schluß-Protokoll vom 26. Mai wurde ſo⸗ 
wohl der von den Regierungen dem übrigen Deutſchland vorzu⸗ 
legende Entwurf der Verfaſſung und des Wahlgeſetzes, 
als auch dies Rechtsverhältniß in Form des Statuts eines 
Bündniſſes auf Ein Jahr zwiſchen den Regierungen von 
Preußen, Sachſen und Hannover feſtgeſtellt. Bayern behielt 
ſich ſeine ſchließliche Erklärung vor. 

Um ihre Auffaſſung vor jeder Mißdeutung zu verwahren, 
gaben ſowohl der Königlich Sächſiſche wie der Königlich Hanno⸗ 
veriſche Bevollmächtigte noch beſondere Erklärungen ein, welche 
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die Königliche Regierung, im Vertrauen auf die Loyalität der 


beiden verbündeten Staaten, entgegengenommen hat. 


Die verbündeten Regierungen theilten die getroffenen Ver⸗ 


. abredungen in der Circular-Note vom 28. Mai den übrigen 


Staaten mit, an welche ſich dann die Vereinbarung über das 


Schiedsgericht und die Deklaration über die der Verfaſſung 


zu Grunde liegenden Prinzipien anſchloß. EM 
Wenige Tage darauf erfolgte die Auswechſelung der Ratifi⸗ 
kationen des gelten Vertrages zwiſchen den Regierungen 
von Preußen, Sachſen und Hannover. 
Die Verhandlungen mit der Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Ner 
gierung hatten inzwiſchen zu einer Einigung nicht geführt. Die— 


ſelben liegen in den Aktenſtücken über die Sendung des Freiherrn 
v. Canitz ebenfalls vollſtändig vor. Das Kaiſerliche Kabinet 
glaubte die gemachten Vorſchläge nicht unmittelbar annehmen zu 


können, behielt ſich in Bezug auf den beabſichtigten Bundesſtaat 
jedenfalls feine Anſichten vor, und trug Bedenken, zu der Ueber⸗ 
nahme einer proviſoriſchen Central-Leitung der Deutſchen Ange— 
legenheiten durch Preußen ſeine Zuſtimmung zu geben. 

Es blieb der Königlichen Regierung demnach nichts anders 
übrig, als abzuwarten, ob die weitere Entwickelung der Ver⸗ 
handlungen über den Bundesſtaat für Oeſtreich neue Anknüpfungs— 
punkte darbieten werde, ſich ihrerſeits zur Entgegennahme Oeſt— 
reichiſcher Vorſchläge über ſeine Stellung zu dem Bundesſtaat 
bereit zu erklären, und bis dahin Oeſtreich, wie allen den hier 
getroffenen Verabredungen noch nicht beigetretenen Staaten gegen— 
über den Standpunkt des alten Bundesverhältniſſes von 1815 
mit allen ſeinen Rechten und Pflichten feſtzuhalten. Auf die 


Uebernahme der proviſoriſchen Central-Gewalt hatte Preußen 


keinen Anſpruch gemacht, ſofern ihm dieſelbe nicht durch den 
freien Entſchluß aller Deutſchen Staaten übertragen würde; und 


blieb daher nur einfach bei der ihm durch das Bündniß vom 


26. Mai gewährten Leitung der gemeinſamen Angelegenheiten 
dieſer engeren Verbindung ſtehen. N 

Auf den Abſchluß dieſes Bündniſſes in ſeiner Doppel-Be— 
ziehung auf die definitive Geſtaltung der Deutſchen Verfaſſung 
und auf die Fürſorge für das augenblickliche Bedürfniß konnte 
die Verſchiedenheit der dieſſeitigen und der Oeſtreichiſchen An— 
ſichten über die Union, deren Ausgleichungen künftigen Ver— 
handlungen vorbehalten bleiben mußte, ſelbſtredend von keinem 
Einfluß ſein. Die Königliche Regierung theilte daher, in Be— 
rückſichtigung der eigenthümlichen Stellung Oeſtreichs, die Vor— 


ſchläge der drei verbündeten Regierungen dem K. K. Kabinet 


mittelſt eines, ihren Standpunkt klar bezeichnenden Schreibens an 
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den Königlichen Geſandten in Wien vertrauensvoll mit, und 
gab demſelben gleich darauf auch von dem Statut des Bündniſſes 
vollſtändige Kenntniß. | 3 0 

Dieſe, nach beiden Seiten hin abgeſchloſſenen Verhandlungen, 
iſt die Königliche Regierung in der Lage, als ein Ganzes den 
Kammern vollſtaͤndig vorlegen zu können. N 
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Seit dem Abſchluß dieſer Verhandlungen haben mehrfach 
erneute Kommunikationen zwiſchen der Königlichen Regierung und 
dem K. K. Kabinet Statt gefunden. Die Nothwendigkeit, der 
nach allen Seiten hin in eine unhaltbare Stellung gerathenen 
Central⸗Gewalt ein neues Organ für die gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten- aller zu dem Bund von 1815 a. Staaten zu 
ſubſtituiren, hat dieſen Verhandlungen ein neues Moment zuge- 
fügt. Die Königliche Regierung hat dies Bedürfniß immer an⸗ 
erkannt; ſie hat niemals an dem Fortbeſtehen der Bundesverträge 
von 1815 „und hält an allen aus denſelben ihr er⸗ 


wachſenden Pflichten wie Rechten mit unverbrüchlicher Treue feſt. 
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Sie hat fich daher zu jeder Verſtändigung gern bereit erklärt, 
durch welche für dieſen Bund ein neues Central⸗Organ geſchaffen 
werden könne, da es eben ſo unmöglich erſcheint, die bisherige 
proviſoriſche Central-Gewalt nach der Auflöſung der National⸗ 
Verſammlung, an welche ſie durch die Beſtimmung des Beſchluſſes 
vom 28. Juni v. J. gebunden erſcheint, noch als ſolches anzu⸗ 
erkennen, als auf den alten Bundestag zurückzukommen. Sie 
laubt nur an dem Einen, durch ihre ganze Stellung, durch ihre 

erpflichtungen gegen die verbündeten Regierungen und durch 
die Rückſicht auf das Intereſſe Deutſchlands ihr auferlegten 
Grundſatz feſthalten zu müſſen, daß durch die Bildung eines 
ſolchen neuen Central-Organs weder die Entwickelung des 
Bündniſſes vom 26. Mai, noch die in demſelben eingeleiteten Be⸗ 
ſtrebungen für die Verwirklichung eines engeren Bundesſtaats, 
wie er dem Bedürfniß der Deutſchen Nation entſpricht, paralyſirt 
und gehemmt werden dürfen. Sie hat daher die Frage über das 
Proviſorium nicht von der über das Definitivum trennen zu 
können geglaubt; und als die dei ene für die 
Errichtung einer neuen proviſoriſchen Central-Gewalt die Ge⸗ 
wißheit gefordert, daß die Verhandlungen, die zur Einigung über 
die Verfaſſung fuhren ſollen, durch dieſe Gentral-Gewalt nicht ge⸗ 
hindert und aufgehalten werden, ſondern daß dieſe der freien Ver⸗ 
einbarung und Uebereinkunft der Deutſchen Regierungen überlaſſen 
bleiben. Sie würde auf der einen Seite ihren aus dem Bunde 


von 1815 entſpringenden Verpflichtungen untreu werden, wenn 
ſie zu Herſtellung eines Organs dieſes Bundes die Mitwirkung 
verſagen wollte; ſie würde auf der andern Seite jede Hoffnung 
auf ein Gelingen des Deutſchen Verfaſſungswerkes vernichten, 
wenn fie von dem einmal eingenommenen Standpunkt wieder 
zurückträte; und fie ift feſt entſchloſſen, die durch das Bündniß 
vom 26. Mai übernommenen Verpflichtungen in jeder Beziehung 
durchzuführen, und dabei im vollen Einverſtändniß mit ihren 
Verbündeten zu handeln. Die Verhandlungen mit der K. K. Re⸗ 
gierung find ſowohl über die Frage wegen Errichtung einer pro- 
viſoriſchen Central-Gewalt, als über die Stellung Oeſtreichs zu 
dem Bundesſtaat, noch offen, und werden hoffentlich bald zu 
einem befriedigenden Ausgang führen. 

Auch mit der Königlich Bayeriſchen Regierung haben ver— 
trauliche Beſprechungen, ſowohl über die Bildung einer neuen 
Central-Gewalt, als über die Geſtaltung der definitiven Ver— 
faſſung des Bundesſtaats ſtatt gefunden. Die Königliche Re— 
gierung glaubte ſolche Beſprechungen, zu denen die Anweſenheit 
des Königlich Bayeriſchen Miniſters der Auswärtigen Angelegen— 
heiten, Ye Dr. v. d. Pfordten, in Berlin am Ende Juni 
und Anfang Juli Veranlaſſung gab, um ſo mehr entgegenkommen 
zu müſſen, als ſich Bayern, wie oben erwähnt, ſeine ſchließliche 
Erklärung über die am 26. Mai getroffenen Verabredungen noch 
vorbehalten hatte. Da dieſe Beſprechungen durchaus vertraulicher 
Art waren, und Bayern ſich vorbehalten hat, auf Grund derſelben 
weitere Vorſchläge an die Königliche Regierung zu richten, ſo 
kann nur im Allgemeinen bemerkt werden, daß die Königliche 
Regierung ſich in den betreffenden Conferenzen einfach auf den, 
oben bezeichneten Standpunkt geſtellt hat; daß ſie die baldige 
Feſtſtellung eines Definitivums für das dringendſte Bedürfniß 
Deutſchlands anſehe, und zu einem neuen Proviſorium nur in 
ſofern ihre Zuſtimmung geben und die Hand bieten könne, als 
es der Erreichung dieſes Ziels kein Hinderniß in den Weg lege. 
Was den materiellen Inhalt des Verfaſſungs-Entwurfs betrifft, 
ſo hat Bayern gegen einzelne Theile deſſelben Bedenken erhoben, 
deren näherer und förmlicher Aufſtellung noch entgegengeſehen 
wird; während die Königliche Regierung ihrerſeits erklaͤrte, daß 
ſie nicht die Abſicht haben könne, eventuellen Modifikationen im 
Einzelnen entgegen zu treten, ſobald dieſelben die weſentlichen 
Prinzipien eines Bundesſtaats, die möglichſte Durchdringung der 
materiellen Intereſſen, und eine kräftige, die Einheit wahrhaft 
zur Geltung bringende Oberleitung, nicht angriffen. Die Ver: 
handlungen bei den Konferenzen, an denen Bayern Theil ge- 
nommen, bezeichneten hinreichend die Grundſätze, von welchen 


— 


r en 


Preußen dabei ausgegangen ſei, und in dieſen Protokollen, fo 
wie in den Deklarationen, welche in Folge dieſer Verhandlungen 
veröffentlicht worden, ſeien die Gränzen angedeutet, innerhalb 
welcher Modifikationen als zuläffig erſcheinen. Nicht minder gehe 
aus denſelben klar hervor, wie ſehr den Intereſſen, Rechten und 
Bedürfniſſen der Einzelſtaaten Rechnung getragen worden; und 
wie wenig in den Beſtimmungen des Verfaſſungs-Entwurfs die 
Tendenz geſucht werden dürfe, dieſelben mehr zu beſchränken, als 
es das Weſen eines Bundesſtaats nothwendig fordert. 

In dieſem Sinne wird daher die Königl. Regierung even⸗ 
tuelle weitere Vorſchläge, die zur Verſtändigung führen könnten, 
bereitwillig entgege gennehmen, und dieſelben in Gemeinſchaft mit 
den durch das Bündniß vom 26. Mai mit ihr verbundenen Re⸗ 
gierungen in reifliche Erwägung ziehen. 


Das Bündniß ſelbſt hat ſeit dem 26. Mai eine erwünſchte 
Entwickelung gefunden. 

Der in demſelben für die Leitung der gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten aufgeſtellte Verwaltungsrath iſt am 18. Juni d. J. 
in Funktion getreten. Es bildeten denſelben zunächſt die Bevoll⸗ 
mächtigten der 3 Regierungen: 

Königl. Preußiſcher Seits, der General-Lieutenant Frei⸗ 
herr v. Canitz 

Königl. Sächſiſcher Seits, der Staatsminiſter Freiherr 
Zeſchau, 

Einig Hemneverſcher Seits, der Kloſterrath v. Wan⸗ 
genheim. 

Auch das proviſoriſche Schiedsgericht iſt inzwiſchen, der Ver⸗ 
abredung gemäß, inſtallirt worden, und ſind au Mitgliedern deſ⸗ 
ſelben ernannt worden. 

Von Seite Preußens: 
der Staatsminiſter v. 5 
der erſte Präſident des Königl. Appellations-Gerichts zu 
Glogau, Graf Rittberg; 
der Geh. Juſtizrath Profeſſor Dr. Dirkſen; 
von Seite Sachſens: 
der Geheimerath Dr. Günther; 
der W und Geh. Archivrath v. Weber; 
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von Seite Hannovers: 
der Ober-Appellationsgerichtsrath v. Pape; 
der Stadtrichter Dr. Franke. 

Dieſelben ſind in Erfurt zuſammengetreten und bereits mit 
dem Entwurf der für die Thätigkeit des Gerichts erforderlichen 
Feſtſtellungen beſchäftigt. 

Die jetzigen Beziehungen der Deutſchen Regierungen zu dem 
Bündniſſe vom 26. Mai find folgende: 

a) Dem Bündniſſe ſind bis jetzt förmlich beigetreten, und 
haben die Acceſſions-Urkunden ausgeſtellt die Regierungen 

des Großherzogthums Baden, des Kurfürſtenthums Heſſen, 
des Herzogthums Naſſau, des Großherzogthums Sachſen— 
Weimar, des Herzogthums Anhalt-Bernburg, des Herzog⸗ 
thums Braunſchweig, des Herzogthums Sachſen-Altenburg 
und des Großherzogthums Mecklenburg-Strelitz. 

b) Beigetreten mit Vorbehalt der Ratifikation ſind die Re— 
gierungen 

des Großherzogthums Heſſen, des Großherzogthums Med- 
lenburg⸗Schwerin, des Herzogthums Sachſen-Coburg Gotha, 
des Herzogthums Sachſen-Meiningen, des Großherzogthums 
Oldenburg, des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, des 
Fürſtenthums Reuß ältere und jüngere Linie, und die Senate 
der freien und Hanſeſtädte Hamburg und Bremen. 

e) Die Bereitwilligkeit zum Beitritt haben vorläufig erklärt, 
ohne daß indeß bis jetzt eine nähere Verhandlung ftatt gefunden 
hätte, die Regierungen | 

des Großherzogthums Luxemburg, des Herzogthums Deſſau 
und Köthen, der Fuͤrſtenthümer Schwarzburg-Sonders— 
hauſen, Waldeck, und Schaumburg-Lippe, der Landgraf— 
ſchaft Heſſen⸗Homburg, und der Senat der freien und 
Hanſeſtadt Lübeck. 

d) Erklärungen ſind noch nicht eingegangen von den Re— 
gierungen 6 
des Königreichs Würtemberg, der Fürſtenthuͤmer Hohen- 

zollern⸗Hechingen und Sigmaringen, Lippe-Detmold, Lich⸗ 
tenſtein und von der freien Stadt Frankfurt. 

Mit der Königlich Bayeriſchen Regierung ſind die Verhand— 
lungen noch ſchwebend. N 

Die Verhältniſſe in Holſtein und Lauenburg haben den wei— 
teren Friedensverhandlungen vorbehalten bleiben müſſen. 

Die unter den Kategorien sub c. und di. Bi Re⸗ 
gierungen ſind in den letzten Tagen von der Königl. Regierung 
eingeladen worden, ſich in möglichſt kurzer Friſt über ihren Bei⸗ 


| — 1 — 
tritt definitiv zu erklären, damit der Verwaltungsrath des Buͤnd⸗ 
niſſes im Stande ſei, den Umfang deſſelben zu überſehen, und 
die erforderlichen Einleitungen wegen Einberufung des in Ausſicht 
geſtellten Reichstages zu treffen. a N 

Berlin, den 23ſten Auguſt 1849. 
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In dem Circular vom Zten d. M. iſt die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß die Königliche Regierung binnen 14 Tagen im Stande ſein werde, 
eine definitive Erklärung über die Deutſche Sache abzugeben. 
Nachdem dieſer Zeitraum verſtrichen, hat das Königliche Staats⸗ 
Miniſterium, um keinem Zweifel über ſeine Anſicht und ſeine Aufrich⸗ 
tigkeit Raum zu laſſen, es für ſeine Pflicht gehalten, ſchon am 21ſten 
reſp. 23ſten d. M. den Preußiſchen Kammern zu erklären, wie es Sr. 
Majeſtät dem Könige nicht zur Annahme der unveränderten, von der 
Deutſchen National⸗-Verſammlung beſchloſſenen Verfaſſung rathen könne. 
Die definitive Entſcheidung Sr. Majeſtät hat aber um einige Tage ſich 
verzoͤgern müſſen, weil noch nicht alle Deutſche Regierungen ſich aus⸗ 
geſprochen hatten. Die Entſchließung Sr. Majeſtät iſt nunmehr erfolgt, 
und Ew. ꝛc. erhalten anliegend die Abſchrift der desfallſigen Erklärung, 
wie ſie unterm heutigen Datum an den Königlichen Bevollmächtigten 
bei der proviſoriſchen Central-Gewalt ergangen iſt, um durch die letztere 
der National⸗Verſammlung mitgetheilt zu werden. 
Indem wir dies zur Kenntniß der Deutſchen Regierungen bringen, 
glauben wir, daß die Gründe, welche den Entſchluß Sr. Majeſtät be⸗ 
dingten, keiner weiteren Ausführung bedürfen, und wir können nicht 
zweifeln, daß jede Deutſche Regierung dem erhabenen Sinne Seiner 
Majeftät, Seiner Bundestreue gegen die verbündeten Deutſchen Staa⸗ 
ten und Seiner uneigennützigen Geſinnung werde Gerechtigkeit wider 
fahren laſſen. a 
Die Königliche Regierung verkennt dabei keineswegs den Ernſt 
und die Gefahren des Augenblicks, und fie hofft, daß auch die übrigen 
Deutſchen Regierungen dieſelben mit vollem Bewußtſein ins Auge faſſen. 
Daß das Bedürfniß der Nation nach größerer Einigung und Kräf— 
tigung befriedigt werden muß, auch nachdem die in Frankfurt zunächſt 
von der Verſammlung angeſtrebte Form ſich als unmöglich erwieſen hat, 
wird jedem Beſonnenen als unabweisbare Nothwendigkeit erſcheinen; 
und ſie vertraut darauf, daß die andern Deutſchen Regierungen ihr 
dazu die Hand bieten werden. Sie hat in ihrer nach Frankfurt e⸗ 
richteten Erklärung noch einmal eine Möglichkeit in Aus ſicht ſtellen 
wollen, daß die National- Verſammlung ſelbſt von dem von ihr betre⸗ 
tenen Wege zurückkomme, und die Hand zu n gg: der Ver⸗ 
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faſſung bieten möchte, ſo daß dennoch das Werk der Vereinbarung und 
Verſtändigung mit ihr zu Stande käme. Daß dies für die Beruhigung 
der Nation höchſt wünſchenswerth und daher im Intereſſe der Regie⸗ 
rungen wäre, darüber wird nicht leicht ein Zweifel gehegt werden. 

; Aber fie verhehlt ſich nicht, wie wenig 1 t dazu vorhanden 
iſt, daß dieſe Hoffnung verwirklicht werde; und alle Deutſche Staaten 
werden mit ihr auf den entgegengeſetzten Fall gefaßt fein müſſen — 
zugleich aber auch darauf, daß durch ein ſtarres Feſthalten der Ver⸗ 
ſammlung an ihren bisherigen Beſchlüſſen in IR Ländern gefähr⸗ 
liche Kriſen hervorgerufen werden können. ieſen gemeinſam, ernſt 
und kräftig entgegenzutreten, wo möglich aber ſie durch ein entſchiedenes 
Handeln und Vorwärtsgehen zu verhindern, iſt die Aufgabe und Pflicht 
der Regierungen Deutſchlands. 

Die Königliche Regierung iſt dazu in vollem Umfange bereit. 

Im feſten Vertrauen auf die Zuſtimmung, die ihr von allen ge⸗ 
ſunden und redlichen Elementen im eigenen Lande zu Theil werden wird, 
ift fie darauf gefaßt, den zerſtörenden und revolutionairen Beſtrebungen 
nach allen Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und 
wird ihre Maßregeln ſo treffen, daß ſie den verbündeten Regierungen 
die etwa gewünſchte und erforderliche Hülfe rechtzeitig leiſten könne. 
Die Gefahr iſt eine gemeinſame, und Preußen wird ſeinen Beruf nicht 
Kath iht. in den Tagen der Gefahr einzutreten, wo und wie es 

oth thut. a? A 

Wir gehen von der von allen Beſſern getheilten Ueberzeugung der 
Nothwendigkeit aus, daß der Revolution in Deutſchland ein Ziel ge⸗ 
ſetzt werden müſſe. Ihre Kraft kann aber vollſtändig nur dadurch ge⸗ 
brochen werden, daß ſie keinen Vorwand mehr findet, durch welchen ſie 
die Gemüther der Beſſeren im Volk über ihre wahren Abſichten und 
Endzwecke täuſchen könne. Dieſes Ziel kann nicht durch paſſives Ab⸗ 
warten und durch partiellen Widerſtand erreicht werden, ſondern nur 
durch thätiges Eingreifen und Handeln. 

Die Königliche Regierung hatte in ihrer Circular-Depeſche vom 3. 
d. M. den Weg angedeutet, auf welchem fie damals, vermittelſt ge- 
meinſamer Berathungen in Frankfurt, zu dem erſtrebten Ziele glaubte 
hinwirken zu können. Dieſer Weg hat ſich inzwiſchen als nicht mehr 
möglich erwieſen, ſowohl dadurch, daß mehrere der größten Deutſchen 
Staaten es ablehnten, auf dieſe Berathungen in Frankfurt überhaupt 
einzugehen und an denſelben Theil zu nehmen, als auch dadurch, daß 
die Mehrzahl der übrigen Regierungen, unter Beſeitigung der von 
ihnen ſelbſt gehegten Bedenken, ſich beeilten, ihre volle Adhäſion an 
die Frankfurter Beſchlüſſe und ihre Annahme der dort beſchloſſenen 
Verfaſſung zu erklären. - 5 

ir müſſen nunmehr wünſchen, daß diejenigen deutſchen Regie⸗ 
rungen, welche zu weiteren Berathungen über den jetzt einzuhaltenden 
Gang und die fernere Entwickelung des Verfaſſungswerks mit Preußen 
geneigt ſind, ſich direkt hieher nach Berlin wenden mögen, und ent⸗ 
weder eigene Bey eher ſenden, d Geſandten mit 
Inſtruktionen verſehen, um ſich mit der Königlichen Regierung zu ver⸗ 


— 
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| ag welche letztere in dieſem Falle bereit ift, ihre Anſichten um⸗ 


aſſend darzulegen, und mit Vorſchlägen entgegen zu kommen. 

Die Haltung und die weiteren Beſchlüſſe der National-Verſamm⸗ 
lung, nachdem ihr der Entſchluß Seiner Majeſtät des Königs bekannt 
geworden, werden in der allernächſten Zeit ergeben, in wieweit noch 


auf eine Verſtändigung mit derſelben und ein Mitwirken ihrerſeits zu 


dem angeſtrebten Ziele zu hoffen iſt. Die Königliche Regierung hat 
immer an der Ueberzeugung feſtgehalten, daß die Verfaſſung Deutſch⸗ 


lands, wenn ſie die Keime einer günſtigen Entwickelung und die Bürg⸗ 


ſchaft der Dauer in ſich tragen ſoll, durch das Zuſammenwirken der 
Re — unb der Vertreter der Deut ation i Sende kauen 
mie. Sie bleibt dieſem Grundſatze auch jetzt und für die Zukunft 
treu. Sollte es ſich herausſtellen, daß jede Hoffnung auf die Mit- 


wirkung der National⸗Verſammlung in ihrer jetzigen Geſtalt aufgegeben 


werden müſſe, ſo hält ſie es nur um ſo mehr für die Pflicht und die 


Aufgabe der Deutſchen Regierungen, dem Bedürfniſſe der Deutſchen 


Nation bald eine volle und umfaſſende Befriedigung zu gewähren, in⸗ 


dem ſie derſelben ihrerſeits eine Verfaſſung darbieten, welche dem Be⸗ 


griff des Bundesſtaates entſpreche und durch eine wahrhafte Vertretung 
des Volkes dem letzteren die Gewißheit einer geſetzlichen Mitwirkung 
erhalte. Der Entwurf einer ſolchen Verfaſſung würde die Arbeit der 
National⸗Verſammlung wieder aufnehmen, und nur die in dieſelbe durch 
eine Verknüpfung unglücklicher Umſtände eingedrungenen zerſtörenden 


Elemente beſeitigen; ſie wird alſo jedenfalls auf der Errichtung einer 


kräftigen und einheitlichen Executivo-Gewalt, und einer National-Ver⸗ 
tretung in Staatenhaus und Volkshaus mit legislativen Rechten baſirt 
ſein müſſen. Indem wir dieſe Grundzüge feſthalten, können wir das 


Einzelne der weiteren Berathung überlaſſen, und zweifeln nicht, daß 


aus dem einmüthigen Streben nach dem großen Ziel und der allſeitigen 
Erkenntniß deſſen, was der Nation noth thut, ein Werk rasen 
werde, welchem auch die, alsdann in kürzeſter Friſt zur Reviſion dieſer 
Verfaſſung zuſammenzurufenden beiden Häuſer eines Deutſchen Reichs- 
tags ihre Anerkennung und Zuſtimmung nicht verſagen werden. 

Wir müſſen daher den Deutſchen Regierungen den dringenden 
Wunſch ausdrücken, daß fie uns durch die Sendung von Bevollmäch⸗ 
tigten oder durch Ertheilung von Inſtruktionen bald in den Stand 
ſetzen mögen, eine weiter eingehende Verhandlung eröffnen zu können. 


Berlin, den 28ſten April 1849. 


Der Miniſter-Präſident. 
7 a ö Graf von Brandenburg. 


Circular. 
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Erlaß 


an den Königl. Bevollmächtigten bei der Central Gewalt, 
Wirklichen Geheimen Rath Camphauſen. 


Als Sr. Majeſtät dem Könige durch die Deputation der deutſchen 
National⸗Verſammlung am Zten d. M. die Botſchaft der auf Ihn ge⸗ 
fallenen Wahl zum Deutſchen Kaiſer überbracht wurde, ſprach Se. Ma⸗ 
jeſtät, im Gefühle der hohen Bedeutung des Augenblicks für die ganze 
Zukunft Deutſchlands, feierlich aus, daß Er in dem an Ihn ergange⸗ 
nen Rufe die Stimme der Vertreter des deutſchen Volkes erkenne und 
den Werth des Ihm durch dieſes Vertrauen gewordenen Anrechts zu 
ſchätzen wiſſe, daß Er aber ohne das freie Einverſtändniß der Fürſten 
und der freien Städte Deutſchlands eine Entſchließung nicht faſſen 
könne, welche für ſie und die von ihnen regierten deutſchen Stämme 
die entſchiedenſten Folgen haben müſſe. 8 5 b 

Dieſer Antwort des Königs gemäß, hat die Regierung Sr. Maje⸗ 
ſtät an demſelben Tage an ſämmtliche Deutſche Regierungen die Einla⸗ 
dung ergehen laſſen, ſich offen und umfaſſend über ihre Abſichten und 
Wünſche auszuſprechen. 

Sie hat dieſelben um beſtimmte Erklärungen ſowohl über die Sr. 
Majeſtät zugedachte Stellung, als über die ganze aus den Berathungen 
der National-Verſammlung hervorgegangene Verfaſſung erſucht; fie hat 
es dabei nicht verhehlt, daß ſie ſelbſt dieſe eben erſt durch raſche Be⸗ 
ſchlüſſe zur Vollendung gelangte Verfaſſung einer reiflichen Prüfung 
und gründlichen Erwägung unterziehen müſſe, ehe ſie dem Könige ihren 
Rath über die Annahme derſelben vorlegen dürfe. 

Indem die Königliche Regierung dieſen Weg einſchlug, iſt ſie den 
Grundſätzen treu geblieben, welche ſie von Anfang an für ihr Verfah⸗ 
ren in der großen Angelegenheit und Neugeſtaltung der Deutſchen Ver⸗ 
faſſung ſich vorgezeichnet hatte, und welche ſie eben ſo offen und klar 
ausgeſprochen, als mit ernſter und aufrichtiger Konſequenz feſtgehalten 
zu haben, ſich bewußt 5 — 

Dieſe Grundſätze ſind in der Note vom 23. Januar d. J. nieder⸗ 
gelegt. — Sie beruhen auf der gewiſſenhaften Achtung aller Rechte 
der Regierungen, wie der National-Verſammlung, und auf der tiefge⸗ 
wurzelten Ueberzeugung, daß es vorzugsweiſe Preußens Beruf ſei, auf 
dem Wege des Rechts und Friedens auf die von der Nation geforderte 
Einheit, Freiheit und Macht Deutſchlands hinzuwirken. Aus dieſer nie 
verleugneten Ueberzeugung ging die Erklärung hervor, daß die Verfaſ⸗ 
fung Deutſchlands nur auf dem Wege der Verſtändigung zwiſchen den 
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Regierungen und der National-Verſammlung feſtgeſtellt werden müſſe, 


und der Entſchluß, zu dieſer Verſtändigung ſelbſt die Initiative zu er⸗ 


— 
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greifen. Indem Preußen ſich bereit zeigte, alle im Intereſſe der Ges 
ſammtheit von ihm zu erlangenden Dienſte dem Deutſchen Vaterlande, 
auch mit eigenen Opfern, zu erweiſen, und zugleich den feſten Entſchluß 
ausſprach, keine ihm angebotene Stellung anzunehmen, als mit freier 
Zuſtimmung der verbündeten Regierungen, durfte es als Lohn für ſeine 
uneigennützigen Beſtrebungen hoffen, daß durch ein einträchtiges Zus 
ſammenwirken der Regierungen das große Werk der deutſchen Verfaſ⸗ 
ſung zu Stande kommen werde. * 

Die Königliche Regierung betrat daher mit Vertrauen und Zuver⸗ 
ſicht dieſen Weg der Verſtändigung, auf welchem die Mehrzahl der 
übrigen Staaten ſich ihr mit demſelben Vertrauen anſchloſſen. Sie er⸗ 
kannte das aus den Berathungen der National⸗Verſammlung in erſter 
Leſung hervorgegangene Werk ſeiner vollen Bedeutung nach an, indem 
ſie die Ueberzeugung ausſprach, daß der Entwurf im Weſentlichen die 
Grundlage eines kräftigen und den Anforderungen der Zeit gemäß ge⸗ 
ſtalteten Bundesſtaates enthalte; ſie mußte aber nach gewiſſenhafter 
Prüfung deſſelben auch erklären, daß Le en ee, für 
nothwendig und zum Heile des Ganzen, wie der Einzelnen, erforderlich 
halte. Die Geſichtspunkte, von welchen fie bei dieſen Abänderungs⸗ 
Vorſchlägen ausging, ſind in der Inſtruktion vom 16. Februar dahin 
ausgeſprochen, daß es darauf ankomme: 

J) die Kompetenz der Bundesgewalt genauer zu begränzen, inner⸗ 
halb dieſer Kompetenz aber ihr eine kräftige Handhabung zu 


ſichern; 
2) die Exiſtenz der Einzelſtaaten als ſelbſtſtändige Organismen mög- 
lichſt zu wahren und ſie nicht weiter zu beſchränken, als zur Er⸗ 
reichung der weſentlichen Bedingungen des Bundesſtaats noth⸗ 
wendig ſei. 

Dieſe Geſichtspunkte waren nicht auf das augenblickliche Bedürfniß 
berechnet, ſondern liegen ſo weſentlich in der Natur der Sache und der 
eigenthümlichen Verhältniſſe Deutſchlands, daß die Königliche Regierung 
dieſelben unter allen Umſtänden feſthalten mußte und davon nicht ab⸗ 
gehen konnte, ohne die Geſammt⸗ Entwickelung Deutſchlands auf das 
Ernſtlichſte zu bedrohen. Eine Verfaſſung, welche dieſe Grundlagen 
beſeitigte, könnte Deutſchland nicht zum Heile gereichen. 5 

Die meiſten Deutſchen Regierungen ſchloſſen ſich den Abänderungs⸗ 
Vorſchlägen Preußens an, welche ſich auf dasjenige beſchränkten, was 
aus den oben aufgeſtellten Grundſätzen mit unabweisbarer Nothwendig⸗ 
keit hervorging; andere haben beſondere Vorſchläge an das Reichs- 
Miniſterium gelangen laſſen, welche aber im Weſentlichen von denſelben 
Geſichtspunkten ausgehen. 

Die Regierungen gaben dieſe Anträge der National-Verſammlung 
hin, in dem Vertrauen, daß dieſelbe ſie einer eingehenden, gründlichen 
Berathung und Berückſichtigung würdigen werde. Wir können noch 
jetzt die Anſicht nicht aufgeben, daß, wenn dies in der erwarteten Weiſe 
geſchehen wäre, eine Verſtändigung würde zu erzielen geweſen ſein. 

Es hätte alsdann aus der gemeinſamen Arbeit der National-Ver⸗ 
ſammlung und der Regierungen der Bau einer Verfaſſung hervorgehen 


— — 


RR 


können, unter deren Schutz alle Deutſchen Stämme einer gemeinfamen, 
tüchtigen Entwickelung entgegengegangen wären. Und wenn einzelne 
Deutſche Staaten noch durch ihre eigenthümlichen Verhältniſſe an der 
Theilnahme daran verhindert worden wären, ſo hätte ſich doch durch 
die Mitwirkung der National⸗Verſammlung und eine redliche Verſtändi⸗ 
ung der Regierungen unter einander auch innerhalb des großen, be⸗ 
ſtehenden und unter allen Umſtänden heilig zu achtenden Bundes eine 
engere Gemeinſchaft bilden können, welche denen, die ſich ihr ange⸗ 
ſchloſſen, die Gelegenheit und die Bedingungen zu einer kräftigeren 
Entfaltung nach innen und außen dargeboten hätte. 

Preußen hatte, nach der einen wie nach der andern Seite hin, 
gethan, was an ihm war, um die Verſtändigung herbeizuführen. Es 
wartete mit Ruhe und Vertrauen die Beſchlüſße der National⸗Verſamm⸗ 
lung ab; es hat nicht verſucht, irgend welchen weiteren Einfluß auf 
ihre Berathungen auszuüben, ſondern dem Patriotismus und der Weis⸗ 
heit der Vertreter des Deutſchen Volkes vertraut. Die Königliche Re⸗ 
gierung hielt an dem eingeſchlagenen Gange ihrer Politik um ſo freudi⸗ 
ger ſeſ, als die allgemeine Stimme des Preußiſchen Volkes ſich auf 
unzweideutige Weiſe damit einverſtanden erklärt hatte. 

In dieſer Stellung fand ſich die Königliche Regierung, ſtark durch 
die Loyalität und die Treue, mit der ſie an den von ihr ſelbſt aufge⸗ 
ſtellten Grundſätzen des Rechts und der Verſöhnung feſthielt, als die 
Beſchlüſſe der National-Verſammlung über die zweite Leſung der Ver⸗ 
faſſung und die Wahl Sr. Majeſtät des Königs erfolgten. 

Dieſe Beſchlüſſe bewieſen, daß die National-Berfammlung auf den 
von uns dargebotenen Weg der Verſtändigung nicht eingegangen war. 
Die Vorſchläge der Königlichen Regterung, ſo wie die der übrigen, 
waren gar keiner Berathung im Schoße derſelben unterzogen; ſie ak 
ten ſelbſt nicht in dem Maße, wie fie durch den vorbereitenden Ausſchuß 
aufgenommen waren, bei der Verſammlung ſelbſt Berückſichtigung ge⸗ 
funden; dagegen waren weſentliche Beſtinmmungen des früheren Ent- 
wurfs in beeilter Beſchlußnahme weggefallen, andere aufgenommen, 
welche dem ganzen Werke einen durchaus neuen Charakter verliehen. 
Als der Schlußſtein dieſes neuen Werkes war die Wahl Sr. Majeſtät 
des Königs zum Kaiſer vorgenommen, und das ſo vollendete Ganze als 
ein unantaſtbarer Organismus zur Annahme hingeſtellt und Sr. Maje⸗ 
ſtät dem Könige dargeboten. . 

Die Königliche Regierung mußte ſich in dieſem ernſten Augenblick 
die Frage vorlegen: ob ſie dadurch ſich veranlaßt fühlen dürfe, auch 
ihrerſeits von dem bisherigen Wege abzuweichen und dem Könige zu 
einer unbedingten Annahme des Dargebotenen zu rathen? . 

Sie hat dieſe Frage nach Pflicht und Gewiſſen beantwortet. 

Der Weg, den ſie hätte verlaſſen ſollen, war der Weg des Rech⸗ 
tes und des Friedens, der Konſequenz und der Treue. Se. Majeſtät 
der König ſelbſt haben keinen Augenblick daran zweifeln können, daß 
auf dieſem Wege allein für Deutſchland, für Preußen, für Ihn ſelber 
und Sein Haus Heil und Ehre zu finden ſei. Dieſen Standpunkt 
haben daher auch die Antwort des Königs an die Deputation und das 
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Cirkular der Königlichen Regierung von demſelben Tage offen und auf- 


aaa feſtgehalten. n Hi 
Von eben dieſem Standpunkte aus ſteht Se. Majeſtät der König 
erſt jetzt, nachdem die durch jenes Cirkular erbetenen Erklärungen der 
verbündeten Regierungen erfolgt, und unſererſeits die Beſtimmungen 
der in zweiter Leſung beſchloſſenen Verfaſſung noch der gründlichſten 


Hund ſorgſamſten Erwägung unterzogen worden find, Sich in der Lage, 
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Seinen definitiven Entſchluß über den an Ihn ergangenen Ruf der 


National⸗Verſammlung auszuſprechen. ö 
Die Erklärungen der Deutſchen Fürſten und Regierungen haben 


gezeigt, wie weit die Anſichten, namentlich in der Oberhauptsfrage, 


auseinandergehen, und wie wenig Hoffnung auf Erzielung eines um⸗ 
faſſenden Einverſtändniſſes vorhanden war. Während einzelne Fürſten 
mil einem Vertrauen, welches Se. Majeſtät nur mit hoher Genug— 
thuung anerkennen kann, den Wunſch ausgeſprochen haben, der König 
möge die dargebotene Krone annehmen: haben Andere in der Errichtung 
eines erblichen Kaiſerthums ſelbſt die größte Gefahr für Deutſchland 
erblickt, und ihre Abneigung oder ihren feſten Entſchluß ausgeſprochen, 
einem anderen Deutſchen Fürſten als Kaiſer ſich nicht unterzuordnen, 
Die bedeutendſten Deutſchen Regierungen haben die Verfaſſung in den 
Form, wie ſie vorliegt, nicht annehmen zu können erklärt. 5 

Dagegen hat eine große Anzahl Deutſcher Regierungen die Be— 
denken, welche ſie früher mit uns getheilt, jetzt um der Dringlichkeit 
der Umſtände willen aufgeben zu muͤſſen geglaubt, und noch ehe wir 
die Berathungen mit ihnen eröffnen konnten, ſich gegen das Reichs— 
Miniſterium dahin erklärt, daß ſie die Verfaſſung unbedingt anzuneh⸗ 
men und Veränderungen derſelben nur auf dem in ihr ſelbſt beſtimmten 
Wege zuzulaſſen bereit ſeien. Sie find dabei von der durch den Er- 
folg nicht beſtätigten Vorausſetzung ausgegangen, daß dieſelbe durch 
den Beitritt der übrigen Staaten in ganz Deutſchland wirklich zur 
Geltung kommen werde. 

Es iſt ſchon oben angedeutet worden, daß dieſe Verfaſſung bei der 


zweiten Leſung in ihren Grundlagen weſentlich modifizirt worden fei, 
und zwar nach einer Richtung hin, welche es der Königlichen Regierung 
unmöglich machte, Sr. Majeſtät die Annahme derſelben zu rathen. 
Dies hat das Miniſterium ſchon der eigenen Landes-Vertretung gegen- 


über erklärt. Die weitgehenden Beſtimmungen des erſten Entwurfs über 


die Befugniſſe der Neichegewolt zum Eingreifen faſt in alle inneren Ver⸗ 
hältniſſe der einzelnen Länder, welche eine ſelbſtſtändige Verwaltung der 


letzteren unmöglich machen und ſie mit der Zeit abſorbiren würden, ſind 


nicht beſeitigt worden. Die in die Verfaſſung aufgenommenen Grund— 
rechte enthalten einzelne, ſo tief eingreifende und in mancher Hinſicht 
noch zweifelhafte Grundſätze, daß es bedenklich ſcheinen muß, dieſelben, 
als für alle Zeit bindend, den einzelnen Staaten aufzudrängen. Daneben 
iſt den letzteren durch den Wegfall des ganzen Kapitels vom Reichsrath 
jede Mitwirkung bei der Ausübung einer ſie ſelbſt ſo vielfach nahe be— 
rührenden Exekutivgewalt genommen; und dennoch iſt dem ſo iſolirt und 
in ſcheinbar einziger Machtvollkommenheit hingeſtellten Reichs-Oberhaupte 
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durch die Annahme des ſuspenſiven Veto und die Ausdehnung beffelben 
ſelbſt auf Verfaſſungs-Aenderungen in Wahrheit eine Stellung gegeben, 
bei der weder die Würde, noch die zum Heile des Ganzen, wie der 
Einzelnen erforderliche Macht gewahrt werden kann. Das conſtitutionell⸗ 
monarchiſche Prinzip, an welchem die große Mehrzahl des Deutſchen 
Volkes mit Liebe und Vertrauen feſthält, iſt durch dieſe Stellung in 
feinem Weſen bedroht; und in Vebindung mit dem alle Schranken nie⸗ 
derwerfenden Wahlgeſetz erhält die ganze Verfaſſung dadurch einen 
Charakter, welcher ſie nur als das Mittel erſcheinen läßt, um allmählig 
und auf anſcheinend legalem Wege die oberſte Gewalt zu beſeitigen und 
die Republik einzuführen. 0 

Durch die Annahme einer ſolchen Verfaſſung würde die Königliche 
Regierung nicht nur die oben als maßgebend bezeichneten Geſichts⸗ 
punkte gänzlich verläugnet, ſondern auch die beſonnenen, nach wahrer 
Freiheit ſtrebenden und konſervativen Elemente Preußens und Deutſch⸗ 
lands in ihrem innerſten Weſen verletzt haben. 

Ein Hinweggehen über dieſe ernſten Bedenken um des Dranges 
augenblicklicher Schwierigkeiten und Gefahren willen, würde um ſo 
weniger zu rechtfertigen ſein, als es ſich nicht allein um die Befriedi⸗ 
zung eines augenblicklichen Bedürfniſſes, ſondern um die Schaffung 
eines Werkes handelt, welches durch ſein eigenes Weſen Dauer ver⸗ 
bürgen und die Zukunft Deutſchlands ſicher ſtellen ſoll. 

Se. Majeſtät der König hat Sich demnach nicht verhehlen können, 
daß die Vorbedingungen fehlen, welche allein Ihm eine Annahme der 
auf Ihn gefallenen Wahl möglich machen konnten; und in ernſter Er⸗ 
wägung der Pflichten, welche Ihm gegen Deutſchland und gegen Sein 
eigenes Land obliegen, ſo wie der Verantwortlichkeit, welche auf Ihm 
perſönlich dabei ruhen würde, hat Er Sich in Seinem Gewiſſen nicht 
für berechtigt halten können, an Sein Land und Volk diejenigen An⸗ 
forderungen zu machen, welche dieſe neue Stellung bedingt haben würde, 
und hat Sich daher mit dem Rath Seines Staats-Miniſteriums ent- 
ſchloſſen, die auf Grund der in Frankfurt beſchloſſenen Verfaſſung 
Ihm dargebotene Kaiſerwürde abzulehnen. 

Es ſind nicht die ſchweren Pflichten, es ſind nicht die Opfer, 
welche dieſelbe Ihm auflegen würde, vor denen der König zurückſcheut. 
Deutſchland hat von ſeinen Fürſten jedes Opfer zu fordern, außer dem 
des Rechtes, der Wahrheit und der Treue; ein ſolches Opfer würde 
niemals zum Heile des gemeinſamen Vaterlandes gereichen. Se. Ma⸗ 
jeſtät hegt daher auch das feſte Vertrauen, daß ſowohl die National⸗ 
Verſammlung, wie die ganze Deutſche Nation, die Geſinnung anerken⸗ 
nen werden, aus welcher Sein Entſchluß hervorgegangen iſt. 

Wie der König ſelbſt unter den Erſten geweſen iſt, aus freier 
Entſchließung zu der Neugeſtaltung Deutſchlands zu einem kräftigen 
Bundesſtaat die Hand zu bieten, ſo wird Er auch der Letzte ſein, an 
dem Gelingen dieſes großen Werkes zu verzweifeln. Preußen wird ſich 
unter keinen Umſtänden von dem Werke der Deutſchen Einigung 
zurückziehen, vielmehr auch jetzt alle Kraft aufbieten, um daſſelbe zu 
fördern. Die Königliche Regierung hat zuerſt den Weg der Verſtän⸗ 
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Wen ald uc und wenngleich ihre bisherigen Bemühungen ohne 
ihre Schuld fruchtlos geblieben ſind, ſo will ſie doch denſelben nicht 
aufgeben und erklärt daher ihre fortwährende Bereitwilligkeit, auf jede 
Berftändigung einzugehen. Wie wir ſchon am 23. Januar die Anſicht aus- 
geſprochen haben, daß die Aufrichtung einer neuen Deutſchen Kaiſerwürde 


zu der Erlangung einer wirklichen und umfaſſenden Deutſchen Einheit 


nicht nothwendig ſei: ſo können wir auch jetzt nur an der Ueberzeugung 
feſthalten, daß die Ablehnung derſelben durch Se. Majeſtät den König 
keine Gefährdung, vielmehr eine Förderung dieſer Einheit ſein werde.“ 
Wenn die National-Verſammlung uns wirklich in gleichem patriotiſchen 
Sinne entgegenkommen will, ſo liegt es noch immer in ihrer Hand, 
der Verfaſſungs⸗Angelegenheit eine ſolche Wendung zu geben, daß die 
Regierungen ſich mit ihr verſtändigen und unter ihrer Mitwirkung und 
auf dem Wege der Vereinbarung die von einer ruhigen Erwägung der 
a Verhältniſſe geforderten Modifikationen zu Stande kommen 
önnen. 
Daß es überhaupt möglich ſein müſſe, auf die Berathung der, 
Verfaſſung noch einmal zurückzukommen und Modifikationen derſelben 
ins Auge zu faſſen, wird, glauben wir, ſchon darum die National- 


Verſammlung ſelbſt nicht verkennen, weil fie ſich nicht wird verhehlen 


können, daß der §. 1. der Verfaſſung in jedem Falle ſich nur durch 
Gewalt, auf dem Wege des Krieges oder der Revolutionen, würde 
ins Leben führen laſſen; eine Aufgabe, welche die National-Verſamm⸗ 
lung ſich ſo wenig ſtellen wird, wie irgend ein Deutſcher Fürſt es 
thun könnte. f a f 

Indem ich Ew. ꝛc. die vorſtehende Mittheilung über den defini⸗ 
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tiven Entſchluß Sr. Majeſtät des Königs mache, erſuche ich Sie, die 


ſelbe im Namen der Königlichen Regierung abſchriftlich zur Kenntniß 
der proviſoriſchen Centralgewalt und durch dieſelbe der National-Ver— 
ſammlung zu bringen. 

Berlin, den 28. April 1849. 


Der Miniſter-Präſtdent. 
(gez.) Graf von Brandenburg. 


An 
den Königlichen Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen 
Centralgewalt für Deutſchland, Herrn Wirklichen 
Geheimen Rath Camphauſen Excellenz 


zu 
RK Frankfurt a. M. 


2 
Abſchrift. 
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Konferenz-Protokolle.“ 


Verhandelt zu Berlin, am 17. Mai 1849 
Nachmittags 6 Uhr. 


In Gegenwart: 

des Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Geſandten, 
Barons Prokeſch von Oſten, 

des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 

von Rado witz, " 

des Königlich Bayeriſchen Bevollmächtigten, Grafen 
von Lerchenfeld, f 

des Königlich Sachſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 


in Zuſtand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 


Preußen eröffnet die Sitzung unter Vorlage der von der National- 
Verſammlung in Frankfurt aufgeſtellten Deutſchen Verfaſſung, die den 
Verhandlungen der anweſenden Bevollmächtigten überall zu Grunde ge⸗ 
legt, und wovon nur in ſoweit abgewichen werden ſoll, als es die Auf- 
rechthaltung und Durchführung der Prinzipien eines wahren Bundes⸗ 
ſtaates erfordern. 

Hannover fragt, ob ſich außer den vertretenen Regierungen nicht 
auch noch andere Regierungen über ihre Theilnahme bei der gegenwär⸗ 
tigen Konferenz ausgeſprochen. f | 

Preußen verneint. Mehrere Regierungen haben den gedeihlich⸗ 
ſten Erfolg gewünſcht, jedoch geglaubt, durch anderweitig eingegangene 
Verpflichtungen an einer aktiven Theilnahme zur Zeit noch behindert 
zu fein. Anhalt- Bernburg hat einen Bevollmächtigten in der Perſon 
des Herrn Walter hierher geſandt, mit der Anfrage, ob eine Kennt⸗ 
nißnahme vdn dem Fortgange und dem Ergebniß der von Preußen an⸗ 
gebotenen Konferenz geſtattet ſei, worauf erwiedert worden, daß dies 


u 
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im Allgemeinen keiner Regierung verwehrt, eine eigentliche Betheiligung 
bei der Konferenz jedoch durch die vorherige Erklärung einer wenigſtens 
eventuellen Acceptation der Konferenz⸗Beſchlüſſe bedingt fer. 

Die Konferenz ſchreitet zur Berathung. Br 

50 Koracl 0 8.1.9 

lägt Preußen folgende Faſſung vor: x r 

6225 1 Deutſche Reich besteht aus dem Gebiete derjenigen Staa⸗ 

ten des bisherigen Deutſchen Bundes, welche die Reichs-Ver⸗ 
faſſung anerkennen. 

Ueber Schleswig und Limburg werde das Erforderliche in einer 
der Verfaſſungs⸗Urkunde zuzufügenden Declaration vorzubehalten fein. 
Daſſelbe werde hinſichtlich des über die Demarcations⸗Linie hinauslie⸗ 
genden Theiles des Großherzogthums Poſen einzutreten haben. Es 
erſcheine überhaupt angemeſſen, und werde vorgeſchlagen, vermittelſt 
einer gleichzeitig mit der Verfaſſung zu erlaſſenden authentiſchen Decla⸗ 
ration dasjenige zu präcifiren und näher feſtzuſtellen, deſſen kurzgefaßter 
oder ungenauer Ausdruck im Text der Verfaſſungs⸗Urkunde zu einem 
N e Verſtändniß oder einer falſchen Auslegung Anlaß oder Grund 

eben könne. f 
; Die Konferenz, mit Ausnahme Oeſtreichs, das am Schluſſe der 
Sitzung eine Erklärung giebt, acceptirt. 
ad $$. 2. bis 5. 
unverändert proponirt und angenommen. 
5 ad $$. 6. bis 7, 

Preußen reproduzirt die namentlich von Hannover und Bayern 
gegen dieſe Paragraphen erhobenen Einwände, mit der ſchließlichen Er- 
klärung, daß es, von der Grundbedingung des Bundesſtaates ausgehend, 
auf dem Fortbeſtand der Paragraphen verharren müſſe. 

Bayern wird auf einen Geſandten in Rom und Griechenland 
nicht verzichten können. Für dergleichen ſpezielle Beziehungen einer 
Deutſchen Regierung zum Auslande müſſe die ſpezielle Vertretung die⸗ 
ſer Regierung, dem Auslande gegenüber, geſichert bleiben. 

Preußen macht auf das Wort: „ſtändige“ im F. 7. aufmerk⸗ 
ſam, wonach es den Einzel-Regierungen nicht benommen ſein könne, für 
beſondere Fälle beſondere Miſſionen abzuordnen; eine Bemerkung, der 
Hannover mit Hinweiſung auf das Wort: „ausſchließlich“ jm 
$. 6, entgegen tritt. Dies Eine Wort ſchließe alle milderen Deutun⸗ 
gen über den Fortbeſtand irgend eines geſandtſchaftlichen Verkehrs der 
Deutſchen Einzelſtaaten mit dem Auslande aus, und wäre daher zu 
löſchen. Sodann möge der ganze Paragraph fallen, der in manchem 
Betracht ein großes Uebel darſtelle, das durch Zuſätze und Declaratio— 
nen hinterher kaum wieder zu beſeitigen ſei. Nur der Konſul des eige— 
nen Landes werde in der Lage ſein, die Intereſſen ſeiner Landsleute 
an dem betreffenden Handelsplatze ganz in Schutz zu nehmen; die Kennt- 


) Die Paragraphen-Ziffern der Frankfurter Aufſtellung ſtehen hier ohne 
Klammer dagegen die des Entwurfs der Regierung in Klammern, 


. 


niſſe und Kräfte des Reichs-Konſuls würden ae Falls dazu nicht 
ausreichen. Abhülfe, ſchnelle Abhülfe ſet in den Fällen, wo der Reichs⸗ 
Konſul den ſpeziellen Bedürfniſſen des einzelnen Landes nicht genüge, 
nicht zu erwarten, und während deſſen blieben die Intereſſen des Lan⸗ 
des- bloßgeſtellt. Die beſtimmten Anträge zu den in Frage ſtehenden 
Paragraphen ſind folgende: Vor Allem Gewährung einer Uebergangs⸗ 
zeit, um in geeigneter Weiſe den bisherigen geſandtſchaftlichen Verkehr 
mit deſſen Umgeſtaltung zu vermitteln; ſodann Gewißheit darüber, daß 
für Hannover Konſuln da von Reichswegen angeſtellt werden, wo fie 
das Hannoverſche Intereſſe erheiſcht, und daß dabei auf die Verhält⸗ 
niſſe von Hannover hinſichtlich der zu erwählenden Perſonen gerückſich⸗ 
tigt werde; endlich je nach der Wichtigkeit des Platzes, Ernennung von 
Spezial-Agenten oder Vice-Konſuln, die, wenn auch ebenfalls Namens 
des Reichs, doch ſpeziell für die Hannoverſchen Bedürfniſſe zu wachen 
haben. Das Recht der Einzelſtaaten Geſandte zu empfangen, könne 
nicht wohl Gegenſtand einer Beſtimmung der neuen Verfaſſung ſein, 
da es das Recht der ausländiſchen Regierung, ſie an einen beſtimmten 
Deutſchen Hof zu entſenden, einſchließe, mithin über eine diesſeits zu⸗ 
ſtändige Kontrole hinausgehe. 
Sachſen tritt dem Antrage Hannovers auf Löſchung des ganzen 
$. 7. bei, indem es die Beſtimmung des vorhergehenden §. 6. für allein 
ausreichend hält. Nur müſſe den einzelnen Deutſchen Staaten das 
Recht, ſich unter ſich durch Geſandte zu beſchicken, ausdrücklich erhalten, 
und jede gegenſeitige Deutung, wie ſie jetzt durch den Schlußſatz des 
§. 7. nahe gelegt ſei, unmöglich gemacht werden. 
Hanno ver hat die Abſicht der zuletzt angeregten Beſchränkung in 
der Faſſung der Paragraphen nicht zu finden geglaubt, und bloß daher 
eine entſchiedene Verwahrung dagegen unterlaſſen. 
Preußen willigt in die Löſchung des Wortes: „ausſchließlich“ 
im F. 6.; eben fo wenig beftreitet es die von Hannover beanſpruchte 
Uebergangszeit, deren Gewährung auch in der Declaration zu conſta-⸗ 
tiren wäre. Auch möge der Platz, wo das beſondere Intereſſe des 
Einzelſtaats einen Konſul erfordere, und die Perſon, die dort fungiren 
ſolle, von dem Einzelftante der Reichs-Regierung bezeichnet und vorge⸗ 
ſchlagen und die Reichs-Regierung zu einer gerechten Berückſichtigung 
verpflichtet erklärt werden. Es ſolle ferner kein Einzelſtaat in dem 
Rechte zu einzelnen vorübergehenden Miſſionen beſchränkt ſein, wie dies 
aber auch durch das Wort: „ſtändige“ im F. 7. bereits hinlänglich 
erklärt ſei. Preußen habe ſo wenig wie Hannover geglaubt, daß das 
Recht der Deutſchen Regierungen, ſich unter ſich durch Geſandte zu 
beſchicken, hinführo in Zweifel geſtellt ſei; ſei aber ganz einverſtanden, 
den allenfalls verbleibenden Zweifel durch einen ausdrücklichen Zuſatz 
zu beſeitigen. Nur davon könne F nicht laſſen, daß dem Aus- 
lande gegenüber ins künftige nur ein Deutſchland exiſtire, und daß die 
einzelnen Deutſchen Staaten im völkerrechtlichen Verkehre verſchwinden. 
Dieſen Satz fühle es ſich verpflichtet, mit allen daraus folgenden Con⸗ 
ſequenzen aufrecht zu erhalten. Es fühle ganz die Schwere des Opfers, 
die die Verwirklichung des Satzes in Anſpruch nehme. Aber es ſei 
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überzeugt, daß hier wirklich nur durch Darbringung von Opfern eine 
der wunden Stellen des Deutſchen Staatslebens m werden könne. 

Auf die am Schluſſe der Erörterung von Preußen geſtellte Frage, 
ob die §8. 6. und 7. nach Löſchung des Wortes: „ausſchließlich“ 
im $. 6. und unter dem Zuſatz: „Die Abſendung von Bevollmächtig⸗ 
ten der Deutſchen Regierungen an das Reichs-Oberhaupt oder unter 
ſich, bleibt den Regierungen unbenommen“, acceptirt ſeien, erfolgt kein 
fernerer Widerſpruch. 


ad S. 8. 
Die von Preußen vorgeſchlagene Faſſung des Schlußſatzes 


acceptirt. ’ 
| ad sg. 9—14. 
Ohne Einwand, nach dem 1655 Preußens. 
ad 8 f 


Soll der Einwand der Sächſiſchen Note in die Declaration auf⸗ 
genommen werden. \ 


ad F. 16. 
Ohne Bemerkung. 
a ad $. 17. 
Zuſtimmung zu der Faſſung des preußiſchen Vorſchlags. 
ad §§. 18. 19. 
Ohne Bemerkung. f 
ad F. 20, 


Hannover trägt unter Zuſtimmung der übrigen Regierungen auf 
ſtatutariſche Feſtſtellung des 1 1 „Mündungen der Flüſſe“ an. 
ad $. 21. ‘ 


Der Vorſchlag Hannovers genehmigt. 
ad §§. 22. 23. 


Hannover beantragt die Löſchung der Worte: „und deren Ladun⸗ 
gen“ für beide Paragraphen, was keinen Widerſpruch findet. Sodann 
die Löſchung des Schlußſatzes des §. 22., was ebenfalls angenom⸗ 
men wird. 
ad F. 24, 


Hannover ſindet das Wort „Verbeſſerung“ in dem zweiten 
alinea des preußiſchen Vorſchlages zu weit gehend. Das Wort: „Ober- 
aufſicht“ genüge vollkommen. Auch die Bezugnahme auf die Flußmün⸗ 

dungen wird bedenklich gefunden. 

5 Bayern ſtimmt dem bei. 
Preußen wird den Einwand in nähere Erwägung nehmen, und 
fernere Erklärung geben. i 

5 ad F. 25. 


s Der von Preußen proponirte Zuſatz des Wortes: „gleichzeitig“ 
im letzten alinea acceptirt. 
ad F. 26 


7 


„Auf Inſtanz Hannovers wird der Schlußſatz des erften alinea 

gelöſcht, aus denſelben Gründen, die bei §. 22, beſtimmten. i 
W ad ss, 27 — 29. 

Der Hannoverſche Antrag bei §. 29, auf Wegfall der Worte: 


Te 


„die Anlage von Eiſenbahnen zu bewilligen, jo wie ſelbſt“ wird von 
Preußen näher erwogen werden. Hannover bemerkt ferner ausdrück⸗ 
lich, daß es unter Aufſichtsrecht nichts Anderes und Weiteres als das 
Recht verſtehe, Beſchwerden zu restifieiren, und desfallſige Unterſuchun⸗ 


gen anzuordnen. \ 
ad $$. 30. 31, 


„ad-. 32, 
Die Preußische neue Faſſung acceptirt. Die von den Regierungen 
erhobenen Einwände ſind in per . niederzulegen. 
ad §. 33. 
Ohne Bemerkung. N 


ad S. 34. 
Die Einwände der Regierungen finden ihre Stelle in der De- 
claration. 5 
ad F. 35. 


Preußen hat im erſten alinea die Worte: „nach Anordnung 
und“ gelöſcht, was acceptirt wird. Eben ſo einigt man ſich über den Weg⸗ 
fall der Worte: „nach Maßgabe des ordentlichen Budgets“ 
im zweiten alinea. Eine fernere Vereinigung war zwiſchen Hannover und 
Bayern einer- und Preußen andrerſeits über die von den Erſteren be⸗ 
a 1 von Letzterem vertretene Vorwegnahme einer beſtimmten Steuer⸗ 

uote für das Reich, nicht zu erzielen. Hannover und Bayern 
halten die Matrifular - Beiträge für die 8 völlig aus- 
reichend, und eine Partial-Erhebung der Steuern der Einzelftanten von 
Reichswegen für eben ſo verwirrend als verderblich: Das von Preußen 
befürwortete Prinzip ſei falſch, und führe zu ſchlimmen Conſequenzen, 
zu einer Einmiſchung der Reichs-Regierung in die Interna der Einzel⸗ 
Regierungen. b J 5 

Preuß en will den Paragraphen zunächſt auf feinen wahren In⸗ 
halt zurückführen, den eine andere Faſſung vielleicht noch näher feſt⸗ 
ſtellen könne. Es ſolle keineswegs geſagt fein: Die Steuern der 
Einzelftanten find Reichsſteuern, und nur, was das Reich nicht braucht, 
verbleibt dem Einzelſtaat. Man habe nichts Anderes ſtipuliren wollen, 
als eine beſtimmte Steuer -Quote fürs Reich, und nichts anderes be- 
zweckt, als das Reich vor der bloßen Beſchränkung auf Matrikular⸗ 
Beiträge zu ſichern. Man habe eine doppelte Einnahme⸗Quelle eröff⸗ 
nen wollen, und nach bisherigen Erfahrungen eröffnen müffen: 
Eine Einnahme, die nicht erſt auszuſchreiben ſei, die feſtſtehe, und 
worauf mit Sicherheit zu rechnen; und eine andere ergänzende, die der 
Ausſchreibung bedürfe. Hiervon abzulaſſen, und zu den bloßen Ma⸗ 
trikular⸗Beiträgen zurückzukehren, werde Preußen kaum im Stande fein. 

Sach ſen hat ſich feine Erklärung vorbehalten. 


1 


Ohne Bemerkung. 


Ohne Bemerkung. 


ad- 5. 11 f 
Hannover iſt zunächſt gegen alle Eremplififationen in geſetzlichen 
Beſtimmungen. Sodann müſſe man hier zu einer Entſchiedenheit ten | 
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men. Solle dem Reich in Sachen der Poſt etwas mehr als eine Ober- 
aufſicht attribuirt ſein, ſo müſſe es die ganze . in die 
Hand nehmen, wogegen Hannover ſeinerſeits ſoviel nicht einzuwenden 
haben würde; wolle man das aber nicht, ſo könne dem Reich auch nicht 
der Einfluß geſtattet ſein, den ihm der Schlußſatz des §. beilege. Wie 
ſchlecht und vielfach ſtörend auch der jetzige getheilte Zuſtand des Poſt⸗ 
weſens ſei, ſo werde der neue, ſolle er im Wege dieſer Maßregel her⸗ 
beigeführt werden, ſich nur noch ſtörender und ſchlechter erweiſen. 

N Preußen führt aus, daß es ſich bei der Annahme des 8. um die 
Abhülfe eines allgemein gefühlten, manifeſten Gebrechens handle, die, 
namentlich unter den vorhandenen Umſtänden, zu verſchieben nicht wohl⸗ 


gethan ſei. Wenn Preußen für einen gänzlichen Uebergang des Poſt⸗ 


weſens an das Reich, wie Hannover in Ausſicht geſtellt, nicht ſtimmen 
könne, ſo unterbleibe das um deswillen, weil man die Rechte auch des 
kleinſten Deutſchen Staates gerne ſchützen wolle, und zu vermeiden be⸗ 
ſtrebt ſei, was als eine Verletzung empfunden werden müſſe. Man 
wünſche dem wirklichen Bedürfniß des geſammten Deutſchen Landes 
ohne unnöthige Kränkung des Einzelſtaates abzuhelfen; man halte ſich 
überzeugt, daß Beides in dem vorliegenden Vorſchlag vereinigt ſei, und 
man habe ſehr zu bedauern, wenn ihm die Annahme verſagt werde. 

Sachſen ſtimmt in ſoweit mit Preußen, als es ſeinerſeits eben⸗ 
falls eine bloße Oberaufſicht des Reichs zur Abhülfe des Bedürfniſſes 
nicht für ausreichend hält, wiewohl es andererſeits in der Verwirk⸗ 
lichung des Vorſchlags den Anfang einer wirklichen Reichs-Adminiſtra⸗ 
tion der Poſt nicht verkennen will. 

ad $. 42, 

Genehmigt in der Faſſung „dürfen nur mit Genehmigung ber 
Reichsgewalt.“ 1 ‚ 
N §. 43. 5 
fällt Ane aus. 

m Schluſſe der Sitzung, Abends 10 Uhr, giebt Oeſtreich die 
Erklärung, daß es der Resolution von Wien über die von Preußen 
dorthin gemachte Propoſition bezüglich der künftigen Stellung Oeſtreichs 
zu Deutſchland ſtündlich entgegenſehe, und, bis dieſe eingegangen, an 
einer näheren Betheiligung bei den Berathungen der Konferenz behin⸗ 
dert ſei. Dieſe Lage werde das bisher beobachtete Schweigen erklären, 
und vor der Deutung ſicher ſtellen, als könne in dieſem Schweigen eine 
Zuſtimmung zu dem Reſultat der bisherigen Erörterungen gegen Oeſt— 
reich gefolgert werden. a 6 

Die Sortfegung der Verhandlung wurde auf den 18. Mai, Vor⸗ 


mittags 10 Uhr, anberaumt, und hiermit das Protokoll, Berlin, wie 
Eingangs, Abends 10 Uhr, abgebrochen. 
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Fortgeſetzt zu Berlin, am 18. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr. 


In Gegenwart: 1 


des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Rado witz, ee 

des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von 
Lerchenfeld, 

des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 8 


in Zuſtand 

des Königlich Sächſiſchen Staats-Mini⸗ Y 

ſters Behr, | 
des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats: 5 
Miniſters Stüve, 5 x 
in Zuftand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 


Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 3 


z 


„ 


Preußiſ cher Seits wird ein kurz vorher eingegangenes Schreiben 
des Oeſtreichiſchen Herrn Geſandten, und die darauf erfolgte Antwort 
des Preußiſchen Bevollmächtigten mitgetheilt. Die Schriftſtücke lauten; 
„Da ich geſtern Kenntniß genommen von dem Gegenſtande, 

„den Ew. Excellenz zunächſt der Konferenz vorgelegt, nämlich 
„den Verfaſſungs-Entwurf für den engeren Bund, dieſer Ge⸗ 
„genſtand aber in der Faſſung, die für Oeſtreich keinen Platz 
„läßt, den Oeſtreichiſchen Bevollmächtigten entweder gar nicht 
„oder nur unter der Vorausſetzung der Annahme des Unions⸗ 
„Projektes berührt, wo dann das heute aus den Verhandlun⸗ 
„gen Hervorgegangene abermals eine Umarbeitung erfahren. 

„müßte, ſich ſonach die Verhandlung vor der Hand in einer 

„von dem Unions-Projekte völlig unabhängigen Richtung be⸗ 
„wegt, ſo halte ich dermalen meinen Beiſitz wenigſtens für 
„unnothwendig und erſuche Ew. Excellenz nur, mir zur Zeit 
„das Reſultat der Verhandlungen gefälligſt mittheilen zu 
„wollen. Ar 3 a 

„Genehmigen ꝛc. 
„Berlin, den 18. Mai 1849. 


„Sr. Excellenz 
„Herrn General v. Radowitz, 
„Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten.“ 


(gez.) v. Prokeſch⸗O ſte n. 
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„An 
„den k. k. Geſandten ꝛc. 
„Herrn 30, v. Prokeſch-Oſten, 
5 aldi Mer Griwieh k sten Zuſchrit 
„In ganz ergebenfter Erwiederung der geehrten Zuſchri 
„vom 18ten d. M. werde ich nicht verfehlen, das Reſultat 
„der gegenwärtig gepflogenen Berathungen über den Ver⸗ 
„faſſungs-Entwurf des Deutſchen Bundesſtaats Em, ꝛc. 
„ſofort nach deren Beendigung mitzutheilen. 
„Genehmigen ze. ö 
„Berlin, den 18. Mai 1849.“ 
ü (gez.) v. Radowitz. 


“ 


Bei Fortſetzung der Erörterungen ſtellt Sach fen vor, daß es an 
der nöthigen Zeit zur Vorprüfung der jetzigen Vorlage Preußens ge⸗ 
mangelt habe, und daß man daher die früheren und folgenden Erklä⸗ 
rungen nicht für bindend, vielmehr zunächſt nur noch als vorläufige 
Auslaſſungen zu erachten habe. 

ayern ſchließt ſich an, unter beſonderer Hervorhebung des Um⸗ 
ſtandes, daß die von Oeſtreich noch zu erwartende Erklärung bedingend 
in das ganze Verfaſſungswerk eingreifen werde, eine definitive Ent⸗ 
ſchließung Seitens der übrigen Regierungen bis zu Eingang der 
Oeſtreichiſchen Erklärung alſo unmöglich erfolgen könne. 

Preußen verweiſt auf die zwingende Nothwendigkeit der baldig⸗ 
ſten Vorlage eines Deutſchen Verfaſſungswerks gegenüber den großen 
Gefahren der Gegenwart und der nahen Zukunft. Könnten die jetzigen 
Erklärungen auch noch nicht als bindend gelten, ſo dürften ſie doch un⸗ 

möglich unter dem Geſichtspunkte einer bloßen Beſprechung betrachtet 
werden. Es müſſe wenigſtens ſchon jetzt der Entſchluß feſtſtehen, das, 
was der Bundesſtaat ſeiner Weſenheit nach nicht entbehren könne, ganz 
und ohne Rückhalt auch gewähren zu wollen. TER 
Hannover, indem es ſich in Letzterem mit Preußen einverſtan⸗ 
den bekennt, hält doch die Erörterung nicht für vorbereitet genug, um 
flüür ſchon jetzt zu faſſende Beſchlüſſe die große Verantwortung zu über⸗ 
nehmen. Zudem bleibe die noch nicht feſtſtehende Oberhauptsfrage der 
Schlußſtein des ganzen Werkes, daß ſich, je nachdem derſelbe ſo oder 
anders geſtaltet ſei, ſelbſt ſo oder anders geſtalten müſſe. Ohne vor⸗ 
erige Gewißheit über die Form und die Befugniſſe des künftigen 
Reeichsoberhauptes könnten verpflichtende Erklärungen ſelbſtredend nicht 
eintreten, weshalb auch Hannoverſcher Seits der jetzigen Berathung 
einſtweilen nur noch der Charakter des Vorläufigen zuzugeſtehen ſei. 
Endlich müſſe bedauert werden, daß die leitenden Grundſätze, wonach 
die Berathung, früherer Beſprechung gemäß, habe vorſchreiten ſollen, 
nicht in klarem und deutlichem Ausdruck an die Spitze der gegenwärti⸗ 
gen Verfaſſungs⸗Vorlage geſtellt ſeien. 

Preußen fürchtet von einer ſolchen vorausgeſchickten Prinzipien⸗ 

Formulirung eher Nachtheil als Nutzen. Der PIE SATngtapD ſei 


ART. YA: 


ins Auge zu faſſen und nach feiner Schwere zu wägen. Preußen 


eg nachdrücklich, auf dem betretenen praftifchen Wege ohne Zeit- 
verluſt fortzugehen. 


laſſen ſeien. Zum Beweiſe diene die Berathung über §. 35. Der 
jetzige Antrag Preußens auf eine Reichsſteuer gehe offenbar über den 
Bundesſtaat hinaus, auf deſſen Begründung es doch allein abgeſehen 
ein ſolle. Du 

Preußen erwiedert, daß es ſeinerſeits bei dieſem Paragraph auch 
jetzt noch bereitwillig auf jedes novum verzichten und bei der Kollektiv⸗ 
Note lediglich verharren wolle, wogegen aber Bayern Einſpruch er- 
hebt, da es ſeine Steuern hypothekariſch verpfändet habe, ſich mithin 
unmöglich bei der Faſſung der Kollektiv-Note beſcheiden könne. Was 
den Charakter und den Abſchluß der Verhandlungen ſelbſt betrifft, ſo 
glaubt Bayern, daß, nachdem das ganze Verfaſſungswerk durchgegangen 
und im Einzelnen erörtert worden, eine fernere kurze Friſt vorbehal⸗ 
13 bleiben müſſe, um Zuſätze und Abänderungen nachträglich einzu- 
ringen. 


P 
Erklärung über das Ganze erft nach Berathung des geſammten Ein- 
zelnen ap könne, wobei allerdings auch nachträgliche Abänderungen 
und da zu geſtatten fein werden. Nur proteſtirt es nochmals ge- 
gen den Charakter des blos vorläufigen bis dahin. Die Ereigniſſe 
drängen zu entſchloſſenem Handeln. s müſſe das Werk, fo viel an 
Preußen liege, zum Abſchluß kommen. Das ſchulde Preußen ſich ſelbſt, 
wie dem ganzen Deutſchen Lande. Werde man ihm auf dieſem Gange 
nicht zur Seite bleiben, ſo könne es in den Fall kommen, ſeinerſeits 
allein mit einem Verfaſſungs⸗Entwurf vor die Nation zu treten. 
Uebrigens anerkennt es die Richtigkeit des Hannoverſchen Verlangens, 
bra ae Berathung der Paragraphen über das Reichsoberhaupt 
überzugehen. 5 5 

Die Berathung wird demgemäß bei §. 44. abgebrochen, und hier⸗ 
auf von Preußen ſtatt der SS. 68. 69. und 70, der Frankfurter Auf⸗ 
ſtellung folgende Paragraphen 960850 055 

r §. ( .) 


Die Regierung des Reichs wird von einem Reichsvorſtande an der 
Spitze eines Fürſten⸗Kollegiums geführt, x 


verbunden, 


$. (67.) 4 
Das Fürſten⸗Kollegium beſteht aus 7 Stimmen, und zwar: 
1. Preußen, 
2. Oeſtreich, 
3. Bayern, 
4. Württemberg, Baden, beide Hohenzollern, 


) Vid. die Bemerkung ad . 1. 


Hannover hält dafür, daß früher betretene Wege bereits ver⸗ | 


reußen iſt vollkommen damit einverſtanden, daß die ſchließliche 


Die Würde des Reichs⸗Vorſtandes iſt mit der Krone von Preußen 


Sn 


5. Sachſen, die ſächſiſchen Herzogthümer, Reuß, Anhalt, Schwarzburg, 

6. Hannover, Braunſchweig, Oldenburg, Mecklenburg, Holſtein, die 
Hanſeſtädte, g 1 

7. Kurheſſen, Heffen-Darmftadt, Naſſau, Homburg, Luxemburg und 
Limburg, Waldeck, Detmold, Schaumburg, Frankfurt. 

Sollte Oeſtreich ſich nicht veranlaßt finden, mit ſeinen bisherigen 
Bundeslanden der Reichs-Verfaſſung ſich anzuſchließen, ſo beſteht das 
Fürſten⸗Kollegium aus 6 Stimmen. 

Die Staaten, welche einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten zum 
Fürſten⸗Kollegium beſtellen, haben ſich über deſſen Wahl zu verſtändi⸗ 
gen; für den Fall der Nicht-Verſtändigung wird ein Reichsgeſetz die 
Mitwirkung der Betheiligten beſtimmen. d 

Bayern erklärt, von dieſen Propoſitionen völlig abweichende In- 
ſtruktionen zu haben; der Eingang dieſer Inſtruktionen wird jedoch täg⸗ 
lich erwartet, wonach die Erklärungen ſofort folgen werden. 

Hannover hat Bedenken, die ihm ganz beſonders am Herzen 
liegen. Sie betreffen das künftige Verhältniß Oeſtreichs. Hannover 
will nicht, daß Oeſtreich aus Deutſchland ausſcheide. Im Fürſten-Kol⸗ 
legium Theil nehmend, müſſe Oeſtreich aber auch bei der Exekutive be⸗ 
theiligt ſein. Es dieſer letzteren Theilnahme verluſtigen, heiße es dauernd 
aus Deutſchland ausſchließen. Daher ſei wenigſtens zu ſagen, und im 
Verfaſſungswerke ſelbſt oder in der Deklaration zu konſtatiren, daß beim 
Eintritt Oeſtreichs in den Deutſchen Bundesſtaat über das Verhältniß 
Oeſtreichs zur Exekutive zwiſchen Preußen und Oeſtreich näher konve— 
nirt werden ſolle. Mehr als dieſen Vorbehalt eines ſpäteren Einver— 
nehmens zwiſchen Oeſtreich und Preußen verlange Hannover nicht. 
Hierauf glaube es aber auch beſtehen zu müſſen. 5 

Sachſen anerlennt, daß Oeſtreich vor der Hand nicht wohl in 
der Lage fein werde, an dem neuen Bundesſtaate Theil zu nehmen; 
aber die rechtliche Möglichkeit, zu jeder ſpätern Zeit Theil nehmen zu 
können, müſſe durch ausreichenden Vorbehalt Oeſtreich geſichert bleiben, 
und damit dies der Fall ſei, dürfe die künftig mögliche Mitbetheiligung 
Oeſtreichs bei der Exekutive jetzt nicht ausgeſchloſſen werden. 

Preußen iſt durchdrungen von der Ueberzeugung, daß Oeſtreich, 
wie es ſich durch feine Konſtitution ſelbſt geftellt hat, mit feinen Deut 
ſchen Bundeslanden allein dem Deutſchen Bunde nicht mehr beitreten 
kann. Man müſſe die Thatſache anerkennen, daß auf der Einen Seite 
Deutſchland der Nation bedeutend mehr leiſten ſolle, als die Bundes- 
Verträge ihr bisher dag ant hätten, auch wenn ſie getreulich vollzogen 
worden wären, und daß andrerſeits Oeſtreich jetzt dieſen Bundes-Ver⸗ 
trägen kaum noch genügen könne, fo, daß die Bedürfniſſe und die 
Forderungen der Deutſchen Nation, und die 0 Oeſtreichs 
in ein umgekehrtes Verhältniß getreten ſeien. Mit Oeſtreich ſei der 
Aufbau des Bundesſtaates, den Deutſchland mit Recht beanſpruche und 
nicht mehr entbehren wolle, geradezu unvereinbar geworden. Das ſei 
die offene e Preußens. Können die andern Regierungen nach 
u F 4 45 nicht mehr mit Preußen gehen, ſo müſſe es ſeinen Weg 
allein gehn. N 


en 


Hannover erklärt zur Verſtändigung, daß feinerfeits nur ein 
Rechtsſchutz aller Deutſchen Bundesglieder, Oeſtreich einbegriffen, habe 
beabſichtigt werden ſollen. Es wolle Hannover nur Vorkehr getroffen 
Oba daß auch das in den Deutſchen Bundesſtaat nicht eintretende 

eſtreich in ſeinen Rechten unverkürzt bleibe. r 5 

Preußen entgegnet, daß es ſich bei dem bezweckten Bundesſtaate 
nicht um die Bildung einer e handle, in der Oeſtreich oder 
ein anderer Staat zu ſein oder zu bleiben das Recht habe; ſondern le⸗ 
diglich von einer Gemeinſchaft, die durch gänzlich freiwillige Vereinba⸗ 
rung erſt zu Stande kommen ſolle. Das Wieviel der beitretenden 
Staaten ſtehe dabei in zweiter Reihe. 

Hannover weiſt auf die Lebensunfähigkeit eines Bundesſtaates 
von zu wenigen Einzelſtaaten hin: eine Betrachtung, deren Richtigkeit 
Preußen nicht verkennt, deren praktiſche Anwendung es jedoch hier läug⸗ 
net, da es die beziehungsweiſe Irrelevanz der mehr oder minder bei⸗ 
tretenden Staaten nur auf die Seitens der Regierungen zu bewirkende 
Propoſition der Verfaſſung, nicht aber auch auf den Umfang des ver⸗ 
wirklichten Bundesſtaates ſelbſt bezogen habe. f - 

Hanno ver hält es nicht für gerechtfertigt, dieſſeits auszuſprechen, 
daß Oeſtreich mit feinen Deutſchen Bundeslanden in den Deutſchen 
Bundesſtaat nicht eintreten werde, da man ihm dieſen Eintritt in den 
n wenn es denſelben verlange, doch nicht werde verſagen 
önnen. a / 
Preußen findet den Ernſt der Zeit zu ſchwer, um ſich an bloße 
Möglichkeiten zu halten, während die Thatſachen unläugbar vorliegen. 
Oeſtreich habe nicht dieſen Eintritt in den Bundesſtaat, ſondern einen 
andern, den mit feinem ganzen außerdeutſchen Länder -Komplex, ver⸗ 
langt, es habe wiederholt erklärt, nur ſo, d. h. in ſeiner ſtaatlichen 
Geſammtheit, oder gar nicht eintreten zu können. Daß alſo dem Ver⸗ 
langen Oeſtreichs, wie es vorliege, von Deutſchland nicht deferirt wer⸗ 
den könne, unterlaſſe Preußen nachzuweiſen. Das Reſultat ſei, daß, 
dem Rechte nach, für Oeſtreich eine dreifache Möglichkeit verbleibe; 
entweder f = 

1) Verzichtleiſtung auf jede Theilnahme am Bundesftante felbft, und 
Abſchluß einer Union mit demſelben; oder 

2) Eintritt in den Deutſchen Bundesſtaat mit ſeinen Deutſchen Lan⸗ 
den; oder a Br i 

3) einfaches Verharren beim Bundes-Verhältniß von 1815. 8 

Die praktiſche Unausführbarkeit der zweiten Möglichkeit liege allein 
ſchon in der öſtreichiſchen Verfaſſung; Preußen erblicke, wie die Dinge 
ſtänden, die wünſchenswertheſte Löſung der nationalen Aufgabe in dem 
ad 1 beregten Unions-Verhäleniß, das, an Unmöglichkeiten und Täu⸗ 
ſchungen vorbeigehend, das für Oeſtreich und Deutſchland reale Gute 
und Nützliche wahrhaft ſchützen und fördern werde, und das es in die⸗ 
ſem Augenblick in Wien zur Erwägung ſtelle. Sollte aber Oeſtreich 
hierin nicht zuſtimmen, ſo werde es nach wie vor in dem vollen Um⸗ 
fange all der Rechte bleiben, die ihm als Bundes- Mitglied aus dem 
Vertrage von 1815 gegen Leiſtung ſeiner Bundespflichten erwachſen 


U 


* 
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find. Indem in dieſem Falle Oeſtreich aber für feine Deutſchen Lande 
auf dem Standpunkte der Bundes⸗Verträge ſtehen bleibe, werde Preu⸗ 
ßen mit allen ihm rechtlich und materiell zu Gebote ſtehenden Mitteln 


dem Bundesſtaate zuſtreben, derjenigen Deutſchen Regierungen harrend, 


die dieſes Streben mit ihm theilen werden. 

Hannover präciſirt ſeinen Antrag dahin, daß wenn Oeſtreich 
mit ſeinen Deutſchen Bundeslanden in den zu bildenden Bundesſtaat 
eintreten wolle, daß alsdann das Verhältniß Oeſtreichs zu der Ober⸗ 
hauptsfrage einer Verſtändigung mit Preußen vorbehalten bleibe, und 
daß dies ausgeſprochen werde. | ; 

Preußen fragt, ob dies nicht blos das Verlangen Oeſtreichs zur 
Folge haben werde, den Bundesſtaat ſo einzurichten, daß es ſeinerſeits 
in denſelben eintreten könne, d. h. daß Deutſchland auf die Begrün⸗ 
dung eines wirklichen, von der ganzen Nation geforderten Bundesſtaa⸗ 
tes verzichte? Preußen wiederholt dabei den Ausdruck feiner Ueber- 
zeugung, daß Oeſtreich ſich außer Stande befinde anzunehmen, was 
Deutſchland nicht mehr entbehren könne. 5 

Hannover geſteht, daß bei einem Fortbeſtand des jetzigen legis⸗ 
lativen Zuſtandes in Oeſtreich von deſſen Eintritt in den zu bildenden 
Bundesſtaat nicht die Rede ſein könne. Aber dieſer Zuſtand in Oeſtreich 
ſei nicht unabänderlich, zumal bei der jetzigen Weltlage nicht, ja, es er⸗ 
ſcheine eine Aenderung dieſes Zuſtandes ſogar als wahrſcheinlich. Könne 
Oeſtreich in Folge einer ſolchen Aenderung ſpäter eintreten, ſo werde 
dieſer Eintritt in einem, ſeiner bisherigen Stellung zu Deutſchland ge⸗ 
mäßen Verhältniß zu geſtatten fein, und daß dies fein kann, möge nicht 
unterlaſſen werden, auszuſprechen. Ein gegentheiliges Verhalten werde 
das Deutſche Rechtsgefühl bei dem beſſeren Theile der Nation ſchwer 
verletzen, und namentlich werde es Preußen nicht frommen, wenn die 
Annahme Raum gewinnen könne, als habe ſich Preußen geweigert, den 
Oeſtreich gebührenden Platz in Deutſchland zu reſerviren. Hannover 
will dabei die Meinung nicht zurückhalten, daß eine ſolche Reſervation 


zu Gunſten Oeſtreichs derjenigen Partei in Preußen, die man als ſpe⸗ 


zifiſches Preußenthum bezeichne, nicht genehm ſein möge; das edlere 
Preußen werde aber dieſe Rückſicht gegen Oeſtreich nach Verdienſt zu 
würdigen wiſſen. Werde Oeſtreich zur Zeit in den Deutſchen 


Bundesſtaat nicht eintreten, und müſſe die Nation auf die 


Verwirklichung eines das ganze Vaterland umfaſſenden Bundes- 
ſtagtes hiernach einſtweilen Verzicht leiſten, fo ſolle man durch aus— 
drückliche Erwähnung des für Oeſtreich vorbehaltenen künftigen Eintritts 
wenigſtens die Idee eines ungetheilten Deutſchen Vaterlands feſtzu⸗ 
halten ſuchen. Dieſe Erwähnung in geeigneter Weiſe formulirt und 
in die jetzige Verfaſſungs⸗Urkunde niedergelegt, werde das zu gründende 
Werk vor dem Vorwurf einer damit beabſichtigten preußiſchen Hegemonie 
in Schutz nehmen, und ihm den Stempel des ächten Deutſchthums 
aufdrücken. Hannover verweiſt ſchließlich auf die confeſſionellen Sym⸗ 
pathieen, die für Oeſtreich in einem großen Theile Deutſchlands, na⸗ 
mentlich in Weſtphalen und Rheinland leben. Dieſe Sympathieen 
hätten ſich zuletzt noch bei der Wahl des Erzherzog-Reichsverweſers 
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auf das Lebhafteſte kundgegeben. Es liege im ee Deutſchen 
Intereſſe, die Exiſtenz dieſer Sympathieen anzuerkennen, und ihnen 
die verdiente aß ir e nicht zu verſagen. 
Bayern muß für Oeſtreich gleiche Sympathieen bezeugen. 
Preußen will auf dieſe Auseinanderſetzung nur das Nothwen⸗ 
digſte antworten. Wünſche man über das Verhältniß Oeſtreichs zu 
Deutſchland noch eine beſondere Erklärung in die Verfaſſungs⸗Urkunde 
niedergelegt, ſo ſei Preußen für ſeinen Theil dem nicht entgegen. Man 
möge ſich über die Formel näher beſtimmen. Preußen müſſe aber dabei 
die beſtimmte Frage darüber wiederholen, welche Stellung die konferirenden 
Regierungen zu dem von Preußen proponirten Verfaſſungswerke einzu⸗ 
nehmen entſchloſſen ſeien, und nun um eine klare, unumwundene Ant⸗ 
wort auf dieſe Frage anſuchen. Sei eine Verſtändigung über einen 
mit Preußen gemeinſchaftlichen Weg bei dem Deutſchen Verfaſſungs⸗ 
werke nicht möglich, ſo werde am Beſten ſein, dieſe Ueberzeug Hi fo 
ſchnell als möglich zu gewinnen, um dann ſofort zu den Entſchlüſſen 
zu kommen, die der Augenblick gebieteriſch fordere. Den Vorwurf 
einer eigenſüchtigen Tendenz habe Preußen, wenn er wirklich erhoben 
werden ſolle, nicht erſt noch zurückzuweiſen. Die weitere Ausführung 
überlaſſe es manifeſten Thatſachen. - 
Bayern erkennt das Verhalten Preußens bei der ihm darge⸗ 
botenen Kaiſerwürde mit aufrichtigem Dank an, und nimmt gerne 
Anlaß, dieſes Bekenntniß auszuſprechen. 0 
Endlich einigen ſich die Regierungen vorläufig dahin, daß dem 
erſten §. der Verfaſſungs-Vorlage folgender Zuſatz zugefügt werde: 
„Die Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſtreichs zu dem Deut⸗ 
ſchen Reiche bleibt gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten.“ 
Sodann wird in Folge dieſes Zuſatzes anerkannt, daß nun in 
§. (67.) unter Reduktion der Zahl der Mitglieder des Fürſten⸗Kolle⸗ 
iums von ſieben auf ſechs, der den Eintritt Oeſtreichs in den Deut⸗ 
ſchen Bundesſtaat betreffende vorletzte Paſſus des $. zu löſchen iſt. 
Ein weiterer Einſpruch gegen die $$. wird nicht erhoben. Grup⸗ 
pirung und Inhalt der 88. ſoll als vorläufige Feſtſtellung gelten. 


ad 6. 71. (68.) 

Die von Preußen proponirte Faſſung iſt acceptirt. 

Preußen findet bei dieſem §. ein Ausſprechen über den künfti⸗ 
gen Sitz des Reichstages angemeſſen. Hannover hat keine beſonde⸗ 
ren Wünſche für einen beſtimmten Ort; nur glaubt es, ſich gegen 
Frankfurt erklären zu ſollen. N 

Die konferirenden Regierungen ſtimmen ſchließlich alle für Erfurt, 
als für eine paritätiſche, militairiſch geſicherte und mit ausreichenden 
Lokalitäten verſehene Stadt, inmitten Deutſchlands. Die nähere Er⸗ 
mittelung vorbehalten, ſoll bei Beſtimmung des Sitzes des künftigen 
Reichstages Erfurt beſonders im Auge gehalten werden. 


ad F. 72. i 


iſt gefallen. 
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ad $. 73. (69.) 
Der Vorſchlag Preußens, eine Beſchränkung auf das zweite 
alinea des $., iſt acceptirt. 
N ad $. 74. (70.) 
unverändert beibehalten. Acceptirt. 
ad F. 75. (71.) 
Von Preußen unverändert beibehalten. Hannover fragt, ob, 
bei Verwirklichung des Unions-Verhältniſſes mit Oeſtreich, der im 8. 
erwähnte völkerrechtliche Verkehr auch auf Oeſtreich Bezug erleiden 
ſolle, was Preußen verneint. Der völkerrechtliche Verkehr finde 
ſein Korrelat nur im Auslande, wozu ein mit Deutſchland durch eine 
Union verbundener Staat nicht gehöre. 
ad 8s. 76 — 79. (72 — 75.) 
ohne Bemerkung. 
5 ad F. 80. (76. 78.) 
Die Propoſition Preußens mit dem Zuſatz der Vertretung 
des Reichs⸗Vorſtandes in Verhinderungsfällen, durch Bayern; acceptirt. 
Eingefügt als 


4 $. (77.) 
Das Fürften- Kollegium faßt feine Beſchlüſſe u. ſ. w. — 


acceptirt. 
$. 81. (79), 
ohne Bemerkung. 


Die Fortſetzung der Verhandlungen iſt auf morgen, den 19ten 
Mai, Vormittags 10 Uhr, anberaumt, und das Protokoll hiermit ab- 
gebrochen, Berlin, wie Eingangs, Nachmittags 3 Uhr. 


* a 


Fortgeſetzt zu Berlin, am 19. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr. 


In Gegenwart: 
des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Rado witz, 
des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von N 
Lerchenfeld, - 
des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats: 
Miniſters von Beuſt, 


in Zuſtand . 
des Königlich Sächſiſchen Staats-Mini⸗ 
ſters Behr, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 


in Zuſtand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 


ad §. 87. (85.) 


Hannover ſchlägt die Faſſung vor: „So 1 0 u. ſ. w.“ und als 
Folge hiervon die Löſchung Oeſtreichs in der bisherigen Aufſtellung. 
Es wird allgemein anerkannt, daß die Kopfzahl in den einzelnen Bun⸗ 
deslanden für die Beſtimmung der Zahl der Mitglieder hier nicht 
maaßgebend ſein könne. Preußen ſchlägt die Gleichſtellung Kur⸗ 
heſſens und des Großherzogthums Heſſen à 7 Stimmen vor. An⸗ 
genommen. 5 

Es ſoll in der Reihenfolge der Staaten bloß Holſtein aufgeführt, 
und das bezüglich Schleswig und Lauenburg zu Sagende in die De- 
klaration niedergelegt werden. 

Hamburg erhält 2 Stimmen. ; i 

Die Geſammtzahl der Mitglieder des Staatenhauſes vermindert 
ſich hiernach von 192 auf 167 Stimmen. 

ad 8. 88. (86.) . 

Sachſen hat zunächſt die Wahrung eines konſervativen Elements 
für die Mitglieder des Staatenhauſes durch Einführung eines Cenſus 
gewünſcht, beſteht aber nicht mehr darauf, nachdem 8 
Erwägung geſtellt, daß das konſervative Element in dem Mandats⸗ 
Verhältniß zwiſchen den Mitgliedern des Staatenhauſes und den fie 
verfaſſungsmäßig beſtellenden Mandanten genügend geſichert ſcheinen, 


annover in 


u Bi 


und die Verwirklichung des Sächſiſchen Vorſchlages zudem eine bedenk⸗ 
liche Ausſcheidung der geiſtigen Befähigung aus dem Staatenhauſe zur 
Folge haben möge. 

Hannover bringt ſeinerſeits in Antrag, daß in den Bundes⸗ 
ſtaaten, worin zwei Kammern beſtehen, die Hälfte der Mitglieder der 
Staaten⸗Kammer von jeder Kammer zu wählen, und bei ungleichen 
Hälften die Wahl der größeren Hälfte dem Volkshauſe zu übertragen ſei. 

Dieſem Antrage wird defertrt, und hiernach alinea 2 bis incl. 4 


des F. gelöſcht. 
ad 58. 89 — 93. (87 — 91.) 
unverändert acceptirt. | 
ad $..94. (92.) 


Hannover will die Wahlperiode der Mitglieder des Volks- 
hauſes ein für allemal auf vier Jahre feſtgeſtellt wiſſen. Eine kurze 
Wahlperiode ſei in jedem Betracht ein politiſches Uebel; ſie bedinge 
eine zu oft erneuerte allgemeine Wahl, und greife ſchon dadurch in 
den ruhigen Entwickelungsgang ſtörend ein. Dabei habe die Aende⸗ 
rung in der Repräſentation an und für ſich ihre großen Nachtheile, 
da zu einem gedeihlichen Wirken ein gewiſſes Einleben und Vertraut⸗ 
werden mit dem Gange der Verhandlungen gehöre, ſo daß die 
erſten Wochen einer neu erwählten Verſammlung, nach Maßgabe 
a Erfahrungen, faſt überall als verloren angeſehen werden 
müſſen. 

Bayern und Sachſen und ſchließlich auch Preußen ſtimmen 
bei. Der §. wird demgemäß geändert. 5 

ad ss. 95 — 99. (93 — 97). 


Angenommen. 
ad FS. 100, (98.) 
Unverändert acceptirt. 
ad §. 101. (99.) 

Es wird folgende Faſſung feſtgeſtellt: 

„Ein Reichsbeſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung 
beider Häuſer einerſeits, ſo wie des Reichsvorſtandes und 
Fürſten⸗Collegiums andererſeits, gültig zu Stande kommen.“ 

„Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuſtimmung der 
Reichs⸗Regierung nicht erlangt, darf in derſelben Sitzungs- 
periode nicht wiederholt werden.“ 

ad $. 103. (101.) i 

Zu No. 1., 5. und 6. des §. vindicirt Sachſen dem Staaten⸗ 
hauſe eine gleiche Berechtigung wie dem Volkshauſe. 

Hannover iſt der Meinung, daß der Vertreter des einzelnen 
Staates durch die Steuerfrage allerdings mehr berührt werde, als der 
Vertreter im Volkshauſe. Daher will es ſich dem Antrage Sachſens 
anſchließen, wiewohl es ſonſt keinen großen Werth auf die in Antrag 
bee Modifikation legt. N 5 

ayern ſtimmt ganz mit Sachſen. Es ſrpricht zugleich die 
Hoffnung aus, daß eine gleiche Modifikation künftig auch in allen Ein- 
zelſtaaten Platz greifen werde. 


a 


Preußen 1 nähere Erwägung vorbehaltend, dem geſtellten 
8 vorläufig bei. 

Hiernach al No. 1. den Zuſatz: „und ſodann des Staaten⸗ 
hauſes,“ und No. 6. folgende Faſſung: 

„Nach erfolgter Prüfung Non Bewilligung, durch das Volks⸗ 
haus wird das Budget an das Staatenhaus zur Berathung 
und Beſchlußnahme abgegeben. Wenn dieſer Beſchluß nicht 
mit dem des Volkshauſes übereinſtimmt, ſo geht das Budget 
zur ferneren Verhandlung an das Volkshaus zurück. Ein 
endgültiger Beſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung 
beider Häuſer zu Stande kommen.“ 

No. 3. wird dem Antrage Hannovers auf Ausdehnung der 
Finanzperiode durch Erhöhung von Einem Jahre auf drei Jahre 


ſtattgegeben. 
ad s$. 104 — 113. (102 — 1110 
Unverändert acceptirt. 
ad F. 114. (112.) 
Hannover verlangt die Löſchung des Wortes: „im Hauſe, ai 
welchem Verlangen eee deferirt wird. 
d $. 115. (113.) 
Unverändert e 
ad $. 116. (114.) ö 
Hannover ſchlägt am Schluſſe einer längeren Erörterung fol⸗ 
gende, von den konferirenden Regierungen gebilligte Faſſung vor: 

„Es ſoll eine allgemeine Geſchäfts-Ordnung pe Zu⸗ 
ſtimmung beider Häuſer erlaſſen werden. Die A nwendung 
dieſer Geſchäfts-Ordnung im Einzelnen bleibt den Velen 
jedes Hauſes . 1 

d §. 117. (115.) 


d $. 118. (116.) 

Sind die REN Regierungen über die Löſchung des zweiten 
Satzes einverſtanden. i 
ad $, 119. (117) 


Erhält a. Kain Faſſung: 

„Jedes Haus iſt befugt, für die Dauer ſeiner Sitzungs⸗ 
Periode die Aufhebung i Verhaftungen oder Unter⸗ 
ſuchungen zu verfügen, welche über ein Mitglied deſſelben 

zur a feiner Wahl verhängt geweſen, oder nach dieſer bis 
zur Eröffnung der Fi 448 worden iſt.“ 
ad §. 120. (118.) 
Wird nach dem Antrage Hannovers auf die N von 
Staatswegen beſchränkt. N | 
ad $. 121. (119. 
Werden auf Preußens Vorſchlag den ma WA die von 
denſelben zu ihrer ent bezeichneten Commiſſare beigeordnet. 
d ss. 122 — 124. (120 — 12 0 
Unverändert at. 


Unverändert asp. 


1 


Nachdem hiermit die vorweg in Berathung gezogenen SS. über 
das Reichs⸗Oberhaupt und über den Reichstag ihre Erledigung gefun⸗ 
den, wird die früher unterbrochene Berathung bei §. 45. wieder auf⸗ 
genommen. 

ö ad $. 45. 


(44.) f 
Preußen legt beſonderen Werth auf Beibehaltung des §., da er 
der Deutſchen Einheit ein gemeinſames Symbol darbiete. Die Praͤgung 
einer Reichs⸗Münze könne keinen Schwierigkeiten unterliegen. Die 
Gleichheit eines Münz-Syſtems in Deutſchland fer als ein Ziel 
hinzuſtellen, deſſen Erreichung erſtrebt werden ſolle. In dieſem Sinne 


acceptirt. 
8 ad $. 46. (45.) 5 
Aus gleichen Motiven in demſelben Sinne wie der vorſtehende $. 


acceptirt. 
ad $. 47. (46.) 
Wird die Faſſung der Collectiv-Note angenommen: 
F „Der Reichsgewalt ſteht über das Bankweſen und das 
Ausgeben von Papiergeld die Erlaſſung allgemeiner Geſetze 
und die Oberaufſicht zu.“ 
ad §. 48. (47.) 
Unverändert angenommen. 
5 ad §. 49. (48.) 

Nach dem vereinten Antrage von Hannover, Bayern und 
Sachſen, unter Vorbehalt der näheren Erwägung Preußens dahin 
geändert: 

„Zur Beſtreitung ſeiner Ausgaben iſt das Reich zunächſt 
auf die Matrikular⸗Beiträge der einzelnen Staaten angewieſen.“ 


N ad §. 49, 
Fällt demnach aus. 


ad 8. 51. (49.) 

Erhält die Faſſung: 

„Die Reichsgewalt iſt befugt, in außerordentlichen Fällen 
Anleihen zu machen, oder ſonſtige Schulden zu kontrahiren.“ 
ad $. 57. (55.) 

Hannover beſtreitet den 8. Das hier gebrauchte Wort: „Hei⸗ 
mathsrecht“ ſei ein ſchiefer Ausdruck. Es finde dies Wort nur in dem 
Begriffe der Staats-Angehörigkeit fein richtiges Verſtändniß. Dieſe 
habe aber der einzelne Staat ſelbſt zu regeln. Als Gemeinderecht ver- 
ſtanden, könne das Heimathsrecht von Staatswegen ſelbſtredend noch 
weniger geordnet werden. 

ayern iſt anderer Meinung. Es hält eine gemeinſchaftliche 
Geſetzgebung über den Gegenſtand für äußerſt wünſchenswerth und 
laubt, daß man den F. aufrecht erhalten, und die Korrektur des 
usdrucks in die Declaration niederlegen ſolle. Nachdem Preußen 
namentlich mit Rückbeziehung auf die Grundrechte der Bayeriſchen An- 
cht durchaus zugetreten, zieht Hanno ver feinen Antrag zurück. 
er §. iſt, die Declaration vorbehalten, angenommen. 


PER 


| ad g. 63. Dur 

Preußen hat die Löſchung des ganzen §. 63, der Frankfurter 
Verfaſſungs-Aufſtellung beantragt. Der §. gehöre in den Einheits 
aber nicht in den Bundesſtaat. Acceptirt. | 


Die Berathung geht hierauf auf §§. 125, und folgende zurück. 
BER 9 10 $, 125. (123.) 1 . 


Unverändert acceptirt. 
ad $. 126. (124. 8 4 

Hannover verlangt ad k. den Zuſatz: „und die Gerichte der 
Einzelſtaaten dazu nicht kompetent ſind;“ und ad m.: „wo ein gemein- 
rechtlicher Gerichtsſtand nicht begründet ſein ſollte.“ 

Beide Zuſätze werden genehmigt 

ad 88. 127 — 129. (125 — 127.) 
Unverändert angenommen. N 


Die Berathung wendet ſich mit augenblicklichem Uebergehen der 
die Grundrechte betreffenden §§. zu den Schluß-Paragraphen über die 
Gewähr der Verfaſſung. | 

d $. 190. (188.) 


a \ . 
Das Reſultat einer längeren Erörterung über dieſen §. konzentrirt 

ſich in folgender, allſeitig gebilligter Faſſung: 8 
„Der Reichsvorſtand leiſtet auf die Reichs-Verfaſſung fol⸗ 
gendes eidliches Gelöbniß: Ich ſchwöre, das Reich und die 
Rechte des Deutſchen Volkes zu ſchirmen, die Reichs⸗Ver⸗ 

faſſung aufrecht zu erhalten und ſie gewiſſenhaft zu vollziehen. 

So wahr mir Gott helfe!“ 5 
„Der Eid der Bevollmächtigten zum Fürſten⸗Kollegium 
lautet wie folgt: Ich ſchwöre das Reich und die Rechte des 
Deutſchen Volkes zu ſchirmen und die Reichs⸗Verfaſſung auf⸗ 
recht zu halten. So wahr mir Gott helfe.“ 1 
„Dieſe Eidesleiſtungen geſchehen bei Einführung gegen⸗ 
wärtiger Verfaſſung vor den zu einer Be ie 
beiden Häuſern des Reichstages. Bei ſpäterem Wechſel wird 
der Eid im verſammelten Fürſten⸗Kollegium abgelegt, und die 
darüber aufgenommene Urkunde dem nächſten Reichstage über⸗ 


geben.“ 
8 ad 88. 191 — 195. (189 — 493.) 
Unverändert acceptirt.“ 


| ad $. 196. (194.) | 
1 Schlußſatz des §. wird gelöſcht, und durch folgenden Schluß 
erſetzt: F N 
„Abänderungen in der Reichs⸗Verfaſſung können nur durch 
einen Beſchluß beider Häuſer und mit Zuſtimmung ſowohl 
des Reichs⸗Vorſtandes, als des Fürſten⸗Kollegiums erfolgen.“ 
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ad §. 197. (195.) 
Erhält folgende Modifikation: 
In dem Vorderſatze werden vor den Worten: „Verhaftung u. ſ. w.,“ 
die Worte: „den Gerichtsſtand, die Preſſe“ eingefügt. 
No. 2. ſchließt alſo: 2 
„Wenn dieſelben nicht verſammelt find, jo müſſen bei 
ihrem Zuſammentreten die getroffenen Maßregeln ihnen fo- 
fort zur Genehmigung vorgelegt werden.“ 
In dem letzten Satze werden nach: „bleiben“ die Worte: „bis 
dahin“ eingefügt, und die Worte „in Feſtungen“ fallen aus. 
Die Fortſetzung der Verhandlung wird auf morgen, den 20. d., 
Vormittags 10 Uhr anberaumt, und das Protokoll hiermit, Berlin, wie 
Eingangs, Nachmittags 2 Uhr, abgebrochen. 


Verhandelt zu Berlin, am 20. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr. 


In Gegenwart: ‚ 
des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Radowitz, ‘ 
des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von 
Lerch en feld, i 
des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 
des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats- 
Miniſters Stüve, 
in Zuſtand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 


Preußen bringt zur Sprache, daß, nachdem nunmehr die Verhand⸗ 
lungen und Verſtändigungen über den Entwurf einer Reichs- Ver⸗ 
faſſung ſo weit gediehen ſeien, daß ſie die geſammte Vorlage, mit 
Ausſchluß der Grundrechte und des Wahlgeſees umfaßten, es bei 
der hohen Dringlichkeit der Zeit nothwendig ſei, ſich darüber gegen⸗ 
ſeitig auszuſprechen, ob die hier vertretenen Deutſchen Staaten ſich 
zu einem gemeinſchaftlichen ferneren Wege zu vereinigen geſonnen ſind. 

Zu dieſem Behufe ſtelle Preußen folgende Vorſchläge als Anhalts⸗ 
punkte auf, und erſuche die vertretenen Regierungen, ſich über ihre 
dieſerhalb zu faſſende Stellung erklären zu wollen: 


1) Preußen, Bayern, Sachſen und Hannover treten in Anbetracht f 


der gegenwärtigen Zeitumſtände in ein Bündniß, das den innern 
und äußern Schutz ſeiner Glieder zum Zwecke hat. 
2) Allen andern Staaten des bisherigen Deutſchen Bundes iſt der 
Anſchluß an daſſelbe eröffnet. N 
Die genannten Regierungen übertragen ver Preußiſchen die Lei⸗ 
tung der gemeinſamen Intereſſen und Maßregeln für den sub 1. 
angeführten Zweck. N 
Die verbündeten Regierungen en den unter ihnen verein⸗ 
barten Entwurf einer Reichs-Verfaͤſſung in angemeſſener Weiſe 
zu allgemeiner Kenntniß, und ſtellen den andern Deutſchen Re⸗ 
gierungen anheim, ob ſie ſich demſelben anſchließen wollen. Sie 


— 
— 


* 
— 


* 


werden zugleich ausſprechen, daß ſie dieſen Entwurf als ihre 


Propofition einem auf Grund dieſer Verfaſſung und des dazu 


. 


gehörigen Wahlgeſetzes einzuberufenden Reichstage zur Berathung 
und Zuſtimmung vorlegen werden. Zeit und Ort dieſes Reichs- 
tages bleibt vorbehalten. a 
Am Schluſſe einer längeren Erörterung, in der Preußen nament- 
lich hervorhebt, daß die Siegesgewißheit in dem bevorſtehenden Kampfe 
zum großen Theile darin gegeben ſein werde, daß die Nation wiſſe, 
Bun fie in den Kampf gehe, und was ihr am Schluſſe deſſelben ge- 
währt ſei, erklärt 
Hannover ſich dieſem Vorſchlage Preußens zuſtimmend, jedoch 
mit der Zugabe, daß durch das zu ſchließende Bündniß die Rechte und 
Pflichten aus dem Bundes-Verhältniß von 1815 nicht geſchwächt wer— 
den; daß allen Deutſchen Bundesſtaaten, und namentlich auch Oeſtreich 
für ſeine Deutſchen Bundestheile, der Beitritt jederzeit frei bleibe, und 
endlich daß die proviſoriſche Oberleitung Preußens durch weitere Ver— 
abredungen näher beſtimmt werden, und nicht minder den Regierungen 
unbenommen ſein müſſe, unbeſchadet der gemeinſchaftlichen Propoſition 
des Verfaſſungs-Entwurfs ihre abweichenden Anſichten, namentlich in 
Bezug auf die Geſtaltung der Oherhauptsfrage, auf dem zur Befchluß- 
nahme über die Verfaſſung zuſammentretenden Reichstage geltend zu 
machen. 
„ gewährt Letzteres ſofort, jedoch in dem Sinne, daß 
ihm zuletzt die freie und ſelbſtſtändige Entſchließung verbleibe. 
Sachſen tritt dieſer Erklärung Hannovers bezüglich der vorſtehen— 
den Propoſition Preußens bei. 
Bayern bedauert, Mangels zureichender Inſtruktionen, zu einer 
ſofortigen Erklärung ſeinerſeits noch nicht im Stande zu ſein. Es hofft 
aber, dieſe Erklärung in kürzeſter Friſt ertheilen zu können. : 


(gez.) von Nadowitz. (gez.) Graf von Lerchenfeld. 
(gez.) Freiherr von Beuſt. (gez.) Stüve. 
(gez.) H. von Wangenheim. (gez.) Bloemer. 
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Verhandelt zu Berlin, den 21. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr, 


In Gegenwart: 

des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Rad o witz, 

des Königlich Bayeriſchen Bevollmächtigten, Grafen 
von Lerchenfeld, 

des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 0 

in Zuſtand 


des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 


Die Eonferenz beſchließt die Vornahme und Feſtſtellung des über die 
ſeitherigen Verhandlungen aufgenommenen Protokolls. 

Das Protokoll über dieſe Verhandlungen, eröffnet in der Sitzung 
vom 17. Mai, und fortgeſetzt in den Sitzungen vom 18., 19. und 
20. Mai c., wird von dem Protokollführer vorgelegt und verleſen. 

Staats-Minifter Stüve präciſirt die in der geſtrigen Sitzung auf 
die Propoſition Preußens Namens Hannover gegebene Erklärung. In 
Folge deſſen wird der Schluß der betreffenden Stelle des Protokolls 
gelöſcht, und ein Zuſatz in der von dem Staats⸗-Miniſter Stüve ſelbſt 
gegebenen Faſſung durch Beiſchreiben auf den Rand des Blattes, in den 
Text eingefügt. 

Preußen giebt die Erklärung, daß es, geleitet von dem dringen⸗ 
den Wunſche, die angeknüpften Verhandlungen zu einem baldigen ge⸗ 
deihlichen Abſchluß zu bringen, und in Anerkennung und Vollziehung 
einer Pflicht, die in fo ernſter Zeit das Wünſchenswerthere dem Noth- 
wendigen unterzuordnen gebiete, in allen, ſeinerſeits bisher noch zur 
Erwägung vorbehaltenen Punkten den von den vertretenen Regierungen 
gewünſchten Abänderungen nunmehr ſtattgebe. 

Sonſtige Einwände ſind gegen das Protokoll nicht erhoben. 

Daſſelbe wird als dem geſammten Inhalt der bisher gepflogenen 
Verhandlungen genau entſprechend, von den ſämmtlichen anweſenden 
Herren Bevollmächtigten genehmigt, und von ihnen und dem Proto— 
kollführer unterzeichnet. 

Vorgeleſen, genehmigt und unterzeichnet, zu Berlin, wie Eingangs, 
Nachmittags zwei Uhr. 


(gez.) von Radowitz. (gez.) Graf von Lerchenfeld. 
(gez.) Freiherr von Beuſt. (gez.) Stüve. 
(gez.) H. von Wangenheim. (gez.) Bloemer. 


8. 
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Verhandelt zu Berlin, am 22. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr. 
a In Gegenwart: 
des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Radowitz, 
des Königlich Bayeriſchen Bevollmächtigten, Grafen 
von Lerchenfeld, 
des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 
des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 
in Zuſtan 


d 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 


Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 


Preußen legt den Entwurf einer Kollektiv-Eröffnung vor, womit die 
konferirenden Regierungen in dem hoffentlich nahen Augenblick der zwi— 
ſchen ihnen zu Stande gekommenen Verſtändigung allen übrigen Regie- 
rungen der Deutſchen Bundesſtaaten vor den Augen der Nation entge- 
gen zu treten hätten, und zwar ſowohl, um den gewünſchten Anſchluß 
dieſer Regierungen zu der dieſſeitigen Verfaſſungs-Vorlage zu bewirken 
und zu beſchleunigen, als auch um die Nation von den Abſichten und 
dem Zweck der Proponenten auf eine Weiſe in Kenntniß zu ſetzen, die 
geeignet und ausreichend ſei, ihr die demnächſtige Erfüllung ihrer ge- 
rechten Hoffnungen und Erwartungen, ſoviel es an den Regierungen, 
öffentlich zu verbürgen, und durch dieſe Bürgſchaft alle Wohlgeſinnten 
im Vaterlande gegen die verbrecheriſche Parthei des ſocialen und ſtaat— 
lichen Umſturzes zu einem feſten, ſiegesgewiſſen Bunde zu vereinigen. 
Der Entwurf wird von Preußen ausdrücklich als vorläufige Punktation 
dargeboten, und um freieſte Meinungs-Aeußerung über Inhalt und 
Faſſung angeſucht. 

Die Konferenz iſt einig über die Nothwendigkeit und Dringlichkeit 
einer zu dem angegebenen Zwecke zu erlaſſenden Eröffnung. Auch wird 
dem vorgetragenen Entwurfe, einzelne wenige Punkte abgerechnet, völlig 
beigeſtimmt. Dieſe Punkte werden theils ſofort geändert, theils ſoll 
diefe Aenderung im Sinne der gemachten — 172 und Andeutungen 
noch herbeigeführt, und der Entwurf hierauf der Konferenz zur Er- 
. ; und ſchließlichen Feſtſtellung des baldigſten wieder vorgelegt 
werden. 

Preußen legt ſodann das von der National-Verſammlung auf- 
geſtellte Wahlgeſetz und die ſeinerſeits proponirte Abänderung und Mo- 
difikgtion deſſelben vor. Es erläutert, daß es dabei oe Wunſche 
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und der Abficht geleitet worden, einerſeits das Deſtruktive aus dem 
Wahlgeſetz der National-Verſammlung auszuſcheiden und andererſeits 
die hierdurch nothwendig gewordenen Aenderungen und Ergänzungen 
in der möglichſt ſchonenden Weiſe einzuführen. Bei der a ob 
. Cenfus oder nicht, habe ſich Preußen feinerfeits für die Negative ent- 

ſchieden, einmal, weil die Affirmation ein recht eigentliches Abgehen ſo⸗ 
wohl von dem Prinzip der Frankfurter Aufſtellung als auch von dem 
des eigenen Grundgeſetzes ſein würde; ſodann, weil jede Begrenzung 
der Wahlberechtigung, die durch die Ziffer der Steuer-Präſtation ge⸗ 
zogen werde, einen Angriff darbiete, deſſen rationelle Bekämpfung keine 
Ausſicht auf Erfolg laſſe. Wo man auch die Grenze ziehe, die Grenze 
ſelbſt bleibe ſchließlich ſtets ein Akt der Willkür, der von dem Ausge- 
ſchloſſenen und namentlich dem zunächſt der Grenze, ſtets als eine 
Rechtsverletzung empfunden werde. Indem aber Preußen in ſeinem 
Vorſchlage auf den Cenſus Verzicht geleiſtet, und dadurch die Quelle 
einer höchſt gefährlichen, weil innerlich berechtigten politiſchen Mißſtim⸗ 
mung geſchloſſen habe, glaube es in den Erforderniſſen der Selbſtſtän⸗ 
digkeit, der Feſtigkeit des Wohnſitzes, der Unbeſcholtenheit, der Präſta⸗ 
tion irgend einer direkten Steuer und der Wahl in Klaſſen eine kon⸗ 
ſervative Schranke aufzuführen, die zur Abwehr der poſitiv verderb⸗ 
lichen Elemente hoffentlich genüge, und deren Beurtheilung es den ver- 
tretenen Regierungen anheim gebe. 

Die ſämmtlichen Regierungen treten der Verzichtleiſtung auf den 
Cenſus bei. a 

Hannover giebt eine Definition von Selbſtſtändigkeit, die, indem 
ſie den Schwerpunkt des Begriffs in das Verhältniß des Wählers zu 
der Gemeinde niederlegt, worin der Wähler anſäſſig iſt, allgemeine An⸗ 
erkennung und Billigung findet. Auch die ebenfalls zunächſt von Han⸗ 
nover angeregte Bedingung des feſten Wohnſitzes am Orte der Wahl, 
während einer angemeſſenen, dem Wahltermine vorgängigen Zeitfriſt, 
wird als durchaus angemeſſen und wirkſam erachtet. 

Hannover iſt zunächſt ganz gegen die Wahl in Klaſſen; jeden⸗ 
falls aber wünſcht und beſteht es gegen Preußen, das eine Wahl 
in drei Klaſſen vorgeſchlagen, auf blos zwei Klaſſen, wobei es die 
Schwierigkeiten einer Wahl in drei Klaſſen, namentlich in kleinen Ter⸗ 
ritorien, und die zu große Schwächung des nicht genug zu ſchätzenden 
Prinzips des möglichſten Anſchluſſes der Wahloperation an den Ge— 
meinde⸗Verband geltend macht. 

Sachſen theilt die Anſicht Hannovers über den Vorzug der 
Wahl in zwei Klaſſen. Ebenſo Bayern. Preußen wird den Punkt 
in nähere Erwägung nehmen. Daſſelbe gilt von der Frage über direkte 
oder indirekte Wahl, in welcher Bayern und Hannover für indi⸗ 
rekte Wahl, und Sachſen er sue iſt. Schließlich wünſcht Han- 
nover, daß der Begriff der Beſcholtenheit, der bis jetzt ein bloß 
juriſtiſch-konſtruktiver ſei, ein ſittliches Moment zugefügt erhalte; 
welchem Wunſche Bayern beitritt. 

Mit Berückſichtigung dieſer und anderer, zu dem proponirten Wahl⸗ 
geſetz von den Regierungen gemachten Bemerkungen, und nachdem es 


9 


das Geſetz im Ganzen und Einzelnen der vorbehaltenen Erwägung un— 
terworfen hat, wird Preußen das Wahlgeſetz zum nächſten Reichstag, 
zu nochmaliger Prüfung und ſchließlicher Feſtſtellung bei der Konferenz 
in kürzeſter Friſt reproduziren. 

Die Berathung wendet ſich zu den Grundrechten. 

a N ad $. 130. (128.) 

Hannover findet den §. an ſich unhaltbar. Die Erörterung 
ſchließt damit, daß am Schluſſe des zweiten Satzes an die Stelle der 
Worte: „keine Verfaſſung u. ſ. w.“ die Worte treten: „durch die 
Geſetzgebung derſelben weiter entwickelt werden.“ 

ad §. 133. (131.) 

Hannover macht darauf aufmerkſam, welch eine furchtbare Laſt 
dieſer $. der Reichs-Regierung aufbürden, und wie tief er in die in- 
nern Angelegenheiten der Einzel-Regierungen eingreifen würde. Ueber 
die Staats⸗Angehörigkeit möge man von Rechtswegen beſtimmen, das 
erſcheine angemeſſen und nützlich; Aufenthalt und Wohnſitz aber ſeien 
Gegenſtänve durchaus lokaler Natur, die zu reguliren Sache der Ein— 
zel⸗Regierung bleiben müſſe. Verharre man auf dem $., jo werde man 
den Erlaß eines Reichs-Gemeinde-Geſetzes erzwingen, was offenbar zu 
unterbleiben habe. Auch hier treten Bayern und Sachſen der Han- 
noverſchen Ausführung vollkommen bei. Der F. erhält hierauf durch 
gemeinſamen Schluß in ſeinem zweiten alinea folgende veränderte 


Faſſung: 

755 „Die Bedingungen für den Aufenthalt und die Wahlbe- 
rechtigung, in ſoweit ſich ſolche auf das Verhältniß der ein— 
zelnen Staaten zu einander beziehen, werden durch ein allge— 
meines Heimathsgeſetz, jene für den Gewerbe-Betrieb durch 
eine allgemeine Gewerbe-Ordnung von der Reichsgewalt feſt— 


geſtellt.“ 
ad $. 137. (135.) 

Die Konferenz iſt einſtimmig über die Löſchung des zweiten Satzes 
im erſten alinea, als über einen, nach dem übrigen unzweideutigen 
Inhalt des Paragraphen für den betreffenden Theil blos verletzenden 
Pleonasmus. 

Bei dem letzten alinen ſtellt Hannover die Frage: ob 
Preußen nicht in die Löſchung des Schlußſatzes werde einwilligen 
können, was dieſes entſchieden verneint. Es wird jedoch durch ge— 
meinſamen 5 als letzter Satz zugefügt: 

„Das Nähere hierüber wird durch das Wehrgeſetz beſtimmt.“ 

Zugleich ſollen die von Preußen zu dieſem Paragraphen mit— 
getheilten übrigen Bemerkungen in der Deklaration niedergelegt werden. 

ad $. 138. (136.) 

Auf Antrag Hannovers wird im dritten alinea das Wort: 
„richterlichen“ durch das Wort: „zuſtändigen“ erſetzt. f 

Die Fortſetzung der Verhandlungen iſt auf morgen, den 23ſten 
Mai 1849., Vormittags 10 Uhr, anberaumt, und das Protokoll hier— 
mit abgebrochen, Berlin, wie Eingangs, Nachmittags 2 Uhr. 


Lee. dam 
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Verhandelt zu Berlin, am 23. Mai 1849. 
Vormittags 10 Uhr. 


In Gegenwart: 

des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Rado witz, 9 

des Königlich Bayeriſchen Bevollmächtigten, Grafen 
von Lerchenfeld, 

des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats— 
Miniſters von Beuſt, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats: 
Miniſters Stüve, N 

in Zuſtand 


des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land— 
gerichtsrath Bloemer. 


Bayern findet ſich veranlaßt, dem weiteren Fortgang der Verhand⸗ 
lungen einige Bemerkungen vorhergehen laſſen. Wenn auch Mangels 
Eingangs der dringend erbetenen, und fortwährend erwarteten nähern 
Inſtruktionen zu einer bindenden Erklärung zur Zeit noch außer 
Stande, fo glaube es doch aus der bekannten Bayeriſchen Miniſterial⸗ 
Erklärung vom 18ten d., jo wie aus andern Anzeichen jetzt ſchon ent- 
nehmen zu können, wie ſich Bayern in letzter Entſchließung werde be— 
ſtimmen müſſen. Bei dem aufrichtigen und lebhaften Wunſche, daß 
dieſe letzte Entſchließung eine zuſtimmende ſein möge, wolle man ſich 
darüber, was als die Hauptſchwierigkeit in der ganzen Sache zu be⸗ 
trachten bleibe, offen ausſprechen, in der Hoffnung, daß vor Faſſung 
der letzten Entſchließung die zur Beſeitigung der Schwierigkeit erfor- 
derlichen Mittel gefunden, und von beiden Seiten zur Anwendung ge⸗ 
bracht ſeien. Die Hauptſchwierigkeit liege in dem Abſchnitt III., in 
der Geſtaltung des künftigen Reichs-Oberhaupts. Bayern gehe da— 
von aus, daß, ſollte die alte Bundes-Verfaſſung nicht mehr beibehal⸗ 
ten werden, in der neuen, an ihre Stelle mehr oder minder eintreten- 
den Staatsform der Charakter des föderativen Bundesſtaats beſtimmt 
ausgeprägt, und in aller Conſequenz gehandhabt werden müſſe. 
Dieser Vorausſetzung Bayerns könne der gemachte Vorſchlag ſchwerlich, 
genügen, da die dem Reichsvorſtande darin übertragene Exekutive ein 
ſolches Quantum einzelner Machtbefugniſſe einſchließe, daß ſie, über 
eine bloße Exekutive weit hinausgehend, in den wichtigſten Regierungs⸗ 
Maßregeln das Fürſten-Kollegium dem Reichsvorſtande nicht mehr 
gleichberechtigt beiordne, ſondern der That und Wirklichkeit nach, dem⸗ 
ſelben unterordne. Der Reichsvorſtand erkläre Krieg und ſchließe 
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Frieden, beſtimme und leite den völkerrechtlichen Verkehr, verfüge über 
die Militairmacht, ernenne das Reichs-Miniſterinm und ſchließe den 
Reichstag: Alles, ohne deshalb auch nur zu einer Vorberathung mit 
dem eee verpflichtet zu fein. Die genannten Machtbe- 
fugniſſe, ausſchließlich der Krone Preußen übertragen, ſtelle dem Aus— 
lande kein föderirtes Deutſchland, ſondern ſtatt deſſen nur ein mächti⸗ 
geres Preußen gegenüber. Das Bundesverhältniß von 1815 werde 
belec aber der dabei für Alle in Ausſicht geſtellte Bundesſtaat gleich- 
erechtigter Mitglieder nicht erlangt werden. Dazu komme, daß das 
Verhältniß Oeſtreichs zu dem neuen Bundesſtaate jetzt auf eine nicht 
unbedenkliche Weiſe in Frage geſtellt bleibe, fo wie auch noch keines- 
weges vorzubeſtimmen ſei, wie Rußland und Frankreich ſich zu dem 
neuen Bundesſtaate ſtellen werden. 

Preußen kann die gemachte Ausſtellung in keinerlei Weiſe, weder 
für faktiſch begründet, noch für ſonſt gerechtfertigt halten. Dieſelbe 
ſei vielmehr ſofort erledigt, ſobald man nur den hiſtoriſchen Gang, den 
die Sache bisher genommen, nicht aus dem Auge laſſen, und ſich zu 
ihrer jetzigen Beurtheilung an der thatſächlich vorliegenden Wirklichkeit 
halten wolle. Zunächſt werde Bayern, ohne näheren Nachweis, zuge— 
ben, daß das Reichs-Oberhaupt, wie es die National-Verſammlung 
ausgerüſtet, und wie es von Preußen jetzt in Vorſchlag gebracht wor- 
den, ein weſentlich verändertes, und zwar zu Gunſten der Einzelſtaa— 
ten weſentlich verändertes ſei. Dann möge man dem Vorſchlage ſelbſt 
näher treten. Man werde finden, daß dem Abſchnitt: „Das Reichs— 
Oberhaupt“ nicht blos der Reichs-Vorſtand, ſondern dieſer und das 
Fürſten⸗Collegium ſubſumirt ſei. Das Reichs-Oberhaupt beſtehe nach 
dem Vorſchlage Preußens aus zwei Faktoren, aus dem Reichs-Vor⸗ 
ſtande und dem Fürſten⸗Collegium. Die Funktionen dieſes Reichs 
Oberhaupts ſeien getheilt, und zwar ſei die hauptſächlichere Hälfte der— 
ſelben dem Fürſten-Collegium zugewieſen, in welchem Preußen nur den 
reinen Geſchäfts⸗Vorſitz ausüben, nur primus inter pares fein folle. 
Die andere blos dem Reichs-Vorſtande reſervirte Hälfte der Funktionen 
des Reichs-Oberhauptes beſchränke ſich in der That blos auf die 
Exekutive, wie bei einer Verdeutlichung des inneren Regierungs-Mecha— 
nismus nicht mehr zu beſtreiten fein werde. Der Reichs-Vorſtand be— 
ſchließe über Krieg und Frieden; aber dieſes Beſchließen ſei offenbar 
nur die formale Seite der Action, da, um nach den genannten Rich— 
tungen beſchließen zu können, über Geldmittel, Rüſtungen und viele 
andere Dinge beſchloſſen ſein müſſe, worüber zu beſchließen nicht 
mehr dem Reichsvorſtande, ſondern eben nur dem Fürſten-Collegium 
zuſtehe. Ebenſo leite der Reichsvorſtand den völkerrechtlichen Verkehr; 
aber doch nur in der durch das Sachverhältniß ſelbſt bedingten Maaß— 
gabe, daß er keinen diplomatiſchen Akt zum Abſchluß kommen laſſen 
werde, über deſſen Genehmigung durch das Fürſten-Collegium er ſich 
nicht im Voraus, durch Vorberathung und Einvernehmen mit demſel— 
ben, verſichert habe. Er ernenne ferner das Reichs-Miniſterium; aber 
er ernenne vorausſichtlich kein anderes, als welches der Majorität des 
Fürſten⸗Collegiums genehm ſei, d. h. derjenigen Inſtanz, die über alle 
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bei dem Reichstage vorzubringenden Anträge vorher durchaus ſelbſt⸗ 
ſtändig zu beſchließen habe, und daher durch Annehmen oder Zurück⸗ 
weiſen ſtets in dem Falle ſei, das Reichs-Miniſterium zu halten oder 
fallen zu laſſen. Was zuletzt noch die dem Reichsvorſtande zugetheilte 
Verfügung über die bewaffnete Macht betreffe, ſo ſei dieſe Befugniß 
zu ſehr in der Natur der Sache begründet, als daß eine nähere Moti⸗ 
virung nöthig ſcheine. Wenn Deutſchland wirklich im Innern frei und 
ſicher, und nach außen mächtig werden ſolle, ſo müſſe man hier, wo in 
vielen Fällen die Stunde, der Augenblick entſcheide, nothwendig ab⸗ 
laſſen, den Einheits-Beſchluß auf den Vielheits-Beſchluß zurückzubrin⸗ 
gen. Demnach müſſe der Vorwurf, daß Preußen in die Exekutive mehr 
hineingetragen, als die Exekutive ſelbſt gebieteriſch erfordere, entſchieden 
abgelehnt werden. Preußen verlange nur die Einheit da, wo ſie 
ſchlechterdings hingehöre und für die geſicherte einheitliche Staats- 
Leitung nicht zu entbehren ſei. Es verlange nur, was nicht verwehrt 
werden könne, wenn man anders wirklich entſchloſſen ſei, aus dem Zu- 
ſtand der letzten dreißig Jahre herauszutreten, und mit Preußen die 
Ueberzeugung theile, daß die Revolution dauernd zu ſchließen ſei, nicht 
blos indem man den augenblicklichen verbrecheriſchen Widerſtand gegen 
die Regierungen durch Waffengewalt breche, ſondern indem ſich die Re- 
gierungen durch aufrichtiges Gewähren eines nationalen Bedürfniſſes 
— der Vereinigung Deutſchlands zu einem Bundesſtaate, — den beſſe— 
ren Geiſt der Nation verbinden. Preußen habe ernſtlich geſtrebt, die- 
ſem Bedürfniß, ſoviel an ihm ſei, in dem gemachten Vorſchlag entgegen 
zu kommen. Gebe es einen anderen beſſeren Weg zum gleichen Ziele, 
ſo werde es dieſen Weg, wenn er ausgemittelt ſei, bereitwillig betreten; 
dagegen, ſo lange dies nicht der Fall, auf dem jetzigen Wege aus 
Gründen der Pflicht und der Nothwendigkeit unausgeſetzt fortgehn. 
Auch ſtehe ja ſelbſt für eine gegenſeitige Anſicht nichts im Wege, die 
Berathung über den Entwurf bis zu Ende zu führen. Nach Diskuſſion 
des letzten Paragraphen bleibe Rückblick auf das Ganze, Bemerkung 
zum Einzelnen und definitive Entſchließung vorbehalten; ſo wie jeder 
Regierung ja zudem überlaſſen werden ſolle, das jetzt aus gemeinfchaft- 
lichen Berathungen und obwaltenden Zeitumſtänden hervorgegangene 
Werk auf dem zu berufenden Reichstag nach Maßgabe der alsdann 
exiſtenten Sachlage in geeigneten Betracht zu ziehen. 

Bayern kann es nicht für rechtlich erachten, etwa nur aus mo» 
mentaner Verlegenheit, jetzt der Vorlage Preußens zuzuſtimmen, in der 
Vorausſicht, ſpäter in Hauptpunkten wieder davon abzugehen. Zu einer 
ſolchen reservatio mentalis könne es ſich nicht beſtimmt finden. Was 
Bayern ſeinerſeits bei dem Reichstag vorbringe, wolle es vor demſelben 
auch ehrlich vertreten. Es wiederholt ſchließlich die Beſorgniß, daß bei 
einem unabänderlichen Verharren auf der proponirten Geſtaltung des 
Reichs⸗Oberhaupts Bayerns Zutritt nicht erfolgen werde. Eine Aende— 
rung, andeutungsweiſe der Art, daß die Regierung des Reichs einem 
Fürſten⸗Collegium übertragen werde, an deſſen Spitze Preußen als 
Reichsvorſtand ſtehe, möge vielleicht ſchon genügen, Form und Weſen 
in erforderlicher Weiſe zu wahren; es müſſe daher ſehr wünſchen, daß 
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einem Vorſchlage dieſer Art, als dem hoffentlich ausreichenden Verei— 
nigungs⸗Mittel, die verdiente Erwägung nicht verſigt werde. 
Preußen kann, ſoviel als die von Bayern beregte und reprobirte 
reservatio mentalis betrifft, nicht umhin, in Erinnerung zu rufen, daß 
der Antrag, der jetzigen Verfaſſungs-Vorlage ungeachtet, auf dem 
Reichstage freie Hand zu behalten, nicht von ihm, ſondern von Sachſen 
und Hannover geſtellt wurde. Zur Sache ſelbſt findet man es nur 
angemeſſen, ſich der künftigen freien Beſchlußfaſſung ex capite novo- 
rum nicht im Voraus zu begeben. b f 
Ba pern beſtreitet Letzteres in der zugefügten Beſchränkung nicht, 
bemerkt aber, daß es ſich auf dem Reichstag bezüglich der Oberhaupts⸗ 
frage und des damit im engſten Zuſammenhange ſtehenden Verhält— 
niſſes zu Oeſtreich um ein novum ſchwerlich handen werde. 
Preußen will ſich in Anlaß dieſer letztern Aeußerung Bayerns 
über die Wirklichkeit des zwiſchen Oeſtreich und dem bezweckten Ver⸗ 
faſſungswerke obwaltenden Verhältniſſes nochmals auf das Beſtimmteſte 
ausſprechen. In unbefangener Anſchauung der Thaſachen halte Preußen 
feſt an der Annahme, daß in den Bundesſtaat, der nach ſeiner Anſicht 
für Deutſchland ein Recht und eine Nothwendigkeit geworden, und mit 
deſſen Propoſition es in jedem Falle, und zwar als Antwort auf den 
Vorgang vom 3. April c. vortreten werde, Oeſtreich nicht eintreten 
könne, nicht eintreten werde. Preußen habe den ſehnlichſten Wunſch 
gehabt, ſich in dieſer Anſchauung mit Oeſtreich zu einigen, und Oeſtreich 
zu einer Union zu beſtimmen, die, pari passu mit dem Deutſchen Ver- 
faſſungswerke zu Stande kommend, die beiden großen Faktoren: das 
concentrirte Oeſtreich und das zu einem Bundesſtaate vereinte Deutſch— 
land, dem Auslande gegenüber, zu Einer mächtigen Einheit geſtalten 
ſolle, während dieſe nämliche, ganz Oeſtreich und Deutſchland ums 
Lee Einheit im Innern der natürlichen Entwickelung und freien 
ewegung der konſtituirenden Faktoren den erforderlichen Raum ge— 
laſſen, und überdem eine weit innigere Verbindung und Förderung 
unter einander herbeigeführt haben würde, als dies nach den Verträgen 
von 1815 gegeben ſei. Dieſen Antrag Preußens habe Oeſtreich in den 
letzten Tagen abgelehnt, was allerdings Sache Oeſtreichs geweſen; es 
werde aber jetzt Sache Preußens fein, ſeinerſeits die allenfallſigen fer— 
neren Anträge Oeſtreichs abzuwarten. Nachdem Preußen wiederholt 
das Mögliche gethan zu haben glaube, die Intereſſen des Bundesge- 
noſſen mit dem Bedürfniß ſeines eigenen und des ganzen Deutſchen 
Volkes zu vereinigen, bleibe ihm Oeſtreich gegenüber jetzt nur noch die 
eben bezeichnete Stellung übrig. Die Zeit der nebelhaften Gedanken 
und des ſogenannten Vorſchwebens ſei vorbei; es müſſe nach klarer 
Einſicht und mit Entſchiedenheit raſch gehandelt werden, und Preußen 
jet dazu mit und ohne Oeſtreich entſchloſſen. Die bisherigen Vorſchläge 
Oeſtreichs zur gemeinſchaftlichen Regulirung der Deutſchen und der 
Oeſtreichiſchen Verhältniſſe: die Concentration Oeſtreichs und Deutſch-⸗ 
lands mittels einzelner Körper, die Volksvertretung durch Ausſchüſſe 
u. ſ. w. müſſe es lediglich auf ſich beruhen laſſen, da dieſe Vorſchläge, 
wie ſich Preußen vollkommen überzeugt halte, bei allenfalls mög— 
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licher Verwirklichung weder Segen für das Deutſche Vaterland, noch 
auch nur eine ſichere, ehrenhafte Bewältigung der nahen, drohenden 
Gefahren zu verbürgen im Stande ſeien. 

Hannover bezeichnet die praktiſchen Reſultate der Vorſchläge 
Oeſtreichs alſo: „Deftreih einheitlich, Deutſchland geſpalten; für 
Oeſtreich die Befeftigung, für Deutſchland die Revolution.“ Einer ſol⸗ 
chen Wendung der Deutſchen Angelegenheiten werde auch Hannover 
niemals feine Zuftimmung geben. f 

Preußens Verhältniß zu Oeſtreich, — ſo wird für Preußen zu⸗ 
geſetzt, — ſei demrach augenblicklich folgendes: Oeſtreich habe Preu- 
ßens Vorſchlag abgelehnt; Preußen und die mit ihm bezüglich der 
Deutſchen Zukunft gleichgeſinnten Deutſchen Staaten lehnen Oeſtreichs 
Vorſchlag ab. Es folge, daß Oeſtreich zunaͤchſt bei dem Bundes⸗Ver⸗ 
hältniß von 1815 ſtehen bleiben, und daß ihm, gegen Erfüllung aller 
feiner Bundespflichten alle Bundesrechte gewahrt bleiben. Wie Oeſtreich 
die Erfüllung ſeiner Bundespflichten, aus den Verträgen von 1815 mit 
den Beſtimmungen ſeiner jetzigen Verfaſſung zu vereinigen im Stande 
ſein werde, müſſe Oeſtreich überlaſſen bleiben, ſo wie es auch den dem 
Deutſchen Bundesſtaate beitretenden Deutſchen Einzelſtaaten obliegen 
werde, ſich, den bundesgemäßen Anſprüchen Oeſtreichs gegenüber, in 
dem erforderlichen Verhältniß zu erhalten. Es ſolle indeß dabei aus⸗ 
drücklich bemerkt ſein, daß das Maaß der bundesgemäßen Präſtation 
nicht danach, was bisher wirklich geſchehen ſei, ſondern nach dem, was 
hätte geſchehen ſollen, zu beſtimmen bleibe: eine Differenz, deren große 
Erheblichkeit Hannover durchaus anerkennt. 

Sachſen widmet dem Bundesſtaat offne und ehrliche Mitwirkung, 
wird aber dabei von der Ausſicht geleitet, daß der Bundesſtaat, wenn 
nicht ganz Deutſchland, doch wenigſtens alle Deutſche Staaten außer 
Oeſterreich, und namentlich Bayern, umfaſſen werde. Ein Nichtbeitre⸗ 
ten Bayerns würde das Ziel weſentlich ändern, das Sachſen bei ſeiner 
Zuſtimmung im Auge hätte, ſo wie auch die Oberhauptsfrage dadurch 
in eine ganz andere Lage gebracht wäre. 

Hanno ver will ſich ſeinerſeits in die Oberhauptsfrage nicht mwei- 
ter einmiſchen. Es will über dieſe Frage bloß eine Verſtändigung 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen. Möchte dieſe Verſtändigung zur Zeit 
des Reichstags erreicht ſein, ſo würde ſich Hannover wohl zufrieden 
ſtellen; ſei dieſes nicht der Fall, fo halte es ſich feine alsdann zu er- 
greifenden Maßnahmen bevor. 

Sachſen rekurrirt auf den Zutritt Bayerns, und findet das 
erheblichſte Hinderniß dieſes Zutritts in der dem Reichs vorſtande aus⸗ 
ſchließlich zugetheilten Leitung des diplomatiſchen Verkehrs. Einem 
Staate von dem Umfange und der Bedeutung Bayerns müſſe es in 
der That außerordentlich ſchwer fallen, bei dieſem Verkehr auf eine 
künftige Mitwirkung durchaus zu verzichten. Zwar habe Preußen ein⸗ 
gewandt, daß eine dergleichen Mitwirkung indirekt immer den Mitglie- 
dern des Fürſten-Kollegiums verbleibe, da kein erheblicher diplomatiſcher 
Akt zum Abſchluß kommen werde, über deſſen Genehmigung durch das 
Fürſten⸗Kollegium der Reichsvorſtand ſich nicht im Voraus durch Ein⸗ 


. 


vernehmen mit dem Fürſten⸗Kollegium verſichert habe. Allein den di⸗ 
plomatiſchen Verkehr ausſchließlich leiten, heiße nach bekannter Erfah⸗ 
rung, dieſen Verkehr auch in eine Lage bringen können, daß die nach⸗ 
trägliche Zuſtimmung trotz Kammern und alſo auch trotz Fürſten-Kol⸗ 
legium ſpäter nicht mehr verſagt werden könne. Endlich müſſe man 
nochmal dringend wünſchen, wenigſtens dem Empfange fremder Ge— 
ſandten in den Einzelſtaaten kein Verbot entgegen zu ſtellen. Die 
Würde der Krone laſſe auf den Fortbeſtand deſes Rechts kaum ver⸗ 
zichten: ſo wie auch die Reſidenzen, und namentlich Dresden, bei Weg— 
fall des geſandtſchaftlichen Aufenthalts, einen ſehr empfindlichen mate- 
riellen Verluſt zu erleiden hätten. 

Hannover findet die Stellung Sachſens bezüglich des dem 
Reichs⸗Vorſtande zu übertragenden völkerrechtlichen Verkehrs allerdings 
bedenklicher als die eigene, da Hannover und Preußen vorausſichtlich 
gleiche Politik haben werden, während die Intereſſen Süd-Deutſch— 
ands eine andere verlangen können. 

Preußen würdigt die Opfer vollkommen, die im Punkte des völ⸗ 
kerrechtlichen Verkehrs der Einzelſtaat dem Bundesſtaat darbringen ſoll. 
Aber der Bundesſtaat, wenn er Leben und Wahrheit werden ſolle, 
könne und dürfe auf dieſe Opfer nicht verzichten. Ständige Geſandte 
empfangen, ohne ſelbſt Geſandte bei den betreffenden Höfen zu akkre⸗ 
ditiren, ſei überdem ein unhaltbarer Zuſtand. Müſſe man ſich alſo 
aus Gründen innerer Nothwendigkeit dazu beſtimmt erachten, der Ent» 
ſendung ſtändiger Geſandten an ausländiſche Höfe zu Gunſten der 
Reichs-Regierung zu entſagen, fo müſſe man auch dazu übergehen, auf 
den Empfang ſtändiger Geſandten dieſer Höfe zu verzichten. Jene 
Nothwendigkeit könne man, den Bundesſtaat ſelbſt zugegeben, nicht 
läugnen. So lange Rußland noch in München, Dresden, Berlin, Han- 
nover ſtändige Geſandte habe, exiſtire für Rußland immer noch ein 
Bayern, Sachſen, Preußen und Hannover, aber kein Deutſchland. Der 
rückſichtlich der Politik in Bezug genommene Gegenſatz zwiſchen Sach— 
ſen, Bayern und Preußen habe nur ſo lange eine reale Grundlage, als 
man noch an der Auffaſſung einer verſchiedenen Politik des Deutſchen 
Nordens und Südens feſthalte. Gerade dieſe Auffaſſung aber müſſe 
ſchwinden. Bayern müſſe von ſeiner Bayeriſchen, Preußen von ſeiner 
Preußiſchen Politik abſtehen, und der eine wie der andere Staat ſich 
auf die gleiche Höhe einer fürderhin ungetheilten Deutſchen Politik 
ſtellen. Die materiellen Verluſte der Reſidenzen ſeien nicht in Abrede 
zu ſtellen. Sie ſeien aber ebenfalls bloß Folgen des Unvermeidlichen, 
von denen übrigens nicht bloß Dresden, München u. ſ. w., ſondern 
auch Berlin betroffen würde, da der künftige Aufenthalt der ausländi— 
ſchen Geſandten nicht in Berlin, ſondern am Orte der Reichs-Regie— 
rung ſein werde, wozu, wie bereits früher feſtgeſtellt, nicht Berlin, ſon⸗ 
dern eine andere Stadt des mittleren Deutſchlands zu erwählen ſei. 
Die mögliche Mißleitung des diplomatiſchen Verkehrs Seitens der 
Reichs-Regierung, ſo wie die Nothwendigkeit für das Fürſten-Kollegium 
ſich in einem konkreten Falle dem begangenen Mißgriff zu fügen, bleibe 
allerdings beſtehen. Sie ſei von der Exekutive keiner Staatsform gänz⸗ 
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lich auszuſcheiden. Dadurch aber, daß das Fürſten-Kollegium in jedem 
Augenblick in der Lage ſei, von dem Standpunkt der Verhandlungen 
nächſte Kenntniß zu nehmen, ſei demſelben ein Korrektiv gegeben, das 
wenigſtens in den meiſten Fällen ausreiche. Ueber Verkehrtheiten ein⸗ 
zelner Richtungen werde man eintretenden Falles großartig hinweggehen 
müſſen, und hier, wie überhaupt bei dem ganzen Verfaſſungswerke dem 
Geſchicke Deutſchlands zu vertrauen haben. 

Sachſen kann die Gleichſtellung Berlins mit Dresden im Punkte 
des materiellen Verluſtes unmöglich zugeben, da der Aufenthalt der 
ausländiſchen Geſandten nur zur Zeit des Reichstags am Orte des 
Reichstags, ſonſt aber fortwährend in der gewöhnlichen Reſidenz des 
Reichs⸗Vorſtandes fein werde. Auch iſt es außer Stande, ſich von der 
praktiſchen Zureichendheit der dem Fürſten- Kollegium angewieſenen 
Stellung gegenüber den Befugniſſen des Reichs-Vorſtandes zu über⸗ 
zeugen. g 
Hannover hält die Stellung des Fürſten-Kollegiums für ſtärker 
als es ſcheinen möge. 

Sachſen fragt, was denn im letzten Grunde formell entgegen- 
ſtehe, verfaſſungsmäßig feſtzuſtellen, daß kein diplomatiſcher Schluß zum 
Vollzuge komme, ehe und bevor er dem Fürſten-Kollegium zur Bera⸗ 
thung und Begutachtung vorgelegen? 

Preußen antwortet: die unzuläſſige Schwächung des unitariſchen 
Prinzips, die Nothwendigkeit, dem Bundesſtaat, wenigſtens in der Exe⸗ 
kutive, die einheitliche Leitung ſicher zu ſtellen, und das Direftorial- 
Verhältniß auszuſchließen. Man möge indeß bei dem hohen 
Werthe, den man dieſer Exekutive beilege, nicht außer Anſchlag 
laſſen, was Preußen eintretenden Falles dafür hingebe. Euro⸗ 
päiſche Großmacht, und in ſeinen Beſchlüſſen bisher nur an ſeine 
eigenen nächſten Intereſſen und ſeinen eigenen Willen gebunden, 
werde es ſich im Fürſten-Kollegium hinführo lediglich der Majorität 
zu fügen, d. h. dem Bundesſtaat die Hälfte des ganzen Deutſchen Lan- 
des darzubringen, und dafür nur ein Sechstel Mitbetheiligung an den 
künftigen Regierungs-Beſchlüſſen für das Reich entgegen zu nehmen 
haben. Dies mit Unbefangenheit erwogen, müſſe man ſich überzeugen, 
daß die Vorwürfe, denen das in Antrag gebrachte Verfaſſungswerk 
ausgeſetzt bleibe, nicht blos von Seiten der Staaten, denen Preußen 
jetzt gegenüber ſtehe, ſondern auch aus Preußen ſelbſt kommen würden. 
Doch man fürchte dieſe Angriffe nicht. Man habe eben ein Deut⸗ 
ſches Verfaſſungswerk in Vorſchlag bringen wollen. Der Angriff von 
den bezeichneten entgegengeſetzten Richtungen aus werde nur die Probe 
ſeines Werthes ſein. 

Hiermit findet die durch Bayern angeregte Erörterung über den 
$. ihren Abſchluß. 

Die Konferenz ſchreitet zur Fortſetzung ihrer Berathungen über die 


Grundrechte. 
ad §. 139. (137.) 
Die Konferenz iſt einſtimmig über die unerläßlich Nothwendigkeit 


1 
der Beibehaltung der Todesſtrafe. Die betreffenden Worte des S. find 


eſtrichen. 
e ad $. 143. (141.) 
Der F. erhält die Faſſung: 
„Die Cenſur darf nicht eingeführt werden: ein Preßgeſetz“ 


5 U. f. w. 
ad $. 144. (142.) 
fällt der zweite Satz weg. 
ad $. 147. (145. 


g ) 

Die Propoſition Preußens hinſichtlich verfaſſungsmäßiger 
Sicherſtellung des Kirchen-Vermögens erhält ungetheilte Anerkennung 
und Beiſtimmung. 

Hannover beſteht darauf, es bei der Ab⸗Dekretirung der Staats- 
kirche zu belaſſen. Den Staat zu gleichen Rückſichten gegen alle Reli- 
gions⸗Geſellſchaften, die kleinſten wie die größten, zu verpflichten, ſei 
ben darf ein Unſinn, dem die Verfaſſungs-Urkunde keinen Ausdruck ge- 

en dürfe. ö 

Preußen macht auf das konfeſſionelle Moment bei Beurtheilung 
der Frage aufmerkſam. Ob man nicht ſagen werde, Bayern habe mit 
der Löſchung des in der That anſtößigen Satzes die katholiſche, Preu- 
ßen die evangeliſche Kirche zu begünſtigen ſich vorbehalten? 

Die Konferenz einigt ſich über die Löſchung. Das Weitere iſt in 
der Deklaration auszuführen. 

ad $. 148. (146.) 
Die Konferenz fügt auf Antrag 
die Worte: „von Staatswegen“ ein. 
ad $. 153. (151.) 
Wird von Preußen näherer Erwägung vorbehalten. 
ad $. 157. (155.) 

Hannover findet es unverantwortlich, dem Volke eine ſo unüber— 
ſehliche Laſt in ſo ganz unnöthiger Weiſe aufzuwälzen und ſtimmt auf 
das Entſchiedenſte gegen die jetzige Faſſung des 8. 

8 ir will zunächſt erwägen. Man einigt ſich über folgende 
aſſung: 
„Unbemittelten ſoll in allen Volksſchulen und niederen Ge— 
werbeſchulen freier Unterricht ertheilt werden.“ 
ad $, 158. (156.) 

Preußen hält im Gegenſatz zu Hannover den eigentlichen In— 
halt des §. in dem Verbot des Schulzwangs beſchloſſen. Hannover 
hält den §. für weit gefährlicher. Lehr- und Wanderzeit habe dabei 
gänzlich aufgehört. Der §. fer in ſich unwahr, und dürfe nicht admit⸗ 
tirt werden. Preußen hält den §. in dem angegriffenen Theile nur 
für leer, nicht für unwahr. 

Hanno ver macht bemerklich, daß man bei dieſem Verſtändniß 
des §. zu den Vorwürfen abſichtlicher Täuſchung Anlaß geben werde. 
Man ſolle nur den erſten Satz laſſen. 

Bayern und Sachſen ſtimmen Hannover bei. Nach dem Han- 
noverſchen Antrag. 5 


. 


ad §. 159, (157.) 
Hannover beantragt die Löſchung: „von mehreren im Vereine.“ 


Angenommen. 
ad $. 162. (160,) 

Der Vorſchlag Preußens, als neues alinea zuzufüigen: 
„Die Ausübung der in §. 161. 162. (159, 160) feftgeftell- 
ten Rechte ſoll zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit durch 
das Geſetz geregelt werden“, 

iſt einſtimmig acceptirt. 
ad §. 165. (163.) 


Die Konferenz hat ſich über folgende Faſſung geeinigt: 
„Die Beſtimmungen über die Veräußerlichkeit und Theilbar⸗ 
keit des Grund⸗Eigenthums, ſowohl unter Lebenden als von 
Todes wegen, bleiben den Geſetzgebungen der Einzelftanten 


überlaſſen.“ 
ad $. 168. (166,) 
Auf Hannovers Antrag eingefügt: „privatrechtlich.“ 


ö ad $. 169. (167.) 
Hannover trägt an: beim zweiten alinea die Worte: „ohne 
Entſchädigung“ im erſten Satze zu ſtreichen, und zuzufügen als zweiten 
atz: 


„Die Entſchädigung bleibt der Landesgeſetzgebung überlaſſen.“ 


Genehmigt. 
ad $. 170, (168.) 
Die Declaration das Nähere. 


ad §. 176. (174.) 
Der Nachſatz unter allſeitiger Zuſtimmung nach dem Vorſchlage 
Preußens, wie folgt geändert: i 
„Der Militair-Gerichtsbehörde verbleibt jedoch die Aburthei⸗ 
lung der von Militairperſonen verübten Verbrechen und Ver⸗ 
ehen, mit Einſchluß der Disziplinar-Fälle.“ 
Die Deklaration das Nähere. 


ad 6. 177. (178.) 


Zu deklariren, daß Verſetzungen und Penſionirungen, ſo wie Art 
5 Ausführung durch nähere geſetzliche Beſtimmungen zu deklariren 
ei 


ben. 
ad §. 182. (180.) 
Hannover wünſcht, daß der Adminiſtrations-Inſtanz wenigſtens 
ein ſogenanntes Submiſſions-Verfahren vorbehalten werde. — Preu- 


ßen wird erwägen. 
ad §. 187. (185.) 


Wo zwei Kammern vorhanden — zu ſtreichen: Antrag Han— 
novers. | 7 
Preußen wird erwägen. 


’ 


1 


Preußen legt das Reichs-Wahlgeſetz wieber vor. Der Gegen⸗ 
ſtand wird nochmal in reifliche Erörterung genommen. Der definitive 
Beſchluß darüber bleibt vorbehalten. A. 

Die Fortſetzung der Verhandlungen wird auf morgen, den 24. d. 
Vormittags 9 Uhr anberaumt, und hiermit das Protokoll abgebrochen, 
Berlin, wie Eingangs Nachmittags halb 3 Uhr. 
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Verhandelt zu Berlin, am 24. Mai 1849. 
Vormittags 9 Uhr. 


In Gegenwart: 5 


des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 
von Rado witz, 

des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von 
Lerchenfeld, 

des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staats— 
Miniſters von Beuft, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats— 
Miniſters Stüve, 

in Zuſtand 


des Königlich Hannoverſchen Kloſterrath 
von Wangenheim. 


Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land- 
gerichtsrath Bloemer. 


— 


Preußen erklärt ſich über die zur ferneren Erwägung vorbehaltenen 
Punkte der Grundrechte. 

Ueberall iſt den gegenſeitigen Anträgen entſprochen; mit bloßer 
Ausnahme des §. 158. (156.) 

Die Conferenz beſchließt auf den Antrag Hannovers, daß der $. 
dahin zu deklariren, daß es ſich dabei bloß um Unterricht und Wiſſen⸗ 
ſchaft handle, und daß dem Einzelſtaat die Bedingungen der Ausfüh- 
rung vorbehalten bleiben. f { 

Ebenſo giebt Preußen Erklärungen über das Reichswahlgeſetz. Es 
hat ſich nicht entſchließen dürfen, auf die Hannoverſche . be⸗ 
züglich der Aufnahme eines ſittlichen Moments in die Wahl-Dualififa- 
tion, einzugehen, weil es ſich überzeugt hält, auch den Schein einer 
Ingquiſition vermeiden zu müſſen. N 

Bayern tritt der Ueberzeugung Preußens gegen Hannover bei. 

Hannover ſteht von ſeinem Antrage ab. Ri 

Dagegen wird das Nequifit irgend einer direkten Steuer, worauf 
Preußen nach ſpätern ſtatiſtiſchen Ermittelungen nicht nur keinen Werth 
mehr legt, ſondern ſogar beſeitigt wünſchen muß, von Bayern, Sachſen 
und Hannover vereinigt feſtgehalten. reußen wird ſich in der näch⸗ 
ſten Sitzung definitiv erklären können, und das Wahlgeſetz alsdann 
nochmals vorlegen. N 
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Die Conferenz ſetzt durch einſtimmigen Schluß ref: 

Daß der auf Grund des Wahlgeſetzes einzuberufende Reichs⸗ 
tag lediglich und ausſchließlich nur mit Berathung und Ber- 
einbarung des Verfaſſungswerkes befaßt iſt, und daß die for- 
male Beſchränkung der geſetzlichen Thätigkeit des Reichstages 
auf dieſen Einen und einzigen Zweck, ſowohl in der Kolleftiv- 
Eröffnung an die Regierungen als auch in den Einberufungs- 

Verordnungen ſelbſt ausdrücklich erwähnt werden ſoll. 

Die Fortſetzung, beziehungsweiſe der Schluß der Verhandlungen 
iſt auf übermorgen, den 26ſten Mai, Abends 8 Uhr, anberaumt, und 
hiemit das Protokoll abgebrochen, Berlin, wie Eingangs, Nachmittags 
2 Uhr. ö 


Verhandelt zu Berlin, am 26. Mai 1849. 
Abends 8 Uhr. 


In Gegenwart: 
des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 


von Rado witz, h 

des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von 
Lerchenfeld, 4 

des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten, Staates 
Miniſters von Beuſt, 

des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 


in Zuſtand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 
Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ 
gerichtsrath Bloemer. 
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Die Konferenz beſchließt auf den Antrag Preußens die folgende 
Modifikation des erſten §. der Grundrechte: e 
„Dem Deutſchen Volke ſollen die nachfolgenden Grund- 
rechte Be fein. Sie dienen den . der 
Deutſchen Einzelſtaaten zur Norm, und werden 8 5 nwen⸗ 
dung auf deren beſondere Verhältniſſe in den Geſetzgebungen 
dieſer Staaten finden.“ 

Hannover verlieſt einen Entwurf zur näheren Feſtſtellung des 
Rechts-Verhältniſſes, welches während der Dauer des bezweckten Pro- 
viſoriums zwiſchen den verbündeten Regierungen beſtehen ſoll. Es er⸗ 
klärt am Schluſſe der Verleſung, daß es der Verwirklichung eines ſo 
geſtalteten Proviſoriums zuſtimme. 8 

Preußen erklärt ſeine Zuſtimmung ebenfalls. 

Sachſen wünſcht ſehr, daß bei dem proponirten proviſoriſchen 
Bündniß die Central-Gewalt in irgend einer Weiſe Erwähnung finde, 
was Hannover nicht für nöthig, und Preußen für die Lage des 
Augenblicks ſogar bedenklich findet. Man müſſe das Ceſſiren der Cen⸗ 
tral-Gewalt dringend wünſchen, und werde den Fortbeſtand derſelben 
bei dem jetzigen Reſt der National -Verſammlung tief zu beklagen ha⸗ 
ben. Ereigne ſich aber eine ſolche Calamität, ſo bleibe nichts übrig, 
als ſich ruhig in den Kreis der unbeſtreitbaren eignen Berechtigung ein⸗ 
zuſchließen, und darin zu leiſten, was die Pflicht gebiete. achſen 
verharrt zwar auf ſeinem Wunſche, tritt aber endlich doch Hannover 
und Preußen bei. . 

Dayern muß ſich feine Erklärung zur Zeit noch vorbehalten. 


a: 


ad $. 137. (135.) und 
ad $. 153. (151.) 
der Grundrechte, die Titel und Orden, fo wie die Beaufſichtigung der 
Schule betreffend, werden von Preußen Modifikationen vorgeſchlagen, 
die die einſtimmige Zuſtimmung der Konferenz erhalten.“ 
Der $. 137. (135.) erhält demnach folgende Faſſung: 

„Vor dem Gefſetze gilt kein Unterſchted der Stände. 

Alle Standesvorrechte ſind 1 

Die Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich. 

Die öffentlichen Aemter ſind für alle Befähigten gleich zu— 


gänglich. 
Die Wehrpflicht iſt für Alle Aach Stellvertretung bei 
derſelben findet nicht ſtatt. Das Nähere hierüber wird durch 
das Wehrgeſetz beſtimmt.“ 
und der §. 153. (151.) folgende: 8 
„Das Unterrichts- und Erziehungsweſen ſteht unter der 
Oberaufſicht des Staats; er übt ſie durch eigene, von ihm 
ernannte Behörden aus.“ 
ad g. 147. (145.) 
erhält auf Preußens Vorſchlag die Faſſung der Preußiſchen Berfaf- 
ſungs⸗Urkunde. 
ad §. 148. (146.) 


trägt Sachſen auf Löſchung der eingefügten Worte: „von Staats- 
wegen“ an. Die Conferenz muß bei der frühern Entſchließung behar⸗ 
ren. Sachſen unterläßt fernern Einſpruch. 

ad $. 118. (117) 
werden auf Sachſens Antrag die Worte: „oder Unterfuchungen 
nachträglich gelöſcht. 

Sachſen findet ſich verpflichtet, nochmals auf eine bejtimmtere 
Wahrung der Rechte Oeſtreichs bei dem §. 1. zu dringen; entfchließt 
ſich indeß endlich, das desfalls nöthig Bleibende noch durch eine fernere 
Erklärung zu Protokoll vorzukehren. 

Das gegenwärtige Protokoll über die Verhandlungen der Confe- 
renz in den Sitzungen vom 22., 23., 24. Mai und von heute, den 
26, Mai c., wird hierauf von dem Protokollführer verleſen, und als 
dem Inhalte dieſer Verhandlungen überall genau entſprechend anerkannt. 
Die Conferenz ertheilt ſchließlich dem Protokollführer die Ermächtigung, in 
der Reihenfolge der Paragraphen - Ziffern die allenfalls nothwendigen 
Rectifikationen nachträglich ſelbſtſtändig vorzunehmen. 

Vorgeleſen, genehmigt und unterzeichnet zu Berlin, wie Eingangs, 
Abends 9% Uhr. 


(gez.) von Ra dowitz. (gez.) Graf von Lerchenfeld. 
(gez.) Freiherr von Beuſt. (gez.) Stüve. 
(gez.) H. von Wangen heim. (gez.) Bloemer. 
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Ab ſchrift 
12. 


Schluß- Protokoll. 


Verhandelt zu Berlin, am 26. Mai 1849. 
Abends 10 Uhr. 


In Gegenwart: 

des Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, Generals 

von Rado witz, 

des Königlich Bayeriſchen Geſandten, Grafen von 
Lerch enfeld, > 


des Königlich Sächfiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters von Beuſt, 
des Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten, Staats⸗ 
Miniſters Stüve, 


in Zuſtand 
des Königlich Hannoverſchen Kloſterraths 
von Wangenheim. 


Das Protokoll führt der Königlich Preußiſche Land⸗ \ 


gerichtsrath Bloemer. 


Der Bevollmächtigte der Königlich Preußiſchen Regierung legt als 

Propoſition ſeiner Regierung vor: 

a) den Entwurf der Verfaſſung für den zu bildenden Deutſchen 
Bundesſtaat, wie dieſer Entwurf aus den zwiſchen den Regie⸗ 
rungen von Preußen, Bayern, Sachſen und Hannover in den 
Sitzungen vom 17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 24. und 26. die⸗ 
ſes Monats und Jahres ſtattgehabten Konferenzen hervorge- 
gangen iſt; 1 

b) den Entwurf des Wahlgeſetzes zu dem Verfaſſungs-Entwurf 
ad a., auf Grund deſſen die Wahlen zur Berathung und Ver⸗ 
einbarung über dieſen Verfaſſungs-Entwurf zwiſchen den Re⸗ 
3 und der Volks- Repräſenkation, von den betreffenden 

egierungen demnächſt anzuordnen ſind; 

c) den Entwurf einer Note, mittelſt welcher Preußen in eigenem 
Namen und im Auftrage der hier vertretenen, und gegenwärtig 
zuſtimmenden Regierungen, die Regierungen der ſämmtlichen 
übrigen Net n Bundesſtaaten zum Anſchluß an die in 
5 ri ſelbſt näher präciſirte Propoſition, unverzüglich ein⸗ 

en wird. 


— 59 Hu 


Der Bevollmächtigte der Königlich Bayeriſchen Regierung iſt noch 
außer Stande, ſich über die gemachten Vorlagen der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung auszusprechen; hält ſich demgenäß feine Erklärung ofen, 
und ift der Hoffnung, dieſe Erklärung noch vor Entſendung der ad c. 
erwähnten Note abgeben zu können. 

Die Bevollmächtigten der Königlich-Sächſiſchen und Hannover⸗ 
ſchen Regierung erklären unter ausdrücklicher Bezugnahme und Hin⸗ 
weiſung auf ihre in den Konferenz - Protokollen der Sitzungen vom 
17. 18. 19. 20. 21. 22. 23. 24. und 26. laufenden Monats und 
Jahrs niedergelegten Anſichten und Verwahrungen, und unter Vorbe⸗ 
halt einer zunächſt die Oberhaupts-Frage betreffenden nähern, dem 
heutigen Protokoll ſchriftlich zuzufügenden Erklärung, daß ſie der in 
den vorangeführten Vorlagen der Königlich Preußiſchen Regierung 
gemachten Propofition, Namens und im Auftrage der durch fe ver⸗ 
tretenen Regierungen, ihre Zuſtimmung ertheilen, dieſelben, wie hier⸗ 
mit geſchieht, förmlich acceptiren, und als nunmehr gegenſeitig rechts⸗ 
verbindend anerkennen. 

Sie ermächtigen die Königlich Preußiſche Regierung zugleich, den 
ſämmtlichen andern Deutſchen Regierungen, auch im Auftrage ihrer 
Regierungen die ad a. b. und c. vorangeführten Vorlagen zuzufertigen, 
und außerdem in angemeſſener Weiſe zur Oeffentlichkeit zu bringen. 

Die Bevollmächtigten der Königlich Hannoverſchen Regierung 
legen, als Propoſition ihrer Regierung vor: 

d) den Entwurf zu einer nähern Feſtſtellung des Rechts-Verhält⸗ 
niſſes, welches zwiſchen den durch den gegenwärtigen Abſchluß 
verbundenen Königlichen Regierungen während des in der 
vorangeführten Note ad c. bezeichneten Proviſoriums ein⸗ 
treten wird. N 


Die Bevollmächtigten der Königlich Preußiſchen und der Königlich 
Sächſiſchen Regierung erklären, daß ſie der in dem vorangeführten 
Entwurf sub littera d. gemachten Propoſition der Königlich Hannover- 
ſchen Regierung, Namens und im Auftrage der durch ſie vertretenen 
Regierungen, ihre Zuſtimmung ertheilen, dieſelbe, wie hiermit ge= 
ſchieht, förmlich acceptiren, und für nunmehr gegenſeitig rechtsverbin⸗ 
dend anerkennen. 

Eine Deklaration zu dem Verfaſſungs-Entwurf ad a., deren 
Abfaſſung noch einige Friſt erfordert, iſt in der Note ad c. vorzube- 

alten. Der Entwurf zu dieſer Deklaration wird nach Anleitung und 

aßgabe der protekollariſchen Aufzeichnungen in den ir — 
Sitzungen vom 17. 18. 49. 20. 21. 22. 23. 24. und 26. laufenden 
Monats und Jahrs Seitens der Königlich Preußiſchen Regierung aus- 
gearbeitet, und vor weiterer Entſendung und Veröffentlichung der 
Königlich Sächſiſchen und Hannoverſchen Regierung zur Kenntniß⸗ 
nahme, Prüfung und Zuſtimmung eingereicht werden. 

Die ad littera a. b. c. und d. vorangeführten Vorlagen find zu 
dem gegenwärtigen Protokolle, als deſſen integrirende Beſtandtheile, 
von den Bevollmächtigten der Königlich Preußiſchen, Sächſiſchen, 


ee = 


a 7 
Hannoverſchen Regierung und dem Protokollführer paraphirt worden, 
und ſollen dem Protolle urſchriftlich angefügt bleiben. f 
Ueber dieſen Dorgang, u das gegenwärtige Protokoll aufgenom⸗ 
men, und nach erfolgter Verleſung und Genehmigung von den vorge⸗ 
nannten Regierungs Bevollmächtigten mit dem Protokollführer unter⸗ 
zeichnet worden, zu Berlin wie Eingangs. f 


Für Preußen (gez.) von Radowitz. 

Für Bayern (gez.) Graf von Lerchenfeld. 

Für Sachſen (gez.) Freiherr von Beuſt. 

(gez.) Stüve.“ 

(gez.) H. von Wangenheim. 
(gez.) Bloemer. 


Für Hannover 
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Entwurf 


der 


Derfaffung des deutſchen ueiches. 


A bſchnitt J. 
Das Reich. 


Artikel J. 


§. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete derjenigen 
Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reichs-Verfaſſung 
anerkennen. 

Die Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu dem deutſchen 
Reiche bleibt e e Verſtändigung vorbehalten. 

§. 2. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande 
daſſelbe Staats- Oberhaupt, ſo ſoll das deutſche Land eine von dem 
nichtdeutſchen Lande getrennte eigene Verfaſſung, Regierung und Ver- 
waltung haben. In die Regierung und Verwaltung des deutſchen 
Landes dürfen nur deutſche Staatsbürger berufen werden. 

Die Reichsverfaſſung und Reichsgeſetzgebung hat in einem ſolchen 

e Lande dieſelbe verbindliche Kraft, wie in den übrigen deutſchen 

Lindern. 

§. 3. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande 
daſſelbe Staats⸗Oberhaupt, ſo muß dieſes entweder in ſeinem deutſchen 
Lande reſidiren, oder es muß auf verfaſſungsmäßigem Wege in dem- 
ſelben eine Regentſchaft niedergeſetzt werden, zu welcher nur Deutſche 
berufen werden dürfen. 

FS. 4. Abgeſehen von den bereits beſtehenden Verbindungen deut— 
ſcher und nichtdeutſcher Länder ſoll kein Staats-Oberhaupt eines nicht- 
deutſchen Landes zugleich zur Regierung eines deutſchen Landes gelan— 
gm noch darf ein im Reiche regierender Fürſt, ohne feine deutſche 

egierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 

$. 5. Die einzelnen deutſchen Staaten behalten ihre Selbſtſtändig⸗ 
keit, jo weit dieſelbe nicht durch die Reichsverfaſſung beſchränkt iſt; ſie 
haben alle ſtaatlichen Hoheiten und Rechte, fo weit dieſe nicht der Reichs- 
gewalt ausdrücklich übertragen ſind. 


Ab ſchütt II. 
Die Reichs gewalt. 
Artikel J. 


§. 6. Die Reichsgewalt übt dem Auslande gegenüber die völker⸗ 
— 7 7 Vertretung des Reiches und der einzelnen deutſchen Staa⸗ 
aus. 


en DB 


Die Reichsgewalt ftellt die Reichsgeſandten und die Konſuln an. 
Sie führt den diplomatiſchen Verkehr, ſchließt die Bündniſſe und Ver⸗ 
träge mit dem Auslande, namentlich auch die Handels und Schifffahrts⸗ 
Verträge, fo wie die Auslieferungs-Verträge ab. Sie ordnet alle völker⸗ 
rechtlichen Maßregeln an. N 

$. 7. Die einzelnen deutſchen Regierungen haben ihr Recht, ſtän⸗ 
dige Geſandte zu empfangen oder ſolche zu halten, auf die Reichsge⸗ 
walt übertragen. l 

Auch werden dieſelben keine befonderen Konſuln halten. Die Kon- 
ſuln fremder Staaten erhalten ihr Exequatur von der Reichsgewalt. 

Die Abſendung von Bevollmächtigten an den Reichsvorſtand oder 
andere deutſche Regierungen iſt den einzelnen eee unbenommen. 

F. 8. Die einzelnen deutſchen Regierungen ſind befugt, Verträge 
mit andern deutſchen Regierungen abzuſchließen. 

Ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutſchen Regierungen be⸗ 
ſchränkt ſich auf Gegenſtände, welche nicht der Zuſtändigkeit der Reichs⸗ 
gewalt zugewieſen ſind. U 

F. 9. Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, welche 
eine deutſche Regierung mit einer anderen deutſchen oder nichtdeutſchen 
abſchließt, ſind der Reichsgewalt zur Kenntnißnahme und, inſofern das 
Reichsintereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vorzulegen. (10 


Artikel IL a 
$. 10. Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das Recht des Krie⸗ 
ges und Friedens zu. ＋ hi. 2 
Artikel III. 


§. 11. Im Kriege oder in Fällen nothwendiger Sicherheitsmaß⸗ 
regeln im Frieden ſteht der Reichsgewalt die geſammte bewaffnete Macht 
des Reiches zur Verfügung. | = and 

§. 12. Das Reichsheer beſteht aus der zum Zwecke des Krieges 
beſtimmten geſammten Landmacht der einzelnen deutſchen Staate. 

Diejenigen Staaten, welche weniger als 500,000 Einwohner haben, 
ſind durch die Reichsgewalt zu größeren militairiſchen Ganzen zu ver⸗ 
einigen oder einem angränzenden größeren Staate anzuſchließen. 

Ueber die Bedingungen ſolcher Zuſammenlegung haben ſich die be⸗ 
treffenden Regierungen unter Vermittelung und Genehmigung der Reichs⸗ 
gewalt zu vereinbaren. ! 713 * ng 

§. 13. Die Reichsgewalt hat in Betreff des ee die all⸗ 
gemeine Geſetzgebung und überwacht die Durchführung derſelben in den 
einzelnen Staaten durch fortdauernde Kontrolle. Den einzelnen Staaten 
ſteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf Grund der Reichsgeſetze, 
der Wehrverfaſſung und in den Gränzen der nach §. 12. aögeſchlofß, . 
nen Vereinbarung zu; ſie haben die Verfügung über ihre bewaffnete 
Macht, ſo weit dieſelbe nicht nach §. 11. für del Dienſt des Reiches 
in Anſpruch genommen wird. 

$. 14. Der von der Reichsgewalt aan e err und diejeni⸗ 
gen Generale, welche von dieſem zum ſelbſtſtändigen Kommando einzel⸗ 
ner Korps beſtimmt werden, ſo wie die Gouverneure, Kommandanten 
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und höheren Feſtungsbeamten der Reichsfeſtungen, leiſten dem Reichs- 
vorſtande und der Reichs verfaſſung den Eid der Treue. 
$. 15. Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken ent- 
ſtehenden Koſten, welche den durch das Reich feſtgeſetzten Friedensſtand 
überſteigen, fallen dem Reiche zur Laſt. 
$. 16. Ueber eine allgemeine für das ganze Reich gleiche Wehr- 
verfaſſung ergeht ein beſonderes Reichsgeſetz. 
§. 17. Die Beſetzung der Befehlshaberſtellen und die Ernennung 
der Offiziere in den einzelnen Kontingenten bis zu den dieſen Kontin— 
enten entſprechenden Graden, iſt den betreffenden Regierungen über— 
aſſen; nur wo die Kontingente zweier oder mehrerer Staaten zu grö— 
ßeren Ganzen kombinirt ſind, ernennt die Reichsgewalt unmittelbar die 
Befehlshaber dieſer Corps, inſofern deren Grad nicht innerhalb der 
Ernennungs⸗Befugniß einer der betheiligten Regierungen liegt. 
Für den Krieg ernennt die Reichsgewalt die kommandirenden Ge— 
1 der auf den verſchiedenen Kriegstheatern operirenden ſelbſtſtändi— 
en Corps. 
90 §. 18. Der Reichsgewalt ſteht die Befugniß zu, Reichs-Feſtungen 
und Küſten⸗Vertheidigungswerke anzulegen und, inſoweit die Sicherheit 
des Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen billige Ausglei— 
chung, namentlich für das überlieferte Kriegsmaterial, zu Reichs- 
Feſtungen zu erklären. 
Die Reichs⸗Feſtungen und Küſten⸗Vertheidigungswerke des Reiches 
werden auf Reichskoſten unterhalten. 

S8. 19. Die Seemacht iſt ausſchließlich Sache des Reiches. Es iſt keinem 
Einzelſtaate geſtattet, Kriegsſchiffe für ſich zu halten oder Kaperbriefe 
19 

ie Bemannung der Kriegsflotte bildet einen Theil der deutſchen 
Wehrmacht. Sie iſt unabhängig von der Landmacht. 
Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen Staate für die Kriegs⸗ 
100 geſtellt wird, iſt von der Zahl der von demſelben zu haltenden 
andtruppen abzurechnen. Das Nähere hierüber, ſo wie über die Koſten⸗ 
au 77 15 zwiſchen dem Reiche und den Einzelftanten, beſtimmt ein 
eichsgeſetz. 
Die Ernennung der Offiziere und Beamten der Seemacht geht 
allein vom Reiche aus. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Ausrüſtung, Ausbildung 
und Unterhaltung der Kriegsflotte und die Anlegung, Ausrüſtung und 
Unterhaltung von Kriegshäfen und See⸗Arſenälen ob. 

Ueber die zu Errichtung von Kriegshäfen und Marine -Etabliſſe⸗ 
ments nöthigen Enteignungen, ſo wie über die Befugniſſe der dabei 
% Reichsbehörden, beſtimmen die zu erlaſſenden Reichs 
geſetze. 

. Artikel IV. 1 

F. 20. Die Schifffahrts -Anſtalten am Meere und in den Mün⸗ 
dungen der deutſchen Flüſſe (Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe, das 
Lootſenweſen, das Fahrwaſſer u. ſ. w.) bleiben der Fürſorge der ein⸗ 


. 


zelnen Uferſtaaten überlaſſen. Die Uferſtaaten unterhalten dieſelben aus 
eigenen Mitteln. 

Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, wie weit die Mündungen der 
einzelnen Flüſſe zu rechnen find. N 

§. 21. Die Reichsgewalt hat die Oberaufſicht über dieſe Anſtal⸗ 
ten und Einrichtungen. f 8 

Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehöriger Unterhal⸗ 
tung derſelben anzuhalten. 

§. 22. Die Abgaben, welche in den Seeuferſtaaten von den 
Schiffen für die Benutzung der Schifffahrts-Anſtalten erhoben werden, 
dürfen die zur Unterhaltung dieſer Anſtalten nothwendigen Koſten nicht 
überſteigen. aa 

$. 23. In Betreff dieſer Abgaben find alle deutſchen Schiffe 
gleichzuſtellen. 

Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der 
Reichsgewalt ausgehen. f } 
af Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in die Reichs⸗ 
aſſe. 


Artikel V. 


$. 24. Die Reichsgewalt allein hat die Geſetzgebung über den 
Schifffahrtsbetrieb und über die Flößerei auf denjenigen Flüſſen, Ka⸗ 
nälen und Seen, welche mehrere deutſche Staaten im ſchiffbaren oder 
flößbaren Zuſtande durchſtrömen oder begränzen. Sie überwacht die 
Ausführung der darüber erlaſſenen Geſetze. Sie hat die Oberaufſicht 
über die ebenbezeichneten Waſſerſtraßen und über die Mündungen der 
in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe. f . 

Es ſteht ihr zu, im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs 
die einzelnen Staaten zur gehörigen Erhaltung und Verbeſſerung der 
Schiff barkeit jener Waſſerſtraßen und Flußmündungen anzuhalten. Die 
Wahl der Verbeſſerungs-Maßregeln und deren Ausführung verbleibt 
den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung der erforberihe Mittel 
iſt nach Maßgabe der reichsgeſetzlichen Beſlimmung zu entſcheiden. Alle 
übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der Fürſorge der einzelnen 
Staaten überlaſſen. 5 


§. 25. Alle deutſchen Flüſſe ſollen für deutſche Schifffahrt von 


Flußzöllen frei ſein. Auch die Flößerei ſoll auf ſchiffbaren Flußſtrecken 
Be Abgaben nicht unterliegen. Das Nähere 10 ein Reichs⸗ 
eſetz. 


en 
N en tritt gleichzeitig für die Aufhebung dieſer Flußzölle eine billige 
lusgleichung ein. 

$. 26. Die Hafen „Krahn ⸗, Wange, Lager ⸗„ Schleuſen⸗ und 
dergleichen Gebühren, welche an den gemeinſchaftlichen Flüſſen und den 
Mündungen der in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe erhoben wer⸗ 
den, dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anſtalten nöthigen Koſten 
nicht überſteigen. ' 


Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrängenh 


. 


— (a 


Es darf in Betreff dieſer Gebühren keinerlei Begünſtigung der 
Angehörigen eines deutſchen Staates vor denen anderer deutſchen Staa⸗ 
ten ſtattfinden. 

§. 27. Flußzölle und Flußſchifffahrts-Abgaben dürfen auf fremde 
Schiffe und deren Ladungen nur durch die Reichsgewalt gelegt werden. 

RT Artikel VI. 

§. 28. Die Reichsgewalt hat über die Eiſenbahnen und deren 
Betrieb, ſo weit es der Schutz des Reiches oder das Intereſſe des all— 
gemeinen Verkehrs erheiſcht, die Oberaufſicht und das Recht der Geſetz— 
9 i Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, welche Gegenſtände dahin zu 
rechnen ſind. 

FS. 29. Die Reichsgewalt hat das Recht, fo weit fie es zum 
Schutze des Reiches oder im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs für 
nothwendig erachtet, Eiſenbahnen anzulegen, wenn der Einzelſtaat, in 
deſſen Gebiet die Anlage erfolgen ſoll, deren Ausführung ablehnt. Die 
Benutzung der Eiſenbahnen für Reichszwecke ſteht der Reichsgewalt jeder⸗ 
zeit gegen Entſchädigung frei. 

8 $. 30. Bei der Anlage oder en von Eiſenbahnen durch 
die einzelnen Staaten iſt die Reichsgewalt befugt, den Schutz des Rei- 
ches und das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wahrzunehmen. 

§. 31. Die Reichsgewalt hat über die Landſtraßen die Oberauf- 
ſicht und das Recht der Geſetzgebung, ſo weit es der Schutz des Rei- 
ches oder das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs erheiſcht. Ein Reichs- 
geſetz wird beſtimmen, welche Gegenſtände darin zu rechnen ſind. 

$. 32. Der Reichsgewalt ſteht das Recht zu, zum Schutze des 
Reiches oder im Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs zu verfü⸗ 

en, daß aus Reichsmitteln Landſtraßen und Kanäle angelegt, Flüſſe 
ſchiftvar gemacht oder in ihrer Schiffbarkeit erweitert werden. Die An⸗ 
ordnung der dazu erforderlichen waſſerbaulichen Werke erfolgt nach Vor⸗ 
gängiger Verſtändigung mit den betheiligten einzelnen Staaten; biefen 
bleibt die Ausführung und auf Reichskoſten die Unterhaltung der neuen 
Anlagen überlaſſen. 
Artikel VII. 


§. 33. Das deutſche Reich ſoll Ein Zoll- und Handelsgebiet bilden, 
. gemeinſchaftlicher Zollgränze, mit Wegfall aller Binnen⸗ 
gränz⸗Zölle. 

Die Ausſonderung einzelner Orte und Gebietstheile aus der Zoll— 
linie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten. 

Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum 
Reiche gehörige Länder und Landestheile mittelſt beſonderer Verträge 
dem deutſchen Zollgebiete anzuſchließen. 

§. 34. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetzgebung über 
das geſammte Zollweſen, fo wie über gemeinſchaftliche Produktions- 
und Verbrauchsſteuern. Welche Produktions- und Verbrauchsſteuern 
gemeinſchaftlich fein ſollen, beſtimmt die Reichsgeſetzgebung. 

$. 35. ‚Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, fo wie der 
ae tlichen Produktions⸗ und Verbrauchsteuern, geſchieht unter 

beraufſicht der Reichsgewalt. 


* 


$. 36. Auf welche Gegenſtände die einzelnen Staaten Produktions- 
oder Verbrauchsſteuern für Rechnung des Staats oder einzelner Ge⸗ 
meinden legen dürfen und welche Bedingungen und Beſchränkungen 
dabei eintreten ſollen, wird durch die Reichsgeſetz ebung beſtimmt. 
$. 37. Die einzelnen deutſchen Staaten find nicht befugt, auf 
Güter, welche über die Reichsgränze ein- und ausgehen, Zölle zu legen. 
§. 38. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſeßgebung über 
den Handel und die Schifffahrt und überwacht die Ausführung der 
darüber erlaſſenen Reichsgeſetze. 
§. 39. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Gewerbeweſen 
Reichsgeſetze zu erlaſſen und die Ausführung derſelben zu überwachen. 
§. 40. Erfindungs-Patente werden ausſchließſic von Reichs wegen 
auf Grundlage eines Reichsgeſetzes ertheilt; auch ſteht der Reichsgewalt 
ausſchließlich die Geſetzgebung gegen den Nachdruck von Büchern, jedes 
unbefugte Nachahmen von Kunſtwerken, Fabrikzeichen, Muſtern und 
Formen und gegen andere Beeinträchtigungen des geiſtigen Eigen⸗ 


thums zu. f 
Artikel VII. 5 


§. 41. Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung und 
die Oberaufſicht über das Poſtweſen, namentlich über Srgantfation 
Tarife, Tranſit, Portotheilung und die Verhältniſſe zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Poſtverwaltungen. 
42. Poſtverträge mit ausländiſchen Poſtverwaltungen dürfen 
nur mit Genehmigung der Reichsgewalt geſchloſſen werden. 
§. 43. Die Reichsgewalt iſt befugt, Telegraphenlinien anzulegen 
und die vorhandenen gegen Entſchädigung zu benutzen oder auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. N 
Weitere Beſtimmungen hierüber, ſo wie über Benutzung von 
Telegraphen für den Privatverkehr, ſind einem Reichsgeſetz vorbe⸗ 


halten. 
Artikel IX. 

§. 44. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetzgebung und 
die Oberaufſicht über das Münzweſen. Es liegt ihr ob, fcb dae ganze 
Reich daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. 

Sie hat das Recht, Reichsmünzen zu prägen. 

§. 45. Der Reichsgewalt liegt es ob, im ganzen Reiche daſſelbe 
Syſtem für Maß und Gewicht, ſo wie für den Feingehall der Gold⸗ 
und Silberwaaren, zu begründen. 

S. 46. Der Reichsgewalt ſteht über das Bankweſen und das Aus- 

geben von Papiergeld die Erlaſſung allgemeiner Geſetze und die Ober⸗ 


aufſicht zu. 
Artikel X. | 


$. 47. Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtungen, 
welche von Reichs wegen ausgeführt werden, ſind 9 97 Reichsgewalt 
aus den Mitteln des Reiches zu beſtreiten. . 

$. 48. Zur Beſtreitung feiner Ausgaben iſt das Reich zunächſt 
auf die Matrikular-Beiträge der einzelnen Staaten angewieſen. 
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$. 49. Die Reichsgewalt iſt befugt, in außerordentlichen Fällen 
Anleihen zu machen oder ſonſtige Schulden zu kontrahiren. f 
Artikel XI. 
f $. 50. Den Umfang der Gerichtsbarkeit des Reiches beſtimmt der 
Abſchnitt vom Reichsgericht 
Artikel XII. 


§. 51. Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der Reichsverfaſ— 
ſung allen Deutſchen verbürgten Rechte oberaufſehend zu wahren. 

90 52. Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des Reichsfrie— 
dens ob. 

Sie hat die für die Aufrechthaltung der inneren Sicherheit und 

Ordnung erforderlichen Maßregeln zu treffen: 

1) wenn ein deutſcher Staat von einem anderen deutſchen Staate in 
ſeinem Frieden geſtört oder gefährdet wird; 

2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit und Ordnung 
durch Einheimiſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird. Doch 
ſoll in dieſem Falle von der Reichsgewalt nur dann eingeſchritten 
werden, wenn die betreffende Regierung ſie ſelbſt dazu auffordert, 
es ſei denn, daß dieſelbe dazu notoriſch außer Stande iſt oder 
der gemeine Reichsfrieden bedroht erſcheint; 

3) wenn die Verfaſſung eines deutſchen Staates gewaltſam oder ein— 
ſeitig aufgehoben oder verändert wird, und durch das Anrufen 
des Reichsgerichtes unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken iſt. 

§. 53. Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wah- 
rung des Reichsfriedens ergriffen werden können, ſind: 1) Erlaſſe, 

2) Abſendung von Kommiſſarien, 3) Anwendung von bewaffneter Macht. 

Ein Reichsgeſetz wird die Grundſätze beſtimmen, nach welchen die 
durch ſolche Maßregeln veranlaßten Koften zu tragen ſind. 

§. 54. Der Reichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in 
welchen die bewaffnete Macht gegen Störungen der öffentlichen Ord— 
nung angewendet werden ſoll, durch ein Reichsgeſetz zu beſtimmen. 

§. 55. Der Reichsgewalt liegt es ob, die geſetzlichen Normen 
an Erwerb und Verluſt des Reichs - und Staats = Bürgerrechts feft- 
zuſetzen. 

$. 56. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Heimathsrecht 

Reichsgeſetze zu erlaſſen und die Ausführung derſelben zu überwachen. 

. 57, Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbeſchadet des durch die 
Grundrechte gewährleiſteten Rechts der freien Vereinigung und Verſamm— 
lung, Reichsgeſetze über das Aſſociationsweſen zu erlaſſen. 

8. 58. Die Reichsgeſetzgebung hat für die Aufnahme öffentlicher 
Urkunden diejenigen Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche die Anerkennung 
ihrer Echtheit im ganzen Reiche bedingen. 

$. 59. Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Geſammt— 
wohls allgemeine Maßregeln für die Geſundheitspflege zu treffen. 
Artikel XIII. 
§. 60. Die Reichsgewalt hat die Oeſebgelung, ſo weit es zur 
Ausführung der ihr verfaſſungsmäßig übertragenen Befugniſſe und zum 
Schutze der ihr überlaſſenen Anſtalten erforderlich iſt. 
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§. 61. Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaſſung allge⸗ 
meiner Geſetzbücher über en Recht, Handels- und Wechſelrecht, 
Strafrecht und gerichtliches Verfahren die Rechts-Einheit im deutſchen 
Volke zu begründen. 

§. 62. Alle Geſetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten 
verbindliche Kraft ee ihre Verkündigung von Reichs wegen. 

§. 63. Reichsgeſetze gehen den Geſetzen der Einzelſtagten vor, 
inſofern ihnen nicht ausdrücklich eine nur ſubſidiaire Geltung beigelegt iſt. 

Artikel XIV. 1 
$. 64. Die Anſtellung der Reichs-Beamten geht vom Reiche aus. 
Die Dienſt-Pragmatik des Reiches wird ein Reichsgeſetz feſtſtellen. 


‘ Ybfdnitt III. 
Das Reichs⸗ Oberhaupt. 
Artikel I. 

§. 65. Die Regierung des Reichs wird von einem Reichs vorſtande 
an der Spitze eines Fürſten⸗Kollegiums geführt, 

§. 66. Die Würde des Reichsvorſtandes iſt mit der Krone von 
Preußen verbunden. 

§. 67. Das Fürſten⸗Kollegium beſteht aus 6 Stimmen, und zwar: 

1) Preußen, | 

2) Baiern, 

3) Sachſen, Sachſen-Weimar, Sachſen-Coburg-Gotha, Sachſen⸗ 
Meiningen-Hildburghauſen, Sachſen-Altenburg, Anhalt⸗Deſſau, 
Anhalt-Bernburg, Anhalt-Cöthen, Schwarzburg⸗Sondershauſen, 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß ä. L., Reuß j. L. 

4) Hannover, Braunſchweig, Holſtein, Mecklenburg⸗Schwerin, Meck⸗ 
leuburg-Strelitz, Oldenburg, Lübeck, Bremen, Hamburg. 

5) Württemberg, Baden, Hohenzollern-Hechingen, Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen, Lichtenſtein. 

6) Kurheſſen, Großherzogthum Seien, Luxemburg und Limburg, 
Naſſau, Waldeck, Schaumburg-Lippe, Lippe-Detmold, Heſſen⸗ 
Homburg und Frankfurt a. M. . 

Die Staaten, welche einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten zum 
Fürſten⸗Kollegium beſtellen, haben ſich über deſſen Wahl zu verſtändigen; 
für den Fall der Nichtverſtändigung wird ein Reichsgeſetz die Mitwir⸗ 
kung der Betheiligten beſtimmen. 

Artikel I. 

§. 68. Der Reichsvorſtand wird während der Dauer des Reichs⸗ 
tages am Sitze der Reichs-Regierung reſidiren. 

So oft ſich der Reichsvorſtand nicht am Sitze der Reichs-Regie⸗ 
7 aa muß einer der Reichsminiſter in feiner unmittelbaren Um⸗ 
gebung fein. 

$. 69. Der Reichsvorſtand übt die ihm übertragene Gewalt durch 
verantwortliche von ihm ernannte Miniſter aus. ; 

$. 70. Alle Regierungshandlungen des Reichsvorſtandes bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung von * einem der Reichs 
Miniſter, welcher dadurch die Verantwortung übernimmt. 
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Artikel II. 


$. 71. Der Reichsvorſtand übt die völkerrechtliche Vertretung des 
deutſchen Reichs und der einzelnen deutſchen Staaten aus. Er ſtellt 
een und die Konſuln an und führt den diplomatiſchen 

erkehr. 

$. 72. Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und ſchließt Frieden. 

§. 73. Der Reichsvorſtand ſchließt die Bündniſſe und Verträge 
mit den auswärtigen Mächten ab und zwar unter Mitwirkung des 
Reichstags, inſoweit dieſe in der Verfaſſung vorbehalten iſt. 

§. 74. Alle Verträge nicht rein privatlichen Inhalts, welche deut— 
che Regierungen unter ſich oder mit auswärtigen Regierungen ab— 
chließen, ſind dem Reichsvorſtande zur Kenntnißnahme und, in ſofern 
das Reichs⸗Intereſſe dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vorzulegen. 

§. 75. Der Reichsvorſtand beruft und ſchließt den Reichstag; er 
hat das Recht, das Volkshaus aufzulöſen. 

$. 76. Das Fürſten⸗Kollegium unter dem Vorſitze des Reichs- 
vorſtandes, oder in deſſen Verhinderung unter dem Vorſitze Baierns, 
hat das Recht des Geſetzes-Vorſchlages. Es übt die geſetzgebende 
Gewalt in Gemeinſchaft mit dem Reichstage unter den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Beſchränkungen aus. 

$. 77. Das Fürſten-Kollegium faßt feine Beſchlüſſe durch abſo⸗ 
lute Majorität der anweſenden Bevollmächtigten. Bei gleicher Stimmen- 
zahl entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

$. 78. Der Reichsvorſtand verkündigt die Reichsgeſetze und erläßt 
die zur ung, derſelben nöthigen Verordnungen. 

FS. 79. In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit des Reichsge— 
richts gehören, hat der Reichsvorſtand das Recht der Begnadigung und 
Strafmilderung. Das Verbot der Einleitung oder Fortſetzung von 
Unterſuchungen kann der Reichsvorſtand nur mit Zuſtimmung des Reichs- 
tags erlaffen. Zu Gunſten eines wegen feiner Amtshandlungen verur- 
theilten Reichs-Miniſters kann der Reichsvorſtand das Recht der Be- 

nadigung und Strafmilderung nur dann ausüben, wenn dasjenige 
Orca von welchem die Anklage ausgegangen iſt, darauf anträgt. Zu 
Gunſten von Landes⸗Miniſtern ſteht ihm ein ſolches Recht nicht zu. 
Ni 1 Dem Reichsvorſtand liegt die Wahrung des Reichsfrie— 

ens 0 + 

$. 81. Der Reichsvorſtand hat die Verfügung über die bewaff— 
nete Macht. 

§. 82. Ueberhaupt hat der Reichsvorſtand in allen Angelegenhei— 
ten des Reiches nach Maßgabe der Reichsverfaſſung die Regierungs- 
gewalt, welche derſelbe 25 $. 76. als Theilhaber an der geſetzgeben— 
den Gewalt unter Zuſtimmung und in Verbindung mit dem Fürſten⸗ 
Kollegium ausübt. 

em Reichsvorſtande ſtehen diejenigen Rechte und Befugniſſe zu, 

welche in der Verfaſſung der Reichsgewalt beigelegt und dem Reichs- 
tage nicht zugewieſen ſind. ö 
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Abſchnitt IV. 
Der Reichstag. 


Artikel J. 


$. 83. Der Reichstag beſteht aus zwei Häufern, dem Staaten⸗ 
haus und dem Volkshaus. 


Artikel II. 


84. Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern der 
deutſchen Staaten. 
§. 85. So lange die deutſch-öſterreichiſchen Lande an dem Bun⸗ 
desſtaate nicht Theil nehmen, vertheilt ſich die Zahl der Mitglieder des 
Staatenhauſes nach folgendem en 


Prußen e e e 40 Mitglieder. 
Bapemn „. n e ae 20 n 
Sachſen . d ene 12 " 
Hannoper se . . e 12 " 
Würtemberg.. . e e i 12 Bi 
DUDEN... = as en. e, 10 „ 
Kurbeſſen. een 7 " 
Orobbergogthum Heſſen eee HM " 
Der ee ee „ 
Mellenburg⸗ Swen ee did 4 " 
Luremburgstimburg.oscennerennner 3 „ 
Naben er e ee 4 " 
Braunſchweig a... 2,20 t er 2 " 
Oldenburrr gg 7 4 N N " 
Sachſen-We ima enen 2 " 
Sadfen-Roburg-Gotha ..........- 1 „ 
Sager gene obne 1 " 
Sadjjen-Altenburg. u... 5ens0r 00 0- 1 " 
Medlenburg-Streliß zunasenueseer 1 " 
Unhalt-Defau .......:00. 4 1 4 
Anhalt⸗Bern burn 1 " 
Anhalt-Cöthen 2. ..ccreonsennrr er 1 " 
Schwarzburg-Sondershauſen 4 " 
Schwarzburg-Rudolſtadt 1 „ 
Hohenzollern-Hechingen n * " 
Lechtenſtein . e ee 1 " 
enen. 1 " 
eee ene n " 
Reuß ältere Linie | „ 
Reuß jüngere Linie 1 " 
Schaumburg⸗Lippe A | " 
Lippe⸗ 11 1 VOR, e 1 " 


Seite..... 160 Mitglieder. 
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Uebertrag. .... 160 Mitglieder. 


Heſſen⸗ Homburg N u 
nisse 1 „ 
. „ 1 " 
3 „ 1 " 
ee. ee eee. . e.. 1 u 
ae ER eee 2 " 


167 Mitglieder. 


§. 86. Die Mitglieder des Staatenhauſes werden zur Hälfte durch 
die Regierung und zur Hälfte durch die Volksvertretung der betreffen 
den Staaten ernannt. 

Wo zwei Kammern beſtehen, wird die Hälfte von jeder Kammer 
gewählt; bei ungleichen Hälften fällt die größere auf das Volkshaus. 

§. 87. In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied in das 
Staatenhaus ſenden, ſchlägt die Regierung drei Kandidaten vor, aus 
denen die Volksvertretung mit abſoluter Stimmenmehrheit wählt. 

Auf dieſelbe Weiſe iſt in denjenigen Staaten, welche eine un⸗ 
gerade Zahl von Mitgliedern ſenden, in Betreff des letzten derſelben 
zu verfahren. 

$. 88. Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen ver- 
bunden werden, ſo entſcheidet ein Reichsgeſetz über die dadurch etwa 
nothwendig werdende Abänderung in der Zuſammenſetzung des Staa— 
tenhauſes. 

§. 89. Mitglied des Staatenhauſes kann nur ſein, wer 

1) Staatsbürger des Staates iſt, welcher ihn ſendet, 

2) das 30ſte Lebensjahr ne hat, 

3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte befindet. 

$. 90. Die Mitglieder des Staatenhauſes werden auf ſechs Jahre 
gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. 

uf welche Weiſe nach den erſten drei Jahren das Ausſcheiden der 
einen Hälfte ſtattfinden ſoll, wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind ſtets wieder wählbar. 

Wird nach Ablauf dieſer drei Jahre und vor Vollendung der neuen 
Wahlen für das Staatenhaus ein außerordentlicher Reichstag berufen, 
ſo treten, ſo weit die neuen Wahlen noch nicht ſtattgefunden haben, 
die früheren Mitglieder ein. 


Artikel III. 

$. 91. Das Volkshaus beſteht aus den Abgeordneten des deut- 
ſchen Volkes. 

a. Die Mitglieder des Volkshauſes werden auf vier Jahre 
gew * 1 
Die Wahl geſchieht nach den in dem Reichs- Wahlgeſetze enthalte⸗ 
* Vorſchriften. M 


* 


= W = 


Artikel IV. | 
$. 93. Die Mitglieder des Reichstages beziehen aus der Reichs⸗ 
kaſſe ein gleichmäßiges Tagegeld und Entschädigung für ihre Reiſekoſten. 
Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſez. — 
§. 94. Die Mitglieder beider Häuſer können durch Inſtruktionen 
nicht gebunden werden. 


§. 95. Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Häu⸗ 
ſern ſein. 


Artikel V. ü a 


a 

$. 96. Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichstages 
iſt die Theilnahme von wenigſtens der Hälfte der ee Anzahl 
ſeiner Mitglieder und die einfache Stimmenmehrheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt 
betrachtet. 1 

§. 97. Das Recht des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, der 
Adreſſe und der Erhebung von Thatſachen, ſo wie der Anklage der 
Miniſter, ſteht jedem Hauſe zu. 

§. 98. Ein Reichstags-Beſchluß kann nur durch die Uebereinſtim⸗ 
mung beider Häuſer gültig zu Stande kommen. * 

§. 99. Ein Reichsbeſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung 
beider Häuſer einerſeits, ſo wie des Reichsvorſtandes und Fürſten⸗ 
e andererſeits, gültig zu Stande kommen. 

in Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuſtimmung der Reichöregie- 

rung nicht erlangt hat, darf in derſelben Sitzungs⸗ Periode nicht wie⸗ 
derholt werden. 
a 9 100. Ein Reichstagsbeſchluß iſt in folgenden Fällen erfor⸗ 
erlich: 

1) Wenn es ſich um die Erlaſſung, Aufhebung, Abänderung oder 
Auslegung von Reichsgeſetzen handelt. 

2) Wenn der Reichshaushalt feſtgeſtellt wird, wenn Anleihen kon⸗ 
trahirt werden, wenn das Reich eine im Budget nicht vorgeſe⸗ 
8 übernimmt oder Matrikularbeiträge oder Steuern 
erhebt. 5 UA di 

3) Wenn fremde See- und Flußſchifffahrt mit höheren Abgaben be⸗ 
legt werden ſoll. N f 

4) Wenn Landesfeſtungen zu Reichsfeſtungen erklärt werden ſollen. 
5) Wenn Handels-, Schifffahrts- und Auslie ferungsverträge mit dem 

Auslande geſchloſſen werden, ſo wie überhaupt völkerrechtliche Ver⸗ 

träge, inſofern fie das Reich belaſten, 3 4 

Wenn nicht zum Reich gehörige Länder oder Landestheile dem 

deutſchen Zollgebiete angeſchloſſen oder einzelne Orte oder Ge⸗ 

bietstheile von der Zolllinie ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Wenn deutſche Landestheile abgetreten oder wenn nichtbeutſche 

Gebiete dem Reiche einverleibt öder auf andere Weiſe mt dem⸗ 

ſelben verbunden werden ſollen. ane 


— 
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— 


— 


* 


er 


§. 101. Bei Feſtſtellung des Reichshaushaltes treten folgende Be⸗ 


ſtimmungen ein: 

1) He die Finanzen betreffenden Vorlagen der eee ge⸗ 
915 zunächſt an das Volkshaus und ſodann an das Staa⸗ 
tenhaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag der Reichs⸗ 
regierung und bis zum Belauf dieſes Antrages estolarn, Jede 
Bewilligung gilt nur für den beſonderen Zweck, für welchen ſie 
beſtimmt worden. Die Verwendung darf nur innerhalb der Gränze 

der Bewilligung erfolgen. N 

3) Die Dauer der Finanzperiode und Buͤdgetbewilligung iſt drei 


Jahre. 

4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des Reichs und 
über den Reſervefonds, ſo wie über die für beides erforderlichen 
Deckungsmittel, wird auf dem erſten Reichstage durch Reichstags— 
beſchlüſſe feſtgeſtellt. Eine Erhöhung dieſes Budgets auf ſpäteren 
Reichstagen erfordert gleichfalls einen Reichstagsbeſchluß. 

5) Dieſes ordentliche Budget wird auf jedem Reichstage zuerſt dem 

Volkshauſe vorgelegt, und dieſem in ſeinen einzelnen Anſätzen 

nach den Erläuterungen und Belegen, welche die Reichsregierung 

vorzulegen hat, geprüft und ganz oder theilweiſe bewilligt oder 

35 

Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volkshaus 

wird das Budget an das Staatenhaus zur Berathung und Be⸗ 

ſchlußnahme abgegeben. Wenn dieſer Beſchluß nicht mit dem 
des Volkshauſes übereinſtimmt, ſo geht das Budget zu fernerer 

Verhandlung an das Volkshaus zurück. Ein endgültiger Beſchluß 

— nur durch die Uebereinſtimmung beider Häufer zu Stande 

ommen. 

7) Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Deckungsmittel bedür⸗ 

fen 00 Fi Erhöhung des ordentlichen Budgets, eines Reichs⸗ 

agsbeſchluſſes. f 

Die Nachweiſung über die Verwendung der Reichsgelder wird 

dem Reichstage, und zwar zuerſt dem Volkshauſe, zur Prüfung 

und zum Abſchluß vorgelegt. J ö 


Artikel VI. 


$. 102. Der Reichstag verſammelt ſich jedes Jahr am Sitze der 
Reichsregierung. Die Zeit der Zuſammenkanft wird vom Reichsober⸗ 
Nest f der Einberufung angegeben, in ſofern nicht ein Rei 


2 


8 


— 


sgeſetz 

e feſtſetzt. f ö ö 

Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen Sitzungen jeder⸗ 
zeit vom eben ec werden. rr 

$. 103. Die ordentlichen Sitzungs⸗Perioden der Landtage in den 
Einzelſtaaten ſollen mit denen des Reichstages in der Regel nicht zu⸗ 
ſammenfallen. Das Nähere bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten. 
S. 104. Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgelöst 
werden. PTR — 
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In dem Falle der Auflöſung ift der Reichstag binnen drei Mona⸗ 
ten wieder zu verſammeln. | l 

F. 103. Die Auflöſung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Vertagung 
dee Staatenhauſes bis zur Wiederberufung des Reichstages zur Folge. 

Die Sitzungs-Perioden beider Häuſer ſind dieſelben. 

§. 106. Das Ende der Sitzungs-Periode des Reichstages wird 
vom Reichs-Oberhaupt beſtimmt. 

§. 107. Eine Vertagung des Reichstages oder eines der beiden 
Häuſer durch das Reichs-Oberhaupt bedarf, wenn ſie nach Eröffnun 
der Sitzung auf länger als vierzehn Tage ausgeſprochen werden ſoll, 
der Zuſtimmung des Reichstages oder des were Hauſes. 

Auch der Reichstag ſelbſt, ſowie jedes der beiden Häuſer, kann ſich 
auf vierzehn Tage vertagen. 


Artikel VII. 


§. 108. Jedes der beiden Häuſer wählt ſeinen Präſidenten, ſeine 
Vice⸗-Präſidenten und feine Schriftführer. 

§. 109. Die Sitzungen beider Häuſer ſind öffentlich. Die Ge⸗ 
ſchäfts⸗Ordnung eines jeden Hauſes beſtimmt, unter welchen Bedingun⸗ 
gen vertrauliche Sitzungen ſtattfinden können. 

§. 110. Jedes Haus prüft die Vollmachten ſeiner Mitglieder und 
entſcheidet über die Zulaſſung derſelben, 

§. 111. Jedes Mitglied leiſtet bei ſeinem Eintritt den Eid: „Ich 
ſchwöre, die deutſche Reichsverfaſſung getreulich zu beobachten und auf⸗ 
recht zu Pet fo wahr mir Gott helfe.“ I 

§. 112. Jedes Haus hat das Recht, ſeine 1 wegen un⸗ 
würdigen Verhaltens zu beſtrafen und äußerſten Falls auszuſchließen. 
Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung jedes Hauſes. 

Eine Ausſchließung kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ſich dafür entſcheidet. 

§. 113. Weder Ueberbringer von Bittſchriften noch überhaupt De⸗ 
putationen ſollen in den Häuſern zugelaſſen werden. | 

§. 114. Es ſoll eine allgemeine Geſchäftsordnung unter Zuſtim⸗ 
mung beider Häuſer erlaſſen werden. Die Anwendung dieſer Geſchäfts⸗ 
ordnung im Einzelnen, bleibt den Beſchlüſſen jedes Hauſes vorbehalten. 


Artikel VIII. . 
§. 115. Ein Mitglied des Reichstags darf während der Dauer 
der Sitzungs⸗Periode ohne Zuſtimmung des Haufes, zu welchem es ge⸗ 
hört, wegen ſtrafrechtlicher Anſchuldigungen weder verhaftet, noch in 
a fe pen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreifung 
auf friſcher That. e 
8. Hp, In dieſem letzteren Falle ift dem betreffenden Haufe von 
der angeordneten Maßregel ſofort Kenntniß zu geben. 8 
§. 117. Jedes Haus iſt befugt, für die Dauer feiner Sitzung 
. die Aufhebung derjenigen Ver aer zu verfügen, welche 
ber ein Mitglied deſſelben zur Zeit ſeiner Wahl verhängt a 
oder nach dieſer bis zu Eröffnung der Sitzungen verhängt worden iſt. 


a 


$. 118. Kein Mitglied des Reichstages darf von Staatswegen zu 
irgend einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen, der in Aus» 
übung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder diszipli⸗ 
nariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Verantwor- 
tung gezogen werden. 


Artikel IX. * 
§. 119. Die Reichs⸗Miniſter und die von ihnen bezeichneten Kom⸗ 
iſſarien haben das Recht, den Verhanplungen beider Häuſer des 
eichstages beizuwohnen und jederzeit von denſelben gehört zu werden. 
S. 120. Die Reichs-Miniſter haben die Verpflichtung, auf Ver⸗ 
langen jedes der Häuſer des Reichstages in demſelben zu erſcheinen 
und Auskunft zu ertheilen oder den Grund anzugeben, weshalb dieſelbe 
nicht ertheilt werden könne. 
10 8 5 Die Reichs⸗Miniſter können nicht Mitglieder des Staaten 
auſes ſein. 
8. 122. Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt ein 
Amt oder eine Beförderung annimmt, ſo muß es ſich einer neuen Wahl 
unterwerfen; es behält ſeinen Sitz im Hauſe, bis die neue Wahl ſtatt⸗ 
gefunden hat. 


Abſchnitt V. 
Das Reichsgericht. 


Artikel J. 
S. 123. Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch ein 
Reichsgericht ausgeübt. 

8. 124. Zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehören: 

a) Klagen eines Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt wegen Ver⸗ 
letzung der Reichsverfaſſung durch Erlaſſung von Reichsgeſetzen 
und durch Maßregeln der Reichsregierung, ſo wie Klagen der 
Ban 3 gegen einen Einzelſtaat wegen Verletzung der Reichs- 
verfaſſung. 

b) Streitigkeiten zwiſchen dem Staatenhauſe und dem Volkshauſe 
unter ſich und zwiſchen jedem von ihnen und der Reichsregierung, 
welche die Auslegung der Reichsverfaſſung betreffen, wenn die 
ſtreitenden Theile ſich vereinigen, die Entſcheidung des Reichsge— 

richts einzuholen. 

c) Politiſche und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwiſchen den 
einzelnen deutſchen Staaten. 

dh) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähigkeit und Regent» 
ſchaft in den Einzelſtaaten. 

e) Streitigkeiten zwiſchen der Regierung eines Einzelſtaates und deſſen 
ee über die Gültigkeit oder Auslegung der Landes⸗ 
verfaſſung. 

() Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen die Regierung 
deſſelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswidriger Veränderung 
der Landesverfaſſung. 


= 


Kl der Angehörigen eines Einzelſtaates die 
Gegen wegen Verletzung der Lmtzebe en g nen 
bei dem Reichsgericht nur angebracht werden, wenn die 
in der Landes verfaſſung gegebenen Mittel der Abhülfe nicht zur 
Anwendung gebracht werden können. N 
Klagen deutſcher Staatsbürger wegen Verletzung der durch die 
Reichsverfaſſung ihnen gewährten Rechte. Die näheren Beſtim⸗ 
mungen über den Umfang dieſes Klagerechts und die Art und 
Weiße, daſſelbe geltend zu machen, bleiben der Reichsgeſetzgebung 
15 Pester 9 5 
) Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechtspflege, 
wenn die landes N ebtichen ittel der Abc as, 4 bi 
Strafgerichtsbarkeit über die Anklagen gegen die Reichs⸗Miniſter, 

inſofern ſie deren miniſterielle Verantwortlichkeit a 
1) Strafgerichtsbarkrit über die Anklagen gegen die Miniſter der 
Einzelſtaaten, inſofern ſie deren miniſterielle Vera Pe 
betreffen und die Gerichte der Einzelſtaaten dazu mpe⸗ 
tent ſind. b 
h Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Hoch- und Landesverraths 
gegen das Reich. he 
Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichts⸗ 
barkeit des Reichsgerichts zu überweiſen ſind, wird ſpäteren Reichs⸗ 
eſetzen vorbehalten. f 
m) Klagen gegen den Reichs-Fiskus, wo ein gemeinrechtlicher Ge⸗ 
richtsſtand nicht begründet ſein ſollte. f 2 
n) Klagen gegen beulſche Staaten, wenn die Verpflichtung, dem An⸗ 
ſpruche Genüge zu leiſten, zwiſchen mehreren Staaten zweifelhaft 
oder beſtritten iſt, fo wie wenn die gemeinſchaftliche Verpflichtung 
gegen mehrere Staaten in einer Klage geltend gemacht wird. 


S8. 125. Ueber die Frage, ob ein Fall zur Entſcheidung des 
e geeignet ſei, erkennt einzig und allein das Reichsgericht 
elbſt. 
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§. 126. Ueber die Einſetzung und Organiſation des Reichsge⸗ 
tichts, über das Verfahren und die Vollziehung der reichsgerichtli⸗ 
chen Entſcheidungen und Verfügungen wird ein beſonderes Geſetz er⸗ 


n. 

Dieſem Geſetze wird auch die Beſtimmung, ob und in welchen 
Fällen 1 dem Reichsgericht die Urtheilsfällung durch Geſchworene er⸗ 
folgen ſoll, vorbehalten. f 1 

en ſo bleibt vorbehalten: ob und wie weit dieſes Geſetz als 

organiſches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt. 

$. 127. Der Reichsgeſetzgebung bleibt es ipod Admirali⸗ 
täts- und See- Gerichte zu errichten, fo wie Beſtimmungen über die 
Gerichtsbarkeit der Geſandten und Konfuln des Reichs zu treffen. 


RT 


* A bſchnitt VI. 
Die Grundrechte des Deutſchen Volkes. 


§. 128. Dem deutſchen Volke ſollen die nachſtehenden Grundrechte 
ewährleiſtet ſein. Sie dienen den Verfaſſungen der deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten zur Norm und werden ihre Anwendung auf deren beſondere 
Verhältniſſe in den Geſetzgebungen dieſer Staaten finden. 
Ina‘) Artifel L 
F. 129. Das deutſche Volk befteht aus den Angehörigen ber 
Staaten, welche das deutſche Reich bilden. 
® Jeder Deutſche hat das deutſche Reichsbürgerrecht. Die 
ihm kraft deſſen zuſtehenden Rechte kann er in jedem deutſchen Lande 
ausüben. Ueber das Recht, zur deutſchen Reichsverſammlung zu wäh⸗ 
len, verfügt das Reichswahlgeſetz. 

§. 131. Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem Orte des Reichs- 
gebietes feinen Aufenthalt und Wohnſitz zu nehmen, Liegenſchaften je⸗ 
der Art zu erwerben und darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig 
zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt und die Wohnberechtigung 
in den Einzelſtaaten werden durch ein allgemeines Heimathsgeſetz, jene 
für den Gewerbetrieb durch eine allgemeine Gewerbe-Ordnung von der 
Reichsgewalt feſtgeſetzt. 

$. 132. Kein deutſcher Staat darf zwiſchen feinen Angehörigen 
und anderen Deutſchen einen Unterſchied im bürgerlichen, peinlichen 
er een machen, welcher die letzteren als Ausländer zu⸗ 
rückſe 


8. 133. Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll nicht ſtattfinden, 
und da, wo ſie bereits ausgeſprochen iſt, in ihren Wirkungen aufhören, 
ſo weit nicht hierdurch erworbene Privatrechte verletzt werden. 

$. 134. Die Auswanderungsfreiheit iſt von Staats wegen nicht 
beſchränkt; Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 
Die Auswanderungs⸗ Angelegenheit ſteht unter dem Schutze und 
der Fürſorge des Reiches. 
Artikel II 


$. 135. Vor dem Geſetze gilt kein Unterſchied der Stände. 

Alle Standesvorrechte ſind abgeſchafft. 

Die Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich. 

Die öffentlichen Aemter 100 für alle Befähigten gleich zugänglich. 

Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich; Stellvertretung bei derſelben 

ri ur ſtatt. Das Nähere hierhber wird durch das Wehrgeſetz 
m * 


eſtim 
236. Die Fre der Perso 1 leglich 

$. Die Freiheit der Perſon iſt unverletzlich. 

Die Verhaftung einer Perſon ſoll, außer im Falle der Ergreifung 
auf friſcher That, nur geſchehen in Kraft eines richterlichen, mit Grün⸗ 
den verſehenen Befehls. Dieſer Befehl muß im Augenblicke der Ver⸗ 
haftung oder innerhalb der nächſten vier und zwanzig Stunden dem 
Verhafteten zugeſtellt werden. 


Zu 


a 


Die Polizei-Behörde muß Jeden, den fie in Verwahrung genom- 
men hat, im Laufe des folgenden Tages entweder freilaſſen, oder ber 
zuſtändigen Behörde übergeben. 

Jeder Angeſchuldigte ſoll gegen Stellung einer vom Gericht zu 
beſtimmenden Kaution oder Bürgſchaft der Haft entlaſſen werden, ſo⸗ 
fern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren peinlichen Verbrechens ge- 
gen denſelben vorliegen. 

Im Falle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten Gefan- 
genſchaft iſt der Schuldige und nöthigenfalls der Staat dem Verletzten 
zur Genugthuung und Entſchädigung verpflichtet. 

Die für das Heer- und Seeweſen erforderlichen A 
dieſer Sefimmungen, werden beſonderen Geſetzen vorbehalten. 

a Die Strafen des Prangers, der Brandmarkung und der 
eg Züchtigung ſind abgeſchafft. 

138. Die Wohnung iſt unverletzlich. 

Eine Hausſuchung iſt nur zuläſſig: 

1) in Kraft eines richterlichen, mit Gründen verſehenen Befehls, wel⸗ 
cher ſofort oder innerhalb der nächſten vier und zwanzig Stun⸗ 
den dem Betheiligten zugeſtellt werden ſoll, 

2) im Falle der Verfolgung auf friſcher That, durch den geſetzlich 
berechtigten Beamten, 

3) in den Fällen und Formen, in welchen das Geſetz ausnahms⸗ 
3 beſtimmten Beamten auch ohne richterlichen efehl dieſelbe 
geſtattet⸗ 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zuziehung von Haus⸗ 
genoſſen erfolgen. 

Die Unverleblichteit der Wohnung ift Fein Hinderniß der Verhaf⸗ 
tung eines Be Verfolgten. 

§. 139. Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren, darf, außer 
bei einer Verhaftung oder Hausſuchung, nur in Kraft eines richter 


lichen, mit Gründen verſehenen Befehls vorgenommen werden, wel E 


ſofort oder innerhalb der nächſten vier und zwanzig Stunden dem 
theiligten zugeſtellt werden ſoll. 

S. 140. Das Briefgeheimniß iſt gewährleiſtet. 

Die bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen und in Kriegsfällen noth⸗ 
wendigen Beſchränkungen ſind durch die Geſetzgebung feſtzu ellen. 


Artikel IV. 

§. 141. Jeder Deutſche hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck 
und bildliche Darſtellung ſeine Meinung frei zu äußern. 

er Cenſur darf nicht eingeführt werden. 

Ein Preßgeſetz zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und der 

Rechte Dritter wird vom Reiche erlaſſen werden. 

Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt werden, wird 
durch Schwurgerichte geurtheilt. 


Artikel V. 
5 94. 142. Jeder Deutſche hat volle Glaubens- und Gewiſſens⸗ 
eiheit 
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§. 143. Jeder Deutſche 0 unbeſchränkt in der gemeinſamen häus— 
lichen und öffentlichen Uebung ſeiner Religion. ö 

Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung dieſer Freiheit be— 
gangen werden, ſind — dem Geſetze zu beſtrafen. 

. 144. Durch das religiöſe Bekenntniß wird der Genuß der 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte weder bedingt noch beſchränkt. 
Den ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf daſſelbe keinen Abbruch thun. 
FS. 145. Jede Religions-Geſellſchaft ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten ſelbſtſtändig und bleibt im Beſitz und Genuß der für 
ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anftal- 
ten, Stiftungen und Fonds. 

Es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 
Neue Religionsgeſellſchaften dürfen ſich bilden; einer Anerkennung 
ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es nicht. 
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FS. 146. Niemand ſoll von Staats wegen zu einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichkeit gezwungen werden. \ 

F. 147. Die Formel des Eides ſoll künftig lauten: „So wahr 
mir Gott helfe.“ 

8. 148. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe iſt nur von der Voll- 
ziehung des Civil-Aktes abhängig, die kirchliche Trauung kann nur nach 
der Vollziehung des Civil-Aktes ſtattfinden. 

Die Religions⸗Verſchiedenheit iſt kein bürgerliches Ehehinderniß. 

$. 149. Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behör- 
den geführt. 4 

Artikel VI. 


$. 150. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei. 

8. 151. Das Unterrichts- und Erziehungsweſen ſteht unter der 
Ober⸗Aufſicht des Staats; er übt ſie durch eigene von ihm ernannte 
Behörden aus. 

§. 152. Unterrichts- und Erziehungs-Anſtalten zu gründen, zu lei⸗ 
ten und an ſolchen Ort zu ertheilen, ſteht jedem Deutſchen frei, wenn 
er ſeine Befähigung der betreffenden Staats-Behörde nachgewieſen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt keiner Beſchränkung. 

$. 153. Für die Bildung der deutſchen Jugend fol durch öffent⸗ 
liche Schulen überall genügend geſorgt werden. 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflege- 
befohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die unteren 
Volksſchulen vorgeſchrieben ift. 

$. 154. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. 

Der Staat ſtellt unter geſetzlich geordneter Betheiligung der Ge— 
meinden aus der Zahl der Geprüften die Lehrer der Volksſchulen an. 

§. 155. Unbemittelten ſoll in allen Volksſchulen und niederen 
Gewerbeſchulen freier Unterricht ertheilt werden. 

S. 156. Es ſteht einem Jeden frei, feinen Beruf zu wählen und 
ſich für denſelben auszubilden, wie und wo er will. 
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Artikel VII. 


157. Jeder Deutſche hat das Recht, ra ut Bitten und Be⸗ 
ſowerben ſchriftlich an die Behörden, an die V Meran und an 
den Reichstag zu wenden. 

Dieſes Recht kann ſowohl von Einzelnen als von Korporationen 
ausgeübt werden, beim Heer und der Kriegs — nur in der 
Weiſe, wie es die Disziplinar⸗Vorſchriften be N 

§. 158. Eine de Magie Genehmigung der er Behörb iſt nicht 
wendig, um öffentliche Beamte wegen i ae e. u ge⸗ 
richtlich zu verfolgen. fl 10 1 2 

Artikel VIII. N 

8. 159. Die Deutſchen haben das Recht, ſch be ip ohne 
Waffen zu verſammeln, einer beſonderen Erlaubniß daz Wan 

Volks⸗Verſammlungen unter freiem Himmel können bing 
Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 1 werden. 

$. 160. Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Die⸗ 
ſes Recht ſoll durch keine vorbeugende Maßregel beſchränkt werden. 

Die Ausübung der in dieſem Paragraphen und im g. 159. feſt⸗ 
geſtellten Rechte ſoll zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit durch das 
9 geregelt werden. ns 

161. Die in den 88. 159. und 160. ‚entbaltegen, et 
gen faden auf das Heer und die Kriegs flotte Anwendung it die 
militairiſchen Disziplinar-Vorſchriften nicht entgegenſt | 

. a 5 


Artikel IX, 

§. 162. Das Eigenthum iſt unverletzlich. 

Eine Enteignung kann nur aus Rückſichten des gemeinen Beſten, 
nur auf Grund eines Geſetzes und gegen gerechte Eatſchädigung vor⸗ 
genommen werden. 

‚De geiftige Eigenthum ſoll durch die Reichsgefebgsbung, geſchützt 
werden 

§. 163. Die Beſtimmungen über die Veräußerlichkeit und heil⸗ 
barkeit des Grundeigenthums, ſowohl unter 17 odes 
wegen, bleiben der Geſetzgebung der Einzelſtaaten überla 

Für die todte Hand ſind Beſchränkungen des Rechts, Liegenſchaf⸗ 
ten zu erwerben und über ſie zu verfügen, im Wege der e 
aus Gründen des öffentlichen Wohl zuläſſig. 

$. 1 Jeder Unterthänigkeits und Hörigkeitsverband hört ff 
immer au 

$. 165. Ohne Entſchädigung find aufgehoben: 

1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit und die grundherrliche Polizei, 
ſammt den aus viejen Rechten fließenden Befugniſſen, Exemtionen 
und Abgaben. 

2) Die aus dem guts- und ſchutzherrlichen Verbande fließenden per⸗ 
ſönlichen A — und Leiſtungen. 

Mit dieſen Rechten fallen auch die Gege nleiſtungen und En 
weg, welche dem bisher Berechtigten dafür — 


g. 166. Alle auf Grund und Boden haftenden privatrechtlichen 
Abgaben und Leiſtungen, insbeſondere die Zehnten, ſind ablösbar: ob 
nur auf Antrag des Belaſteten oder auch des a Via und in 
welcher Weiſe, bleibt der Geſetzgebung der einzelnen Staaten über- 


laſſen. 
1 Es ſoll fortan kein Grundſtück mit einer unablösbaren Abgabe oder 
Leiſtung belaſtet werden. 

$. 167. Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung zur Jagd 
auf eigenem Grund und Boden. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, Jagddienſte, 
Jagdfrohnden und andere Leiſtungen für Jagdzwecke ſind aufgehoben. 
Die Entſchädigung bleibt der Landesgeſetzgebung überlaſſen. 

Nur ablösbar jedoch iſt die Jagdgerechtigkeit, welche erweislich 
aur einen läſtigen mit dem Eigenthümer des belaſteten Grundſtückes 
abgeſchloſſenen Vertrag erworben iftz über die Art und Weiſe der Ab- 
fung haben die Landesgeſetzgebungen das Weitere zu beſtimmen. 

ie Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der öffentlichen Sicher— 
. und des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der Landesgeſetzgebung 
vor e an 
ie Mgdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden darf in Zu⸗ 
kunft nicht wieder als Grundgerechtigkeit beſtellt werden. 

$. 168. Die Familienfideikommiſſe find aufzuheben. Die Art und 
8 der Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung der einzelnen 
Staaten. . a 
lleber die Familienfidekommiſſe der regierenden fürſtlichen Häuſer 
bleiben die Beſtimmungen den Landesgeſetzgebungen vorbehalten. 

$. 169. Aller Lehnsverband iſt aufzuheben. Das Nähere über 
die Art und Weiſe der Ausführung haben die Geſetzgebungen der Ein— 
zelſtaaten anzuordnen. 

u $. 170. Die Strafe der Vermögens ⸗Einziehung ſoll nicht ſtatt⸗ 
en. 

$. 171. Die Beſteuerung ſoll fo geordnet werden, daß die Be⸗ 
auth einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde 
aufhört. 


Artikel X. 


S. 172. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. Es ſollen 

keine Patrimonialgerichte beſtehen. 

§. 173. Die richterliche Gewalt wird ſelbſtſtändig von den Ge— 
richten geübt. Kabinets⸗ und Miniſterial⸗Juſtiz iſt unſtatthaft. 

Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden. Aus- 
nahmegerichte ſollen nie ſtattfinden. 

$. 174. Es ſoll keinen privilegirten Gerichtsſtand der Perſonen 
oder Güter geben. 

Der Militair⸗Gerichtsbarkeit verbleibt jedoch die Aburtheilung der 
von 1 verübten Verbrechen und Vergehen, mit Ein- 
ſchluß der Disziplinarfälle. | 
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175. Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Recht, von 
ſeinem Amt entfernt oder an Rang und Gehalt beeinträchtigt werden. 

Suspenfion darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß erfolgen. 

Kein Richter darf wider ſeinen Willen, außer durch gerichtlichen 
Beſchluß in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen und 55 ormen, zu 
einer anderen Stelle verſetzt oder in Ruheſtand geſetzt werden. 

F. 176. Das Gerichtsverfahren ſoll öffentlich und mündlich fein. 

Ausnahmen von der Oeffentlichkeit eim im Intereſſe der Sitt⸗ 
lichkeit das Geſetz. Jute LEBT: 

8 8 In Strafſachen gilt der Auflogepeigtgnn ng 

he chte ſollen jedenfalls über ſchwerkre Steofachen und 
Per politiſche Vergehen urtheilen. 

$. 178. Die bürgerliche Rechtspflege ſoll in Sachen befonberer 
Berufserfahrung durch ſachkundige, von den Werfen frei ge⸗ 
wählte Richter geübt oder mitgeübt werden. 

§. 179. Rechtspflege und Verwaltung ſollen geren und von 
einander unabhängig ſein. 

Ueber Kompetenz - Konflikte zwiſchen den Verwaltungs- und Ge⸗ 
richtsbehörden in den Einzelſtaaten entſcheidet ein durch 9 Geſetz zu 
beſtimmender Gerichtshof. 

$. 180, Die Verwaltungs⸗ le hört auf; iber ale Rechts- 
Verl punget entſcheiden die Gericht 5 
- Polizei ſteht keine Stra Gerichtsbarkeit du. Fin 
181. Rechtskräftige Urtheile deutſcher Hache im. 60% allen 
beülſcher Landen gleich wirkſam und vollziehbar. 
Ein Reichögeteh wird das Nähere beſtimmen. 


Artikel XI. 
§. 182. Jede Gemeinde hat als Grundrechte chere Vaſaſung⸗ 
a) die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 
b) die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Gemeinde- Angelegenheiten 
unter geſetzlich geordneter Oberaufſicht des Staates; / 
c) die Veröffentlichung ihres Gemeinde-Haushaltes; 
d) Oeffentlichkeit der Verhandlungen als Regel. 0 
§. 183. Jedes Grundſtück ſoll einem Gemeindeverbande an chbren. 
Bei ese eh wegen Waldungen und en bleiben der 
Landes-Geſetzgebung vorbehalten. 


Artikel XII. 
184. Jeder deutſche Staat ſoll eine Verfaſſung mit Volksver⸗ 
eig haben. 
ie Miniſter ſino der Volksvertretung verantwortlich. 
§. 185. Die Volksvertretung hat eine entſcheidende Stimme bei 
der Geſetzgebung, bei der Beſteuerung, bei der Ordnung des Staats⸗ 
Haushaltes; auch hat ſie das Recht des Geſetzvorſchlags, der Be⸗ 
ſchwerde, der Adreſſe, ſo wie der Anklage der Miniſter. 
Die Sitzungen der Landtage ſind in der Regel öffentlich. 
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ed Artikel XIII. na ak 
$. 186. Den nicht Deutſch redenden Volksſtämmen des Reichs iſt 
ihre volksthümliche Entwickelung gewährleiſtet, namentlich die Gleich- 
berechtigung ihrer Sprachen, ſo weit deren Gebiete reichen, in dem 
Kirchenweſen, dem Unterrichte, der inneren Verwaltung und der 
Rechtspflege. 
Artikel XIV. 


F. 187. Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter 
dem Schutze des Reiches. 


Ab ſchnitt VI. 
Die Gewähr der Verfaſſung. 


Artikel L 


$. 188. Der Reichsvorſtand leiſtet auf die Reichsverfaſſung fol⸗ 
gendes eidliches Gelöbniß: „Ich ſchwöre, das Reich und die Rechte 
des deutſchen Volkes zu ſchirmen, die Reichs-Verfaſſung aufrecht zu 
erhalten und ſie gewiſſenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe.“ 

Der Eid der Bevollmächtigten zum Fürſten⸗Kollegium lautet wie 
folgt: „Ich ſchwöre das Reich und die Rechte des deutſchen Volkes zu 
W die Reichs⸗Verfaſſung aufrecht zu halten. o wahr mir 
Gott helfe!“ 

Bae Eidesleiſtungen geſchehen bei Einführung gegenwärtiger Ver⸗ 
Milch vor den zu einer Sitzung vereinigten beiden 1 5 des 

eichstages. Bei ſpäterem Wechſel wird der Eid im verſammelten 

Fürſten⸗ Kollegium abgelegt, und die darüber aufgenommene Urkunde 
dem nächſten Reichstage übergeben. 

$. 189. Die Reichsbeamten haben beim Antritt ihres Amtes einen 
Eid auf die Reichs -Verfaſſung zu leiſten. Das Nähere beſtimmt die 
Dienſtpragmatik des Reiches. 

$. 190. Ueber die Verantwortlichkeit der Reichs-Miniſter ſoll ein 
Reichsgeſetz erlaſſen werden. 
§. 191. Die Verpflichtung auf die Reichsverfaſſung wird in den 

Einzelſtaaten mit der Verpflichtung auf die Landesverfaſſung verbunden 
und dieſer vorangeſetzt. 
Artikel II. 


§. 192. Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den Ge— 
ſetzen eines Einzelſtaates darf mit der Reichs-Verfaſſung in Wider- 
ſpruch ſtehen. 

$. 193. Eine Aenderung der Regierungsform in einem Einzel- 
ſtaate kann nur mit Zuſtimmung der Reichsgewalt erfolgen. Dieſe Zu— 
ſtimmung muß in den für Aenderungen der Reichsverfaſſung vorge— 
ſchriebenen Formen gegeben werden. 


Artikel III. 


FS. 194. Abänderungen in der Reichsverfaſſung können nur durch 
einen Beſchluß beider Häuſer und mit Zuſtimmung ſowohl des Reichs- 
vorſtandes, als des Fürſten⸗Kollegiums erfolgen. 
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Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf es in jedem der beiden Häuſer: 
1) Der Anweſenheit von wenigſtens zwei Dritteln der Mitglieder; 
2) zweier e zwiſchen welchen ein Zeitraum von wenig⸗ 

ens acht Tagen liegen muß; 8 f 
3) einer Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der anwe⸗ 
ſenden Mitglieder bei jeder der beiden Abſtimmungen. 


Artikel IV. 


§. 195. Im Falle des Kriegs oder Aufruhrs können die Beſtim⸗ 
mungen der Grundrechte über den Gerichtsſtand, die Preſſe, Verhaf⸗ 
tung, Hausſuchung und Verſammlungsrecht von der Reichsregierun 
oder der Regierung eines Einzelſtaates für einzelne Bezirke geltweiſe 
außer Kraft geſetzt werden; jedoch nur unter folgenden nen: 

1) Die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle von dem Geſammt⸗ 
Miniſterium des Reiches oder Einzelſtaates ausgehen; 

2) das Miniſterium des Reiches hat die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tages, das Miniſterium des Einzelſtaates die des Landtages, wenn 
dieſelben zur Zeit verſammelt ſind, ſofort einzuholen. Wenn die⸗ 
ſelben nicht verſammelt ſind, ſo müſſen bei ihrem Zuſammentreten 
die getroffenen Maßregeln ihnen ſofort zur Genehmigung vorge⸗ 
legt werden. 

Weitere Beſtimmungen bleiben einem Reichsgeſetz vorbehalten. 
Für die Verkündigung des ate ee bleiben bis dahin 
die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft. 
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Entwurf eines Geſetzes, 
N betreffend 
die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe. 


111. 


§. 1. Wähler iſt jeder ſelbſtſtändige unbeſcholtene Deutſche, welcher 
das 25ſte Lebensjahr zurückgelegt hat. 

S8. 2. Als ſelbſtſtändig iſt derſenige anzuſehen, welcher an den 

Gemeinde⸗Wahlen ſeines Wohnortes Theil zu nehmen berechtigt iſt und 
irgend eine direkte Staatsſteuer zahlt. 
§. 3. Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 

2) Perſonen, über deren Vermögen Konkurs oder Fallitzuſtand ge⸗ 
richtlich eröffnet worden iſt, bis dahin, daß ſie ihre Kreditoren 
befriedigt haben; 

3) Perſonen, welche eine Armen⸗Unterſtützung aus öffentlichen oder 
Gemeindemitteln beziehen oder im letzten der Wahl vorher gegam- 
genen Jahre bezogen haben. ö 
§. 4. Als beſcholten find von der Berechtigung zum Wählen bie- 

jenigen Perſonen ausgeſchloſſen, denen durch rechtskräftiges Erkenntniß 
nach den Geſetzen des Einzelſtaates, wo das Urtheil erging, entweder 
unmittelbar oder mittelbar der Vollgenuß eer ſtaatsbürgerlichen Rechtt 
entzogen iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt wor— 
den ſind 


§. 5. Des Rechts zu wählen fol, unbeſchadet der ſonſt verwirkten 
Strafen, für eine Zeit von 4 bis 12 Jahren durch ſtrafgerichtliches Er⸗ 
kenntniß verluſtig erklärt werden, wer bei den Wahen Stimmen erkauft 
oder mehr als einmal bei der für einen und denſelben Zweck beſtimmten 
Wahl ſeine Stimme abgegeben oder zur Einwirkung auf die Wahl 
überhaupt geſetzlich unzuläſſige Mittel angewendet hat. 

$. 6. Wählbar zum Abgeordneten des Volkshauſes iſt jeder un- 
beſcholtene Deutſche, welcher das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt und ſeit 
mindeſtens 3 Jahren einem deutſchen Staate 3 hat. 
FS. 7. Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen zum 
Eintritt in das Volkshaus keines Urlaubs, haben aber die Koſten ihrer 
amtlichen Stellvertretung zu tragen. 
8. 8. In jedem Einzelſtaate find Wahlkreiſe von je 100,000 
— der nach der letzten Volkszählung vorhandenen Bevölkerung zu 

en. 
S. 9. Ergiebt ſich in einem Einzelſtaate bei der Bildung der Wahl- 
kreiſe ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen, ſo iſt hierfür ein 
beſonderer Wahlkreis zu bilden. | 115 
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Ein Ueberſchuß von weniger als 50,000 Seelen ift unter die ande» 
ren Wahlkreiſe des Einzelſtaates verhältnißmäßig zu vertheilen. 

§. 10. Kleinere Staaten mit einer Bevölkerung von wenigſtens 
50,000 Seelen bilden einen Wahlkreis. 

Dieſen ſoll die Stadt Lübeck gleichgeſtellt werden. 

Diejenigen Staaten, welche keine Bevölkerung von 50,000 Seelen 
haben, werden mit anderen Staaten nach Maßgabe der Reichs⸗Wahl⸗ 
matrikel zur Bildung von Wahlkreiſen zuſammengelegt. 

§. 11. Die Wahl iſt indirekt. Die Urwähler wählen Wahlmän⸗ 
ner, und dieſe wählen den Abgeordneten. 

$. 12. Die Wahlkreiſe zerfallen in Wahlbezirke behufs der Wahl 
der Wahlmänner. 1 

§. 13. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, 
muß in demſelben zur Zeit der Wahl und ſeit mindeſtens 3 Jahren 
ſeinen feſten Wohnſitz haben und heimathsberechtigt ſein. Er muß 
außerdem auf Erfordern nachweiſen, daß er mit der letzten Rate der 
von ihm zu zahlenden direkten Staatsſteuer nicht im Rückſtande iſt. 

Der Standort der Soldaten und Militair-Perſonen des ſtehenden 
Heeres gilt als Wohnſitz und berechtigt zur Wahl ohne Rückſicht auf 
Heimaths-Berechtigung und Dauer des Wohnſitzes. In den Staaten, 
wo Landwehr beſteht, tritt für dieſe dahin eine Ausnahme ein, daß 
Landwehrpflichtige, welche ſich zur Zeit der Wahlen unter den Fahnen 
befinden, an dem Otte ihres Aufenthaltes für ihren Heimaths⸗Bezirk 
wählen. Die näheren Anordnungen zur Ausführung dieſer Beſtimmun⸗ 
gen bleiben den Regierungen der Einzelſtaaten überlaſſen. 

§. 14. Die Wähler werden behufs der Wahl der Wahlmänner 
in drei Abtheilungen getheilt. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil 
der zu wählenden Wahlmänner. N 

§. 15. Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach Maßgabe der 
von den Wählern zu entrichtenden direkten Staats -Steuern und zwar 
in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme 
der Steuerbeträge aller Wähler fällt. Dieſe Geſammtſumme wird be⸗ 
rechnet: 8 

5 gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Bezirk für ſich bildet 
oder in mehrere Bezirke getheilt iſt; 5 

b) bezirksweiſe, falls der Bezirk aus mehreren Gemeinden zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt. N "8 

Den Regierungen der Einzelſtaaten bleibt es überlaſſen, für dies 
jenigen Gemeinden oder Bezirke, in welchen keine oder nicht alle land⸗ 
üblichen direkten Steuern zur Hebung kommen, der ausfallenden Steuer, 
behufs Feſtſtellung der Wahlberechtigung und der Abtheilung, eine an⸗ 
dere zu ſubſtituiren. an darin 

F. 16. Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Wählern, auf 
welche die höchſten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils der 
Geſammtſteuer fallen. ü ‚add 

Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Wählern, auf welche 
die 12 Steuerbeträge bis zur Gränze des zweiten Dritte 
theils fallen. | Ae ran 
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Die dritte Abtheilung endlich beſteht aus den am niedrigſten be— 
ſteuerten Wählern, auf welche das letzte Drittheil fällt. 

$. 17. In jedem Bezirke iſt ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten 
Wähler (Wählerliſte) mit Angabe des Steuerbetrages bei den einzelnen 
Namen aufzuſtellen. Dieſe Liſten ſind ſpäteſtens 4 Wochen vor dem 
zur Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einſicht auszulegen und dies 
öffentlich bekannt zu machen. 

Einſprachen gegen die Liſten ſind binnen 8 Tagen nach öffent— 
licher machung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung 
erlaſſen hat, anzubringen und innerhalb der nächſten 14 Tage zu er⸗ 
ledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen ſind zur 
— an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenom- 
men ſind. 

§. 18. Aus den Wählerliſten iſt für jede Gemeinde oder Bezirk 
($. 15) eine Abtheilungsliſte anzufertigen, wegen deren Berichtigung 
die Vorſchriften des vorhergehenden Paragraphen Platz greifen. 

$ 19. Bei der Wahlhandlung find Gemeinde-Mitglieder zuzuzie⸗ 
hen, welche kein Staats- oder Gemeinde-Amt bekleiden. 

§. 20. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch offene Stimm- 
gebung zu Protokoll, nach abſoluter Mehrheit. 

$. 21. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Stim- 
menmehrheit, ſo findet die engere Wahl ſtatt. 

§. 22. Die gewählten Wahlmänner treten zur Wahl des Abge— 
ordneten zuſammen. 

$. 23. Die Wahlmänner wählen durch offene Stimmgebung zu 
Protokoll nach abſoluter Mehrheit. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtim⸗ 
mung eine ſolche nicht, ſo findet die engere Wahl ſtatt. 
sth Der Tag der Wahlen wird für das geſammte Reich ein und der— 
elbe ſein. 

Bie Wahlen, welche ſpäter erforderlich werden, ſind von den Re— 
gierungen der Einzelſtaaten auszuſchreiben. 

§. 24. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahl-Direftoren und 
das Wahlverfahren, inſoweit dieſes nicht durch das gegenwärtige Ge— 
ſetz feſtgeſtellt worden iſt, werden von den Regierungen der Einzelſtaa— 
ten beſtimmt. 


Abſchrift. 
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An ſämmtliche Deutſche Regierungen. | 


Der ꝛc. Re ierung finden ſich die Regierungen von Preußen ꝛc. und 
in deren Auftrage die Preußiſche Regierung, veranlaßt, folgende erge- 
benſte Eröffnung zu machen. | 
Es bedarf keiner nähern ene der Gefahren, von welchen 
gegenwärtig das gemeinſame Vaterland bedroht wird. Die Ereigniſſe 
ſprechen laut genug. In mehreren Theilen Deutſchlands iſt die geſetz⸗ 
liche Autorität durch den Aufruhr umgeſtürzt, in anderen nur durch die 
Anwendung der Waffen hergeſtellt worden. Niemand vermag zu er⸗ 
meſſen, welche fernere Ausdehnung dieſe weit verzweigten Bewegungen 
erhalten, und wie weit ſie ſelbſt dem Auslande gegenüber, zu ernſten 
Bedenken führen können. Nicht bloß die geſammte ſtaatliche Exiſtenz 
Deutſchlands iſt in Frage geſtellt, ſondern eben ſowohl die Grundla⸗ 
gen jedes geordneten Zuſtandes überhaupt. 7 
Um dieſen Gefahren gewachſen zu ſein, um den Kampf ſiegreich 
u beſtehen, deſſen Ausgang ſonſt alle Deutſchen Lande mit gleichem 
erderben treffen würde, bedarf es vor Allem einer vollen Ueberein⸗ 
ſtimmung in den Handlungen der Regierungen. Um deſto ſchmerzlicher 
muß es empfunden werden, daß hierzu jetzt der geeignete Vereinigungs⸗ 
punkt mangelt. Der auf der Akte vom 8. Juni 1815 errichtete deutſche 
Bund iſt hierzu faktiſch um ſo mehr außer Stande, da ihm zur Zeit 
ein ausreichendes Organ zu gemeinſchaftlicher Thätigkeit abgeht. Ein 
neues, den gegenwärtigen Anforderungen entſprechendes Bundes-Ver⸗ 
hältniß hat noch nicht zu Stande gebracht werden können. Die in 
Frankfurt zuſammengetretene National-Verſammlung hat, als ſie die 
von ihr berathene Reichs-Verfaſſung als abgeſchloſſen und weiterer 
Verhandlung unzugänglich verkündigte, ſich ſelbſt außer Stand geſetzt, 
ihr Mandat ferner zu erfüllen, ihre weiteren Beſchlüſſe entbehren da⸗ 
her ſchon deswegen jeder rechtlichen Gültigkeit und können nur als 
Uebergriffe betrachtet werden, denen keinerlei Folgen zu geben iſt. 
Einer ſo bedrohlichen Lage gegenüber iſt ein feſtes, einträchtiges 
und unverzügliches Handeln nothwendig, und es wird dieſes von den 
Regierungen ausgehen müſſen, welche ſich zu den hier vorliegenden 
Fragen in gleicher Stellung befinden. 
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Die Regierungen von Preußen ꝛc. find daher übereingekommen, auf 
Grund des Art. 11. der Deutſchen Bundes⸗Akte in ein Bündniß zu 
treten, das den gegenſeitigen Schutz ſeiner Glieder gegen den innern oder 
äußern Feind zum Zwecke hat. Die Leitung der hierzu erforderlichen 
gemeinſamen Maßregeln haben ſie Preußen übertragen. So wie an 
alle Regierungen, welche Glieder des Deutſchen Bundes von 1815 ſind, 
ſo 2 auch an die ac. Regierung ihr Anſuchen, ſich dieſem, durch 
die ahren des Augenblicks hervorgerufenen Bündniſſe anzuſchließen, 
und ſich hierüber in kürzeſter Friſt gefälligſt erklären zu wollen. 

Die genannten Regierungen würden jedoch die ihnen geſtellte Auf- 
gabe nur unvollſtändig erfüllen, wenn ſie lediglich bei den Bedürfniſſen, 
welche die nächſte Gegenwart erzeugt, ſtehen blieben. Sie find viel- 
mehr von der Ueberzeugung durchdrungen, daß Pflicht und Vernunft 
gleichmäßig gebieten, ſich über ihre Stellung zu der Deutſchen Verfaſ⸗ 
ſungsfrage von vorn herein gegen ihre Verbündeten ſowohl, als gegen 
die Nation offen auszuſprechen. Sie haben die von der National⸗ 
Verſammlung entworfene Reichs-Verfaſſung nicht anerkannt, weil ſie 
über die wahren und heilſamen Anforderungen eines kräftigen Bun⸗ 
desſtaates hinausgriff, und in ihrer aus den Kämpfen und Is änd⸗ 
niſſen der politiſchen Parteien hervorgegangenen Geſtalt die weſentlichſten 
Bürgſchaften entbehrte, auf welchen der rechtliche und geordnete Be- 
ſtand jedes Staatsweſens beruht. 

Aber die verbündeten Regierungen haben nicht einen Augenblick 
verkannt, daß ihnen eben hieraus die doppelte Verpflichtung erwachſen 
ſei, nach allen Kräften zu dem Abſchluß eines Verfaſſungswerks mitzu- 
wirken, das für das geſammte Deutſchland eine unabweisliche Noth- 
wendigkeit geworden iſt. Eine ſolche Verfaſſung wird der Nation ge- 
währen müſſen, was ſie ſeit längerer Zeit ſchmerzlich entbehrte, was ſie 
von „ 8 Regierungen zu fordern berechtigt iſt: dem Auslande gegen- 

über Ai und Macht; im Innern bei der Fortbeſtande aller 
einzelnen Glieder, die einheitliche Entwickelung der gemeinſamen In⸗ 
tereſſen und nationalen Bedürfniſſe. Die Bürgſchaften der rechtlichen 
Freiheit und der geſetzlichen Ordnung ſind es, welche die Deutſche 
Verfaſſung den Regierungen und den Völkern zu gewähren haben wird. 

Unter dieſen Geſichtspunkten haben die verbündeten Regierungen 
den von der National⸗Verſammlung beſchloſſenen Entwurf ernſtlich ge— 
prüft, alle ſeine heilſamen und unbedenklichen Beſtimmungen beibehal— 
ten und nur diejenigen Theile geändert, welche mit dem gemeinen 
Wohle unvereinbar ſind. 

Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propo— 
tion, der Entwurf einer Reichs⸗Verfaſſung hervorgegangen, welchen 
e ſämmtlichen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren gemeinſchaft— 

lichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß derſelbe ihre Zu 
ſtimmung finden werde. Die Begründung ſeines Inhalts ſo wie deſſen 
nähere Erläuterung iſt in der Denkſchrift niedergelegt, welche beiliegt. 
Die Deutſchen Staaten, welche ſich dem vorgelegten Verfaſſungs-Ent⸗ 
wurf anſchließen, werden als die im S. 1. bezeichneten Glieder des 
Bundesſtaats zu betrachten fein, während denjenigen 5 ge⸗ 
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genüber, welche ſich zu dieſem Anſchluß nicht veranlaßt finden, die aus 
den Verträgen von 1815 fließenden Rechte und Pflichten unverändert 
fortbeſtehen. 

Indem die Regierungen von Preußen ze. ſich durch den Drang der 
Zeitumſtände genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die Initiative in dem 
Verfaſſungswerke zu ergreifen, ſind ſie jedoch von der beſtimmten und 
ausdrücklichen Vorausſetzung ausgegangen, daß der rechtsgültige Ab⸗ 
ſchluß deſſelben auf der freien Zuſtimmung der National-Verkretung 
beruhe. Sie werden daher in Gemeinſchaft mit denjenigen Regierun⸗ 

en, welche ſich dem Verfaſſungs-Entwurf anſchließen, aus dieſen Deut⸗ 
chen Landen einen Reichstag in dem Umfange und nach den Wahlbe⸗ 
ſtimmungen berufen, welche der Verfaſſungs-Entwurf vorläufig bezeichnet. 
Dieſem lediglich hierzu verſammelten Reichstage wird dann der genannte 
Entwurf zur Berathung und Zuſtimmung übergeben werden. N 

Auf dem hier bezeichneten Wege hoffen die Regierungen ſich mit 
allen verſtändigen und wohldenkenden Männern der Nation zu begeg⸗ 
nen, mit Allen, denen das wahre Wohl Deutſchlands am Herzen liegt, 
mit Allen, welche von der ganzen Bedeutung des Augenblicks durch- 
drungen, eines unbefangenen Urtheils über die Lage des Vaterlandes 
fähig ſind. 

Die oben erwähnte Denkſchrift zu dem Inhalte des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs war bei dem Abgange dieſes Aktenſtücks noch nicht beendigt, 
und wird unverzüglich 9 * 

Berlin, den 28ſten Mai 1849. 


Der Miniſter-Präſident. 
(gez.) Graf von Brandenburg. 


16. 
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Statut des Bündniſſes vom 26. Mai 1849. 


Da unter den gegenwärtigen Verhältniſſen die vom Deutſchen Bunde 
gewahrte innere und äußere Sicherheit Deutſchlands gefährdet iſt, und 
daher die Umſtände zu Herſtellung einer einheitlichen Leitung der Deut- 
ſchen . eine engere Vereinigung derjenigen Regierungen, 
welche entſchloſſen find, nach gleichen Grundſätzen zu verfahren, noth- 
wendig machen, I ift unter den Regierungen von Preußen, Sachſen 
und ee folgender Vertrag geſchloſſen worden: 


Art. I. 

Die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Han⸗ 
nover ſchließen in Gemäßheit des Art. 11. der Deutſchen Bundes-Akte 
vom 8. Juni 1815, ein Bündniß . 

zum Zwecke der Erhaltung der äußern und innern Sicherheit 
Deutſchlands und der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der 
einzelnen Deutſchen Staaten. 
Sie behalten dabei ſämmtlichen Gliedern des Deutſchen Bundes alle 
aus dieſem hervorgehenden Rechte und die dieſen Rechten entſprechenden 
Verpflichtungen ausdrücklich vor. 


Art. II. 


Der Beitritt zu dieſem Bündniß bleibt allen Gliedern des Deut- 
ſchen Bundes offen; der Beitretende erlangt durch den Beitritt das 
Recht auf Leiſtung der durch den ausgeſprochenen Zweck des Bünd— 
niſſes bedingten Hülfe. 

Dieſe Hülfe wird theils in Vermittelung oder Beförderung güt- 
lichen oder rechtlichen Austrags ſich ergebender Anſprüche und Streitig— 
keiten, theils in militairiſchem Schutze gegen unrechtmäßige Gewalt 

jeder Art beſtehen. 3 
f rt. III. 


§. 1. 
Die Oberleitung der zur Erreichung des Zweckes dieſes Bünd— 
niſſes zu ergreifenden Maaßregeln wird der Krone Preußen übertragen. 
Für die Ausübung dieſer Oberleitung ſind für die Dauer Eines 
Jahres, vom 1. Juni anfangend, die unten folgenden weiteren Ver— 
W getroffen. 

Sollte vor Ablauf dieſes Jahres die Reichs-Verfaſſung ins Leben 
treten, ſo finden lediglich die Beſtimmungen derſelben ihre Anwendung. 
Wäre aber mit Ablauf eines Jahres die derfaffungemäßige Ordnung 
in Deutſchland noch nicht wieder hergeſtellt, ſo wird die Verlängerung 
dieſer Verabredungen vorbehalten. 
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§. 2. 

Zur Führung der auf die Erreichung des Zweckes des Bündniſſes 
bezüglichen Geſchäfte ſoll ein Verwaltungs-Rath gebildet werden, zu 
welchem jeder der Verbündeten einen oder mehrere Bevollmächtigte 
abſendet. 

Dieſer Verwaltungs-Rath tritt ſofort nach der Ratifikation des 
gegenwärtigen Vertrages zu Berlin zuſammen. 

Der Verwaltungs-Rath hat von allen, in Gemäßheit des gegen⸗ 
wärtigen Bündniſſes vorkommenden Geſchäften Kenntniß zu nehmen, 
über ſolche zu berathen, und rückſichtlich derjenigen Geſchäfte, welche 
allgemeine und dauernde Anordnungen, ſo wie namentlich die Ver⸗ 
mittelung und Erledigung von Beſchwerden und ſonſtigen Rechts⸗Ver⸗ 
hältniſſen betreffen, entſcheidend zu beſchließen, über diejenigen Ge⸗ 
ſchäfte aber, welche lediglich die Vollziehung getroffener Anordnungen, 
ſo wie im einzelnen Falle zu treffende Maaßregein angehen, ſein Gut⸗ 
achten zur vollziehenden Beſchlußnahme der Krone Preußen abzugeben. 

Ueberdies liegt den Mitgliedern des Verwaltungs-Rathes ob, alle 
Kommunikationen zwiſchen der Krone Preußen und ihren resp. Re⸗ 
er über die Angelegenheiten, welche mit dem gegenwärtigen 

ündniſſe zuſammenhängen, zu vermitteln, und wird deshalb die Krone 
Preußen nur auf dieſem Wege mit den Regierungen kommuniziren. 


8. 3. 
Zu denjenigen Angelegenheiten, welche der definitiven Beſchluß⸗ 
nahme des Verwaltungs-Rathes unterliegen, gehören: 

1. Die Aufnahme neuer Mitglieder in das Bündniß, die Feſtſtellung 
der desfallſigen Beitritts-Urkunden, und der zu ſtellenden Be⸗ 
dingungen in Bezug auf Theilnahme an der Verwaltung der 
Geſchäfte, auf zu leiſtende Hülfe, auf Prüfung und Abſtellun 
derjenigen gegen die Theilnehmer angebrachten Beſchwerden, or 
welche Störungen der inneren Sicherheit hervorgerufen fein möchten. 

2. Die Maaßregeln behufs Berufung des über die Verfaſſung be⸗ 
ſchließenden Reichstags und Leitung der Verhandlungen deſſelben. 

3. Bei vorkommenden Geſuchen um Hülfsleiſtung, im Falle innerer 
Unruhen, die Ernennung und Inſtruktion der den militairiſchen 
Operationen beizugebenden Civil-Kommiſſarien; die Entſcheidung 
der Frage, ob über die etwaigen Beſchwerden eine Vermittelung 
zu verſuchen, oder ſolche an das Bundes-Schiedsgericht zu ver⸗ 
weiſen ſeien; fo wie Erſtattung der Koſten der Hülfsleiſtung, und 
das ſchließliche Liquidations-Geſchäft. 


F. 4. 

Werden diplomatiſche Verhandlungen, ſei es zur Abwendung der 
Gefahr äußern Krieges, oder zum Abſchluß von Allianzen, oder behufs 
Herſtellung des geftörten Friedens nothwendig: ſo ſollen dieſelben durch 
die Krone Preußen geführt und der Verwaltungs⸗Rath über den Gang 
derſelben in vollſtändiger Kenntniß erhalten werden. Demſelben ſteht 
es frei zu beſtimmen, ob in beſonderen Fällen die verbündeten Re⸗ 
gierungen eigene Bevollmächtigten zur unmittelbaren Theilnahme an 


* 
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den Verhandlungen abſenden, oder ob deren diplomatiſche Agenten an 
Ort und Stelle lediglich die Verhandlung zu unterſtützen haben. 
§. 5. 

Die militairiſchen Operationen werden durch die Krone Preußen 
eleitet, welcher die Verbündeten zu dieſem Ende alle diejenigen Be— 
ſugulſſe einräumen, welche nach der Kriegs-Verfaſſung des Deutſchen 
Bundes in den ss. 50, 53, 54, 57 — 64 dem Oberfeldherrn zuſtehen; 
wie denn überhaupt in Bezug auf die militairiſchen Verhältniſſe die 
Beſtimmungen dieſes Bundesgeſetzes analoge Anwendung finden ſollen. 

Die Verbündeten werden zu dieſem Zwecke ihre Kriegsmacht in 
Bereitſchaft halten. Die näheren Beſtimmungen über die Zahl der 
zu ſtellenden Truppen, der Art der Stellung derſelben u. ſ. w. bleiben 
weiteren Verabredungen vorbehalten. 

Im Allgemeinen ſoll die Verwendung der Truppen zum Zweck der 
Erhaltung innerer Ordnung in der Art geſchehen, daß zunächſt jedem 
der Verbündeten die Erhaltung der Ruhe im eigenen Lande und den 
unmittelbar angränzenden Gebieten obliegt. Es kann daher in Fällen 
dringender Eile jede der verbündeten Regierungen den benachbarten 
Bundesgliedern die begehrte Hülfe ohne weitere Rückfrage leiſten. 

Sobald jedoch militairiſche Operationen von umfaſſenderem Cha⸗ 
rakter erforderlich werden, ſoll die ganze zur Dispoſition geſtellte Trup- 
penmacht als Eine Armee betrachtet und als ſolche verwendet werden. 


Art. IV. 


Um den ernſten Willen zu bethätigen, die Verhältniſſe Deutſch- 
lands in Zukunft nach den Bedürfniſſen der Zeit und den Grundſätzen 
der Gerechtigkeit zu ordnen, verpflichten ſich die Verbündeten, dem 
Deutſchen Volke eine Verfaſſung nach Maaßgabe des unter ihnen ver- 
einbarten und dieſem Vertrage anzuſchließenden Entwurfs zu gewähren. 

Sie werden dieſen Entwurf einer, nach Maßgabe der in denſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über den Reichstag, und des neben dem 
Entwurfe vereinbarten Wahlgeſetzes lediglich zu dieſem Zwecke zu be— 
rufenden Reichs⸗Verſammlung vorlegen. 

Abänderungen, welche von dieſer Reichs-Verſammlung beantragt 
werden, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung der Verbündeten. 

Dieſelben behalten ſich vor, über Zeit und Ort der Reichs⸗Ver⸗ 
ſammlung, ſo wie über die Form der Berufung das Weitere feſtzuſetzen. 


Art. V. 
8. 1. 

Nicht minder verpflichten ſich dieſelben, ſpäteſtens am 1. Juli ein 
proviſoriſches Bundes - Schiedsgericht ins Leben treten zu laſſen, deſſen 
ſchieds richterlicher Entſcheidung fie ſich nach Maaßgabe der im $. 3. 
dieſes Artikels enthaltenen Kompetenz-Beſtimmungen unterwerfen. 


0 §. 2. 
Dieſes Schiedsgericht wird zuſammengeſetzt aus Bundes - Schieds- 
richtern, von denen 


Me 


Preußen 3 
Sachſen 2 
Hannover 2 
ernennen. 
Jedem Staate bleibt vorbehalten, bei dieſen Ernennungen ſeinen 


Ständen eine Mitwirkung einzuräumen. 


$. 3. 
Das Gericht ſoll ſeinen Sitz zu Erfurt nehmen, den Vorſitz führt 
das älteſte der von Preußen ernannten Mitglieder. 


$. 4. 
Die Verbündeten unterwerfen ſich dem Urtheile dieſes proviſoriſchen 
Bundesſchiedsgerichts, 

1) in allen denjenigen Fällen, welche §§. 124. und 125. des Ent⸗ 
wurfs der Reichs-Verfaſſung dem Reichsgericht überwieſen ſind, 
inſoweit ſolche vor definitiver Einführung der Reichs-Verfaſſung 
in Frage kommen können, alſo namentlich in den Fällen c, d, & 
, b, k, n des $. 124. 

Ferner überweiſen fie der Kompetenz des proviſoriſchen Bundes⸗ 
Schiedsgerichts 

2) alle diejenigen Beſchwerden, welche als Veranlaſſung von Stö⸗ 
rungen der inneren Sicherheit zur Sprache kommen und nicht 
durch den Verwaltungs-Rath oder die Civil-Kommiſſarien im 
Wege gütlicher Verhandlung zu erledigen oder lediglich den 
Landesgerichten zur Entſcheidung zu überweiſen ſein möchten; 

3) alle Rechtshändel, welche unter den Verbündeten ſelbſt aus der 
Vollziehung des gegenwärtigen Bündfniſſes erwachſen, inſofern 
auch hier die Gerichte eines einzelnen Staates nicht kompetent 
ſein möchten. 1 


$. 5. 

Der Beitritt zu dem gegenwartigen Bündniß wird keiner Regie⸗ 
rung verſtattet, welche ſich nicht in gleichem Maaße der Entſcheidung 
des proviſoriſchen Bundes-Schiedsgerichts unterwirft. 

$. 6. 

Die näheren Beſtimmungen über die Einſetzung des Gerichts, das 
Verfahren von demſelben und die Vollziehungen ſeiner Entſcheidungen 
ſollen durch den Verwaltungs-Rath erlaſſen werden. Die Mitglieder 
des Gerichts werden mit der Bearbeitung der desfallſigen Geſetz— 
Entwürfe beauftragt. 


17. 
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Erklärung des Königlich Sächſiſchen Bevollmächtigten. 


Zugefügt zu dem Protokoll vom 26. Mai 1849. 
(abgeſchloſſen Abends 10 Uhr) 
als 


Belegſtück litt. e. 
Berlin, den 28. Mai 1849. 
(gez.) Bloemer. 


Der unterzeichnete Königlich Sächſiſche Bevollmächtigte ſieht ſich ver- 
anlaßt, im Namen und Auftrag feiner Regierung nachſtehende Erklä— 
rung in die Hände der Königlich Preußiſchen Regierung niederzulegen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hat bei unausgeſetzter Feſt— 
haltung des Grundſatzes, daß das Verfaſſungswerk nicht von der 
National⸗Verſammlung einſeitig beſchloſſen, ſondern nur im Wege der 
Vereinbarung mit den Regierungen endgültig werden könne, unverän⸗ 
dert und ſo oft ihr dazu Gelegenheit geboten war, ſich dahin ausge— 
ſprochen, daß die Bundes- oder Reichs-Gewalt nicht in einheitlicher 
Geſtalt, ſondern in kollegialer aufzurichten ſei, und ſich daher im 
Gegenſatz zu dem in Frankfurt beliebten erblichen Kaiſerthum für ein 
Directorium erklärt. 

Es geſchah dies namentlich durch die Note vom 10. Februar d. J. 
in Erwiederung der Cirkular⸗Depeſche der Königlich Preußiſchen Re- 
gierung vom 23. Januar d. J., welche gleichfalls das Projekt der 
Aufrichtung der Deutſchen Kaiſerwürde zurückwies, ſo wie durch die 
Note vom 17. März d. J., worin der Preußiſcher Seits ergangenen 
Einladung zu einer Verhandlung über das von dem Kaiſerlich König⸗ 
lich Oeſtreichiſchen Kabinet in Vorſchlag gebrachte Direktorial-Projekt 
Folge gegeben wurde. Indem die Königlich Sächſiſche Regierung ſich 
zur ausſchließlichen Vertretung dieſer Anſicht berufen fand, war dieſelbe 
keinesweges von der Abſicht geleitet, nur dynaſtiſche Intereſſen zur 
Geltung zu bringen oder ſich der Uebertragung der oberſten Reichs- 
gewalt an eine einzige Deutſche Regierung aus partikulariſtiſcher Eifer- 
ſucht widerſetzen zu wollen. Sie gehorchte vielmehr der innigen Ueber— 
eugung, daß die von der National- Verſammlung beabſichtigte und 
ſpäterhin beſchloſſene Verleihung der oberſten Reichs-Gewalt an Einen 
der regierenden Deutſchen Fürſten einen doppelten, für die künftigen 
Geſchicke Deutſchlands gleich verderblichen Nachtheil bereite; ſie durfte 
ſich nicht verhehlen, daß durch dieſen Akt einestheils das Ausſcheiden 


1 


Oeſtreichs aus dem neuen Bundesverhältniſſe bedingt ſei, und daß 
andererſeits die der oberſten Reichsgewalt zu verleihende einheitliche 
Spitze nur zu leicht dazu führen werde, den Bundesſtaat in den Ein⸗ 
heitsſtaat allmälig umzubilden und ſomit alles und jedes ſelbſtſtändige 
Leben der verjchievenen Deutſchen Stämme zu vernichten. 

Die Ereigniſſe, welche der Annahme der Deutſchen Verfaſſung von 
Seiten der National-Verſammlung bei der zweiten Leſung gefolgt ſind, 
haben Zuſtände herbeigeführt, welche zwar die dieſſeitige Regierung 
nicht haben vermögen können, eine verſchiedene Anſchauung der Ver⸗ 
hältniſſe zu gewinnen, denen gegenüber ſie jedoch die Nothwendigkeit 
hat ins Auge faſſen müſſen, ihre Ueberzeugung dem Bedürfniß der 
Erhaltung der bedrohten ſtaatlichen Ordnung und der damit in ge- 
nauerem Zuſammenhange ſtehenden, möglichſt raſchen Verwirklichung 
des Deutſchen Verfaſſungswerkes unterzuordnen. Nachdem ſie daher, 
an der Anſicht feſthaltend, daß die von der National - Verſammlung 
beſchloſſene Verfaſſung ihres zum Theil gemeinſchädlichen Inhalts wegen 
zu verwerfen ſei, vor den Gefahren des in Folge dieſes Entſchluſſes 
in ihrem Lande ausgebrochenen Aufruhrs nicht zurückgewichen iſt, er⸗ 
klärt ſie ſich auch bereit, eine der allgemeinen Wohlfahrt förderlichere 
Verfaſſung anzunehmen, welche die Exekutiv-Gewalt des Reichs der 
Krone Preußen verleiht, wobei ſie die Sr. Majeſtät dem Kaiſer von 
Oeſtreich bundesvertragsmäßig zuſtändigen Anſprüche durch den im 8. 1. 
der Verfaſſung gemachten Vorbehalt als ausdrücklich gewahrt betrachtet. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung will und darf jedoch keine 
Zweifel darüber beſtehen laſſen, wie ſie dieſen Entſchluß allein zu dem 
Zweck und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Verfaſſung Gemein- 
gut der ganzen Deutſchen Nation und nicht eines Theils derſelben 
werde. Sie verkennt nicht, daß ein Eintritt der Oeſtreichſchen Lande 
in der nächſten Zeit nicht gehofft werden darf. Allein die 1 
des geſammten übrigen Deutſchlands in den Reichs -Verband, welche, 
unbeſchadet der der Oeſtreichiſchen Regierung durch die Bundes-Ver⸗ 
faſſung geſicherten Rechte, erzielt werden ſoll, hält dieſelbe als Bedin⸗ 

ung dafür feſt, daß ſie ſelbſt zu einem bleibenden Verharren in dem⸗ 

ſelben auf Grund der vereinbarten Verfaſſung verpflichtet ſei. Sollte 
es daher nicht gelingen, den Süden Deutſchlands in den Reichs-Ver⸗ 
band, wie er durch die fragliche Verfaſſung beſtimmt worden, aufzu⸗ 
nehmen, was weſentlich davon abhängen wird, ob Bayern ſich demſel⸗ 
ben anſchließt, ſollte vielmehr nicht mehr zu erreichen ſein, als die 
Herſtellung eines Norddeutſchen oder Nord- und Mitteldeutſchen Bun des, 
ſo müßte die Königlich Sächſiſche Regierung für dieſe Eventualität die 
Erneuerung der Verhandlungen und Umgeſtaltung der vereinbarten Ver⸗ 
faſſung ausdrücklich vorbehalten. Eine ſolche Nothwendigkeit wäre ohne⸗ 
dies durch die Beſtimmung der Verfaſſung ſelbſt geboten, welche nach 
allen Richtungen hin dem Namen und der Sache nach ee 
gen einer Verfaſſung für das Deutſche Volk in ſeiner Geſammtheit, 
nicht aber denen eines Vereins einzelner Deutſcher Staaten entſpricht. 

Die Königlich en Regierung hat der von der Königlich 
Preußiſchen Regierung aufgeſtellten Anſcht gern beigepflichtet, daß die 


„ 


Regierungen, welche ſich zu einem engeren Bündniß, Behufs der Be— 
kämpfung der Partei des Umſturzes, vereinigt haben, der Nation ihren 
Willen auf unzweideutige Weiſe zu erkennen geben, das aus den Be— 
rathungen der National⸗Verſammlung hervorgegangene Verfaſſungswerk 
mit denjenigen Abänderungen, welche durch die Rückſichten auf das 
Wohl der Geſammtheit ſowohl als der Einzelſtaaten geboten waren, 
anzunehmen und zur Ausführung zu bringen. Dieſe Verpflichtung über⸗ 
nimmt die Königlich Sächſiſche Regierung im gerechten Vertrauen dar- 
auf, daß das Sächſiſche Volk ihr Dank wiſſen werde, ihre Selbſtſtän⸗ 
digkeit dem Bedürfniß der Deutſchen Einheit und einer ſie gemährleiften- 
den Verfaſſung geopfert zu haben. Die Erreichung dieſes Ziels allein 
wird das von ihr unter ſo ſchwierigen Zeitverhältniſſen beobachtete Ver— 
fahren gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung darf daher nach freimüthiger 
Darlegung Ober Gründe nicht beforgen, ihre Abſichten verkannt 
zu ſehen, wenn ſie ſich für den Fall, daß bis zu dem Zeitpunkte der 
Einberufung des erſten Reichstages jene ihre Entſchließung bedingende 
Vorausſetzung ſich nicht verwirklicht haben ſollte, das Recht anderweiter 
Verhandlungen vorbehält. 

Dem Unterzeichneten liegt es ſchließlich noch ob, darauf ergebenſt 
aufmerkſam zu machen, daß in getreuer Beobachtung der Beſtimmung 
der Sächſiſchen Verfaſſungs⸗ Urkunde §. 2. die dieſſeitige Regierung 
nicht unterlaſſen wird, die Zuſtimmung der Kammern zur Annahme der 
Deutſchen Reichs⸗Verfaſſung einzuholen. 

Mit Vergnügen benutzt u. ſ. w. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 


(gez.) Freiherr von Beuſt. 
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Erklärung der Königlich Hannoverſchen Bevollmächtigten. 


Zugefügt zu dem Protokoll vom 26. Mai 1849. 
(abgeſchloſſen Abends 10 Uhr) 
als 


Belegſtück litt. f. 
Berlin, den 28. Mai 1849. 
(gez.) Bloemer. 


Die un terzeichneten Königlichen Hannoverſchen Bevollmächtigten haben 
der von dem Königlich Preußiſchen Herrn Bevollmächtigten ihnen vorge⸗ 
legten Propoſition rückſichtlich der Geſtaltung des demnächſtigen Reichs⸗ 
Oberhauptes und der Reichsregierung nachgebend, einen von ihnen für 
richtiger gehaltenen Entwurf bei Seite zu ſetzen ſich bereit erklärt; die⸗ 
ſelben finden ſich aber verpflichtet, der Königlich Preußiſchen Regierung 
neee ihre Anſichten über dieſen Gegenſtand nochmals auszu- 
prechen. 

Nach der Anſicht der Unterzeichneten war es bei dieſer Frage die 
Aufgabe: 

1. Deutſchland in ſeiner Integrität zu erhalten; 

2. Eine Regierungsgewalt zu ſchaffen, welche einerſeits der Eigen⸗ 
thümlichkeit Deutſchlands, — feinen durch Geſchichte und lange Ent- 
wickelung feſt zuſammengewachſenen Staatsverbänden — die Per. e 
Gewähr leiſtete; andererſeits im Stande wäre, die Lenkung der h de 
ften ſtaatlichen Intereſſen Deutſchlands, d. h. die eigentliche Reichs- 
regierung im ächten Geiſte der Nation mit ungehemmter, durchgreifen— 
der Kraft zu übernehmen. Sollen dieſe Ziele erreicht werden, ſo muß 
Oeſtreich in voller Bedeutung bei Deutſchland bleiben, dem es durch 
geographiſche Lage, Nationalität und Geſchichte jo enge verbunden iſt, 
daß jede Trennung eine unheilbare Wunde ſein würde. Es muß die 
leider ſeit langem Zeitraum geförderte Entfremdung beſeitigt, das 
giftige Band der Einheit enger geſchlungen werden. 

s müſſen ferner die höchſten Angelegenheiten der Nation, ihre 
Politik gegen Außen — die nach den Verhältniſſen der Gegenwart vor 
Allem in den Beziehungen des Welthandels ihre Grundlage und ihre 
Entwickelung findet — der Reichsregierung zur Verwaltung, dem 
Reichstage zur Ueberwachung gegeben werden, damit beide — und 
er je die Nation — ſich an dieſen großen Gegenſtänden halten 
und heben. 


u 


Es muß endlich der Regierung in ihrer Sphäre die Möglichkeit 
freien und ungehemmten Handelns geſichert, und der Zutritt zu den 
höchſten Ehren und Pflichten Deutſchlands allen Deuſchen gleich nahe 
gebracht werden. 

Die Grundzüge zu einer ſolchen Geſtaltung der Dinge glaubt die 
Königlich Hannoverſche Regierung gefunden zu haben. 

Wenn nun von Königlich Preußischer Seite ein Verfaſſungsplan 
feſtgehalten wird, welcher, wenn die demſelben zum Stützpunkte die- 
nende „Union“ mit dem geſammten Oeſtreichiſchen Kaiſerſtaate und die 
für dieſe Union vorgeſchlagenen Regierungsformen durchgeführt werden 
jollten, jene höchſten politiſchen Angelegenheiten der National-Vertretung 
gänzlich entziehen und ſolch einer Behörde überweiſen würde, die vom 
Reichstage vollkommen unabhängig wäre, welcher ferner dem Reſte der 
Reichsregierung eine Form giebt, die allerdings der Geltung der Ein- 
zelftanten ein bedeutendes Gewicht verleiht, die aber in Folge der Ver— 
theilung nothwendig zuſammengehöriger Geſchäfte unter zwei verſchie— 
dene Behörden Reibung und Schwäche bewirken muß; und welche 
endlich der Eiferſucht verſchiedener Länder gegeneinander fortwährenden 
Stoff bieten wird; fo bedauern die Unterzeichneten, darin um ſo we⸗ 
niger Beruhigung finden zu können, als die in dieſem Entwurfe thatſächlich 
gegebene völlige Entfremdung Oeſtreichs von Deutſchland nur geeignet 
ſein würde, jene Mängel auf das ſchärfſte hervortreten zu laſſen. 

Die Unterzeichneten haben daher nur einerſeits in der unabweis— 
lichen Nothwendigkeit einer Einigung der Regierungen, andererſeits in 
den Erklärungen Oeſtreichs, auf eine ee nicht eingehen zu kön⸗ 
nen, welche die für Deutſchland unentbehrliche gemeinſchaftliche Volks⸗ 
vertretung und Legislation enthielte, eine Rechtfertigung für ihre Nach- 
giebigkeit gegen einen Verfaſſungs⸗Entwurf finden können, welcher 
ihrer Anſicht nach den Bedürfniſſen Deutſchlands keinesweges genügt. 

Wie fie aber in dem an die Spitze des Ganzen geſtellten Vorbe- 
— für Oeſtreich das Mittel erblicken, der nothwendigen Gemeinſchaft 

eſtreichs mit Deutſchland ihre Geltung zu verſchaffen, ſobald die dor— 
tigen Zuſtände einer beſtimmteren Anſicht der Dinge Raum gegeben 
haben werden, und wie ſie die Verpflichtung Deutſchlands den Rechten 
Oeſtreichs aus der Verfaſſung des Deutſchen Bundes Folge zu geben 
ausdrücklich anerkennen: ſo müſſen ſie dem künftigen Reichstage auch 
über dieſe oberſte Frage die weitern Verhandlungen vorbehalten. 

Zugleich aber vereinigen ſie ſich mit dem Bevollmächtigten der 
Königlich Sächſiſchen Regierung für den beklagenswerthen Fall, wenn 
der gegenwärtige Verſuch einer Einigung zu nichts als zur Herſtellung 
eines nord⸗ und mitteldeutſchen Bundes führen mochte, in der Erflä- 
rung, daß für dieſe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen 
und die e des vereinbarten Verfaſſungs-Entwurfs ausdrück⸗ 
lich vorbehalten bleibe. f 

Die Unterzeichneten benutzen ꝛc. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 


(gez.) Stüve. (gez.) H. von Wangenheim, 
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Mit Bezug auf die Eröffnung vom 28. d. M. ermangelt die Königl. 
Preußiſche Regierung nicht, in ihrem und im Namen der verbündeten 
Regierungen von Sachſen und Hannover die folgende fernere Mitthei⸗ 
lung zu machen. 

Indem die verbündeten Regierungen die Nothwendigkeit anerkann⸗ 
ten, ihrem Verſuche zur Herſtellung der gefährdeten inneren und äußeren 
Sicherheit Deutſchlands zugleich durch Förderung einer bundesſtaatlichen 
Verfaſſung und durch genaue Bezeichnung ihrer Stellung, den Beſchlüſſen 
der Frankfurter National-Verſammlung gegenüber, den richtigen Cha⸗ 
rakter aufzudrücken, haben ſie gleichwohl nicht verkannt, daß auch dieſer 
Schritt noch keineswegs zur Erreichung des Zweckes genüge. J 

Nachdem feit mehr als 30 Jahren die Thätigkeit der Geſammt⸗ 
Regierung — area auf derjenigen Bahn, welche wenigſtens Preußen 
und Hannover bereits auf dem Wiener Kongreſſe als die nothwendige 
mit Beſtimmtheit bezeichnet und gefordert haben, zurückgeblieben war, 
indem mau ein Bundesgericht verweigerte, und damit die Thätigkeit 
der Bundes Regierung lediglich nach den Grundſätzen des blick⸗ 
lichen Vortheils bemeſſen wiſſen wollte, iſt es heut zu Tage nicht mehr 
genug, Berathungen über künftige Abſtellung der Uebel zuzulegen, viel⸗ 
mehr muß da, wo ein ſo lange erkanntes und ſo beſtimmt bezeichnetes 
Bedürfniß vorliegt, unmittelbar eingegriffen werden. hin 3 

Die verbündeten e e haben daher den Beſchluß gefaßt, 
in dieſem Sinne zu handeln. enn der Bundesſtaat allein im Stande 
iſt, ohne Gefahr der Zerrüttung die ihrer Natur nach unabhängige 
Staatsgewalt unter die Entſcheidung des Richters zu ſtellen, ſo iſt es 
auch Pflicht deſſelben, ſich dieſes Vorzugs bewußt zu werden, und den⸗ 
ſelben geltend zu machen. Je mehr aber die Staatsformen ſich freierer 
Bewegung zuneigen, je mehr ſie den Wünſchen und Beſtrebungen des 
Volkes unmittelbaren Einfluß geſtatten, um deſto nothwendiger iſt es, 
ein Mittel zu beſitzen, welches im Stande iſt, das a Drängen 
zu müßigen und die ſtürmiſche Thätigkeit der großen Ver 7 
in den Schranken zu erhalten, deren Ueberſchreitung jedes Staatsleben 
zu Grunde richten muß. 3 lan ee e 

In Deutſchland iſt das Bedürfniß eines ſolchen höhern Richteramts 
durch die ganze Geſchichte des Volkes tief begründet. Es iſt ein dop⸗ 
peltes Bedürfniß der kleineren Staaten, in denen die Geſetzgebung 
ſtets in Gefahr iſt, in die Geſtaltung individueller Zuſtände unmittelbar 
einzugreifen. Die richtende Gewalt des Kaiſers hat in den früheren 
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Jahrhunderten mehr als vieles Andere den Charakter der Nation be⸗ 
immt. In unſerer Zeit wird eine ähnliche Einrichtung eine Bürgſchaft 
ein, daß die Geſetzgebung ſo vieler verſchiedener Staaten ſtets in gleicher 
ahn erhalten werde, ſie wird Ungleichheiten an den Tag bringen und 

ſolche, entweder durch zweckmäßige Auslegung und Anwendung der 

Geſetze ſelbſt ausgleichen, oder die Geſetzgebung auf den Punkt hin⸗ 
führen, wo es ihrer Hülfe bedarf. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus haben die verbündeten Regierungen 
das in dem Entwurfe der Reichsverfaſſung begründete Inſtitut des 
Reichsgerichts für eins der bedeutendſten und wirkſamſten halten müſſen, 
und IR haben ſie ſich entſchloſſen, ein proviſoriſches Bundesgericht als 
— ee jener großen nationalen Inſtitution ſofort ins Leben treten 
zu laſſen. 

Die Anlage enthält die unter ihnen getroffene Uebereinkunft über 

/ die ſofortige Einſetzung dieſes Gerichts. 

Sie haben dieſen Schritt um ſo unbedenklicher gethan, je weniger 
es dazu irgend einer legislatoriſchen Thätigkeit bedurfte. Denn einem 
Schiedsgerichte ſich zu unterwerfen, ſteht einem Jeden zu, und wenn 
hier das Schiedsgericht von Einer Seite allein ernannt wird, ſo wird 
auch Niemand genöthigt, bei demſelben Klage zu erheben, der dieſes 
nicht ſeinem Vortheile gemäß erachtet. Nur die Regierungen, die 
Fürſten ſind es, welche daſſelbe unbedingt über ſich erkennen. Dieſe 
aber, indem ſie ſich ihm unterwerfen, bezeugen dadurch, daß ſie die 
Sicherheit nicht allein in äußerer Ordnung ſuchen, ſondern im tiefen 
ſittlichen Grunde derſelben, im Rechte. Sie ziehen damit eine ſcharfe 
Grenze zwiſchen ihrem jetzigen Standpunkte und demjenigen einer früheren 
Zeit, welche nur jene äußere Ordnung, nur die Unterdrückung der 
Unruhen dem Bunde zuwies, ohne demſelben zugleich die Mittel zu 
gewähren und die Pflicht aufzulegen, das verletzte Recht auch gegen 
die Regierungen zu ſchützen. Eben deshalb haben die verbündeten Re— 
gierungen aber auch dieſe Prüfung und Entſcheidung des Rechts nicht 
ſich ſelbſt vorbehalten, ſondern ſolche einem völlig getrennten und felbft- 
ſtändigen Gerichte überweiſen müſſen. Die Organe der Regierungen, 
welche zu Herſtellung der äußern Ordnung thätig eingreifen ſollen, 
werden eben dadurch ſelbſt betheiligt; man kann ihnen in zweifelhaften 
Fragen unmöglich diejenige Unbefangenheit zutrauen, aus welcher allein 
ein gerechtes Urtheil hervorgehen kann. 

Endlich haben ſie auch, indem ſie den in der Uebereinkunft ent— 
haltenen Beſtimmungen weſentlich diejenigen Normen zum Grunde ge— 
legt haben, welche der Entwurf der Reichsverfaſſung über das Reichs- 

ericht aufgeſtellt, ein Zeugniß geben wollen, daß ſie dieſen Entwurf 
für mehr als ein bloßes Projekt halten, vielmehr ihnen daran ernſtlich 
gelegen iſt, demſelben ſo bald und ſo kräftig, als irgend möglich, Leben 
und Wirkſamkeit zu verſchaffen. 

Wenn nun aber die verbündeten Regierungen die Bedingung ſtellen, 
daß Jeder, der ihre Hülfe verlangt, ſich dieſem proviſoriſchen Bundes- 
ſchiedsgerichte unterwerfe: fo glauben fie auch darin ungetheilten Bei- 
fall hoffen zu dürfen. Sie können ſich unmöglich zur Aufgabe machen, 


Unrecht irgend einer Art zu befeſtigen. Wer ihren Beiſtand wünſcht, 
muß ſich in dieſer Beziehung mit ihnen auf gleichen Boden ſtellen. 
Sie hegen das Vertrauen, daß alle Deutſche Regierungen von gleichen 
Grundſätzen ausgehen: und fo hoffen fie in der ausgeſprochenen Be⸗ 
dingung ſelbſt das kräftigſte Mittel zur Förderung einer Einigung er⸗ 
blicken zu dürfen, von der nach ihrer Anſicht das Wohl und Wehe 
Deutſchlands abhängt. 
Berlin, den 30. Mai 1848. 


Der Miniſter-Präſident. 
(gez.) Graf von Brandenburg. 


An 
ſämmtliche Deutſche Regierungen. 
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Das proviſoriſche Schiedsgericht der verbündeten 
Staaten. a 
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Die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
verpflichten ſich, ſpäteſtens am 1. Juli c. ein proviſoriſches Bundes- 
ſchiedsgericht ins Leben treten zu laſſen, deſſen ſchiedsrichterlicher Ent— 
ſcheidung ſie ſich nach Maaßgabe der im §. 4. enthaltenen Kompetenz⸗ 
Beſtimmungen unterwerfen. 4 

§. 2. 


Dieſes Schiedsgericht wird zuſammengeſetzt aus Bundesrichtern, 


von denen 
1 bn Preußen 3, 
Sachſen 2, 
Hannover 2, 
ernennen. 
Jedem Staate bleibt vorbehalten, bei dieſen Ernennungen ſeinen 
Ständen eine Mitwirkung einzuräumen. 0 


§. 3. 


Das Gericht ſoll ſeinen Sitz zu Erfurt nehmen; den Vorſitz 
führt das älteſte der von Preußen ernannten Mitglieder. 


f n f 
Die Verbündeten unterwerfen ſich dem Urtheile dieſes proviſori— 
ſchen Bundes⸗Schiedsgerichts: 

a) in allen denjenigen Fällen, welche nach den §§. 124. und 125. des 
von ihnen vorgelegten Entwurfs der Reichsverfaſſung dem Reichs⸗ 

gerichte überwieſen IR in ſoweit ſolche vor definitiver Einfüh⸗ 
rung der Reichsverfaſſung in Frage kommen können, namentlich 

in den Fällen von ap 
politiſchen und privatrechtlichen Streitigkeiten aller Art 
zwiſchen den verbündeten Staaten; 

2. Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähigkeit und 
8 Regentſchaft in denſelbenz — 

3. Streitigkeiten zwiſchen der Regierung eines der verbünde— 
ten Staaten und deſſen Volksvertretung über die Gültigkeit 
oder Auslegung der Landesverfaſſung; 

Klagen der Angehörigen eines der verbündeten Staaten ge— 
en die Regierung deſſelben, wegen Aufhebung oder ver— 
Wangswierger Veränderung der een 


+ 


* 


 w = 


Klagen der Angehörigen eines der verbündeten Staaten 
egen die Regierung wegen Verletzung der Landesverfaſſung 
8 bei dem Schiedsgerichte nur angebracht werden, wenn 
die in der Landesverfaſſung gegebenen Mittel der Abhülfe 
nicht zur Anwendung gebracht werden können. 

5. Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Rechts- 
ala eo die landesgeſezlichen Mittel der Abhülfe er⸗ 
chöpft ſind; 

6. Anklagen gegen die Miniſter der verbündeten Staaten, in 
ſofern ſie die miniſterielle Verantwortlichkeit betreffen und 
die eigenen Landesgerichte dazu nicht kompetent ſind; 

7. Klagen gegen die verbündeten Staaten, wenn die Verpflich⸗ 
tung, dem Anſpruche Genüge zu leiſten, zwiſchen ihnen zwei⸗ 

f felhaft oder beſtritten iſt; 0 wie wenn die gentlich 

Verpflichtung gegen mehr als Einen Staat in einer Klage 
geltend gemacht wird. | 
Ferner bern en fie der Kompetenz des proviſoriſchen Schieds- 
erichts: 

l b) alle diejenigen Beſchwerden, welche als Veranlaſſung von Störun⸗ 
gen der inneren Sicherheit zur Sprache kommen, und nicht durch 
den Verwaltungsrath oder die Civil⸗Kommiſſarien im Wege güt⸗ 
licher Verhandlung zu erledigen, oder lediglich den Landesgerich⸗ 
ten zur Entſcheidung zu überweiſen fein möchten; 

c) alle Rechtshändel, welche unter den Verbündeten ſelbſt aus der 
Vollziehung des gegenwärtigen Bündniſſes erwachſen, in ſofern 
auch hier die Gerichte eines einzelnen Staates nicht kompetent 
ſein möchten. 

I §. 8. ö 1909 

Der Beitritt zu dem Bündniſſe wird keiner Regierung verſtattet, 
welche ſich nicht in gleichem Maaße der Entſcheidung des proviſoriſchen 

Schiedsgerichts unterwirft. 1.85 3 


Die näheren Beſtimmungen über die Einſetzung des Gerichts, das 
Verfahren vor demſelben und die Vollziehung ſeiner Entſcheidungen ſollen 
durch den Verwaltungsrath der verbündeten Staaten erlaſſen werden. 
Die Mitglieder des Gerichtes werden mit der Bearbeitung der desfall⸗ 

gen Geſetzes-Entwürfe beauftragt. y 
2 Berlin, den 26ften Mai 1849. 
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Denk ſchrift 
von den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen 
e und Hannover 


90 ’ 0 7 ] 
vorgelegten Entwurf 
Stef der bverfaſſung des Deutſchen Reichs. 


dal 

rug zun gun nee 

da NN din 

Id d. d. Berlin, den 11. Juni 1849. 

uridte 

acht 

en 

Indem die verbündeten Königlichen Regierungen von Preußen, Sach- 
ſen und Hannover die in ihrer gemeinſchaftlichen Eröffnung d. d. Berlin, 
28. Mai ©. angezeigte Denkſchrift den ſämmtlichen Deutſchen Regierun⸗ 
gen in Gegenwärtigem zugehen laſſen, können ſie zunächſt nicht beab⸗ 
ſichtigen, dem von ihnen dargebotenen Entwurf der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs dadurch noch eine äußere Rechtfertigung zufügen zu 
wollen. Beruhigt in dem Bewußtſein, daß ſie die Forderungen der 
rechtlichen Freiheit und der geſetzlichen Ordnung auf gleicher Waage 
wogen, und die ungeſchmälerten Reſultate ihrer gewiſſenhaften Prüfung 
in den Berfaffungs- Entwurf niederlegten, haben fie denſelben den Ne- 
gierungen wie der Nation zu völlig freier Würdigung übergeben, in 
der Hoffnung, daß Einſicht, Gerechtigkeit und Patriotismus das öffent- 
liche Urtheil leiten werde. Hierin auch liegt ihre Zuverſicht, daß eine 
raſche, einmüthige Zuſtimmung es möglich machen werde, die ſchweren 
Leiden der Gegenwart zu heben und unverzüglich dazu vorzuſchreiten, 
auf geſicherten Grundlagen das Gebäude aufzurichten, in welchem die 
deutſchen Fürſten und Stämme, die Einzelnen und die Geſammtheit, in 
Ehre und Sicherheit wohnen, und für die Wiedergewinnung und Meh— 
rung Deutſcher Macht und Größe unter Gottes 5 1 und Beiſtand 
erfolgreich wirken können. Was den verbündeten Regierungen nach 
Vorlage ihres Verfaſſungs-Entwurfes noch zu ſagen übrig bleibt, be⸗ 
ſchränkt ſich auf eine Darlegung der Standpunkte, die ſie bei Anlage 
und Ausführung deſſelben einnahmen, auf eine Nachweiſung deſſen, 
was ſie auf dieſe Standpunkte hinführte und ſie von hier aus die bei 
den einzelnen Materien vorkommenden Gränzen ziehen ließ, auf eine 
Feſtſtellung der Beſtimmungen, deren Wortfaſſung über den Willen und 
die Abſicht der verbündeten Regierungen mögliche Zweifel laſſen könnt. 
Die Denkſchrift iſt hiernach nicht Kommentar, ſondern I be In- 
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terpretation des Entwurfs der Reichs-Verfaſſung, und als ſolche von 
dem Entwurfe ſelbſt untrennbar. 


Das Reich. 


Die National-Verſammlung zu Frankfurt a. M. legte ſich die Be⸗ 
fugniß bei, eine Verfaſſung für das Deutſche Reich endgültig zu be⸗ 
ſchließen. Sie beſtimmte daher den Umfang dieſes 2 nach dem 
Umfange des bisherigen Deutſchen Bundes und ging darauf aus, ſämmt⸗ 
liche Glieder deſſelben zum Eintritt in den neuen Bundesſtaat zu ver⸗ 
pflichten. Daher ſpricht der erſte Paragraph der dort entworfenen 
Verfaſſung einfach aus, daß das Deutſche Reich aus dem Gebiete des 
bisherigen Deutſchen Bundes beſtehe. 

Die verbündeten Regierungen, welche ihren Entwurf zu einer Reichs⸗ 
verfaſſung hier vorlegen, ſind dagegen von der unwandelbaren Ueberzeu⸗ 
gung geleitet worden, daß der Neubau der Deutſchen Verfaſſung nur durch 
freiwillige Uebereinkunft der Regierungen unter ſich, und 3 eben 
ſo freiwillige Zuſtimmung der National-Vertretung rechtlich zu Stande 
kommen könne. Daher haben ſie in ihre Vorſchläge keine Beſtimmung 
aufnehmen können, welche für die Glieder des bisherigen Deutſchen 
Bundes irgend einen Zwang in ſich ſchlöſſe; wie feſt und zuverſichtlich 
auch ihre Hoffnung ſei, daß der neue Bundesſtaat das geſammte Ge⸗ 
biet des Bundes von 1815 umfaffen werde, fo wird ſich doch dieſes 
Gebiet aus denjenigen Deutſchen Landen bilden müſſen, deren Regie⸗ 
rungen ſich dem vorgelegten Entwurfe anſchließen, und deren Vertreter 
ihn in einem aus dieſen Landen einzuberufenden Reichstage annehmen. 
Hierdurch iſt die Faſſung des §. 1., wie ſie vorliegt, gerechtfertigt. 

Wenn ſchon hieraus von ei einleuchtet, daß der neue Bundes⸗ 
ſtaat zu denjenigen Gliedern des bisherigen Deutſchen Bundes, welche 
[6 ihm noch nicht anfchließen möchten, zunächſt in dem Verbande der 

echte und Pflichten verbleibt, die aus der Bundesakte vom 8. Juni 
1815 erwachſen, ſo hat doch der Beziehungen zu Oeſtreich noch beſon⸗ 
derer Erwähnung geſchehen müſſen. Die zu dem 2 Bunde ge⸗ 
hörigen Theile Oeſtreichs ſind durch die dem Kaiſerſtaate verliehene 
Bertäffung vom 4. März d. J. in ein 1 Verhältniß zu der 
Oeſtreichiſchen Geſammtmonarchie getreten, welches eine erneuerte Er⸗ 
wägung ihrer Stellung zu den übrigen Gliedern des Deutſchen Bundes 
unabwendlich erſcheinen ließ. Hierzu ſo wie zu einer umfaſſenderen 
Vereinbarung zwiſchen dem Oeſtreichiſchen Geſammtſtaate und dem 
Deutſchen Bundesſtaate die Wege völlig frei zu erhalten, iſt der Zweck 
des dem §. 1. beigefügten Zuſatzes. 

Ueber die Verhältniſſe des Herzogthums Schleswig hat zur Zeit 
noch keine Beſtimmung erfolgen können; ſie bleiben dem Schluſſe der 
hierüber eröffneten Verhandlungen vorbehalten. 

Hinſichtlich der Stellung des Herzogthums Limburg werden die 
Abänderungen, welche das bisherige — eg Verhältniß deſſelben 
zum Deutſchen Bunde, durch die Annahme der Reichsverfaſſung erhei⸗ 
ſchen könnte, der Gegenſtand weiterer Vereinbarung mit der Königlich 
Niederländiſchen Regierung ſein. | 
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Die Reichs gewalt. 

Die Befugniſſe der Reichsgewalt waren nach den Zielen zu be- 
ſtimmen und abzugränzen, die in Gemäßheit der Auffaſſung der ver⸗ 
bündeten Regierungen dem Bundesſtaat als ſolchem, vorgeſteckt ſind. 
Sie waren zu beſtimmen, inſofern die geſicherte Erreichung dieſer 
Ziele die der Reichsgewalt zu übertragenden Befugniſſe nicht entbehren 
kann; und abzugränzen, inſofern eben dieſe Befugniſſe im Intereſſe 
der Ehre und Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten das Maaß des wirk— 
lichen Bedürfniſſes nicht überſchreiten dürfen. 

Es kam daher vor Allem darauf an, ſich dieſer Ziele des Bundes⸗ 
ſtaats, und zwar ſowohl im Gegenſatz zu dem Einheitsſtaat als zu dem 
bloßen Staatenbund, deutlich bewußt zu werden, und fie dann in äuße— 
rer Erkennbarkeit aufzuſtellen. 

Die Ziele des Bundesſtaates liegen innerhalb und außerhalb ſeiner 
Gränzen, hier maaßgebend für fein Verhältniß zum Auslande, und dort 
für ſein eigenes Leben und ſeine innere Geſtaltung. 

Die verbündeten Regierungen wollen und bekennen für den 
Bundesſtaat 

dem Auslande gegenüber: 

Einheit und Macht, ein einigen ungetheiltes mächtiges 
Deutſchland, eintretend an die Stelle Preußens, Sachſens, 
Hannovers und aller übrigen Deutſchen Einzelſtaaten und 
deren beſonderen Intereſſen; 

dem Inlande gegenüber: 

ausſchließliche oder ergänzende Leiſtung deſſen, was der 
einzelne Staat entweder gar nicht, oder nicht in erforderlichem 
Maße zu leiſten im Stande iſt; 

durchgreifende endgültige Verfügung in Fällen, wo die 
Intereſſen der Einzelſtaaten ſich berühren, in ſofern dieſe 
Staaten ſelbſt die Differenzen unter ſich nicht zum Abſchluß 
bringen, und das Gemeinwohl die Regelung des geſtörten 
oder die 1 lose eines gebeſſerten Zuſtandes fordert; 

Vorzeichnung von Linien, auf denen ſich die Regierungen 
der Einzelſtaaten zur Förderung gemeinſamen Nutzens in 
Bildung oder Entwickelung gemeinſamer Inſtitutionen begeg— 
nen und einigen können. 


Verhältniß der Reichsgewalt dem Auslande gegenüber. 

Unter den Opfern, welche die Bildung des Bundesſtaates den ein— 
zelnen Gliedern des bisherigen Deutſchen Bundes abfordert, iſt die Ber- 
uch auf die diplomatiſche Vertretung im Auslande, die Abſendung 
und der Empfang der Geſandten, eines der größten. Der Deutſche 
Bund war als ein völkerrechtlicher Verein unabhängiger Staaten ein- 
geſetztz er konnte und mußte daher auch Jedem derſelben anheimſtellen, 
ſeine Intereſſen im Auslande ſelbſtſtändig vertreten zu laſſen. Das 
Recht der Bündniſſe und Verträge war keiner anderen Beſchränkung 
unterworfen, als daß keine dieſer Verbindungen gegen die Sicherheit 
des Bundes oder einzelner Glieder deſſelben gerichtet fein dürfe. Aller- 
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dings war hierbei auch der Fall ausbedungen, daß der Bund für feine 
gemeinſchaftlichen Intereſſen i arch an fremde Achte, 1 ud 
dieſelben Unterhandlungen für die Geſammtheſt führe wu 
ſchließe. Es iſt jedoch bekannt, . dieſer. Volle alt ni 1 üb 4 
rung gekommen iſt; der völkerrecht iche Verkehr u 
Auslande ift ausſchließlich durch die diplomatiſchen! 0 r le 
nen Staaten an den fremden Höfen geführt w rden. * N 

Von dem Augenblicke an, als man tie Yo 0 keit e kannte, 
den völkerrechtliche Verein in einen Staa Aa en, de \ rigen; 
Deutſchen Bund in einen wahren Bundesſtaat 6 10 vern ah n, konnte 
nicht daran gedacht werden, jenes Verhältniß fortbe Be zu laſſen. 
Soll der oberſte Grundſaß: daß Deutſchland dem Auslande Br 
genüber nur als ein einiger und e 160200 
wirklichem Leben gedeihen, ſo wird das Ye nd auch nu Ir be Gr 
ſammtſtaat kennen, nur mit dieſem verhandeln, uur mit 125 Bünd⸗ 
niffe und internationale Verträge abschließen können. bie , da⸗ 
her der 2te Artikel des iſten Abſchnitts des, vorg en,? erfaſſun gs⸗ 
Entwurfs fußen müſſen. Er hat den einzelnen egierungen, ‚und 
hierunter auch ſolchen, die zu den Großmächten Europa's od oder zu 
denen Aa deren diplomatiſche Verbindungen mit d Be 


Höfen feit geraumen Zeiten beſtehen, das Anſinnen ge zu Gunſten 
der Reichsgewalt auf ihr Recht, ſtändige Geſandte zu en oder zu 
empfangen, freiwillig zu verzichten, keine beſonderen, Conſuln zu bg 
ten und ihre Befugniß zu Verträgen und Bündniſſen "wefentligh z 
beſchränken. Dieſe Opfer ſind ſehr oh man d 5 ſich jedo — 
Hoffnung hingeben, daß ſie von den Deutſchen, 77 und 
Stämmen als ſolche erkannt werden, welche ia nd, um der 
Nation die Weltſtellung zu ſichern, die ſie in ihrer bieh erigen Zerriſſen⸗ 
heit ſchmerzlich entbehrt hat und von dem Neubau lreß, Verfaſſung 
zu erwarten entſchieden berechtigt iſt. 1 

Wenn daher dieſer Grundſatz in dem voigelegten 
Geltung finden mußte, ſo darf doch 110 überſehen 
Ausführung der hieraus gefloſſenen Beſtimmungen an mannigfache 
Uebergänge und nähere Erläuterungen gebunden iſt. Die Be iehungen, 
welche zwiſchen den Deutſchen Einzelſtaaten und den auswärtigen Höfen 
beſtehen, können nicht von einem Tage zum an ab 2 wer⸗ 
den; auch wenn die vorgeſchlagene Reichsverfaſſung a kilige Zuſtim⸗ 
mung findet, wird ſtets noch einige Zeit verfließen, ehe die völkerrecht⸗ 
liche Vertretung des Reichs im Auslande nach den verſchiedenen Seiten 
hin geordnet und in anerkannte Wirkſamkeit getreten iſt. Bis dahin 
werden die diplomatiſchen Agenten der einzelnen Staaten ihre Thätig⸗ 
keit um ſo mehr fortzuſetzen haben, als ſonſt eine nur Deutſchland 
ſchädliche Unterbrechung in dem internationalen Verkehre eintreten 
würde. Ein Gleiches gilt für die bei den Deutſchen Regierungen 
accreditirten auswärtigen Geſandten, bei deren Abberufung zudem das 
Reciprocitäts⸗Verhältniß maßgebend ſein wird. 

Aber auch dann, wenn nach vollkommen geordneten diplomatischen 
Beziehungen mit dem Auslande, die einzelnen Regierungen weder 
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ſtändige Geſandte halten noch empfangen werden, iſt doch nicht zu über⸗ 
ſehen, daß für dieſe Regierungen das Bedürfniß fortbeſtehe, in ein⸗ 
zelnen abgegränzten Fällen ein beſtimmtes Intereſſe bei auswärtigen 
Staaten unmittelbar geltend zu machen. Die Entſendung eines be= 
ſonderen außerordentlichen Bevollmächtigten wird daher der betreffenden 
Regierung nicht ſtreitig zu machen ſein, ſobald deſſen Auftrag vorher 
zur Kennkniß der Reichsregierung gebracht und er ſelbſt angewieſen iſt, 
ſich mit der am Orte befindlichen ſtändigen Geſandtſchaft des Reichs 
ſtets im Zuſammenhange zu erhalten. 

Gleichermaßen wird es den Einzelregierungen unbenommen bleiben, 
ſolche Intereſſen, welche aus verwandtſchaftlichen oder ſonſtigen Be 
ziehungen fließen, durch befondere Agenten zu wahren, inſofern die— 
ſelben entweder ganz ohne völkerrechtlichen Charakter auftreten, oder 
im entgegengeſetzten Falle der Reichsgeſandtſchaft überwieſen und zuge— 
theilt werden. 

Indem nach den SS. 6. und 7. die einzelnen Regierungen ihr 
Recht, beſondere Konſuln zu halten, der Reichsgewalt übertragen, 
übernimmt letztere auch ſelbſtverſtanden die Pflicht, die Intereſſen aller 
Angehörigen Deutſcher Staaten überall genügend zu vertreten. Es 
wird daher jeder einzelnen Regierung die Befugniß zuſtehen, von der 
Reichsgewalt die Beſtallung eines Konſuls an einem auswärtigen 
Orte ſelbſt dann zu begehren, wenn nur allein ihre eigenen Ange⸗ 
hörigen mit dieſem Orte verkehren. Aus demſelben Grundſatze fließt 
auch das Recht jeder Einzelregierung, über mangelhafte Vertretung 
dieſer beſonderen Intereſſen durch den Reichs-Konſul, Beſchwerde zu 
führen, und erforderlichen Falles die Abhülfe auch dadurch zu ver⸗ 
langen, daß eine Perſon ihres Vertrauens als Reichs-Vice⸗Konſul 
an demſelben Orte beſtellt werde. 


Verhältniß der Reichsgewalt zum Inlande. 


Soviel das Verhältniß des Bundes ſtaates zu dem In⸗ 
lande betrifft, ſo konnte den verbündeten Regierungen auch hier über 
die aus den vorher bezeichneten Anforderungen fließenden Folgerungen 
kein Zweifel bleiben. Der Bundesſtaat ſoll ausſchließlich oder ergänzend 
Dasjenige leiſten, was der einzelne Staat entweder nicht, oder nicht 
in erforderlichem Maaße zu leiſten vermag. Hieraus folgt, daß er 
auch nur das, und nicht mehr als das zu leiſten berechtigt werden 
durfte; daß der Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten der ganze 
übrige Theil der Regierungs- und Macht⸗Befugniſſe belaſſen und ge= 
ſichert werden mußte; daß die Verfaſſung des Deulſchen Bundesſtaates 
hier nach allen Richtungen hin einer falſchen Centraliſation zu begegnen 
hatte. Die verbündeten Regierungen glauben dies durch Fernhalten 
der Reichsgewalt von der eigentlichen Ad miniſtration 
und durch Begrenzung des der Reichsgewalt zugetheilten 
Ober⸗Aufſichtsrechts gethan zu haben, und durch die gegenwär⸗ 
tige Erklärung noch thun zu müſſen. 399) 

Die Befugniſſe der einzelnen Deutſchen Regierungen, die der 
. 8. der Frankfurter Aufſtellung ausdrücklich auf Gegenſtände des 
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Privatrechts, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei beſchränkt, 
ſind in dem von den verbündeten Regierungen vorgelegten Entwurfe 
auf alle Gegenſtände ausgedehnt, die der Zaſtändigeit der Reichsge— 
walt nicht verfaſſungsmäßig zugewieſen ſind. 

Die Verfügung der Reichsgewalt über die geſammte bewaffnete 
Macht Deutſchlands (§. 11. d. F. A.) iſt auf die Fälle des Krieges 
oder nothwendiger Sicherheitsmaaßregeln im Frieden zurückgeführt, 
und hiernach gleichzeitig der §. 81. zu bemeſſen. 


Die §. 13. d. F. A. der Reichsgewalt ausſchließlich attribuirte 
Geſetzgebung und Organiſation des Heerweſens iſt auf eine all⸗ 
gemeine Geſetzgebung und auf die Ueberwachung und Durchführung 
derſelben in den einzelnen Staaten ermäßigt, und dieſen Staaten dabei 
die ſelbſtſtändige Organiſation durchaus unverkümmert gelaſſen. 

Die brſondere eidliche Verpflichtung gegen das Reich, die der 
§. 14. des Frankfurter Entwurfes der ne Heeres⸗Maſſe in allen 
deutſchen Einzelnſtaaten gleichmäßig auferlegt, iſt nur bei denjenigen 
Militairverfonen feſtgehalten, die, wie die von der Reichsgewalt ernann⸗ 
ten Feldherrn, die von dieſen zum ſelbſtſtändigen Kommando einzelner 
Corps beſtimmten Generale, und die Gouverneure, Kommandanten und 
höheren Beamten der Reichsfeſtungen in ein beſonderes Pflichtverhält⸗ 
niß gegen das Reich getreten ſind; eine Einſchränkung, deren Nothwen⸗ 
digkeit, nach den beklagenswerthen Vorgängen der letzten Zeit wohl 
allgemein einleuchtet. | 

Bei dem Schifffahrts- und Flößerei-Betrieb auf Flüſſen, Kanälen 
und Seen, welche mehrere Deutſche Staaten im ſchiffbaren oder flöß⸗ 
baren Zuſtande durchſtrömen oder begrenzen, iſt abweichend von dem 
§. 24. der F. A. der Reichsgewalt nur die Geſetzgebung und deren 
Ueberwachung zugetheilt, dagegen die Wahl der Verbeſſerungs⸗Maaß⸗ 
regeln und deren Ausführung lediglich den betreffenden Regierungen 
überlaſſen worden. 

Bei Anlage neuer Landſtraßen und Kanäle und bei Schiffbar⸗ 
machung bis dahin nicht befahrener Flüſſe iſt der Reichsgewalt wieder 
nur die Anordnung zugeſtanden, ſelbſt dieſe jedoch in weſentlicher Ein⸗ 
ſchränkung des §. 32. der F. A. durch die vorgängige Verſtändigung 
mit den einzelnen Staaten bedingt, und eben dieſen Staaten auch die 
Ausführung und zwar auf Reichskoſten übergeben. ut 

Bei Erhebung und Verwaltung der Zölle iſt der Reichsgewalt nur 
das Recht der Oberaufſicht vorbehalten, das Recht der eigenen Anord⸗ 
nung dagegen, das ihr der §. 35. der F. A. ebenfalls zutheilt, ausge⸗ 
ſchieden. 

Der §. 36. der F. A., der der Reichsgeſetzgebung die Beſtimmung 
über die Gegenſtände überläßt, auf welche, und die Bedingungen und 
Beſchränkungen, unter welchen die einzelnen Staaten Produktions- oder 
Verbrauchsſteuern für Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden 
legen dürfen, iſt zwar beibehalten, es wird aber ausdrücklich erklärt, 
daß die dabei in Frage tretenden finanziellen Intereſſen der Einzelſtaa⸗ 
ten in der Reichs⸗Zollakte gehörig gewahrt werden ſollen, ſo wie auch, 
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daß es nicht in der Abſicht liegt, dadurch in den durch den Zollverein 
geordneten Verhältniſſen etwas zu ändern. 

Unter Löſchung des zweiten und dritten Abſatzes eben dieſes 
F. 35. und unter gleichzeitiger Abänderung des $. 49. ift der Reichsgewalt 
ein unmittelbares Recht an irgend welchem Quantum der Landesſteuern 
in den Einzelſtaaten nicht zuerkannt, die Landesſteuern ſind vielmehr als 
ein ausſchließliches und unantaſtbares Eigenthum der Einzelſtaaten in 
verfaſſungsmäßigen Schutz genommen, und, die Nothfälle der Anleihen 
und der Rontrabirung von Schulden abgerechnet, die Einnahmen der 
Reichs⸗Regierung ein für alle Mal auf die Bezüge der Matrikular⸗ 
Beiträge beſchränkt. 

Die der Reichsgewalt zugeſtandene Einwirkung auf das Poſtweſen 
iſt unter Abänderung der §§. 41. und 42. der F. A. durchaus in den 
Schranken der Geſetzgebung und Oberaufſicht erhalten, und das der 
Reichsgewalt in jenen SS. zugetheilte Recht der Erlaſſung und Durch⸗ 
führung von Vollzugs⸗Verordnungen, von reglementären Verfügungen 
bee 2 Uebernahme des deutſchen Poſtweſens für Reichs-Rechnung, 

eſeitigt. 
ie verbündeten Regierungen erklären zudem, daß fie der Reichs- 
gen durch die derfelben in den einzelnen Paragraphen vorbehaltene 
beraufficht nur das Recht zugeſtanden haben, Beſchwerden ent⸗ 
gegen zu nehmen, deren Abſtellung zu vermitteln, nöthigenfalls durch 
Entſcheidung des Reichsgerichtes zu erzwingen und unter allen Umſtän— 
den durch Abordnung von Kommiſſarien Kenntniß von dem Stande der 
ihrer Oberaufſicht unterliegenden Angelegenheiten und Verwaltungs— 
Gegenſtände zu nehmen. Alles jedoch mit der ausdrücklichen Maaßgabe, 
daß die Einzel⸗Regierungen, dieſem Oberaufſichtsrecht der Reichsgewalt 
egenüber, weder zu allgemeinen Bericht-Erftattungen noch auch zur 
inholung von Genehmigungen vor dem Ergreifen der betreffenden 
Regierungs- und Verwaltungs-⸗Maaßregeln verpflichtet find. 

Die verbündeten Regierungen ſind bei allen dieſen Abänderungen 
des Frankfurter Entwurfes der Ueberzeugung gefolgt, daß die Reichs⸗ 
gewalt nur dadurch die ihr im Bundesſtaate angewieſene hohe Stellung 
zum Segen des Ganzen einnehmen und ohne ſtörende Gegenwirkung 
der Einzelſtaaten behaupten könne, daß ſie ſich von einem Eingreifen in 
die innere Adminiſtration dieſer Staaten grundſätzlich fern halte, daß 
fie namentlich Erhebung der Zölle und Abgaben, Leitung des Bauwe— 
ſens, Uebung, Ausrüſtung und Verpflegung des Heeres, kurz Alles, 
was ſeiner Natur nach dem Bereiche der inneren Regierungsthätigkeit 
des einzelnen Staates angehört, auch zunächſt der ſelbſtſtändigen Anord- 
nung und Ausführung der betreffenden Regierung völlig frei laſſe. 
Vornämlich bei den beiden erſtgenannten Gegenſtänden, der Steuer-Er- 
hebung und dem Bauweſen hat ſich dieſe Ueberzeugung der verbündeten 
Regierungen zu beſonderer Stärke geſteigert. Die Finanz⸗Einrichtungen 
faſt jeden Deutſchen Staates bilden in ſich geſchloſſene Syſteme, an 
welchen am wenigſten in einem Augenblicke ſo großer Erſchütterungen 
und jo drohender Gefahren, wie der gegenwärtige, unvorſichtig gerüt- 
telt werden darf. Der Verſuch neben den beſtehenden, verſchiedenen 
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Stceuer-Syſtemen der Einzelſtaaten ein neues Reichsſteuer und Finanz⸗ 
ſyſtem zu gründen, würde gleichbedeutend fein mit der Vernichtung der 
Ordnung und des Kredites in dieſen Staaten, ohne Garantie für das 
neu zu Schaffende, welche jederzeit erſt durch die Erfahrung gegeben 
wird. Aehnliches gilt über das Bauweſen, vorzüglich bei Strom⸗ und 
Uferbauten, die für einzelne Landesſtriche wahre Eriftenz- und Lebens⸗ 
fragen bilden. Nichts würde unzweckmäßiger und nachtheiliger ſein, als 
Bauwerke der letzteren Art direkt von Reichswegen, blos durch die Hand 
des Technikers und ohne eine danebenſtehende, das Intereſſe des Bau⸗ 
herrn und der Nachbarn vermittelnde Landesbehörde zur Ausführung zu 
bringen. Der fernere Umſtand, daß ſich die Reichsgewalt hier bei eige⸗ 
ner Bauführung zu den verſchiedenen Einzelſtaaten nicht mehr in dem 
gleichen, ſondern, nach dem größeren oder geringeren Bebürfniffe 
dieſer Staaten, in einem verſchiedenen Verhältniß befinden würde, 
führt für eine gedeihliche Wirkſamkeit der Reichs-Gewalt auf die erheb⸗ 
lichſten Bedenken. Klagen über unbillige Bevorzugungen und Begün⸗ 
ſtigungen oder unerſprießliche Einmiſchung, Hemmung und Störung 
würden nicht ausbleiben. Es wäre ein Stoff ſteter Reibung und Un⸗ 
zufriedenheit geſchaffen, der in ſeiner Fortwirkung entweder die Reichs⸗ 
gewalt fortwährend paraliſiren, oder die Selbſtverwaltung der Deutſchen 
Länder in ihren wertheſten und theuerſten Intereſſen endlich gänzlich 
vernichten müßte. 

Indem aber die verbündeten Regierungen die innere Adminiſtration 
der Einzelſtaaten von den Befugniſſen der Reichsgewalt ſtreng und vöͤl⸗ 
lig geſondert haben, iſt das der Reichsgewalt kompetirende Recht der 
durchgreifend endgültigen Verfügung in Kolliſions-Fällen der Einzel- 
ſtaaten, unter der vorangegebenen Bedingung, daß die Einzelſtaaten 
ſelbſt die von dem Gemeinwohl geforderte Erledigung der obſchweben⸗ 
den Differenzen nicht zu richtiger Zeit herbeiführen, durchaus nicht ge⸗ 
ſchmälert worden; wie die aus der Frankfurter Aufſtellung unverändert 
beibehaltenen oder modiſizirten 88. 21. 28. 30. 31. 38. 39. und 41., 
betreffend Unterhaltung von Schifffahrts-Anſtalten am Meere und in 
den Mündungen der Deutſchen Flüſſe, des Schifffahrts - Betriebs und 
der Flöſſerei, der Eiſenbahnen, Landſtraßen, Kanäle, des Handels⸗, Ge⸗ 
werbe- und Poſtweſens, des Näheren ausführen. In dem Recht der 
Oberaufſicht und der Geſetzgebung, das in allen dieſen Adminiftrationg- 
Materien der Reichsgewalt verbleibt, ſind ihr die hinlänglichen Mittel 
zur Verfügung geſtellt, die betreffenden Differenzen entweder ſelbſt zu 
ſchlichten, oder ihnen doch die Bahn einer verfaſſungsmäßigen, raſchen 
und gewiſſen Erledigung anzuweiſen. Die verbündeten Regierungen er⸗ 
blicken gerade in dieſer Thätigkeit der Reichsgewalt die Beendigung 
eines Zuſtandes, der bisher vielfach ſchwer empfunden wurde: die 
ſchützende Bürgſchaft gegen endloſe Streitigkeiten und die angemeſſene 
Sicherſtellung allgemeiner Volkswohlfahrt gegen die Partikular-Inter⸗ 
eſſen der Einzel-Regierungen. . i 5 

Die umfaſſendſte und fruchtbarfte Thätigkeit bleibt endlich der 
Reichsgewalt zu entwickeln in der Anbahnung gemeinſamer Inſtitutionen 
zum Nutzen der einzelnen Staaten und des geſammten Reichs. Hier 
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hat ſich die Reichsgewalt recht eigentlich als Geſammt-Regierung des 
Reichs zu erweiſen, und in großen praktiſchen Gedanken und geeigneten 
Anregungen die Saaten dauernder Einigung niederzulegen und zu zei 
tigen. Die hauptſächlicheren Richtpunkte dieſer, das Bedürfniß und die 
Mannigfaltigkeit des realen Lebens umfaſſenden Thätigkeit ſind in den 
88. 24, 32, 33, 41, 45, 46 und 64 der Frankfurter Aufſtellung vorge- 
zeichnet, und in dem jetzigen Entwurf unter den nöthigen Modifikatio⸗ 
nen beibehalten: kommerzielle und gewerbliche Vereinigungen, Erleichte- 
rung und Verbeſſerung ſämmtlicher Mittel des innern Verkehrs, Ein— 
wirken auf die Werbeflztung und Regelung des Poſtweſens durch die 
betreffenden Einzelſtaaten und die ſonſt Berechtigten, möglichſte Ueber 
einſtimmung in der Geſetzgebung und dem Gerichtsverfahren, Einheit- 
lichkeit in Münze, Maaß und Gewicht. In dem Zollverein, einer 
Schöpfung, die ſelbſt unter dem bisherigen ſtaatenbundlichen Verhält⸗ 
niß ins Lebrn treten konnte, findet der Bundesſtaat für dieſen Bereich 
ſeiner Thätigkeit ein praktiſches Muſter. Daß dieſer Zollverein durch 
die vorgeſchlagene Verfaſſung nunmehr das geſammte Gebiet des Reichs 
in ſich begreifen werde, muß als einer der ſegensreichſten Fortſchritte für 
das nationale Leben angeſehen werden. 


Das Reichs⸗Oberhaupt. 


Bei der Bildung der Reichsregierung kamen zunächſt die beiden 
großen principiellen Gegenſätze der abſolut einheitlichen und der abſolut 
gemeinſchaftlichen höchſten Staatsleitung, die Form des erblichen Kaiſer— 
thums und des Directoriums, in Betracht. Für die erſtere Form hatte 
ſich die Verfaſſungs⸗Aufſtellung der National-Verſammlung F. 68. aus⸗ 
geſprochen; für die letztere mehr als eine Deutſche Regierung ſich mit 
entſchiedenem Nachdruck erhoben. Vortheile der einen und der andern 
Form fanden ſich emander gegenüber geſtellt; für beide wurde das Be— 
dürfniß der Gegenwart und das Recht der Wirklichkeit gleichmäßig an⸗ 
In dem von den verbündeten Regierungen auf Vorlage der Kö— 
niglich Preußiſchen Regierung gegenwärtig dargebotenen Verfaſſungs— 
Entwurf iſt weder ausſchließlich die eine, noch die andere dieſer Formen 
angenommen worden; es iſt darin vielmehr eine neue ſelbſtſtändige Re⸗ 
gierungsform ermittelt, bei deren Aufſtellung das Beſtreben obgewaltet 
hat, das Gute und Gedeihliche, was in jeder der beiden vorgenannten 
Formen liegt, mit verdienter Anerkennung zu benutzen nnd mit einander 
zu vereinigen, und dadurch den gleichberechtigten Anforderungen ſowohl 
der Geſammtheit des Deutſchen Volkes als der einzelnen Deutſchen 
Staaten und Regierungen gerecht zu werden. 

Die Funktionen der Reichsregierung ſind in Legislation und 
Exekutive geſchieden; jene, die Legislation, iſt einem Fürſten-Kollegium, 
dieſe, die Exekutive, dem Reichsvorſtande zugewieſen. Weder der Reichs- 
vorſtand, noch das Fürſten⸗Kollegium ſtellen für ſich allein die Reichs- 
regierung dar; dieſe exiſtirt erſt in der Verbindung beider. 

In dem Reichsvorſtande ſind zwei Eigenſchaften miteinander ver— 
bunden, die des Trägers der Exekutiv⸗Gewalt und die eines gleichzei⸗ 
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tigen Mitglieds des Fürſten-Kollegiums. In letzterer Eigenſchaft ift 
der Reichsvorſtand nur primus inter pares, ſo zwar, daß er, um ſeiner 
Mitgliedſchaft im Fürſten-Kollegium willen, an die Mehrheitsbeſchlüſſe 
eben dieſes Kollegiums auch als Träger der Exekutive ſpäter gebunden 
iſt, den gleich zu berührenden Fall des §. 194. allein ausgenommen. 
Dabei werden als legislative, dem Fürſten-Kollegium zugewieſene Funk⸗ 
tionen alle diejenigen Befugniſſe betrachtet, welche zu ihrer Wirkſam⸗ 
keit eines Reichstagsbeſchluſſes bedürfen. Insbeſondere alſo auch alle 
mit auswärtigen Staaten zu ſchließende Verträge, welche dem Reichs⸗ 
tage zur Genehmigung vorgelegt werden müſſen, wobei jedoch bei drin⸗ 
genden Umſtänden die Einholung vorgängiger Zuſtimmung allerdings 
unmöglich werden kann. Ebenſo werden die Vollzugs-Verordnungen, 
inſofern ſie materielle Bedeutung haben, und nicht, wie etwa Publika⸗ 
tions-Patente, bloße Formen erledigen, mit dem Fürſten-Kollegium be- 
rathen, unbeſchadet der endgültigen Beſchlußfaſſung, die dem Reichs- 
vorſtande vorbehalten bleibt. 

Der eben erwähnte §. 194. ſtatuirt allerdings eine Getheiltheit 
zwiſchen Reichsvorſtand und Fürſten-Kollegium auch im Punkte der 
Legislation. Er macht die Gültigkeit eines Reichsſchluſſes, die ſonſt 
überall nur an die gemeinſchaftliche Ausübung des Zuſtimmungs⸗ 
Rechtes geknüpft iſt (§. 99.), bei Abänderungen in der Reichs⸗Verfaſ⸗ 
ſung von der ſelbſtſtändigen Zuſtimmung ſowohl des Reichsvorſtandes 
als des Fürſten-Kollegiums abhängig. Die Einwirkung, die ein ſolcher, 
die Verfaſſung abändernder Reichsſchluß auf die beſondere Stellung 
ſowohl des Reichsvorſtandes als des Fürſten-Kollegiums auszuüben ge⸗ 
eignet iſt, hat hier eine abgeſonderte Sicherſtellung ſowohl für den 
Reichs vorſtand, als für das Fürſten-Kollegium ausnahmsweiſe nicht 
entbehren laſſen. 

Die in den ss. 99. und 194. vollzogene Abänderung der SS. 101. 
und 196. der Frankfurter-Aufſtellung war für die verbündeten Regie⸗ 
rungen Sache der entſchiedenden Nothwendigkeit. Die freie Ueberein⸗ 
ſtimmung des Reichstages mit der Reichsregierung, aber auch der 
Reichsregierung mit dem Reichstage, bleibt Grundbedingung des gan⸗ 
zen künftigen Deutſchen Staatsbaues. Jede Verletzung dieſer Bedin⸗ 
gung raubt alle Garantieen eines geſunden Zuſtandes. N 

Bei allen übrigen, dem Reichsvorſtande als ſolchem ausſchließlich 
übertragenen Attributionen, der Kriegserklärung und dem Friedens⸗ 
ſchluſſe, der Leitung des völkerrechtlichen Verkehrs, der Ernennung des 
Reichs - Miniſteriums u. f. w. bleibt die Ausübung der entſprechenden 
Rechte des Reichsvorſtandes dennoch in einem fortwährenden inneren 
Zuſammenhange mit der Thätigkeit des Fürſten-Kollegiums. Bei nä⸗ 
herer Erwägung aller exekutiven Funktionen, ſo wie ſie in den betref⸗ 
fenden $$. 69. 71. 72. und 81. des dargebotenen Entwurfs verzeichnet 
ſind, zeigt ſich ſofort, daß ſich die Gemeinſchaftlichkeit des Verkehrs 
und die Gegenſeitigkeit der Beziehungen zwiſchen dem Reichsvorſtande 
und dem Fürſten-Kollegium überall geltend macht, wo vereinte Thätig⸗ 
keit und gemeinſchaftliches Erwägen irgend einen größeren Nutzen in 
geſicherte Ausſicht ſtellt. Die Exekutive des Reichsvorſtandes, als eine 
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wirklich ausſchließliche Thätigkeit deſſelben, bleibt, außer den Fällen der 
reinen Ausführung von gemeinſchaftlich beſchloſſenen Maaßregeln, nur 
da beſtehen, wo die Schnelligkeit und Freiheit des Entſchluſſes und die 
Energie der Handlung unerläßlich iſt: bei der Kriegsführung und 
in den anderen verwandten Ausnahmefällen, die von dem Augenblick 
ihre Entſcheidung fordern. 

Die das Fürſten⸗Kollegium betreffenden Theile des III. Abſchnitts 
haben im Uebrigen zur Zeit auf der Grundlage beruhen müſſen, daß 
Oeſtreich gehindert iſt, mit einem Theile ſeines Central- Staates, 
mit feinen Deutſch-Oeſtreichiſchen Bundeslanden, in den Bundesſtaat 
einzutreten, der nach der Ueberzeugung der verbündeten Regierungen 
dem übrigen Deutſchland nicht länger vorenthalten werden darf, in 
einen Bundesſtaat mit Deutſchem Parlament, das in Volkshaus und 
Staatenhaus gegliedert iſt. Sollte dieſe Behinderung vor dem Zuſam⸗ 
mentritt des nächſten Reichstags indeß thatſächlich gehoben ſein, und 
die Gewißheit vorliegen, daß das Deutſche Reich, auf deſſen glor- 
reichen Namen der Bundesſtaat nicht hat verzichten wollen, auch ſeiner 
räumlichen Größe nach in einer und derſelben lebenskräftigen Vereini⸗ 
gung aller Bruderſtämme jetzt wieder herzuſtellen ift, jo werden als⸗ 
dann auf dem Wege gegenſeitiger Verſtändigung diejenigen Mobififatio- 
nen eintreten, die der erſte Paragraph des Entwurfs, bezüglich des 
Per Oeſtreichs zu dem Deutſchen Reich, in umfaſſender Weiſe 
vorbehält. 


Der Reichstag. 


Die Vertretung der Nation in einem Volkshauſe neben dem Staa— 
tenhauſe iſt zum unabweislichen Bedürfniſſe geworden. 

Die auf den Frankfurter Beſchlüſſen beruhende Zuſammenſetzung 
des Reichstags aus zwei Häuſern iſt daher geblieben; bei der Feſtſtel⸗ 
lung der Befugniſſe beider Häuſer iſt jedoch der Grundſatz der gleichen 
Berechtigung befolgt worden, da auch das Staatenhaus, indem es zum 
Theil wenigſtens aus der Volksvertretung der Einzelſtaaten hervorgeht, 
die weſentlichen Elemente der Vertretung der Nation enthält, und ſo— 
gar einzelne allgemeine Intereſſen des Volks, z. B. die wichtigen In⸗ 
tereſſen des Staatshaushalts und der Volkswirthſchaft, ihre wenn auch 
nicht ausſchließliche doch vorzügliche Vertretung nur im Staatenhauſe 

den. Aus dieſer Erwägung iſt beſonders die Beſtimmung des §. 101. 
0. 6. hervorgegangen. 

Unter der im §. 1. dieſes Verfaſſungs-Entwurfs, bezüglich der 
Verhältniſſe der Deutfch-Deftreichifchen Bundesländer und deren Stel— 
lung zum Deutſchen Bundesſtaate niedergelegten Verwahrung iſt bei 
Beſtimmung des Theilnahme-Verhältniſſes der Einzelſtaaten an der Be- 
. Staatenhauſes im §. 85, zunächſt der Fall der Nichttheil— 
nahme Oeſtreichs ins Auge gefaßt; jedoch iſt im andern Falle die Rück— 
kehr zu dem Stimmverhältniſſe und der Geſammtzahl von 192 Mit- 
gliedern für das Staatenhaus, wie dies im §. 87. der Fr. A. voran- 
geſtellt wurde, durchaus freigehalten. 
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Daß dem Kurfürſtenthume und dem Großherzogthume Heſſen eine 
gleiche Zahl von Stimmen zugetheilt iſt, wird in der beiderſeitigen 
Stellung und Bedeutung dieſer Staaten begründet gefunden werden. 
Die Stimmenzahl für Holſtein iſt hier nur mit Einſchluß von Lauen 
burg und eventuell von Schleswig auf die Zahl f elt; es bleib 
mithin für den Fall des Nichteintritts Schleswigs in den Bundesſtaat 
eine neue Regelung der Stimmenzahl für Holſtein und Lauenburg noth⸗ 
wendig, ſo, daß alsdann Holſtein 3 und Lauenburg 1 Stimme, beide 
mann alſo 4 Stimmen, wie Mecklenburg chwerin, erhalten 
werden. 176 chin mu um 

Im F. 86. hat der Wahl durch Provinzialſtände, wie ſie der H. 88. 
der Frankfurter Beſchlüſſe will, eine Nothwendigkeit nicht anden 
werden können, da die als Provinzialſtände in mehreren ſchen 
Ländern beſtehenden Inſtitute zur Vornahme dieſer Wahlen wohl we⸗ 
niger als die allgemeinen Stände⸗Verſammlungen geeignet ſind. Da⸗ 
mit hat aber die Möglichkeit einer ſolchen Wahl⸗Art für diejenigen 
Staaten, in denen ſie zweckmäßig erſcheinen ſollte, keinesweges ausge⸗ 
ſchloſſen werden ſollen. Der letzte Satz jenes Frankfurter §., wongch 
bei Vornahme der Wahlen durch zwei Kammern der Wahl⸗Akt in ge- 
meinſamer Sitzung nach abſoluter Stimmenmehrheit vorgenommen wer⸗ 
den ſoll, hat ebenfalls eine in die Verfaſſung der einzelnen Staaten 
minder einſchneidende und die Bedeutung des Zwei⸗Kammerſpſtems 
weniger verletzende Faſſung erhalten. a 


Das Wahlgeſetz. 

Für das Volkshaus iſt die Dauer der Wahlperiode auf 4 Jahre 
beſtimmt. Daneben ſind durch den e Entwurf eines Ge⸗ 
115 für die Wahlen der Abgeordneten zum olkshauſe unter Feſt⸗ 
haltung des Satzes der allgemeinen nel be a ahn 
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ohne Cenſus, 
zugleich Schranken geſucht worden, innerhalb deren allein der 
und die Erhaltung einer dem Geiſte und den 5 des Volks 


entſprechenden ſtaatlichen Ordnung möglich iſt. Die Gefahren und die 
Täuſchungen, welche in dem alleinigen Ve wol Rt metiſchen 
Kalküls in politiſchen Dingen liegen, ſind hier nicht ee 5 erörtern. 
Ob von oben oder von unten her die gefunden Lebens⸗ Elemente des 


Staats vernichtet werden, iſt gleichgültig. Jenen G ren und Täu⸗ 
ſchungen durch eine weiſe ben ö e der politiſchen 
Rechte im Volke in möglichſter Wirkſamkeit zu begegnen, iſt die Auf⸗ 
gabe, deren Löſung das allgemein gefühlte Bedüc fuß von der Geſetz⸗ 
gebung zu erwarten hat. Isla a 

Die Tendenz des vorliegenden Entwurfs eines Wahlgeſetzes geht 
dahin, mit Aufrechterhaltung des vorerwähnten Satzes der allgemeinen 
Wahlberechtigung ohne Cenſus, das Deſtruktive und abſolut Schädliche 
des in Frankfurt beſchloſſenen Wahlgeſetzes auszuſcheiden, das in kur⸗ 
zen Worten dahin zuſammengefaßt werden kann, daß es das geſammte 
Gewicht der Ausübung der höchſten politiſchen Rechte der Nation, aus 
dem Kern derſelben heraus lediglich in die Maſſen verlegt, und die 
öffentliche Wahlhandlung durch die Einführung heimlicher Abſtimmung 
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mittelſt der Stimmzettel ohne Unterſchrift, zu einem bereiten Felde der 
politiſchen Intrigue macht. Dieſem Uebelſtand hatte man dadurch zu 
begegnen geſucht, daß man der allgemein für nothwendig erachteten 
Dualififation der Unbeſcholtenheit für die Ausübung des aktiven Wahl⸗ 
rechts, auch noch diejenige der Selbſtthätigkeit hinzugefügt, und den 
Begriff Bu Selbſtſtändigkeit im §. 2. des Wahlgeſetz-Entwurfs näher 
definirt hat. N 
| ß Wenn die Berechtigung, an den Gemeindewahlen des Wohnorts 
Theil zu nehmen, als ein Kriterium der Selbſtſtändigkeit hingeſtellt 
wurde, ſo iſt man dabei von dem tief im Deutſchen Weſen wurzelnden 
Gedanken ausgegangen, daß der Staat als organiſches Ganzes, ſich 
in feinen Einrichtungen ſeinem geſchichtlichen Entwickelungsgauge an⸗ 
ſchließen, daß er nach Analogie des Entſtehens der Gemeinde aus der 
Familie, und des Staats aus der Gemeinde, auch die Berechtigun 
ſeiner Mitglieder an eine gewiſſe Stufenfolge knüpfen muß, und daß 
er ohne Störung feines. Organismus Demfenigen in höheren Kreiſen 
keine Berechtigung zuerkennen darf, welchem ſie in niederen deshalb 
verſagt iſt, weil feine Leiſtungsfähigkeit den Anſprüchen und Bedürf⸗ 
niſſen, ſelbſt dieſer niederen Kreife, nicht entſpricht. Es erſcheint daher 
mit einem geſunden Staatsleben nicht verträglich, Demjenigen, welcher 
von der Berechtigung zu Gemeindewahlen ausgeſchloſſen iſt, die Be⸗ 
theiligung an den Reichswahlen einzuräumen. Die unleugbare Rich⸗ 
tigkeit dieſes Prinzips dringt auf eine ſtreuge und konſequente Durch- 
führung auch in ſolchen Landestheilen, wo bei dem Mangel geſetzlich 
geordneter Gemeindeverhältniſſe eine Gemeindevertretung mittelſt Wah⸗ 
len zur Zeit überhaupt noch nicht ſtattfindet, oder wo gewiſſe Güter 
und Grundſtücke als nicht zur Gemeinde gehörig erachtet werden. Es 
wird hier nur Derjenige als zur Wahl für das Volkshaus berechtigt 
angeſehen werden können, welchem an dem Orte, wo er wohnt, eine 
Stimme der Berathung darüber zuſteht, auf welche Weiſe den Anfprü- 
chen des Staats an die Einwohner des Wohnorts als ſolche genügt 
werden ſoll. Bei Ausführung des zum Geſetze erhobenen Entwurfs 
des Wahlgeſetzes wird es Sache der Regierungen fein, den hier aus- 
geſprochenen Grundſatz in die Formen zu kleiden, welche den beſtehenden 
Verhältniſſen der Staaten entſprechen. | 

Als ein ferneres Kriterium der Selbſtſtändigleit ift die Entrichtung 
irgend einer direkten Staatsſteuer aufgeſtellt. Es mag. darin um fo 
weniger ein Cenſus gefunden werden, als dieſe Beſtimmung je nach 
den Beſteuerungs-Verhältniſſen in den einzelnen Staaten zu ſehr ver- 
ſchiedenen Reſultaten führen wird. Es hat auch hier vielmehr nur der 
alte, in Deutſchlands öffentlichem Rechte gegründete, wenn auch leider 
oft vergeſſene Grundſatz feſtgehalten werden ſollen, daß das Recht, in 
öffentlichen Dingen mitzurathen, von der korreſpondirenden Pflicht, auch 
die öffentlichen Laſten mit zu tragen, abhängig fein muß. Der wirk⸗ 
lich ſelbſtſtändige Staatsbürger wird durch die direkte Seſteuerung 
überall getroffen werden, wo er nicht aus anderen Gründen, als denen 
der Nonvalenz, von der direkten Steuerzahlung befreit iſt, oder ver⸗ 
möge beſonderer Staatseinrichtungen überhaupt keine direkte Steuer 
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zahlt. In solchen Fällen wird aber ebenfalls die 1 15 ebung 
bei Ausführung dieſes Wahlgeſetzes das Nöthige vorzuſehen haben. 
Die Beſtimmungen, wonach die Ausübung des Wahlrechts an den 
Wohnſitz und die Heimathsberechtigung geknüpft iſt, der Wahlakt aber 
durch indirekte Wahlen, und in gewiſſen Abtheilungen der Wähler 
(s$. 13. 14. 15. und 16. des ede mittelſt offener Stimmge⸗ 
bung zu Protokoll (§. 20.) geſchehen fol, find weſentlich geeignet, dem 
Einfluſſe verderblicher Wahlumtriebe entgegen zu treten, der wirklichen 
Sinnesmeinung der Wähler einen freien Ausdruck zu verleihen und die 
formelle Gültigkeit der Wahlen gegen Zweifel ſicher zu ſtellen. Die 
ſeitherigen Erfahrungen und die für die eigene Landesvertretung in den 
größeren einzelnen Deutſchen Staaten beſtehenden Vorſchriften mußten 
hier auf das Sorgfältigſte berückſichtigt werden, und zwar letzteres be⸗ 
ſonders auch aus dem Grunde, weil das Staatenhaus zum Theil aus 
den Volksvertretungen der Einzelſtaaten hervorgehen ſoll, es alſo zu⸗ 
gleich als eine dringende Aufgabe der Reichsgeſetzgebung erſcheint, ge⸗ 
eignete Vorkehr zu treffen, damit auch in den Einzelſtaaten die Aus⸗ 
übung des Wahlrechts ſich innerhalb der Schranken halte, die für das 
vorliegende Wahlgeſetz zum Volkshauſe beſtimmend waren. | 
Daß in volkreichen Städten, wo dieſelbe ſtädtiſche Gemeinde meh⸗ 
rere Wahlbezirke bildet, auch die Beſtimmungen des §. 13. über den 
Wohnſitz nur auf die ganze Stadt bezogen werden können, leuchtet ein. 


Legislative Thätigkeit des re Rechtliche 
Stellung feiner Mitglieder. Geſchäftsordnung. 
Disciplin. l 


Was die legislative Thätigkeit des Reichstages betrifft, ſo hat es 
ſich neben dem oben bereits erwähnten Grundſatze der gleichen Berech⸗ 
tigung beider Häuſer als nothwendig herausgeſtellt (§. 101. Nr. 3.), 
die Finanzperiode auf eine Reihe von mindeſtens drei Jahren zu er⸗ 
ſtrecken, damit nicht die finanziellen Verhältniſſe und der Staatshaus⸗ 
halt aller Einzelſtaaten durch ihre Abhängigkeit von dem jährlichen 
Wechſel des Reichs-Budgets den gefährlichſten Schwankungen ausge⸗ 
ſetzt werden. Eine dreijährige Finanzperiode iſt um ſo zweckmäßiger und 
unbedenklicher, als die Reichsregierung keine eigentliche Verwaltung zu 
führen hat und ihre Ausgaben ſich weſentlich auf die Reichsfeſtungen, 
die Marine, die Diplomatie, die Koften der Miniſterien und des 
Reichstages beſchränken. In ruhigen Zeiten wird fie daher ſehr 
wohl im Stande ſein, ihre einfachen Verhältniſſe auf einige Jahre im 
Voraus zu ordnen und dadurch den Regierungen der Einzel⸗ 
ſtaaten die Möglichkeit gewähren, den Betrag der an die Reichskaſſe 
zu entrichtenden Matrikularbeiträge mit Sicherheit zu veranſchlagen. 
Die dreijährige Finanzperiode wird es aber auch geſtatten, daß bei 
vierjähriger Wahlperiode des Volkshauſes dieſelbe Verſammlung zwei 
Mal die Feſiſtellung des Budgets vornehmen, und daher die Finanzen 
mit größerer Erfahrung und Sicherheit ordnen kann, als ſolches bei 
einer kürzeren Wahlperiode der Fall fein würde. ana u güm 
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In 1 * der Disziplinargewalt beider Häuſer über ihre 
Mitglieder mußte es für angemeſſen erachtet werden, eine Ausdehnung 
der Disziplinargewalt auf das Verhalten der Mitglieder auch außer 
dem Hauſe eintreten zu laſſen. Eine ſolche der Würde des Reichs⸗ 
tags entſprechende Ausdehnung erſchien bei den großen Bevorzu⸗ 
ungen, die Art. VIII. den Mitgliedern des Reichstages zutheilt, be⸗ 
ſonders nahe gelegt. | 
Bezüglich der e hat eine völlige Unabhängigkeit 
der beiden Häuſer, bei ihren ſteten Wechſelbeziehungen untereinander, 
das große Bedenken, daß auf dieſem Wege in einem völlig neuen In⸗ 
ſtitute ſehr leicht Differenzen und Schwankungen der gefährlichſten Art 
entſtehen können. Wo ein feſter unwandelbarer Gebrauch ſich ſeit 
Jahrhunderten feſtgeſetzt hat, da kann eine ſolche Unabhängigkeit ohne 
Nachtheil beſtehen. Bei völlig neuen Verhältniſſen wird es aber die 
Einigkeit und zweckmäßige Entwickelung ſehr erleichtern, wenn man da⸗ 
für — 5 daß beide Häuſer in der Art der Behandlung der Geſchäfte 
und in ihren Gebräuchen nicht zu weit auseinander gehen. Dahin 
zielen die im §. 114. getroffenen Beſtimmungen. ee 
Die ausgedehnten Privilegien, welche Art. VIII. (88. 115 — 118) 
den Mitgliedern des Reichstages beigelegt, werden jedenfalls Gegen⸗ 
ſtand der ernſteſten und vorurtheilsfreieſten Erwägung des neuen 
Reichstages werden müſſen, da es in keiner Weiſe räthlich ſein und 
mit den Grundſätzen einer höheren Sittlichkeit und Gerechtigkeit im 
Einklange ſtehen kann, die Mitglieder des geſetzgebenden Körpers zu 
ſehr in eine Ausnahmeſtellung gegen die Geſetze zu bringen, wenn auch 
dieſe Privilegien als Gewähr für die Freiheit der Berathung und 
e der Häuſer zu ſchätzen ſind. Für jetzt hat man eine 
Abänderung der dieſerhalb gefaßten Frankfurter Beſchlüſſe nur in 
ſo weit für unumgänglich nothwendig gehalten, als es der öffentlichen 
Moral widerſprechen würde, wenn darüber noch zu deliberiren wäre, 
ob ein auf friſcher That ergriffener Verbrecher vor Gericht geſtellt, 


werden ſoll oder nicht. 


Das Reichsgericht. . 

Das Reichsgericht darf als derjenige Theil der deutſchen Verfaſſung 
betrachtet werden, deſſen baldigſte Verwirklichung zu den unabweis- 
lich ee gehört. Der Verſuch wird nie aufgegeben werden 
dürfen, dieſes Inſtitut als ein gemeinſames Deutſches für alle dem 
Bunde von 1815 angehörigen Deutſchen Bundesſtaaten in's Leben zu 
rufen, und damit auch wieder das Recht, als Baſis des Deutſchen 
Staatslebens durch ein höchſtes Organ der Rechtſprechung für die 
Deutſchen Länder unter einander zur Anerkennung zu bringen. Die 
verbündeten Regierungen ſind von der Nothwendigkeit dieſer Juſlarton 
fo überzeugt, daß ſie derſelben auch jetzt ſchon für ihre Verhältniſſe 
unter einander nicht glauben entbehren zu können, und bis dahin, daß 
ein ſolches Reichsgericht verfaſſungsmäßig eingeſetzt und 117 0 
werden kann, es für nöthig gehalten haben, die vertragsmäßige Un⸗ 
beeimerfüng unter ein mit den weſentlichſten Attributen 9 künſtigen 


— 114 — 


Reichsgerichts ausgeſtattetes Kollegium von Schiedsrichtern, zu einer 
Grundbedingung ihres Bündniſſes zu machen. ie Hi 

Die Aenderungen, welche in biefem Theile der Frankfurter Be⸗ 
ſchlüſſe gegenwärtig vorgenommen ſind, haben ſich daher auch nur auf 
einige wünſchenswerthe nähere Beitimmungen beſchränkt. n 

Während es ſich zum §. 124. Litt. d. wohl von ſelbſt verſteht, 
daß Streitigkeiten über Thronfolge u. f. w., welche ſich da 0 auf 
nicht zu Deutſchland gehörende Länder beziehen möchten, dem Reichs⸗ 
gericht nicht unterliegen können, in ſofern daſſelbe nicht ausdrücklich als 
audi von allen Theilen anerkannt würde, hat es ſich als zweck⸗ 
mäßig und nothwendig dargeſtellt unter Litt. k. den Zuſatz zu machen: 
„und die Gerichte der Einzelſtaaten dazu nicht kompetent 
ſind.“ Man iſt dabei von der Anſicht ausgegangen, daß es nicht in 
der Abſicht liegen könne, die richterliche Kompetenz der Landgerichte 
irgendwie durch die Kompetenz des Reichsgerichts zu beſchränken, eben⸗ 
ſoweng aber auch durch die Konkurrenz der Zuſtändigkeit zweier Ge⸗ 
richtshoͤfe die Möglichkeit eines ſich widerſprechenden rfahrens her⸗ 
vorzurufen. i 

Aus gleichen Gründen werden ad Litt. m. die 4 egen den 
Reichsſiskus nicht unbedingt an das Reichsgericht zu n ſein. 
Es würde hierin eine ungemeine Erſchwerung der Rechtsverfolgung 
liegen können, wenn z. B. eine Klage über erletzung Aachbabſcheft⸗ 
licher Rechte nicht im Gerichtsſtande der belegenen Sache, ſondern bei 
dem weit entlegenen Reichsgerichte anzubringen wäre, indeß die Natur 
der Sache in der Regel die höchſte Beſchleunigung fordert. 

Kann die Bezeichnung der hier in Frage tretenden Gegenſtände 
füglich einer weitern Geſetzgebung überlaſſen werden, ſo dürfte de 
ein Geſetzentwurf über Einſetzung und Organiſation des Reichsger Be 
über das Verfahren und über die Vollziehung der reichsgerichtlichen 
Entſcheidungen und Verfügungen, gleichzeitig mit Dem e 
Berfaſſungsentwurf dem zur Vereinbarung über denſelben zu verſam⸗ 
melnden Reichstage mit vorzulegen ſein. Die Bearbeitung dieſes Ent⸗ 
wurfs wird dem von den verbündeten Regierungen einzuſetzenden Bun⸗ 
desſchledsgerichte ſofort übertragen werden. 


Die Grundrechte. 


Eitwurft der e ee Reihe ſehr allgemein gehal⸗ 

echte a her ſchon großten- 
theils zum Grunde gelegen haben, welche aber, wenn auch als Drin- 
zipien von großer Bedeutung, dennoch zu i unmittelbaren Anwen⸗ 
dung noch weiterer Beſtimmung bedürfen. Eine zweite Klaſſe derſelben 
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giebt ſehr ſpezielle förmliche Rechtsvorſchriften (4. B. in $$. 138. 140. 
141.); eine dritte endlich ſchreibt gewiſſe Staatseinrichtungen als noth⸗ 
wendig vor, welche, um in Wirkſamkeit zu treten, ſehr erhebliche 
Vorbereitungen vorausſetzen. 

Dieſen Vorſchriften von ſehr verſchiedener Geltung wurde ihre 
We im Syſteme, durch den Satz des Frankfurter Entwurfs an⸗ 
gewieſen: 


um etwas Aufzubebendes oder zu Beſchränkendes, ſondern um etwas 
poſitiv us 
dar in 


zip erleiden alle um praktiſch zu werden. 


ndem alſo der Satz ſolchergeſtalt einen mangelhaften Ausdruck 


948 dh „ mit 


0 die 9 efeg- 
ung abhängig machte. Dieſes Geſetz war aber von manchen 

6 nicht anerkannt, macht auch keinen Theil der Verfaſſung aus, 
und über die 8. 159. 160. 173. 184. bis 189. fehlten ähnliche Be- 
125 77 ganz. Es hat dem zufolge dieſer 2 60 des Grund⸗ 
prinzips nothwendig gehoben und dem Satz folgende Faſſung gegeben 
werden müſſen: Wenn 
„Sie dienen den Verfaſſungen der Einzelſtaaten zur Norm 
und werden ihre Anwendung auf deren beſondere Verhältniſſe 


uin den Geſetzgebungen dieſer Staaten finden.“ 
Dadurch eee erflätt, daß die in Al Grundrechten ent- 
2 1 5 N; 7 nur als Norm der Eanbrögefesgebung zu betrach⸗ 
ten ſind, und daß ihre Geltung erſt durch einen Akt derſelben ins Le⸗ 
ben zu ER. inſofern der Gegenſtand nicht, wie in den 88. 183, 
137, 143, 188, ausdrücklich ver Reichsgeſetzgebung vorbehalten ift, Es 
wirt demmächft vie Aufgabe der Reichsgewalk (5. 31.) 52 des Reichs 
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erichts ſein, für die Aufrechthaltung der Uebereinſtimmung 4775 der 
N und auch dieſem Theile der Verfaſſung zu ſorgen. 
Das Reichsbürgerrecht. = 
Der materielle Inhalt der Grundrechte umfaßt zunächſt das 
Deutſche Reichsbürgerrecht, d. h. den Inbegriff derjenigen Rechte, die 
einem jeden Angehörigen des Deutſchen Bundesſtaates als ſolchem in 
jedem einzelnen Staate, auch abgeſehen von feinem Rechte als Staats- 
bürger eines ſolchen, zuſtehen ſollen. Die Feſtſtellung des desfallſigen 
Rechtsverhältniſſes iſt durch die Natur des Gegenſtandes, wie durch die 
Wirklichkeit des Bedürfniſſes, gleichmäßig geboten. Nachdem die ein- 
zelnen Staaten in ihrem Innern die Rechte und Pflichten der Gemein⸗ 
den in Bezug auf die Angehörigen derſelben geordnet, iſt die Lücke der 
Geſetzgebung in dem Falle, wenn die Angehörigkeit nicht zwiſchen Ge- 
meinden deſſelben Staats, ſondern zwiſchen verſchiedenen Staaten ſtrei⸗ 
tig iſt, um deſto fühlbarer geworden. Es droht die Gefahr, eine An⸗ 
zahl Heimathloſer ſich bilden zu ſehen. Verſchiedene Staaten, nament⸗ 
lich Preußen, Sachſen und Hannover und andere, haben geſucht, dieſe 
Lücke durch Verträge auszufüllen; allein offenbar genügt das nicht. 
Eben ſo nothwendig wird es ſein, allgemeine Beſtimmungen darüber zu 
ertheilen, in welchen Fällen die Polizei berechtigt ſei, den Aufenthalt 
an irgend einem Orte zu verſagen. ö e, 
Heimaths⸗ und Wohnberechtig ung in den Gemeinden 
der Einzelſtaate n 
Beſtimmungen über die Rechte des einen Staats und ſeiner An⸗ 
gehörigen gegen den andern gehören in das Gebiet der Reichsgeſetz⸗ 
gebung. Dieſes Gebiet iſt es, welches dem im §. 131., fo wie §. 55. 
erwähnten Heimathsgeſetze zu überweiſen iſt. Keineswegs aber wird 
daſſelbe die Heimaths- und Wohnberechtigungen in den einzelnen Ge⸗ 
meinden der Einzelſtaaten ordnen können; vielmehr muß ihm die Be⸗ 
fugniß dazu ausdrücklich abgeſprochen werden. Daß die Gleichſtellung 
des Rechts, welche §. 132. ausſpricht, bei dem durch dieſes Geſetz zu 
ordnenden Verhältniſſe erſt durch das Geſetz ſelbſt eintreten könne, be⸗ 
darf deshalb eben fo wenig der Bemerkung, als daß ($. 134.) die Aus⸗ 
wanderungsfreiheit niemals ſo zu verſtehen ſei, als könne der Einzelne 
ſich dadurch unbedingt feinen Verpflichtungen gegen den Staat — ‚nor, 
mentlich in Bezug auf die e — 1 nur Ag enige darf 
ungehindert auswandern, der feinen Verpflich n 


. 


ngen genügt 
Die Rechte der vormals reichsunmittelbaren Fürſten. 
ö Lehns verhältniſſe. 

Nach dieſen Beſtimmungen über das Reichs bürgerrecht beſchäftigen 

die Grundrechte ſich damit, für die Rechts ee 115 der 

einzelnen Staaten gewiſſe Grundre ein che en. D f en haben 
den Zweck, theils eine gewiſſe abſttak Gleichheit der 1 zu 

begründen, theils U ſie die Spät keit des Staats, theils end= 
lich legen fie dem Staat gewiſſe Verpflichtungen auf. Es it herbe 
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zunächſt die allgemeine Bemerkung feſtzuhalten, daß alle dieſe Beſtim⸗ 
ei niemals den Kreis der Berechtigung des Staats überſchreiten 
nnen. 

Es darf hier alſo niemals den Beſtimmungen die Deutung gege⸗ 
ben werden, als ob durch dieſelben Rechtsverhältniſſe, die auf völker⸗ 
rechtlichen Verträgen beruhen, aufgehoben ſein könnten. Dies 
bezieht ſich zuerſt auf manche Rechte der vormals reichsunmittelbaren 
Fürften und Herren, welche durch 88. 135. 165. 168. und 171. 172. 
und 174. gefährdet erſcheinen. Es iſt nothwendig geweſen, den §. 135., 
auf welchen zurückzukommen ſein wird, zu ändern. Im Uebrigen wird 
es genügen, überhaupt die völkerrechtlich begründeten Rechte, wie hier 
ausdrücklich geſchieht, vorzubehalten. Zur Beſeitigung mancher aller- 
dings nachtheiliger Rechtsverhältniſſe wird ein anderer Weg eingeſchla— 
gen werden müſſen, als der der Geſetzgebung, welcher hier nicht zum 
Ziele führen kann. 

Eben ſo wenig aber kann jenen Beſtimmungen irgend eine Be⸗ 
deutung gegeben werden, welche in die Verhältniſſe der Erbmonarchie 
eingriffe, die Würde und politiſche Stellung der regierenden Häuſer 
herabſetzte. So wie 8. 168. bei den Familien⸗Fideikommiſſen hier einen 
ausdrücklichen Vorbehalt macht, jo muß ſolcher beim §. 125. und 174. 
als ſich von ſelbſt verſtehend gedacht werden; wie denn auch der §. 169. 
die hausgeſetzlichen Ordnungen und Verhältniſſe, da, wo ſolche auf den 
Formen des Lehns beruhen — wie dies bei den Thronlehen der Preußi⸗ 
ſchen Monarchie der Fall iſt — nicht alteriren darf. 


um? Adel. Titel. Orden. 

Das Prinzip der Rechtsgleichheit iſt bezüglich des Adels in den 
Sätzen: „Vor dem Geſetz gilt kein Unterſchied der Stände;“ „alle 
Standesvorrechte find abgeſchafft;“ „die Deutſchen find vor dem Ge— 
ſetze gleich“ vollſtändig gewahrt worden. Zu einer Aufnahme des fer- 
neren Zuſatzes der frankfurter 1 „Der Adel als Stand iſt 
aufgehoben“ lag kein Grund vor. §. 135. Es mußte dieſe Aufnahme 
um ſo mehr unterbleiben, als nach Anerkennung der obigen Sätze mit 
dem Worte „Stand“ hier kaum noch ein beſtimmter Begriff zu verbin⸗ 
den war. Es ſteht nichts im Wege, daß der Bauernſtand, der Hand- 
werkerſtand u. ſ. w. gewiſſe beſondere Rechte in Anſpruch nehmen; auch 
hat die Verfaſſung ſelbſt gewiſſe Stände nicht nur als ſolche bezeichnet, 
ſondern ihnen auch beſondere Vorrechte zuerkannt, wie §. 154. dem 
Lehrerſtande und §. 175. dem Richterſtande. Die Aufhebung der nicht 
mit einem Amte verbundenen Titel iſt als kleinlich und wirkungslos be- 
ſeitigt. Ueberdies würde jenem Satze auch die gewiß falſche Deutung 
unterzulegen geweſen fein, daß auch die akademiſchen Grade, der Doktor- 
titel, aufgehoben ſeien. Für das Verbot auswärtiger Orden hat ebenſo 
wenig ein Grund aufgefunden werden können, wenn man nicht konſe⸗ 
quent alle Orden beſeitigen wollte. 


Gleiche Berechtigung zu Staatsämtern. 
Wichtiger iſt die Beſtimmung des gleichen Zutritts zu den Aem⸗ 
tern. Iſt hier die Bedingung der Befähigung mit Recht feſtgehalten, 
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fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß dadurch jedem Staate die Befugniß 
zugeſtanden ſei, die Bedingungen der Befähigung (3. B. vor r 
Kriegsdienſt u. dgl.) völlig fo feſtzuſtellen, wie beine Verhältniſſe es 


fordern. 
Die Wehrpflicht. 

Ebenſo darf die Gleichheit der Wehrpflicht Einrichtungen nicht aus⸗ 
ſchließen, welche unter gewiſſen Bedingungen die Dienſtzeit abkürzen. 
Auch wird durch das Verbot der Stellvertretung nur eine 1 
ausgeſchloſſen, nach welcher der Einzelne einen Andern an ſeine Stelle 
dingt; nicht aber auch wird den Staaten benommen werden dürfen, wo 
es ſolche angemeſſen finden, ſich den Dienſt eines fähigen und dienſt⸗ 
willigen Mannes für denjenigen eines minder dienſtwilligen Mannes zu 
ſichern; vielmehr wird hierin allein das Mittel zu finden ſein, für die 
abſolute Ungleichheit, welche in jeder perſönlichen Dienſtleiſtung noth⸗ 
wendig liegt, eine Milderung zu finden. 

Es iſt deshalb auch erſt durch das Wehrgeſetz dieſer Grundſatz ins 
Leben zu rufen. 

Im Uebrigen werden die Beſtimmungen der 88. 171. und 174. nur 
als Ausflüſſe jener Rechtsgleichheit zu betrachten und als ſolche durch 
nähere geſetzliche Anordnungen zur Ausführung zu bringen fein. 


Ausſchluß der Strafe des bürgerlichen Todes. Aufhe⸗ 
bung der Güter-Confiscation, des Prangers, des Brand⸗ 
mals und der körperlichen Züchtigung. Die 
Todesſtrafe. 

Bei den Beſchränkungen, welche der Staatsthätigkeit dem Indivi⸗ 
duum gegenüber aufgelegt ſind, kommen zunächſt die Beſtimmungen in 
Betracht, welche die Exlſtenz des Individuums an ſich betreffen, der 
Ausſchluß des bürgerlichen Todes ($. 133.) und das Verbot der Todes⸗ 
ſtrafe. Gegen die erſte im Deutſchen Rechtsſyſtem ohnehin begründete 
Beſtimmung war nichts einzuwenden. 

Eben ſo werden unzweckmäßige und ungerechte Strafmittel, wie 
die Vermögens-Confiscation (§. 170.), Pranger, Brandmal und körper⸗ 
liche Züchtigung ($. 137.) ſicher ausgeſchloſfen werden können. Die 
Aufhebung der Todesſtrafe dagegen iſt ein Gegenſtand großer Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit. Der §. 139. der zu Frankfurt beſchloſſenen Ver⸗ 
faſſung entſchied ſich für die Unzuläſſigkeit der Todesſtrafe im Prin⸗ 
zipe, ließ aber dennoch Ausnahmen zu, welche jenes allgemeine Prinzi 
als ein müßiges und unausführbares darſtellten. Geſteht man einma 
dem Staate das Recht zu, die Eriftenz eines Individuums zu vernich⸗ 
ten, ſo iſt in der That nicht abzuſehen, weshalb ſolches allein nach 
Kriegsrecht — wobei weder der wirkliche Fall des Krieges noch ſonſt 
irgend eine Nothwendigkeit vorgeſehen iſt, und zwar ohne Rückſicht au 
beſtimmte Verbrechen — zuläſſig ſein ſoll. Um ſo mehr hat daher 
dieſe unmotivirte, in ihren Folgen unberechenbare Aenderung des bis⸗ 
herigen Strafrechts entfernt und dieſe wichtigſte und ſchwerſte Frage 
einer tiefer eingehenden Geſetzgebung, wozu $. 61. die Veranlaſſung 
bietet, vorbehalten bleiben müſſen. 1 * 
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Geſetzliche Sicherſtellung der perſönlichen Freiheit. Un⸗ 
asker cel! der Wohnung. Briefgeheimniß. 

Die Grundrechte ſichern den Einzelnen ſodann gegen gewiſſe 
Hemmungen ſeiner perſönlichen Freiheit, indem ſie §. 136. die Freiheit 
der Perſon, §. 138. die Unverletzlichkeit der Wohnung, $S. 139. u. 140. 
das Geheimniß der Briefe und Papiere ſanctioniren. Es iſt bei dieſen 
in großer und meiſt zu unmittelbarſter Anwendung geeigneter Speciali⸗ 
tät getroffenen Beſtimmungen nichts zu ändern geweſen, als die Vor⸗ 
ſchrift, nach welcher jeder Verhaftete der richterlichen Behörde über⸗ 
geben werden ſollte. Hier iſt der allgemeinere Ausdruck der zuſtän⸗ 
digen Behörde gebraucht, da es nicht angemeſſen iſt, den Richterſtand 
mit dem Bettler- und Vagabonden⸗Transport zu befaſſen; andererſeits 
aber die unabhängige Stellung und Kompetenz der Gerichte, welche 
§8. 173. bis 180. herbeiführt, genügend ſchützen wird. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen über Preßfreiheit, 
Petitions⸗, Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht. 


Es ſind ferner einige beſondere Arten der Thätigkeit des Indivi⸗ 
duums geſchützt, indem F. 141. die Preßfreiheit, §. 157. das Petitions⸗, 
75 ss. 159. bis 161. das Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht ſicher 


ellen. 

Es iſt hier nothwendig erachtet worden, den Kreis der Geſetzge⸗ 
bung zu erweitern. Bei der Preſſe bleibt die Cenſur ausgeſchloſſen; 
dagegen ſcheint es eine nähere Erwägung zu fordern, ob und in wie 
weit ſonſtige Schutzmittel gegen den Mißbrauch von vorn herein und 
in 1 2 Fällen zurückzuweiſen ſeien? Ebenſo wird man dem Staate nicht 
das Recht entziehen dürfen, Verſammlungen und Vereine zu illegalen 

wecken zu hindern. Auch hat dem Mißverftändniffe vorgebeugt wer⸗ 
den müſſen, als ob eine jede Vereinigung zu Petitionen und Beſchwer⸗ 
den nothwendig eine erlaubte ſei, da ſolche ſehr wohl den Vorwand zu 
ganz anderen Zwecken bieten kann und oft geboten hat. 

Beſonders hervorgehoben aber muß es werden, daß der 8. 161. 
niemals gebraucht werden dürfe, um die Bande der Zucht und des Ge⸗ 
horſams in Heer und Flotte zu löſen und daß dort das Vereins- und 
Verſammlungsrecht niemals weitere Anwendung finden könne, als inſoweit 
die Disziplinar⸗Vorſchriften ſolches ausdrücklich zulaſſen. 


Die Religionsgeſellſchaften. 

Die Art. V. und VI. über Religion und Schule mußten in dem 
Maaße, wie ſie bedingend und bildend in das ganze Staatsleben ein- 
greifen, der ernſteſten Prüfung unterworfen werden. Das Prinzip der 
geifigen Freiheit — wie unvollkommen ſolches auch im §. 152. ber 
Frankfurter Aufſtellung ausgedrückt iſt — hat unbedingt geachtet werden 
ſollen; wie denn vom rechten Glauben an die Wahrheit die Ueberzeu⸗ 
gung nicht zu trennen iſt, daß ſie allein ohne äußeren Schutz den Sieg 
zu erringen vermöge. Wenn aber dieſes Prinzip der Freiheit über⸗ 
trieben und zu einer völligen Gleichgültigkeit des Staats gegen das 
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Göttliche herabgewürdigt wird, fo kann einer ſolchen Ausſchreitung keine 
Folge mehr gegeben werden. Der Staat, der in ſeiner Eidesformel 
den Glauben an Gott anerkennt, kann nicht in Wahrheit erklären, daß 
Niemand verpflichtet ſei, ſeine religiöfe Ueberzeugung zu offenbaren. 
Ebenſo foll dem Begriffe einer territorialen Staatskirche mit den davon 
abhängigen Vergünſtigungen fernerhin keine praktiſche Bedeutung * 
räumt, und die ſtaatliche Berechtigung des Deutſchen nach ſeinem Be⸗ 
kenntuiſſe nicht bemeſſen werden, wie dieſem in den $$. 144. und 145. 
des Entwurfs auch der entſprechende Ausdruck gegeben iſt. Es konnte 
dies aber keineswegs zu einer Wiederholung des ferneren Satzes der 
Frankfurter Aufſtellung berechtigen, „daß keine Religionsgeſellſchaft vor 
der anderen Vorrechte durch den Staat genieße.“ Der Satz würde in 
dieſer Faſſung dem Mißverſtändniſſe Raum laſſen, als könne die Rück⸗ 
ſicht, welche der Staat bei der Behandlung der einzelnen Religions⸗ 
geſellſchaften auf deren beſondere Stellung und Verfaſſung zu nehmen 
hat, den anderen Religionsgeſellſchaften gegenüber, als ein Vorrecht an⸗ 
geſehen werden, während die Parität, richtig verſtanden, darin beruht, 
daß jede Religionsgeſellſchaft nach der ihr eigenthümlichen Einrichtung 
und äußeren Geltung behandelt und beurtheilt wird. Zu Religions- 
geſellſchaften, welche ſeinem Grundprinzipe entſprechen, wird ſich der 
Staat ſtets in einer anderen Lage befinden, als zu ſolchen, die daſſelbe 
vielleicht N vernichten. Der Staat kann ſodann davon abſtehen, 
von Staatswegen irgend Jemand zu einer kirchlichen Handlung zu 
zwingen; aber er kann ſich nicht das Recht beilegen, in die innere Dis⸗ 
ziplin der Religionsgeſellſchaften ſelbſt hemmend oder auflöſend einzu- 
greifen. Hiernach haben die §§. 142., 145. und 146. geändert und die 
beſtehenden Religionsgeſellſchaften, auch ſchon in faktiſcher Handhabung 
der Unverletzlichkeit des Eigenthums, im Beſitz und Genuß der für ihre 
Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits-Zwecke beſtimmten Anſtalten, 
Stiftungen und Fonds in $. 145. geſchützt werden müſſen. 8 
Daß die Religionsgeſellſchaften, gleich jeder anderen bürgerlichen 
Gemeinſchaft den Geſetzen des Staats unterworfen ſind, iſt als keines 
beſonderen Ausdruckes bedürftig erkannt, und der beg Sulch des 
Frankfurter Entwurfes deshalb gelöſcht worden. Es verſteht ſich ganz 
von ſelbſt, daß jede in die äußere Rechtsſphäre eintretende Wirkſamkeit 
der verſchiedenen Religionsgeſellſchaften, ſofern dieſelbe vor dem ſtaat⸗ 
lichen Forum Anerkennung und Berückſichtigung finden ſoll, ſich mit den 
allgemeinen Staatsgeſetzen in Uebereinſtimmung befinden muß. 


Die Schul e. 


Bezüglich der Beſtimmungen über die Schule iſt des mangelhaf⸗ 
ten Ausdrucks der Lehrfreiheſt bereits im Allgemeinen oben gedacht 
worden; es muß aber noch beſonders dem eee 
treten werden, als ob durch den aus der Frankfurter Aufſtellung un⸗ 
verändert herübergenommenen en der - 
furter Aufſtellung, §. 150. des Entwurfs) dem Staate auch 
das Mittel genommen ſei, einer deſtruktiven verbrecheriſchen Lehte, 
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welche als Wiſſenſchaft nie anerkannt werden kann, wirkſam zu be⸗ 
nen. ö 
ie Sodann haben noch zwei Sätze der Frankfurter Aufſtellung in 
dem Entwurf der verbündeten Regierungen aus überwiegenden Gründen 
keine Anerkennung finden können. Allerdings wird dem Staate ſtets 
überlaſſen bleiben müſſen, die Ober-Aufſicht des Unterrichts- und 
Erziehungsweſens durch einige, von ihm ernannte Behörden auszu- 
üben. Von dieſen aber die Geiſtlichkeit prinzipiell auszuſchließen, hie⸗ 
für kann kein genügender Grund gefunden werden. Das Verhältniß, 
in welchem ſich der Volks- Unterricht zur Zeit in ganz Deutſchland, 
von etwaigen einzelnen, wenig erheblichen Ausnahmen abgeſehen, be- 
findet, wurzelt feſt und entſchieden in der Verbindung zwiſchen Reli⸗ 
ion und Erziehung. Dieſe Beziehung, welche nicht willkürlich ent⸗ 
anden, auch durch das Bewußtſein des Deutſchen Volkes ſeit Zahr- 
hunderten getragen iſt, grundſätzlich ausſchließen, hieße mit Zuſtänden 
brechen, die dem Volke heilig ſind, die das religiöſe Leben deſſelben 
ſichern, und zugleich dem Staate die feſteſte Bürgschaft einer auf ſitt⸗ 
licher Bildung beruhenden Zukunft gewähren. Es hieße weiter, die 
Bahn zu Konflikten zwiſchen der Schule und den Religionsgeſellſchaf— 
ten, und hiedurch zugleich kußſchen dieſen und dem Staate eröffnen, 
die nach beiden Seiten verderblich werden können, und zumal unter 
den eigenthümlichen Verhältniſſen, wie ſie in Deutſchland beſtehen, 
vermieden werden müſſen. gen erſcheint bei den Verhältniſſen, 
die in den Hr 15 ländlichen Gemeinden obwalten, die Durchführung 
jener Ausſchließung praktiſch unmöglich, auch für den materiellen 
Fortbeſtand der zahlreichen Volksſchulen, welche aus ihrer Verbin- 
dung mit kirchlichen Anſtalten nicht geringe äußere Vortheile ſchöpfen, 
bedrohlich. | 
Nicht minder bedenklich mußten die im §. 157. der Frankfurter 
Aufſtellung enthaltenen Grundſätze über die abſolute Unentgeldlichkeit 
des Unterrichts gefunden werden. Die Gemeinden, oder etwa ſelbſt 
den Staat principaliter für die geſammten Koſten des Volks- 
Unterrichts, mithin auch für die Koſten des Unterrichts der bemit- 
telten Staatsbürger haftbar zu erklären, — das praktiſche Reſultat 
des §. 157., — läßt ſich vom rechtlichen Standpunkte aus in keiner 
Weiſe begründen, und müßte finanziell zu Verlegenheiten führen, die 
bald unbeſiegbar werden würden. Die ſubſidiariſche Verpflichtung der 
Gemeinden, nach Umſtänden auch des Staats, die Koſten des Unter- 
richts der Unvermögenden zu beſtreiten, findet überdies ihre natürliche 
und nothwendige Begrenzung auf den Bereich des eigentlichen Volks- 
Unterrichts, indem dieſer alle diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten 
umfaßt, deren Beſitz der Staat von jedem Staatsbürger ohne allen 
Unterſchied verlangen muß. Ueber dieſen Bereich hinaus hört das 
Recht des Staats auf, Anforderungen an die Ausbildung ſeiner Bür⸗ 
ger zu ſtellen, und hiemit auch ſeine Befugniß, die Gemeinden zur 
Tragung von Koſten zu verpflichten. SER 
Noch iſt hier der §. 156. zu erwähnen, deffen Inhalt dahin mi 
verſtanden werden könnte, als ob ſolcher den Staat hinderte, gewiſſe 
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Formen der Berufsausbildung zur Bedingung der Ausübung des 
a zu machen. Dieſe Befugniß muß die Geſetzgebung jederzeit 
ehalten. m 
Ablöſung von Grund- und Bodenlaſten. 
In verſchiedener Weiſe, wie die Rechte der Perſönlichkeit, faßte 
der Art. IX. des Frankfurter Entwurfs das Verhältniß des Eigen- 
thums auf. Während dort eine möglichſt unbeſchränkte Willkür des 
Individuums das Ziel zu ſein ſchien, iſt hier der Grundgedanke, 
welcher mit dem Satze von der Unverletzlichkeit des Eigenthums ein⸗ 
eleitet wird, ein doppelter, nämlich der, das Eigenthumsrecht auf 
eine wahren Objekte zurückzuführen, und das 1 möͤglichſt 
mobil zu machen. Der Zweck, um deswillen Hörigkeit (§. 164.) und 
Patrimonialgerichte nebſt den darauf beruhenden Läſten, ſoweit ſolche 
nicht dinglicher Art find, ſondern nur an der Perſon kleben ($. 165.), 
hinwegfallen, und das Mittel gegeben wird, Grund und Boden durch 
Ablöſung von Laſten zu befreien ($. 166.), ift De anerkannt. Doch 
hat bie Ablösbarkeit auf privatrechtliche Laſten beſchränkt werden müſſen, 
da Staats- und Gemeindelaſten, ferner polizeiliche Laſten und 2 * 
(4. B. ſolche, mit welchen Schutz gegen Fluthen, ki ege- 
bau u. dgl. zuſammenhängen) der Ablöſung nicht allgemein werden 
unterworfen werden dürfen. 4 14 
Das Verbot fernerer Belaſtung von Gtundſtücken mit unablös⸗ 
baren Leiſtungen findet ſeinen Grund nur in jenem Zwecke der Mobili⸗ 
ſtrung; wird aber unter Umſtänden die Vertheilung von Grund⸗ 
Eigenthum an die unbemittelten Klaſſen erſchweren, weshalb darauf 
nach Verſchiedenheit der Gegenden zurückzukommen ſein wird. 


Das Jagdrecht. 
In geradem Widerſpruche mit dem §. 162. und daher bedenklich 
war die unentgeltliche Aufhebung des Jagdrechts ($. 167.) Mag 
immerhin die geſetzliche Aufhebung dieſes Rechts, ſoweit fo auf 
fremdem Grund und Boden zu üben war, wünſchenswerth ſein, ſo 
wird doch die Nothwendigkeit einer unentgeltlichen Aufhebung ſtets 
des Beweiſes entbehren. Nach dem Grundſatze des §. 162. muß bei 
dieſem wirklichen Vermögensrechte eine Entſchädigung erfolgen; es 
muß aber der Geſetzgebung des Einzelſtaates überlaſſen bleiben, ſolche 
nach ſeinem individuellen Verhältniſſe zu ordnen. 1 


Veräußerlichkeit und Theilbarkeit des Eigenthums. 
Die Tendenz zur Mobiliſirung des Grundeigenthums tritt beſon⸗ 
ders hervor in den Beſtimmungen über Veräußerlichkeit und Theil⸗ 
barkeit deſſelben (§. 165. des Frankfurter Entwurſs). Es hängen aber 
die Wirkungen einer ſolchen Mobiliſirung ſo ſehr von äußeren Um- 
ftänden, von der Bodenbeſchaffenheit, der ae Bevölkerung, 
den Erbrechts- und Kommunalverhältniſſen ab, daß die Wi eines 
äußerlich gleichförmigen Satzes innerlich die verſchiedenar ſein 
würde, weshalb es nothwendig geweſen iſt, dieſen Gege nb der 

Geſetzgebung der Einzelſtaaten gänzlich zu überwelſen. 


| Fideikommiſſe. 

Der Geſetzgebung der Einzelſtaaten wird es auch obliegen, die 
Aufhebung der Familien⸗Fideikommiſſe (§. 168.) nach dem Grund- 
ſatze der Unverletzlichkeit des Eigenthums zu ordnen, eine Aufgabe, 
deren Löſung um deſto größere Vorſicht und Sorgfalt erfordert, je 
verſchiedenartiger die Rechtsverhältniſſe ſind, welche man unter jenem 
Namen zuſammenzufaſſen pflegt. Unter dieſen befinden ſich allerdings 
manche nachtheilige, deren neue Entſtehung nicht minder gehindert 
werden muß. Dagegen werden die Prinzipien, nach denen die Be— 
ſtimmungen des §. 163. in den Einzelſtaaten ausgeführt werden, auch 
entſprechende Vorſchriften über die Erbfolge nothwendig machen; und 
ſo wird auch hier die Aufgabe der Geſetzgebung ſein müſſen, nicht 
allein zu vernichten, ſondern auch Rechtsformen zu geben, unter denen 
zweckmäßige Erbfolge - Ordnungen auch ferner geſchaffen werden kön⸗ 
nen, wo ſolches offenbar in den Bedürfniſſen des Landes liegt. 


Juſtizpflege. 

Endlich beſchäftigen die Grundrechte ſich mit Formen der Staats- 
verfaſſung. Es iſt bereits ein Theil dieſer Formen bei dem Verhältniß 
der Schule, ein anderer, namentlich die Kompetenz der Gerichts- 
Behörden betreffender Theil, beim Schutze der perſönlichen Freiheit 
erwähnt. Was die $$. 172. bis 181. über das Gerichtsweſen ent- 
halten, bedurfte außer einem richtigen Ausdruck über das Verhältniß 
der Militair⸗ Gerichtsbarkeit (8. 174.) und über die Beurtheilung 
politiſcher Vergehen durch Geſchworne ($: 177.) noch folgender Be- 
merkungen. 

Die Beſtimmungen über Unabhängigkeit der Gerichtsperſonen 
(§. 175.) dürfen niemals der Regierung die nothwendige Kraft neh- 
men, um die Gerichtsbehörden ſelbſt auf derjenigen Höhe zu halten, 
welche das Wohl des Ganzen fordert. Die Ausgleichung beider An⸗ 
forderungen, die individueller Anſicht und Willkür allerdings nicht 
überlaſſen werden darf, wird die Landesgeſetzgebung zu bewirken 
haben. Die Beſtimmung über die Entſcheidung der Kompetenz- 
Konflikte (§. 179.) ſchließt die urſprüngliche Deutſche Einrichtung, 
nach welcher die Gerichte ſelbſt über ihre Kompetenz zu erkennen 
haben, nicht aus. Auch hier wird die Landesgeſetzgebung das 
Nöthige ordnen müſſen, fo wie ihr denn auch allein zuſteht, den ſehr 
unbeſtimmten Begriff der Verwaltungsrechtspflege zu normiren. 

Endlich wird auch durch die Trennung der Strafgerichtsbarkeit 
von der Polizei ein Verfahren nicht ausgeſchloſſen, in welchem die Poli— 
zeibehörde ihren Strafantrag dem Kontravenienten mittheilt, und dieſem 
überlaſſen wird, auf richterliches Erkenntniß zu provociren. 


Gemeindeweſen. 
Die Beſtimmungen über das Gemeindeweſen ſtimmen mit demjeni⸗ 
überein, was in Deutſchland als Bedürfniß anerkannt wird. Eine 
1 5 der Vorſteherwahlen und Sorge für deren Geſchäfts tüchtig. 
eit, zumal wo auch Staatsgeſchäfte den Gemeindebeamten obliegen, iſt 
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nicht ausgeſchloſſen. Daß die Ortspolizei den Gemeindebehörden über- 
laſſen bleibe, muß allerdings die Regel bilden; als unabänderliche Ver⸗ 
faſſungsnorm aber hat es nicht aufgenommen werden dürfen, da Fälle 
vorkommen, wo die Handhabung der Lokalpolizei (3. B. in einer großen 
Hauptſtadt) auf die Exiſtenz des Staats ſelbſt zu großen Einfluß hat, 
als daß fie lediglich der Lokalbehörde überlaſſen bleiben dürfte. Es 
bleibt dieſes ebenſo, wie die nähere Beſtimmung der im zweiten Abſatze 
gest fe 183. geſtatteten Ausnahmen, der Landesgeſetzgebung anheim⸗ 
geſtellt. Wen A f 
Die Beſtimmung über das gegenſeitige Verhältniß der Kammern, 
in denjenigen Staaten, wo ein Zwei-Kammerſyſtem beſteht, hat der 
Landesgeſetzgebung überlaſſen bleiben müſſen, da in der That die Be⸗ 
deutung eines einſeitigen Geſetzvorſchlages ziemlich dunkel, eine einfei- 
tige Beſchwerde, ſo wie eine einſeitige Anklage, aber mit den Verhält⸗ 
Ben 12 Landes- Verfaſſungen durchaus nicht in Einklang zu 
ringen iſt. 

In dieſem Sinne, von den verſchiedenen Landesgeſetzgebungen 
weiter entwickelt und ausgeprägt, werden die Grundrechte allerdings 
mehrfach eine ou neue Geſtaltung der Dinge herbeiführen, ohne die 
eigentlichen Grundlagen des gemeinen Wohls zu gefährden. 


Die Gewähr der Verfaſſung. 

Die zur Gewähr der Verfaſſung in dem Entwurfe der National- 
Verſammlung aufgeſtellten Beſtimmungen haben zunächſt diejenigen Mo⸗ 
bififationen erfahren müſſen, welche durch die veränderte Form der 
Reichs⸗Regierung und durch die für die Gültigkeit der Reichsſchlüſſe 
erforderliche Uebereinſtimmung der Reichsregierung mit dem Reichstage 
bedingt ſind, und die daher einer Erklärung nicht weiter bedürfen. Die 
übrigen Aenderungen beſchränken ſich auf die Feſtſtellung des Rechtszu⸗ 
ſtandes in den Ausnahmsfällen des Krieges oder Aufruhrs und des 
Belagerungszuſtandes. Die National-Verſammlung hat hier das Recht 
der Nothwehr des Staates im Prinzipe anerkannt, ohne demſelben 
jedoch die Konſequenzen zu laſſen, auf die die faktiſche Handhabung 
nicht verzichten kann. Dieſelbe Nothwendigkeit, die in Zeiten der Ge⸗ 
fahr und für die Dauer derſelben, die Aufhebung der grundrechtlichen 
Beſtimmungen über Verhaftung, Hausſuchung oder Verſanmlungerecht 
und die Verkündigung des Belagerungszuſtandes in Feſtungen rechtfer⸗ 
tigt, kann auch die Aufhebung des gewöhnlichen Gerichtsſtandes und 
der Preſſe und die Ausdehnung des Belagerungszuſtandes über den Be- 
reich der Feſtungen hinaus, je nach Lage der Umſtände zur gebieteri⸗ 
ſchen Pflicht machen. Eben ſo wird anerkannt werden müſſen, daß 
gerade die Natur ſolcher Ausnahms⸗Zuſtände die Gewißheit ausſchließt, 
den Reichs- oder Landtag in einer vorher beſtimmten kurzen Friſt be» 
rufen, und ihm in dieſer Friſt die getroffenen Maaßregeln zur Geneh- 
migung vorlegen zu können. Was mit Sicherheit hier allein ee 
und daher geſetzlich auch allein garantirt werden kann, iſt die Verpflich⸗ 
tung des betreffenden Miniſteriums Feen ee vor 
dem verſammelten Reiche - ober Landtage, oder, ſofern der Reichs⸗ oder 
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Landtag im Augenblick nicht verſammelt iſt, vor dem erſten, neu zu⸗ 
ammentretenden. Daher die modifizirte Faſſung des §. 197. der Frank- 
rter en in §. 195. des gegenwärtig dargebotenen Entwurfs. 

Die hauptſächlichſte Gewähr der Verfaffung, ſo weit dieſe durch 
Beſtimmungen einer äußeren Geſetzgebung überhaupt zu bewirken iſt, 
giebt der §. 194. Es bedarf dabei kaum des Zuſatzes, daß der hier 
in Uebereinſtimmung mit §. 196. des Entwurfs der National-Verſamm⸗ 
lung für Verfaſſungs-Abänderungen feſtgeſtellte Abſtimmungs-Mo⸗ 
dus bei dem zunächſt zu berufenden Reichstage, auf dem die Verfaſſung 
des Reichs nicht abgeändert, in durch Vereinbarung mit den 
Regierungen feſtgeſtellt werden ſoll, noch nicht in Anwendung tritt, 
vielmehr die Beſchlüſſe dieſes erſten, lediglich zu dieſem Zwecke geſetzlich 
verſammelten Reichstags in beiden Häuſern nach abſoluter Stimmen- 
mehrheit der beſchlußfähigen Anzahl zu faſſen find. Die näheren An⸗ 
ordnungen, die erſt nach Maaßgabe des erfolgenden Beitritts der Re— 
gierungen zu dem dargebotenen Verfaſſungs⸗Entwurf zu beſtimmen find, 

bleiben dem Einberufungs⸗Dekrete vorbehalten. 
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Inſtruktion für den General⸗Lieuteuant von Canitz. 


Die wichtige und ernſte Angelegenheit der Neugeſtaltung der Deutſchen 
Verfaſſung, welche ſeit fo langer Zeit Preußen wie das übrige Deutich- 
land in fortwährender und bedenklicher Bewegung erhält, iſt nunmehr 
in ein Stadium getreten, in welchem eine ſchleunige und befriedigende 
Löſung derſelben ein dringendes und unabweisbares Bedürfniß wird. 
Dieſe Löſung hängt nach der Ueberzeugung der Königlichen Regierung 
weſentlich von dem Einverſtändniß mit dem Kaiſerlich Oeſtreichiſchen 
Kabinet in Wien ab, und es iſt daher ſchon lange ihr aufrichtiger 
Wunſch geweſen, dieſes Einverſtändniß zu erzielen. 

Sowohl die gegenwärtig faſt auf die Spitze getriebenen Verhält— 
niſſe zu Frankfurt, als die bevorſtehenden Verhandlungen mit den 
Deutſchen Regierungen machen es uns doppelt wünſchenswerth, zuvor 
dieſe Verſtändigung zu erreichen. Es iſt daher der Wille Sr. Majeſtät 
des Königs, daß Ew. ꝛc. ſich nach Wien begeben, um dem Kaiſerlich 
Oeſtreichiſchen Kabinet die Anſichten der Königlichen Regierung darzu⸗ 
legen, und ſich mit demſelben ſowohl über die definitiv anzuſtrebende 
Geſtaltung als über den zunächſt einzuhaltenden Gang zu verſtändigen. 

Indem ich Cw. ꝛc., dem Befehl Sr. Majeſtät des Königs gemäß, 
mit der Führung dieſer Unterhandlung beauftrage, erſuche ich Sie, 
. die Reife nach Wien anzutreten und ſich mit dem Kaifer- 
lichen Miniſter⸗Präſidenten in Verbindung zu ſetzen, welchen ich zugleich 
durch den diesſeitigen Geſandten am Wiener Hofe von Ihrer Sendung 
in Kenntniß ſetze. f 

Die Königliche Regierung geht von der Ueberzeugung aus, daß 
den Fortſchritten der Revolution, welche ſich gerade jetzt in benachbarten 
Staaten auf ſo beklagenswerthe Weiſe kund gegeben haben, und noch 
an manchen Orten Deutſchlands mit ähnlichen traurigen Ereigniſſen 
drohen, nur dadurch auf wirkſame Weiſe ein Ziel geſetzt werden könne, 
daß das wirklich vorhandene Bedürfniß des Deutſchen Volkes nach 
B Einigung befriedigt und dadurch der anarchiſchen Partei der 

orwand genommen werde, unter welchem ſie bisher die Gemüther 
auch der Beſſeren verblendet und verwirrt hat. Wenn das Volk das 
Vertrauen gewinnt, daß die Regierungen ſich ernſtlich der Deutſchen 
Sache annehmen, ſo wird die jetzt in ſo weiten Kreiſen verbreitete 
Enfer von ſelbſt verſchwinden, und ein gedeihlicher, der inneren 
8 1 ckelung förberlicher Zuſtand eintreten. Von eee 
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iſt die Königliche Regierung bei allen ihren bisherigen Schritten gelei⸗ 
tet worden; auf demſelben Grunde beruhet auch das jetzt eingeſchlagene 
Verfahren. Wir glauben, daß die Kaiſerlich Oeſtreichiſche Regierung 
mit uns daſſelbe Intereſſe und den Wunſch theilt, dem tief gefühlten 
1 der Deutſchen Nation baldige und umfaſſende Abhülfe zu 
gewähren. 

Wir nehmen dabei zugleich die vollſtändigſte Rückſicht auf die 
eigenthümliche Stellung und die beſonderen Verhältniſſe Oeſtreichs. 
Wir begreifen, daß daſſelbe in einer andern Lage iſt als Preußen, und 
in manche Beztehungen nicht eingehen kann, welche durch die innige 
Verknüpfung Preußens mit anderen Deutſchen Ländern und die nicht 
abzulehnende Wechſelwirkung mit dieſen bedingt ſind. Das Kaiſerlich 
Oeſtreichiſche Kabinet hat dies mehrfach ausgeſprochen; und indem wir 
die Stellung, welche Oeſtreich ſich ſelbſt gegeben hat, als aus deſſen 
eigenem Bedürfniß nach innerer Kräftigung und Concentrirung hervor⸗ 
gegangen, in vollem Maße anerkennen, wünſchen wir zugleich die Form 
zu finden, in welcher die alten Bundes⸗Verhältniſſe mit demſelben nicht 
nur feſtgehalten, ſondern gekräftigt und enger gezogen werden können. 

Aus dieſen Erwägungen ſind die Anſichten und Vorſchläge der 
Königlichen Regierung hervorgegangen, zu deren Ueberbringung und 
Beſprechung Ew. dc. von Sr. Majeſtät dem Könige erſehen ſind. 

Ew. ꝛc. finden dieſelben in der anliegenden Denkſchrift, d. d. 


gten d. M., entwickelt. N 

Eso. ꝛc. wollen davon dem Kaiſerlichen Miniſter⸗Präſidenten Kennt⸗ 
niß geben, und die ganze Angelegenheit mit demſelben nach allen Seiten 
hin beſprechen, der Wichtigkeit des Gegenſtandes gemäß. 

Em, ꝛc. umfaſſende Sachkenntniß und bewährtes Urtheil gerade in 
dieſer Frage werden Sie hinreichend in den Stand ſetzen, alle nöthi⸗ 
gen Aufklärungen und Erläuterungen zu geben, und indem ich Ew. ꝛc. 
Berichten entgegenſehe, drücke ich Ihnen gern die Hoffnung aus, daß 
dieſe wichtige Angelegenheit durch Ihre erfreuliche Mitwirkung zu einem 
glücklichen, von dem ganzen Vaterlande erſehnten Ende werde geführt 
werden. Ich brauche kaum zu bemerken, daß die Ereigniſſe drängen, 
und daher die Entſchlüſſe in kürzeſter Friſt gefaßt werden müſſen. 

Berlin, den 10. Mai 1849. i 


(gez.) Graf von Brandenburg. 


An 
den Königlichen General⸗-Lieutenant 
und Geheimen Staats- Miniſter ꝛc. N 
Freiherrn von Canitz „ g; 
Excellenz. | le 
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Denkſchrift der Königlich Preußiſchen Regierung. 


Berlin, den 9. Mai 1849, 


Die Gefahren der gegenwärtigen Lage Deutſchlands erwachſen haupt⸗ 
ſächlich aus der Verbindung der unitariſchen mit der demokratiſchen 
Partei. Dieſe Verbindung hat in der Paulskirche, vermittelſt gegen⸗ 
ſeitiger Konzeſſionen, die letzten entſcheidenden Beſchlüſſe hervorgebracht; 
If beiteht aber ſchon mehr oder minder offen und anerkannt, ſeit dem 

nfange der Deutſchen Bewegung im vorigen Jahre, nnd ſie iſt es, 
welche dieſer ihren eigenthümlichen Charakter aufgeprägt hat. 

Durch dieſe W allein gewinnt die demokratiſche Partei, 
welche im Deutſchen Volke keine tiefen und feſten Wurzeln hat, ihre 
go, indem fie das tiefgefühlte Bedürfniß von dem die unitariſchen 

eſtrebungen ausgehen, als Hebel und Vorwand für ihre eigenen 
Zwecke benutzt; während die unitariſche Partei in der demokratiſchen 
ein thätiges und wohl organiſirtes Werkzeug gefunden hat, und da⸗ 
durch über ihre eigenen urſprünglichen Tendenzen weit hinausgeführt 
worden iſt. 
Dieſe Verbindung wird ſich von ſelbſt löſen, wenn das wirkliche 
Bedürfniß, deſſen Ausdruck die Beſtrebungen der unitariſchen Partei 
ſind, befriedigt wird. Dies iſt die Aufgabe, welche die Regierungen 
ſich ſtellen müſſen. Das energiſche Auftreten gegen die verbrecheriſchen 
Pläne der Demokraten, welches jeden Tag jetzt an irgend einem Orte 
Deutſchlands von Neuem nothwendig werden kann, wird nur dann einen 
dauernden Erfolg haben, wenn dem Volke zugleich die Gewißheit, daß 
ſeine berechtigten Forderungen erfüllt werden, gegeben, und es dadurch 
den Einwirkungen der Demokraten entzogen wird. 90 werden eben 
dadurch die unitariſchen Beſtrebungen am Beſten von ſelbſt auf ihr 
richtiges Maß zurückgeführt und durch eine geſunde Praxis der Wirk⸗ 
lichkeit die Extreme einer phantaſtiſchen ne befeitigt werden. 

Denn jene Beſtrebungen find jetzt befangen in einem unklaren Ge- 
miſch von unausführbaren oder an und für ſich verwerflichen, und von 
ſehr wohl ausführbaren und in einem wirklichen Bedürfniſſe begründeten 
Forderungen. Es kommt darauf an, zwiſchen beiden ſcharf und klar zu 
unterſcheiden; die letzteren zu befriedigen — dann fallen die erſteren 
von ſelbſt weg. 

Die tief im Herzen der Deutſchen Nation wurzelnden Forderungen 
nun, ohne deren Erfüllung keine dauernde Ruhe in Deutſchland eintre- 
ten und der Revolution kein Ziel geſetzt werden wird, laſſen ſich auf 
Folgendes zurückführen: 32 


— 132 — 


die Herſtellung der Macht und Einheit Deutſchlands, mit 
der Möglichkeit eines gemeinſamen und kräftigen Auftretens 
vor dem Auslande und einer freien und fruchtreichen Ent⸗ 
wickelung wahrhaft freiſinniger Inſtitutionen im Innern; 

die Schöpfung einer kräftigen nicht durch die Möglichkeit 
inneren Widerſpruches in ſich ſelbſt gelähmten, alſo einer ein⸗ 
heitlichen Exekutivgewalt; N N 

endlich die Bildung einer National-Vertretung in Staa⸗ 
tenhaus und Volkshaus mit geſetzgebenden Befugniſſen. 


Was über dieſe Forderungen hinausgeht, widerſpricht entweder 
dem innerſten Weſen der Deutſchen Nationalität, ſo wie dieſelbe in der 
Geſchichte und den Sitten des Volkes vor uns liegt, oder erſcheint als 
durchaus praktiſch unausführbar. Aber es würde auch eine ſchwere 
und verderbliche Täuſchung fein, wenn die Regierungen glauben woll⸗ 
ten, hinter dieſen Forderungen zurückbleiben zu können. 

Wer aber die Lage der Dinge und die Eigenthümlichkeit der Deut⸗ 
ſchen Verhältniſſe mit Klarheit und Beſonnenheit auffaßt, wird ſich 
auch darüber nicht täuſchen können, daß dieſe Forderungen für ganz 
Deutſchland nicht auf ſo leichte und einfache Weiſe zu ae ſind, 
wie ſie aus bloßen Schultheorieen abgeleitet worden ſind. Sie ſind 
nicht mit einer raſch entworfenen und auf alle Theile Deutſchlands 
angewandten Verfaſſung, ſie ſind überhaupt nicht mit einer und der⸗ 
ſelben Inſtitution zu erfüllen. Es liegt in der Natur der Deutſchen 
Verhältniſſe eine Doppelheit, welcher in der neuen Geſtaltung und Or⸗ 
ganiſation Rechnung getragen werden muß. Dieſe Doppelheit liegt in 
dem Verhältniſſe der Geſammtheit der Nation und der Einzelſtaaten 
und ihrer Wechſelbeziehungen auf einander; ſie tritt zugleich in der 
verſchiedenen Stellung der Beiden Deutſchen Großmächte ganz beſon⸗ 
ders hervor. 

Während Preußens Leben und Exiſtenz ganz eben ſo wie Deutſch⸗ 
lands, von der Befriedigung aller jener Forderungen abhängt: fo ſieht 
Oeſtreich, wie es dies ſchon offen ausgeſprochen hat, ſich in der Un⸗ 
möglichkeit, die beiden letzteren derſelben zu erfüllen. 

Es hat erklärt, daß es die Möglichkeit nicht anerkennen könne, ſich 
auch in den allgemeinen Bundes » Angelegenheiten unterzuordnen, und 
darum auch eine einheitliche Exekutivgewalt für unmöglich halte; es 
15 eben ſo entſchieden ausgeſprochen, daß es auch ſeine Deutſchen 

undesländer nicht den legislativen Beſchließungen eines, nicht der Ge⸗ 
ſammt-Monarchie angehörigen Parlamentes unterwerfen, und darum an 
einer Deutſchen National- Vertretung in einem Volkshauſe nicht Theil 
nehmen könne. 8 1 

Wir erkennen den Standpunkt Oeſtreichs vollkommen an. Es hat 
beide Bedürfniſſe, das einer einheitlich kräftigen Exekutivgewalt und das 
einer nationalen Geſammt Vertretung, zunächſt in feiner eigenen 
Monarchie zu befriedigen gehabt; es hat ſie durch die Verfaſſung vom 
Aten März d. J. befriedigt, und dadurch der allgemeinen Stimme, 
welche dieſe Kräftigung und Centraliſirung des Geſammtſtaates drin⸗ 
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gend forderte, genügt. Wie es das volle Recht dazu hatte, ſo hat es 
damit nur einer Pflicht genügt, welche die Selbſterhaltung ihm gebot. 
Wir müſſen eben darum auch zugeben, daß Oeſtreich ſich nicht in 
demſelben Sinne wie Preußen und andere Deutſche Länder, einer cen- 
tralen Exekutivgewalt und einer National-Vertretung Deutſchlands hin— 
geben kann. Die verſchiedenen Länder der Oeſtreichiſchen Geſammt— 
Monarchie ſind jetzt zu eng und feſt mit einander verbunden und zu 
ſehr auf ein immer engeres Zuſammenziehen dieſer Bande angewieſen, 
als daß ein Theil derſelben einer geſetzgebenden Gewalt untergeordnet 
ſein könnte, deren Schwerpunkt außerhalb ihrer läge; und indem die 
alten Bundeslande Oeſtreichs nunmehr ihre weſentliche und nothwendige 
Stelle in der eigenen National-Vertretung des Geſammtſtaates finden, 
iſt es freilich nicht denkbar, daß fie noch an einer anderen National- 
Vertretung Theil nehmen ſollten. Und je mehr wir anerkennen, wie 
unumgänglich nothwendig für einen fo reichen, und in ſich fo mannig— 
fach gegliederten Organismus, wie die Oeſtreichiſche Geſammt-Mo⸗ 
narchie, eine kräftige, alle Fäden in Einer Hand zuſammenfaſſende 
Stellung der centralen Exekutivgewalt iſt: um ſo weniger können wir 
erwarten, daß eine ſolche Regierung ſich auch nur eines Theiles ihrer 
Souverainetät zu Gunſten eines Deutſchen Bundesſtaates begeben könne. 
Wir müſſen alſo die Stellung Oeſtreichs, wie die Kaiſerliche Re- 
gierung in den oben angeführten Erklärungen ſie ſelber bezeichnet hat, 
15 vollkommen in den Umſtänden und Verhältniſſen begründet, an- 
nehmen. g 
Daß die Stellung Preußens zu Deutſchland eine ganz andere iſt, 
Bu Preußen nur aus der innigften Verbindung mit Deutſchland feine 
Lebenskraft ſchöpfen kann, daß ihm — eben um der Verſchlingung aller 
ſeiner geiſtigen und materiellen Verhältniſſe mit den übrigen Deutſchen 
Staaten willen — ein vorwiegendes Eingreifen in die Leitung der ge⸗ 
meinſamen Angelegenheiten, eine Betheiligung an einer National-Ver⸗ 
tretung Deutſchlands nicht nur möglich, ſondern ſelbſt Bedürfniß und 
Pflicht iſt, bedarf ſchwerlich mehr als der bloßen Andeutung. Wir 
dürfen nicht zweifeln, daß auch Oeſtreich dies in vollem Maaße an- 
erkennen werde, ſo wie wir die verſchiedene und eigenthümliche Stellung 
Oeſtreichs anerkennen. N 
Dieſer Doppelheit in den Deutſchen Verhältniſſen — auf welcher 
der Reichthum der inneren Entwickelungs fähigkeit Deutſchlands beruht — 
wird daher auch eine Doppelheit in der Organiſation entſprechen müſſen. 
Jenes Ziel der Deutſchen Macht, Einheit und Freiheit, das wir oben 
als die berechtigte Grundlage der unitariſchen Beſtrebungen anerkannt 
haben, und das Preußen weder für ſich, noch für Deutſchland auf⸗ 
eben kann, wird ſich nicht durch einen einzigen Akt erreichen laſſen, 
Huber nur durch zwei gleichzeitige, einander ergänzende 
Inſtitutionen. Indem dieſe Inſtitutionen dem Bedürfniſſe der 
Gegenwart genügen, müſſen fie zugleich fo gebildet fein, daß fie die 
Keime einer zukünftigen Entwickelung in ſich tragen; einer Entwide- 
lung, die um ſo fruchtreicher ſein wird, je mehr die gegenwärtige 
Schöpfung ſich an den feſten Boden der Wirklichkeit anſchließt, und 
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mit weiſer Mäßigung und Beſonnenheit von Idealen ſich fern hält, 
und nur das praktiſch Erreichbare zu verwirklichen ſtrebt, ohne doch der 
Entfaltung umfaſſender Ideen eine hemmende Schranke entgegen zu 


len, 
ve Die Kaiſerlich Oeſtreichiſche Regierung hat ſelbſt ſchon Eee — 


auf eine ſolche Entwickelung hingedeutet, wie dieſer Gedanke auch un⸗ 
ſern früheren Mittheilungen an dieſelbe nicht fremd geblieben iſt. Wir 
halten den Augenblick nunmehr für gekommen, um für dieſes Verhält⸗ 
niß den feſten und klaren Ausdruck zu gewinnen. Wir aim darin 
die lange erſehnte Löſung der großen deutſchen Frage zu finden; daß 
dieſelbe zu einem raſchen und definitiven Abſchluß komme, iſt ein Be⸗ 
dürfniß, welches alle Deutſche Staaten mit uns theilen. N 

Die zwei Inſtitutionen, die wir für nothwendig halten, — und 
zwar, wie wir bemerken dürfen, nicht nur vom Deutſchen, ſondern vom 
Europäiſchen Geſichtspunkte aus — find der Deutſche Bundesſtaat 
und die Deutſche Union mit Oeſtreich. 5 

Der Deutſche Bundesſtaat bilde ſich ohne Oeſtreich, er trete 
7 zugleich mit der Oeſtreichiſchen Geſammt- Monarchie in eine feſte 

nion. a 


Dadurch wird Oeſtreich für Deutſchland, Deutſchland für Oeſtreich 


erhalten werden. Die wirklich und faktiſch beſtehenden Verhältniſſe, 
welche ſich wegläugnen zu wollen eine große Thorheit wäre, werden 
darin ihren entſprechenden Ausdruck finden; und es wird dadurch Klar⸗ 
heit und Sicherheit in die Beziehungen kommen, welche bisher in einer 
unklaren und verworrenen Verwickelung ſich bewegten. Es wird, unſe⸗ 
rer innigen Ueberzeugung nach, das Bedürfniß Deutſchlands, Oeſtreichs 
und Preußens gleichmäßig befriedigt werden; und alle drei werden 


ſich, ſtatt einander zu hemmen und zu hindern, vielmehr gegenſeitig in 


ihrer Entwickelung fördern und unterſtützen. 
525 190 daher mit unſerem Vorſchlage auch dem eigenen In⸗ 
tereſſe Oe 
Bundes ⸗- Verhältniß wird Oeſtreich wie Deutſchland die ſichere Bürg⸗ 
ſchaft gewähren, ohne Störung von Außen ſich im Innern feſt und 
kräftig konſolidiren zu können — ein Bedürfniß, welches von beiden 
gleichmäßig gefühlt wird. Der Schutz und die Garantie ihres Be⸗ 
ſtandes, die Beide ſich gegenſeitig gewähren, muß beiden gleichmäßig 
willkommen ſein. Wo auch ſollte jeder von beiden Theilen ſeine natür⸗ 
licheren Bundesgenoſſen finden? Zugleich würde eine ſolche Union die 


beſte Bürgſchaft des Europäiſchen Friedens ſein; ſie würde im höheren 


Maaße und ohne die bisherigen Hemmniſſe den Beruf erfüllen, welchen 
ſchon bei der Gründung des Bundes von 1815 Preußen und Oeſtreich 
ins Auge faßten; und ſie würde zugleich eine freiere organiſche Ent⸗ 


wickelung im Innern in Ausſicht ſtellen, als ſolche durch die Ungunſt 


der Zeitverhältniſſe dieſem früheren Bunde zu Theil geworden. 
an die Grundzüge einer foldyen Union werden wir bezeichnen 
muüſſen: ö 
gegen das Ausland find beide Glieder derſelben untrennbar eins 
und verbunden; 8 7 756555 


reichs entgegen zu kommen. Ein ſolches ſtarkes und inniges 


u 
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nach Innen aber bilden ſie zwei ſelbſtſtändige Körper mit eige⸗ 
ner Geſetzgebung; 
zwiſchen beiden findet dann eine fernere Vereinigung ſtatt durch 
freie Verträge, welche die möglichſte Ausgleichung und Ver⸗ 
knüpfung der beiderſeitigen materiellen Intereſſen ſicher ſtellen 
und deren immer weitere Entwickelung möglich machen. 
Auf dieſe Grundzüge iſt der e Entwurf einer Unions⸗ 
J, Akte geſtützt, den wir der Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Regierung zur 
Prüfung und weiteren Beſprechung vorlegen. 5 
Wir knüpfen daran die Hoffnung auf die endliche Löſung der 
roßen Frage, welche das gemeinſame Vaterland mit ſo tiefgreifender 
ewegung, ja in neueſter Zeit mit ſo heftigen Zuckungen erfüllt hat; 
und wir halten dieſen entſcheidenden Schritt — denn als einen ſolchen 
müſſen wir ihn in dieſem Augenblicke anſehen — durch die oben dar⸗ 
gelegten Erwägungen der gegenwärtigen gefahrvollen Lage Deutſch— 
lands, ſo wie der in der Natur der Deutſchen Intereſſen begründeten 
Deutſchen Verhältniſſe für hinreichend motivirt, um einer baldigen und 
offenen Erklärung der Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Regierung entgegen- 
ſehen zu dürfen. 5 
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Wir haben hiermit unfere Anficht über das, was zu ſchaffen und 
zu bilden ſei, um dem augenblicklichen, wie dem dauernden Bedürfniſſe 
zu genügen, offen und unverholen dargelegt. Es bleibt uns noch übrig, 
uns darüber auszuſprechen, wie und auf welchem Wege nach unſerem 
Dafürhalten dieſe Schöpfung ins Leben zu rufen ſein würde, und was 
— me der Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Regierung erwarten zu müſſen 
glauben. ü 

Wir faſſen dies in folgenden vier Punkten zuſammen: 

1. Wenn die Kaiſerliche Regierung ſich im Weſentlichen mit un⸗ 
ſerer Anſicht einverſtanden finden kann, ſo dürfen wir erwarten, daß ſte 
die Grundzüge der Union, wie ſie in dem erwähnten Entwurf nieder⸗ 
gelegt ſind, annimmt und ihren hieſigen Geſandten ermächtigt, darauf 
mit Preußen abzuſchließen. 8 

Wie dringend der Augenblick und wie wünſchenswerth es daher 
iſt, zu einer ſchleunigen Erledigung der ſchwebenden Fragen zu gelan- 
gen, bedarf nicht erſt ausgeführt zu werden. 

Wir dürfen daher hoffen, daß die Kaiſerliche Regierung ihre Ent- 
ſcnen g nicht verzögern, und uns bald zum Abſchluß der Verhand- 
lungen in den Stand ſetzen werde, wenigſtens fo weit es die Grund- 
züge der Union betrifft, wenn auch das Weitere der ferneren Berathung 
vorbehalten bleiben mag. 

2. Preußen übernimmt es, dieſe Union den anderen Deutſchen 
Regierungen und der National- Vertretung gegenüber in's Leben zu 
ru en. 

Es erkennt dies als ſeinen Beruf an, nach der Stellung, die es 
ſchon jetzt in Deutſchland einnimmt, und die ihm im künftigen Bundes⸗ 
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ſtaat zukommen wird. Es ſieht weder von Seiten der Regierungen, 
noch der National-Vertretung, welche innerhalb des Bundesſtaates dem⸗ 
nächſt zuſammentreten wird, erhebliche Schwierigkeiten voraus, ſobald 
Oeſtreich offen ſeinen Entſchluß erklärt hat. Die Einführung der Union 
in die völkerrechtlichen Beziehungen wird natürlich von Oeſtreich und 
Preußen gemeinſam geſchehen. ! 

3. Wir erwarten dagegen, als die natürliche Folge des erzielten 
Einverſtändniſſes, daß die Kaiſerlich Oeſtreichiſche Regierung offenkundig 
erkläre, wie ſie der Bildung des Bundesſtaates mit Preußen an der 
Spitze nicht entgegen ſei, und Preußen völlig freie Hand darin laſſe, 
die dazu nöthigen Schritte zu thun, und mit den übrigen Deutſchen 
Regierungen ſelbſtſtändig die erforderlichen Verhandlungen und Verab⸗ 
redungen zu treffen und die inneren Einrichtungen deſſelben, ſowohl in 
Bezug auf die Exekutiv-Gewalt als auf die National-Vertretung und 
die Verkuüpfung der inneren Intereſſen durch freie Uebereinkunft und 

nach dem Bedürfniß zu ordnen. 5 

Wir haben ſchon oben bemerkt, wie nothwendig es ſei, daß die 
faſt e Tag und Ort für Ort in Deutſchland erforderten ener⸗ 
bitten aaßregeln zur Unterdrückung gewaltſamer demokratiſcher Aus⸗ 
rüche Hand in Hand gehen mit der Befriedigung der wirklichen Be⸗ 
dürfniſſe, aus denen die unitariſche Partei ihre Popularität und ihre 
Stärke ſchöpft. Dies kann nur geſchehen dadurch, daß baldigſt der 
Bundesſtaat und in demſelben eine wahrhafte National-Vertretung in's 
Leben tritt. Preußen hat die vorbereitenden Schritte dazu gethan, 
indem es die übrigen Staaten zu Beſprechungen in Berlin eingeladen 
hat. Es wäre berſtüſſeg, noch beſonders bemerken zu wollen, wie 
wichtig für den Erfolg dieſer Beſprechungen das erklärte Einverſtänd⸗ 
niß Oeſtreichs ſein wird, und wie viele Schwierigkeiten dadurch würden 
beſeitigt werden. Der Gedanke des Bundesſtaates würde dadurch eine 
feſte Begränzung und eine ſichere Grundlage gewinnen; und Völker 
und Regierungen würden durch die zuverſichtlichere Hoffnung auf das 

Zuſtandekommen deſſelben beruhigt und vielleicht vor manchem bekla⸗ 
genswerthen Schritte bewahrt werden. Wir hegen das Vertrauen zu 
der bundes freundlichen Geſinnung der Kaiſerlichen Regierung, daß fie, 
einmal in dem Weſentlichen unſeres Planes mit uns einverſtanden, 
uns auch in dieſer Beziehung in dem gleichen offenen Sinne entgegen⸗ 
kommen und mit der Erklärung ihres Einverſtändniſſes nicht zurück⸗ 
halten werde. N 
4.᷑. Wir glauben daſſelbe Vertrauen zu der Kaiſerlichen Regierung 
hegen zu dürfen in Bezug auf die augenblickliche Fürſorge für die Lei⸗ 
tung der Deutſchen Angelegenheiten; und erwarten daher, daß dieſelbe 
ihre Zuſtimmung dazu geben werde, daß bis zum Abſchluſſe der Bun⸗ 
desſtaats⸗Verfaſſung Preußen die proviſoriſche Centralgewalt übernehme. 
Es erſcheint dies im Intereſſe des Augenblicks unerläßlich; mehrere und 
bedeutende Deutſche Staaten haben ſchon den Antrag darauf an Preußen 
gerichtet. Die National-Verſammlung iſt durch ihre letzten Schritte in 
eine Richtung hineingekommen, welche kaum noch dem Gedanken Raum 
läßt, daß ſie lange in ihrer jetzigen Exiſtenz ſich erhalten könne. Ihr 
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50 wird aber jedenfalls von bedeutenden Kriſen begleitet ſein. 
it ihr ſteht und fällt — darüber wird man ſich ſchwerlich täuſchen 
können — die jetzige proviſoriſche Centralgewalt, welcher durch das 
Aufhören der National-Verſammlung der Boden unter den Füßen ent- 
zogen wird. Daß dann für den Augenblick Vorſorge proviſoriſch ge— 
troffen werden muß, iſt einleuchtend; und Preußen wird ſich dem ſo 
vielfach an ihn ergangenen Rufe nicht entziehen können. Die durch die 
Umtriebe der revolutionairen Parthei in ihrer Exiſtenz gefährdeten 
Deutſchen Staaten erwarten und fordern von ihm Schutz und Hülfe; 
es hat ſie verſprochen und fühlt ſich ſtark genug, ſie zu leiſten; aber 
es muß ſich auch ſagen, daß es das nur dann mit vollem Erfolge thun 
kann, wenn es Einheit in die Maaßregeln bringen und zu dem Zwecke 
proviſoriſch die Leitung derſelben in feine Hand nehmen kann. Es be⸗ 
anſprucht dies nicht gegen den Willen, ſondern mit Zuſtimmung der 
Regierungen, und es hofft und erwartet dieſe Zuſtimmung zunächſt von 
Oeſtreich, welchem das dringendſte Intereſſe an Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung auch im übrigen Deutſchland mit ihm ſelber gemein iſt. 
Daß es mit der ernſten Ausübung der ihm dadurch erwachſenden Pflich- 
ten die ſtrengſte Achtung aller Rechte verbinden wird, bedarf nicht erſt 
bemekt zu werden. d 


Dies ſind die Anſichten, Erwartungen und Wünſche, die wir der 
Kaiſerlichen Regierung vertrauensvoll vorlegen. 

Wir glauben durch die offene Entwickelung unſerer Vorſchläge 
ihren eigenen Wünſchen entgegenzukemmen; wir hoffen, durch dieſen 
Schritt dem gemeinſamen Deutſchen Vaterlande den weſentlichſten Dienſt 
zu leiſten, und die ſo lange ſchwebende Frage um Deutſchlands Zukunft 
nunmehr einer endlichen Löſung entgegen zu führen. 

Wir erwarten und erbitten daher mit Vertrauen eine eben ſo offene 
und rückhaltsloſe Erwiederung. - 


23. 


Grundlinien zu einer Unions⸗Akte. 


1. Die Deutſche Unton iſt ein unlöslicher völkerrechtlicher Bund, 
und beſteht aus: | | 

a) der Oeſtreichiſchen Monarchie, 

b) dem Deutſchen Bundesſtaate. 8 

Die Verhältniſſe von Poſen, Schleswig-Holſtein und Lauenburg, 
Limburg in der Union, werden durch Zuſatz-Verträge geordnet. 

2. Der Austritt aus der Union ſteht keinem Gliede frei. Die 
Aufnahme neuer Glieder erfordert die Zuſtimmung ſämmtlicher anderen. 
Veränderungen in dem gegenwärtigen Beſitzſtande der Unions-Glieder 
können keine Veränderung in den Rechten und Pflichten derſelben in 
Bezug auf die Union bewirken; freiwillige Abtretungen einzelner Theile 
des Unions⸗Gebietes bedürfen der Zuſtimmung der Union. 

3. Der Zweck der Deutſchen Union iſt die Erhaltung der äußern 
Br 1 Sicherheit, ſo wie der gegenſeitigen Wohlfahrt ihrer 

ieder. a 

4. Zwiſchen den Gliedern der Union beſteht ewiger Friede; Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen beiden ſind auf Anrufen jedes Theiles an einen der 
177 en Gerichtshöfe als A dem e zu verweiſen. 


Das Unions -Gebiet iſt dem Auslande gegenüber inſofern ein 
emeinſames, daß jeder Angriff auf daſſelbe, von welcher Seite er 

omme, und welchen Theil der Grenzen er bedrohe, ſtets mit gemein⸗ 
ſchaftlichen Kräften zurückgewieſen wird. 

6. Wenn eines der beiden Glieder ſich zu einem Angriffskriege 
genöthigt erachten ſollte, fo liegt ihm ob, dem anderen Theile die Ueber⸗ 
zeugung zu geben, daß dieſer Krieg durch das Geſammt⸗Intereſſe der 
Union geboten ſei. Nur unter dieſer Vorausſetzung wird der Krieg 
eine gemeinſame Sache der Union. 

Die gegenſeitigen Leiſtungen beider Glieder der Unton in den 
unter 5. und 6. angedeuteten Fällen werden durch eine beſondere Ueber⸗ 
einkunft im Voraus geregelt. i 

8. Die beiden Glieder der Union behalten das Recht der Bünd⸗ 
niſſe und Verträge mit auswärtigen Staaten, ohne daß hieraus eine 
Verpflichtung für die Union erwachſe. Keine Verbindung dieſer Art 
darf jedoch Beſtimmungen enthalten, welche die Sicherheit der Union 
und ihrer Glieder irgendwie gefährden. 

9. Die Union ernennt und beglaubigt ſämmtliche ſtändige Ge⸗ 
ſandten im Auslande. Der durch dieſe Miſſtonen gehende völkerrecht⸗ 
liche Verkehr wird im Namen und Auftrage der Deutſchen Union ge⸗ 
führt; die Geſandtſchaften empfangen von der Union ihre Inſtruktlo⸗ 
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nen, und berichten an dieſelbe. Die Beſetzung der diplomatiſchen Poſten 
geſchieht nach einem zwiſchen beiden Unions-Gliedern beſonders zu re- 
gelnden Turnus. 

10. Jedem der beiden Glieder der Union bleibt es überlaſſen, für 
beſondere Zwecke Bevollmächtigte an auswärtige Regierungen abzuſenden. 
Dieſe werden dann nur von dem betreffenden Gliede beglaubigt und in⸗ 
ſtruirt, haben jedoch die ſtändigen Unions-Geſandten am Orte ſtets in 
voller Kenntniß ihrer Geſchäftsthätigkeit zu erhalten. 

Sämmtliche Konſulate werden von der Union beſtellt und in 
deren Namen verwaltet. 5 a 
f 12. Die bisherigen Bundesfeſtungen gehen in das Eigenthum 
und die Verwaltung der Union über. 

13. Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffnet, um die mög⸗ 
lichſte Gemeinſchaft zwiſchen beiden Gliedern der Union in Bezug auf 
Freizügigkeit, gerichtliche Hülfe, Befreiung des Verkehrs, Handels-In⸗ 
tereſſen, Schifffahrt, Poſten und Eiſenbahnen, Münze, Maaß und Ge- 
wicht, Auswanderung ꝛc. durch beſondere Verträge zu erzielen. 

14. Als Organ für die Leitung der Unions-Angelegenheiten tritt 
ein permanentes Direktorium von 4 Mitgliedern zuſammen. Oeſtreich 
fals deren zwei, Preußen und die andern Deutſchen Staaten gleich— 
falls zwei. Den Geſchäfts⸗Vorſitz übernimmt Oeſtreich. Das Unions 
Direktorium nimmt ſeinen Sitz in Regensburg. a N 

15. Die Mitglieder des Direktoriums können von ihren Vollmacht⸗ 
gebern jederzeit abberufen werden. Sie ſind an die Inſtruktionen ge⸗ 
wieſen, welche ihnen von den verfaſſungsmäßigen Gewalten der beiden 
Untonsglieder zukommen, und haben dieſe in allen Fällen einzuholen, 
wo ſie ſich in ihren Beſchlüſſen nicht zu einigen vermögen. 
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Denkſchrift des K. K. Oeſtreichiſchen Kabinets. 


1 


Wien, am 16. Mai 1849. 


Die Kaiſerliche Regierung iſt gewiß weit entfernt, die Gefahren zu 
verkennen, von welchen Deutſchland durch die vorübergehende Verbin⸗ 
dung der unitariſchen mit der demokratiſchen Partei bedroht wird. Sie 
theilt aber nicht minder die von dem Königlich Preußiſchen Kabinete in 
feiner Denkſchrift vom Iten d. M. ausgeſprochene Ueberzeugung, daß 
die letztere dieſer Parteien nur durch die Stütze, welche ſie dermalen an 
der erſteren findet, Geltung und einen Beſorgniß erregenden Einfluß 
zu erlangen vermöge. 5 e 

Dieſe Ueberzeugung iſt der Oeſtreichiſchen Regierung nicht erſt 
heute geworden. Durch ſie geleitet und in billiger Anerkennung, daß 
die bisherige Verfaſſung Deutſchlands den Bedürfniſſen der Nation 
wirklich nicht mehr zu genügen vermöge, hat das Kaiſerliche Kabinet 
ſich bereits vor geraumer Zeit und wiederholt darüber erklärt, daß es, 
weit entfernt, dem nach größerer Einigung ſtrebenden Nationalgefühle 
entgegenzutreten, vielmehr vollkommen geneigt ſei, den Wünſchen, welche 
der Ausdruck eines wahren Bedürfniſſes ſind, ſeinerſeits bereitwillig 
zu entſprechen. 2 2 5 

Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß dieſes Nationalgefühl, nament⸗ 
lich in der letzteren Zeit, vielfach irregeleitet und mißbraucht, ſich der⸗ 
malen in Anforderungen kundgebe, welche das wahre Bedürfniß bedeu⸗ 
tend überſchreiten und ſelbſt fo weit gehen, daß deren unbedingte Aner- 
kennung eine beklagenswerthe Störung aller natürlichen, wie aller 
Rechtsverhältniſſe herbeiführen müſſe. N 5 

Dieſem zu ſteuern iſt aber die Aufgabe der Regierungen. Ihnen 
liegt es ob, den Ausſchweifungen eines ſonſt edlen Gefühls Grenzen zu 
ſetzen, und die Erfüllung der aus denſelben entſpringenden Wünſche auf 
das richtige Maaß zu beſchränken. 

Seiner Pflicht getreu, hat demnach das Kaiſerliche Kabinet zwar 
die Nothwendigkeit einer Neugeſtaltung Deutſchlands zugeſtanden und 
auch ſeine Mitwirkung zur Gründung eines einigen, mächtigen und 
ſtarken Deutſchlands zugeſichert, jedoch zugleich die unwandelbare Ueber⸗ 
zeugung ausgeſprochen, daß dieſes Ziel nur dann zu erreichen ſei, wenn 
das neue Verfaſſungswerk die Achtung der wohlerworbenen Rechte Aller, 
die Berückſichtigung und Förderung der ſtaatlichen und materiellen In⸗ 
tereſſen der Einzelnen als oberſten Grundſatz anerkenne. a 
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Auf dieſem Grundſatze beruhen Oeſtreichs Vorſchläge für die Bil» 
dung eines Reichs Direktoriums, für die Vertretung des Volkes bei 
5 — und für die organiſche Vereinigung der von einem und dem- 
ſelben Stamme bewohnten, ohnehin durch gemeinſame Intereſſen ver⸗ 
bundenen Ländertheile. 

Dieſe Vorſchläge dürften zwar den überſpannten Anforderungen 
unſerer Zeit nicht genügen, ſie entſprechen aber den wahren Bedürf⸗ 
use welche als ſolche zur Geltung kommen müſſen, wenn der Kampf 
der jetzt entfeſſelten Leidenſchaften beſchwichtiget, wenn das verirrte 
Nationalgefühl durch die Rückkehr zu einer richtigeren Erkenntniß wieder 
geläutert ſein wird. N 

Der Bau, zu deſſen Gründung Oeſtreich aufrichtig mitzuwirken 
wünſchte, und an welchem es nach dem von ihm angedeuteten Plane 
auch mitzuwirken in der Lage geweſen wäre, war nicht ſowohl auf die 
Befriedigung der in dieſem Augenblicke in arger Selbſttäuſchung befan⸗ 

enen öffentlichen Meinung, als vielmehr auf die Bedürfniſſe der Zu⸗ 
nft berechnet. In ihm waren Bürgſchaften feiner Dauer zu finden. 

So vergeblich auch die Bemühungen des Kaiſerlichen Kabinets 
geweſen, eine Verſtändigung mit der Königlich Preußiſchen Regierung 
über dieſe Fragen herbeizuführen, gab es ſich doch auch immer der 
Hoffnung hin, daß eine ſolche vor dem Eintritte ernſterer Ereigniſſe zu 
erzielen ſein werde. 

Die durch Herrn General v. Canitz nach Wien gelangte Denkſchrift 
des Königlich Preußiſchen Hofes vom Iten d. hat dieſe Hoffnung ver- 
nichtet und die bedauerliche Ueberzeugung gewährt, daß die Anſichten 
Preußens von jenen Oeſtreichs weſentlich verſchieden geblieben ſind. 

Zwar ſtimmen beide darin überein, daß die unitariſchen Beſtrebun⸗ 
gen unſerer Tage großentheils nur von äußeren und vorübergehenden 
Umſtänden hervorgerufen und bedingt, auch mit dieſen verſchwinden 
werden; aber das Königliche Kabinet glaubt nichts deſto weniger dem 
ſich kundgebenden Streben nach Einheit unbedingt und in vollem Maaße 
entſprechen zu ſollen, indem es von der Ueberzeugung ausgeht, daß ein 
ſolches Zugeſtändniß die empörten Leidenſchaften entwaffnen und für die 
Dauer feſſeln werde. ale 

Wie gerne würden wir eine ſolche Ueberzeugung theilen! Wir 
vermögen es aber nicht, und da dieſelbe die von dem Königlich Preußi⸗ 
ſchen Hofe gefaßten Entſchlüſſe bereits zur vollen Reife gebracht zu 
haben ſcheint, dürfte das Kaiſerliche Kabinet ſich darauf beſchränken 
können, die von ihm verlangte Erwiederung auf die Vorſchläge, welche 
Preußen ihm gemacht hat, hier niederzulegen. 

Die Krone Preußen beabſichtigt den Serben der Zeit 

„durch die Herſtellung der Macht und Einheit Deutſchlands 
„mit der Möglichkeit eines gemeinſamen und kräftigen Auf- 
„tretens gegen das Ausland und einer freien und fruchtreichen 
„Entwickelung freiſinniger Inſtitutionen im Innern; — 

„durch die Schöpfung einer kräftigen, nicht durch die Mög⸗ 
„lichkeit inneren Widerſpruches in ſich ſelbſt gelähmten, alſo 
„einer einheitlichen Exekutiv⸗Gewalt; 


. 
„endlich, durch die Bildung einer National⸗Vertretun in 


„Staatenhaus und Volkshaus mit geſetzgebenden Befugniſſen“ 


zu entſprechen, und dieſen ſo errichteten Bundesſtaat in ein vertrags⸗ 
mäßiges Unions-Verhältniß zu Oeſtreich zu ſetzen. 
2 75 die Kundgebung dieſes Vorhabens werden die Vorſchläge ge⸗ 
nüpft: N 
1. daß Oeſtreich die Grundzüge dieſer Union, wie ſie in einem zur 
Einſicht mitgetheilten Entwürfe angedeutet find, annehmen, und 
ſeinen Geſandten zu Berlin ermächtigen wolle, daraufhin mit 


* 


Preußen abzuſchließen; — ö 
2. daß Preußen es übernehme, dieſe Union den anderen Deutſchen 
Regierungen und der National-Vertretung gegenüber ins Leben 
zu rufen, deren Einführung in die völkernech 
aber von Preußen und Oeſtreich gemeinſchaftlich zu geſchehen 
habe, wogegen 5 
3. Oeſtreich offenkundig zu erklären hätte, daß es der Bildung des 
Bundesſtaates mit Preußen an der Spitze nicht entgegen ſei, und 
Preußen völlig freie Hand darin laſſe, die hiezu nöthigen Schritte 
zu thun, und mit den übrigen Deutſchen Regierungen ſelbſtſtän⸗ 
dig je mp e Verhandluagen und Verabredungen zu treffen, 
und da 
4. Oeſtreich ſeine Zuſtimmung dazu gebe, daß Preußen bis zum 
Abſchluſſe der Bundesſtaats-Verfaſſung die proriſoriſche Central⸗ 
Gewalt übernehme. ö 
Es liegt — wie geſagt — nicht in unſerer Abſicht, uns hier in 
eine Erörterung einzulaſſen, ob die Bildung eines ſo vollkommen ein⸗ 
heitlichen Bundesſtaates unabweisliches Bedürfniß und auch erſprießlich 
ſei. Wir befaſſen uns heute ausſchließlich mit den Anträgen, welche 
uns gemacht worden ſind. i 
u jenen sub 1. und 2. glaubt man bemerken zu ſollen, daß wir 
nicht wohl mit Preußen eine bindende Uebereinkunft abzuſchließen in 
der Lage ſind, in welche als eigentlicher Paciscent ein Bundesſtaat 
einzutreten hätte, der noch nicht einmal gebildet iſt, und über deſſen 
Beſchaffenheit und Verfaſſung zur Stunde noch kein Urtheil gefällt 
werden kann, da uns aus dem mitgetheilten Entwurfe des Verfaſſungs⸗ 
Abſchnittes über das Reichsoberhaupt wohl die Abſichten der Krone 
Preußen e werden, welche dieſelbe in Bezug auf die von ihr 
in dieſem Bundesſtaate einzunehmende Stellung hegt, die Bildung die⸗ 
ſes Bundesftaates jedoch nach Preußens eigener Erklärung erſt den 
diesfalls zu eröffnenden Verhandlungen vorbehalten bleiben muß. 
Was den sub 3, geſtellten Antrag betrifft, finden wir denſelben 
nicht im Einklange mit der an Oeſtreich wie an alle übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten ergangenen Einladung zur Theilnahme an den zu Berlin zu 
pflegenden Unterhandlungen, und eben ſo wenig vereinbar mit der von 
Oeſtreich bezeigten Bereitwilligkeit, ſich bei dieſen Verhandlungen zu be⸗ 
theiligen, welches Vorhaben es auch auszuführen gedenft. 
Hinſichtlich des vierten Antrages endlich, glaubt man wohl nicht 
der Berufung auf die zahlreichen Beweiſe von Vertrauen zu bedürfen 


tlichen Beziehungen 
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welche Oeſtreich Preußen gegeben hat, und gewiß noch immer zu geben 
bereit ſein wird. Auch liegen die Beweggründe für die von dem Kai⸗ 
ſerlichen Kabinete wiederholt ausgeſprochenen Wünſche zu nahe, als 
daß über dieſelben noch ein Zweifel obwalten ſollte. 

Oeſtreich verkennt Preußens Stellung gewiß nicht, kann aber die 

ſeine darüber nicht vergeſſen, und ſo wenig es ſelbſt die ausſchließliche 
Leitung der proviſoriſchen Central⸗ Gewalt in Anſpruch nehmen würde, 
eben ſo wenig vermag es ſich der von einer anderen Macht ſelbſtſtändig 
geübten Gewalt unterzuordnen, was doch jedenfalls, wenigſtens bis 
zur wußte. 4 Auflöſung der bisherigen Bundesverhältniſſe, der Fall 
ein müßte. - 
. Die Aufgabe, welche Preußen in dieſer gefahrvollen Zeit zuge- 
wieſen iſt, muß allerdings als eine ſchwierige und große anerkannt 
werden. Es iſt aber doch wohl nicht anzunehmen, daß es begründete 
Beſorgniſſe hegen dürfe, die Löſung dieſer Aufgabe erſchwert zu ſehen, 
wenn Oeſtreich und Bayern es in derſelben unterſtützen. 

Die ſich ſonach ergebende Schwierigkeit, auf die von Preußen ge⸗ 
machten Vorſchläge einzugehen, wird jedoch das in allen fonftigen we— 
ſentlichen Fragen ſo glücklich beſtehende und innige Einvernehmen zwi⸗ 
ſchen beiden Mächten nicht zu ſtören vermögen. Sie wird insbeſondere 
deren enge Verbindung zur vereinten Bekämpfung des gemeinſamen 
Feindes, von welchem ſie beide gleichmäßig bedrängt find, nicht beein- 
trächtigen können. Dieſe Verbindung thut vor Allem noth. Sie iſt 
eine Lebensfrage für Preußen wie für Oeſtreich, und letzteres bietet 
zu derſelben aufrichtig die Hand. 

Die Verſchiedenheit der Anſichten, welche ſich leider in der noch 
ſchwebenden Verhandlung über Deutſchlands künftige Geſtaltung aus 
der beiderſeitigen Stellung der zwei erſten Großmächte ergiebt, wird 
ſich gewiß noch zu deren Befriedigung ausgleichen laſſen. 


Zweite Denkſchrift des K. K. Oeſtreichiſchen Kabinets. 


Wien, den 16. Mai 1849. 


* 


In einer ausführlicheren Denkſchrift vom heutigen Tage hat das Kai⸗ 
ſerliche Kabinet die Rückſichten dargelegt, welche ihm die unbedingte 
Annahme der Vorſchläge Preußens nicht wohl möglich machen. 
Inſofern dieſe Vorſchläge die künftige Geſtaltung Deutſchlands 
und deſſen Beziehungen zu dem Kaiſerſtaate Oeſtreich betreffen, können 
dieſelben füglich weiteren Unterhandlungen vorbehalten bleiben, welche 
die ſich dermalen ergebenden Anſtände gewiß zur allſeitigen Befriedigung 
heben werden. 98 Ä 
Dagegen iſt ein augenblickliches Verſtändniß über die Bildung 
einer den Zeitumſtänden entſprechenden, ſomit kräftigen proviſoriſchen 
Centralgewalt ein dringendes Bedürfniß. f Re. 3 
Der Erzherzog Reichsverweſer vermag die Stellung, welche ihm 
angewieſen worden iſt, nicht mehr länger zu behaupten. Seine freie 
Wirkſamkeit, wie die Umſtände ſie erfordern würden, wird durch die 
Rückſichten gelähmt, welche der Urſprung der bisherigen Centralgewalt 
derſelben auferlegt. Dieſemnach iſt die Schöpfung einer neuen Gewalt 
nothwendig geworden, welche aller, ihre Thätigkeit hemmenden Be⸗ 
ſchränkungen entbunden, ſelbſtſtändig und kräftig dem Bedürfniſſe zu 
entſprechen vermöchte, welches deren Einſetzung gebieteriſch fordert. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß das Anerbieten Preußens, die 
Ausübung einer ſolchen Gewalt zu übernehmen, weſentliche Vortheile 
bieten dürfte, und daß deſſen Hingebung für das allgemeine Beſte An⸗ 
erkennung und Dank verdiene. Der Einfluß, welchen Preußen in 
Deutſchland übt, die materielle Macht, über die es gebietet, machen es 
wünſchenswerth, daß ſeine gemeinnützigen Abſichten, dieſen Einfluß 
geltend zu machen, und dieſe Macht zu entfalten, möglichſt gefördert 
und unterſtützt werden. ee f 
Dieſer Wunſch liegt dem Gegenvorſchlage Oeſtreichs zum Grunde. 
Die Gefahren, von welchen die geſellſchaftliche Ordnung bedroht 
wird, find fo groß und fo ernſt, daß die Aufgabe, dieſelbe zu ſchützen, 
nur mehr mit äußerſter Anſtrengung und vereinten Kräften zu löſen iſt. 
Von dieſer Ueberzeugung durchdrungen, legt das Kaiſ. Kabinet 
AR Werth auf feine und der Deutſchen Könige Theilnahme an der 
ildung der neuen proviſoriſchen Centralgewalt. | 
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Eine Verſtändigung mit der Partei des Umſturzes iſt nicht mehr 
möglich. Nur Gewalt vermag dieſelbe noch zu bezwingen. So ſehr 
die Anwendung ſolcher äußerſter Mittel auch durch das Außergewöhn⸗ 
liche der Lage geboten iſt, wird die Strenge der zu ergreifenden Maaß— 
regeln doch die Ungunſt noch ſteigern, in welche die Regierungen ohne 
Ausnahme verfallen ſind. Außerdem würde auch Preußens Uebernahme 
der Centralgewalt in Deutſchland, wie auswärts, manches Mißtrauen 
rege machen, und deſſen alleiniges Auftreten die Hinderniſſe noch ver— 
mehren, deren Bewältigung ohnehin ſchwierig genug ſein dürfte. 
Dieſe Rückſicht gilt insbeſondere der unverkennbar in Süddeutſchland 
gegen Preußen herrſchenden Stimmung, welcher durch Oeſtreichs 
Theilnahme an der Centralgewalt jeder Vorwand benommen würde. 

Oeſtreich will die Bemühungen Preußens moraliſch unterſtützen, 
ihm deren Durchführung erleichtern und wird dies auch unzweifelhaft 
durch den Eindruck thun, welchen das gemeinſchaftliche Auftreten beider 
Regierungen, durch Beſchwichtigung möglicher Beſorgniſſe und durch 
öffentliche Kundgebung des innigen Einverſtändniſſes zwiſchen den— 
ſelben hervorzubringen nicht verfehlen kann. 

Aber auch materielle Hülfe dürfte Oeſtreich zu leiſten bald im 
Stande ſein. Die Wendung, welche die Dinge, aller gegründeten 
Vorausſicht nach, auf dem ungariſchen Kriegsſchauplatze nehmen 
müſſen, wird die Kgiſ. Regierung in die Lage verſetzen, über ihre 
Kräfte freier zu verfügen und es iſt leicht möglich, daß deren Ver⸗ 
wendung in Deutſchland dann ſehr erſprießlich ſein dürfte. 

Das Kaiſerliche Kabinet hofft, Se. Majeſtät der König von 
3 werden dieſe Rückſichten und Oeſtreichs bundesfreundliche 

bſichten nicht minder würdigen, als man jenen des Königs dankbare 
Aner ge! zollt, und in Folge deſſen geneigt fein, ſich mit Oeſtreich 
über die Errichtung einer aus drei Mitgliedern beſtehenden pro- 
viſoriſchen Centralgewalt zu verſtändigen, deren Zuſammenſetzung in der 
Art zu erzielen wäre, daß Oeſtreich und Preußen zur Vermeidung 
alles Zeitverluſtes die Ausübung der Gewalt ſofort übernehmen und 
die übrigen Deutſchen Könige auffordern, ſich über die Wahl des 
dritten Mitgliedes unter ſich zu vereinigen. Die . welche 
autom den Intereſſen dieſer Könige und jenen Preußens und 

eſtreichs beſteht, ift fo innig und fo unverkennbar, daß deren Bei⸗ 
tritt zu einer ſolchen Maaßregel gewiß nicht auf ſich warten laſſen 
und daher die weitere Durchführung dieſer Maaßregel nicht ver- 
zögern wird. 

Daß dieſe Centralgewalt nur eine proviſoriſche ſein ſolle, berufen, 
der drängenden Gefahr des Augenblicks entgegenzutreten, und daß 
deren Zuſammenſetzung die einigen Beſchlüſſe über die definitive 
5 Deutſchlands nicht vorgreife, bedarf wohl kaum der Er⸗ 
wähnung. 
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Promemori a 
des 


General⸗Lieutenant von Canitz an den K. K. Miniſter⸗ 
Präſidenten, Fürſten von Schwarzenberg. 


Seit den wenigen Tagen, als der Unterzeichnete die Ehre hatte, 
Seiner Durchlaucht dem K. K. Miniſter-Präſidenten, Herrn Fürſten 
von Schwarzenberg, die Denkſchrift vom 9. d. M. vorzulegen, 
hat ſich die Lage der Dinge in Deutſchland geändert. Nicht daß die 
politiſchen Anſichten Preußens irgend einen Wechſel erfahren hätten, 
aber die Ereigniſſe ſind fortgeſchritten. Die gährende Bewegung iſt 
in eine Kriſis ausgebrochen und Erſcheinungen, die man früher her⸗ 
annahen ſah, ſtehen jetzt als Thatſachen da. Die Deutſche National⸗ 
Verſammlung zu Frankfurt hat ihre Tage beſchloſſen; die Central⸗ 
gewalt, die mit ihr und durch ſie beſtand, kann fortan in ihrem bis⸗ 
herigen Verhältniß keinerlei Autorität mehr behaupten: ſie muß ſich 
entweder einer neuen Revolution hingeben, oder eine Stütze bei den 
noch aufrechtſtehenden Regierungen ſuchen. 

Preußen 17 alle Mittel und Wege, die zu einer Verſtändigung 
mit Frankfurt führen konnten, erſchöpft; der Bruch iſt geſchehen. 

Die Parteiführer der Republik (oder was daſſelbe richtiger be⸗ 
zeichnet: der Anarchie und des Umſturzes aller politiſchen und ſocialen 
Ordnung) haben ſich des Vorwandes bemächtigt: 

die von der Deutſchen National-Verſammlung aufgeſtellte 
Reichsverfaſſung gegen abſolutiſtiſche Reactions⸗Projecte zu 
vertheidigen. 

Dieſer Vorwand hat unter einem großen Theile der Deutſchen 
Volksſtämme Anklang gefunden. Während der Theil der Bevölkerung 
der Städte und einzelne Diſtricte, der jeder Art von Verführung 
leicht zugänglich iſt, alsbald die Gelegenhett ergriff, um Unfug zu 
beginnen, wurde ein anderer beſſerer Theil mit einem Schein von 
legaler Oppoſition bethört, und eine große Anzahl rechtlicher Leute 
dadurch paralyſirt und der Wucht der Aufrührer unterworfen: 

daß ihnen poſttive Anhaltspunkte zum Widerſtand gegen aus⸗ 
ſchweifende Forderungen und gegen die frechen Behauptun⸗ 
gen der Feinde fehlten. 

War doch den Deutſchen Landen eine Einheit und Freiheit ge⸗ 
währende Verfaſſung verheißen; wie ſollten denn die Völker nun der 
Erfüllung dieſer Verheißungen entſagen, oder ſie von einer unbeſtimm⸗ 
ten Zukunft in paſſiver Geduld abwarten? 
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Durch dies Motiv; find die Maſſen aufgeregt und gegen die Re⸗ 
gierung argwöhniſch gemacht worden, welche Stimmung dann leicht 
von Demagogen ausgebeutet werden kann. 

Der Revolution dieſen mächtigen Hebel zu entwinden, hält die 
Preußiſche Regierung für höchſt wichtig und nothwendig, um einen 
5 des Friedens, des Rechts und der Ordnung wiederher⸗ 
zuſtellen. 

Die meiſten der Deutſchen Regierungen hatten die National⸗ 
Verſammlung ihren Gang gehen laſſen, ohne ihren Uebergriffen ent⸗ 
gegenzutreten; das Verfaſſungswerk wurde in ſeinem letzten Stadium 
in ſtürmiſcher Haſt, inmitten mannigfacher Parteikämpfe, Transactionen 
und Coalitionen zum Ende gedrängt; ein Kaiſerthron, mit demokrati⸗ 
ſchen Inſtitutionen umgeben, ſollte aufgebaut werden, um die Einheit 
Deutſchlands ins Werk zu ſetzen. Nachdem die Krone abgelehnt wor⸗ 
den war, handelte es ſich um fo mehr um jene radıfal = bemofratifchen 
Projekte, und „Annahme der Reichsverfaſſung“ ward die Loſung der 
revolutionairen Partei. 

Mit der Ausführung der 196 Paragraphen, welche die National⸗ 
Verſammlung am 28. März d. J. als die Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs proklamirt hat, kann Deutſchland nicht beſtehen. Preußen hat 
nicht geſäumt, dies offen auszuſprechen. Mit dieſer Negation, ſo ein⸗ 
leuchtend ſie iſt, iſt jedoch die unabweisliche Aufgabe nicht gelöſt: an 
die Stelle des Unhaltbaren, etwas Haltbares, Mögliches, den Umſtän⸗ 
den Angemeſſenes, Heilſames zu ſetzen. 

Die Preußiſche Regierung kann ſich dieſer Aufgabe nicht entzichen: 
es handelt ſich dabei um ihre eigene Exiſtenz, denn die Preußiſche Mo⸗ 
narchie iſt zu eng durch mannigfache Bande mit andern Deutſchen Lan⸗ 
den verbunden, als daß ſie ſich aus der Gemeinſchaft trennen und 
iſoliren könnte. Selbſt abgeſehen von aller moraliſch⸗politiſchen Noth⸗ 
wendigkeit würde die geographiſche Geſtalt der Preußiſchen Lande ge⸗ 
nügend die Unmöglichkeit eines iſolirten Abſchließens darthun. 

So hat denn Preußen das Wort ergreifen müſſen, um in der 
Verwirrung der gemeinſamen Angelegenheiten einen Standpunkt und 
einen Weg zu gewinnen, auf welchem Friede und Ordnung wiederher- 

eſtellt werden können. Der König hat am 15. d. M. zum Preußiſchen 

lk geſprochen. Seiner Majeſtät Regierung hatte ſchon früher ihren 
Verbündeten ihre Anſichten mitgetheilt und ſie zur Mitwirkung für den 
gemeinſamen Zweck aufgefordert. 

Dieſe Mitwirkung iſt, der Natur der Verhältniſſe nach, verſchie⸗ 
dener Art. Am allerweſentlichſten verſchieden (wie keiner näheren Aus⸗ 
einanderſetzung bedarf) iſt die Mitwirkung und Unterſtützung, die 
Preußen von dem mächtigen Oeſtreich hofft, von der, welche wir den⸗ 
jenigen Verbündeten darbieten, die bereits den Stürmen der Revolution 
erlegen ſind, oder ihnen unfehlbar erliegen werden, wenn ſie keine 
Stütze finden. 

Den in den eigenen Landen und in den angränzenden Bundes⸗ 
ſtaaten vorkommenden Unordnungen glaubt die Preußiſche Regierung 
mit eigenen Mitteln abhelfen zu können; die * * im 
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ſüdweſtlichen Deutſchland vereinfachen die Behandlung der Dinge; der 
Aufruhr tritt in unbemäntelter roher Nacktheit den legitimen Regie⸗ 
rungen gegenüber, das verrätheriſche Treiben der Revolution verkörpert 
ſich, ſo daß es in offener Feldſchlacht au und beſiegt werden kann. 
Das iſt eine dem guten Recht günſtige Ausſicht, doch iſt dieſe Lage der 
Dinge nicht die allgemeine in Deutſchland, und es kommt im gegen⸗ 
wärtigen Moment nicht blos darauf an: den Unfug der ſogenannten 
republikaniſchen Regierung, wo ſolcher auftritt, zu ſteuern, ſondern dar⸗ 
auf: allen denjenigen Deutſchen Ländern, die ſich im Zuſtand innerer 
Erſchütterung befinden, eine Stütze und Hülfe zu gewähren. Die mo⸗ 
raliſch-politiſche Hülfe der K. K. Regierung iſt es, die wir dazu in 
Anſpruch nehmen, ohne von derſelben irgend ein Opfer zu verlangen. 

Aus den, in Erwiederung der Denkſchrift vom 9. d. M. erhalte- 
nen Mittheilungen, hat der Unterzeichnete mit tiefem Bedauern erſehen, 
wie die Anſicht ſeiner Regierung vom K. K. Kabinet nicht getheilt, die 
engere Vereinigung derjenigen Deutſchen Staaten, welche ſich dazu be⸗ 
wogen finden, zu einem Bundesſtaat, nicht für zweckmäßig gehalten, 
der Antrag einer feſten und einigen Union des Oeſtreichiſchen Kaiſer⸗ 
reichs mit dieſem Deutſchen Bundesſtaat abgelehnt wird. 

Was die Idee des beabſichtigten Bundesſtaats anlangt, ſo glaubt 
der Unterzeichnete, ſich auf die desfallſigen früheren Erklärungen ſeiner 
Regierung, insbeſondere auf die unterm 28. April d. J. an den Königl. 
Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Centralgewalt erlaſſene Depeſche, 
beziehen zu dürfen, um jeder Vorausſetzung von Willkür und von 
Mißachtung fremden Rechts zu begegnen. 

In Bezug auf die ablehnende Erwiederung auf die vier in der 
Denkſchrift aufgeſtellten Punkte, erlaubt ſich der Unterzeichnete, ohne in 
eine weitere Diskuſſion einzugehen, nur zu bemerken: daß der Abſchluß 
„einer bindenden Uebereinkunft“ mit dem allerdings noch nicht definitiv 
conſtituirten Bundesſtagt, der K. K. Regierung keinesweges angeſonnen 
worden iſt, ſondern daß unſer Antrag zunächſt dahin ging: 

daß die K. K. Regierung ihr Einverſtändniß mit der Bildung 
dieſes Bundesſtaats erklären möge. 

Noch weniger iſt von einer „Unterordnung“ Oeſtreichs, weder in 
Beziehung auf den Deutſchen Bundesſtaat und die Centralgewalt, 
welche deſſen gemeinſame Angelegenheiten leiten ſoll, und ohne welche 
er nicht beſtehen kann, noch auf die Union Oeſtreichs mit dieſem Bun⸗ 
desſtaat, welcher auf dem Prinzip völliger Rechtsparität und Reciprocität 
beruhen würde, die Rede. 

In Betreff der für den Augenblick dringlichſten Angelegenheit, 
nämlich der Uebertragung der bisher von Sr. Kaiſerlichen Hoheit dem 
Erzherzog Johann en proviſoriſchen Centralgewalt in andere 
Hände, erklärt das K. K. Kabinet ſich einverſtanden mit „der Noth⸗ 
wendigkeit der Schöpfung einer neuen Gewalt, welche aller ihre = 
tigkeit hemmenden Beſchränkungen entbunden, ſelbſtſtändig und kräftig 
den Bedürfniſſen zu entſprechen vermöchte, welche deren Einſetzung 
ee fordert.“ Doch walten Bedenken ob, dieſe Centralgewalt, 

r deren heilſame Wirkſamkeit ſelbſtſtändige Thätigkeit als die noth⸗ 
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wendige Bedingung erkannt wird, Preußen anzuvertrauen, und bet 
Antrag des K. K. Kabinets geht dahin: dieſe Centralgewalt, von deren 
kräftiger, dem Bedürfniß des Moments entſprechender 
Handhabung die Rettung eines anſehnlichen Theiles Deutſchlands 
vor den Gefahren des Umſturzes abhängt, in eine Trias zu ſpalten, 
von deren Beſchlüſſen (denen in jedem Falle Verhandlungen voran⸗ 
gehen müßten) die erforderlichen Schritte erſt beſtimmt werden würden. 
Preußen würde ſomit unerfüllbare Verpflichtungen übernehmen; es 
würde der Dispoſition über feine eigenen Kräfte entſagen und Mank- 
regeln im eigenen Gebiete von zeitraubenden Kommunikationen abhängig 
machen müſſen, einer Stellung, deren unberechenbare Nachtheile durch 
die zuverſichtlichſte Hoffnung des beſten Einvernehmens in den gegen⸗ 
wärtigen Umſtänden nicht aufgewogen werden können. Dies zuverſicht⸗ 
liche Vertrauen: daß die gefährliche Kriſis, in der ſich Deutſchland 
befindet, das ſegensreiche Einverſtändniß der beiden Regierungen nicht 
ſtören, ſondern befeſtigen möge, fehlt Preußiſcherſeits nicht. Der Auf⸗ 
trag, mit dem der Unter zeichnete beehrt worden iſt, giebt davon Zeug⸗ 
niß, welchen Werth Preußen auf die Zuſtimmung des K. K. Kabinets, 
ſelbſt einer unausweichlichen Nothwendigkeit gegenüber, legt. 

Die Hinzufügung eines dritten Gliedes in der Central-Gewalt 
würde jedenfalls ihre Wirkſamkeit noch mehr verzögern, da die vier 
Königlichen Regierungen ſich darüber einigen und vorausſichtlich meh⸗ 
rere Andere ſich eher verletzt als befriedigt durch dieſe Inſtitution 
fühlen dürften. 

Das Weſentliche für den Theil von Deutſchland, welcher der 
Wirkſamkeit einer einheitlichen Centralgewalt bedarf, beruht aber eben 
darauf: daß ſie von Einer Hand gehandhabt werde, um „der 
dringenden Gefahr des Augenblicks entgegenzutreten,“ wie die Denf- 
ſchrift vom 16ten den Charakter des Verhältniſſes ſelbſt bezeichnet. 

Preußen wird, wenn ſeine Vorſchläge ſich keines Beifalls zu er⸗ 
freuen haben ſollten, wenn alſo die von den Verhältniſſen geſtellte 
Aufgabe nicht erleichtert, ſondern erſchwert werden würde, doch jeden- 
falls das Bewußtſein behalten, die Pflicht eines treuen Verbündeten 
erfüllt zu haben, indem es ſich vertrauensvoll an das K. K. Kabinet 
mit einer offenen . ſeiner Anſichten und des Planes wandte, 
der nicht ſowohl freiwillig entworfen, als vielmehr durch die Ereig- 
niſſe vorgezeichnet iſt. 

Wenn, wie die Denkſchrift vom 16ten ſagt, Preußens Uebernahme 
der Centralgewalt, in Deutſchland wie auswärts, manches Mißtrauen 
rege machen, und der im Süden Deutſchlands gegen Preußen herrſchen⸗ 
den Stimmung durch Oeſtreichs Theilnahme an der Central-Gewalt 
pe Vorwand benommen werden würde, fo würde dieſe K ut und 

ankenswerthe moraliſche Unterſtützung doch unzweifelhaft durch die 
Zuſtimmung der K. K. Regierung vollſtändig gewährt, aber durch 
eine Theilung der Exekutiv-Gewalt im Moment des Handelns und in⸗ 
nerhalb ihres Wirkungskreiſes würde ihre Thätigkeit gehemmt und ſomit 
weder das Mißtrauen der Aengſtlichen, noch die Frechheit der Republi⸗ 
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kaner in dem Theile von Deutſchland, wo die Centralgewalt ihre Wirk⸗ 
ſamkeit entfalten ſoll, überwunden werden. 

Die Theilung irgend einer Macht, oder mit anderen Worten: die 
Theilnahme Mehrerer an gewiſſen Befugniſſen, läßt ſich unſtreitig in 
verſchiedener Weiſe denken; materielle, lokale, periodiſche Gränzen kön⸗ 
nen eine ſolche Theilung oder Verbindung bezeichnen; in einem Moment, 
wie der gegenwärtige, würde jedoch der Zweck einer Centralgewalt völ⸗ 
lig verfehlt werden, wenn ihr die Einheit der Aktſon fehlt. 

Wien, den 18. Mai 1849. 


(gez.) von Canitz. | 


An a 
den K. K. Oeſtreichiſchen Miniſter⸗Präſidenten ꝛt. 
Herrn Fürſten v. Schwarzenberg 
Durchlaucht. 


Promemoria 
des 
K. K. Miniſter⸗Präſidenten an den General- Lieutenant 
von Canitz. 


Wien, den 19. Mai 1849. 


Das Kaiſerliche Kabinet vermag nicht die Bedenken zu theilen, welche 
der Königlich Preußiſche General-Lieutenant Freiherr v. Canitz in ſei⸗ 
ner Denkſchrift vom heutigen Tage gegen die Vorſchläge erhoben hat, 
die von Seiten Oeſtreichs in Bezug auf die Bildung der für Deutſch⸗ 
ben ci errichtenden neuen proviſoriſchen Central-Gewalt gemacht wor- 
den ſind. 

Der Zweck, welcher es als gebieteriſche Nothwendigkeit erſcheinen 
läßt, eine ſolche Gewalt, ausgerüſtet mit möglichſt großer moraliſcher 
und materieller Kraft, ins Leben zu rufen, iſt die Bekämpfung der Re⸗ 
solution. Dieſe bedroht gleichmäßig alle Glieder der großen Staaten⸗ 
fürn und demnach iſt die Beſiegung derſelben ein gemeinſames Be⸗ 
dürfniß: 

Die mindermächtigen Regierungen Deutſchlands ſind bereits ſo 
weit gelähmt, daß fie ſchon ſelbſt zu Werkzeugen ihrer Feinde herab- 
geſunken ſind, und ſich verurtheilt ſehen, deren verbrecheriſchen Plänen 
die Weihe einer ſcheinbaren Geſetzlichkeit zu leihen, durch welche die 
Verwirrung aller Rechtsbegriffe auf das Höchſte geſteigert, alle Bande 
des Geſetzes vollends gelöſt werden müſſen. 

Nur auf Preußen, Oeſtreich und die Königlichen Höfe, welche der 
Macht ihrer Feinde bis jetzt noch zu widerſtehen vermochten, iſt der 
gefährdeten Geſellſchaft letzte Hoffnung geſtützt. 

Vereinzelt und auf ihre eigene Kraft beſchränkt, muß eine jede die⸗ 
fer Stützen, fo ſtark fie auch fein mag, brechen, und deren innige Ver⸗ 
bindung kann das wankende Gebäude noch vor dem Untergange retten. 

St wohl zu erwarten, daß dies nicht erkannt, und nicht endlich 
die ſchon fo theuer erkaufte Erfahrung fruchtbringend werden ſollte, daß 
die ganze Kraft unſerer Feinde nur auf deren Einigkeit beruht? 

Kann man aber dann nicht auch mit Zuverſicht darauf bauen, da 
die ſich mit Preußen zur Bildung einer proviſoriſchen Central-Hewa 
vereinigenden Mächte, in ihrem gewiß aufrichtigen Streben nach Er⸗ 
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reichung des gemeinſamen und großen Zweckes der Beſiegung der Anar⸗ 
chie, die Erfolge dieſes Strebens nicht durch kleinliche Rückſichten der 
Eigenliebe oder wohl gar der Selbſtſucht lähmen, und das einzige zum 
Ziele führende Mittel, die entſprechende Entfaltung aller zu Gebote 
ſtehenden Kräfte, in ſeiner Anwendung beſchränken follten? 

Wir können uns einer ſolchen Beſorgniß unmöglich hingeben, und 
hegen im Gegentheile die feſte Ueberzeugung, daß ein jeder der Ver⸗ 
bündeten ſeinen großen Beruf erkennend, und nur die gemeinſchaftliche 
Aufgabe im Auge behaltend, ſich dieſer willig opfern werde. 

Da Preußen, wie nicht zu verkennen iſt, die bedeutendſten Kräfte 
in den Kampf führt, wird ihm auch gewiß gerne ein dieſen wichtigen 
Leiſtungen entſprechender Einfluß auf die Verwendung der Geſammt⸗ 
macht gegönnt werden, während die Macht der Central⸗Gewalt durch 
den Eindruck mindeſtens verdoppelt wird, welchen der laut und offen⸗ 
kundig ausgeſprochene Entſchluß der erſten Deutſchen Regierungen, 
in inniger Eintracht den ihnen angebotenen Kampf durchführen zu 
wollen, nothwendig hervorbringen muß. 

Gezwungen gegen einen mächtigen und gefährlichen Volkswahn 
zu Felde zu ziehen, iſt den Regierungen die Theilnahme der Gutge⸗ 
ſinnten aller Stämme und deren enge Verbindung unentbehrlicher als 
je, um dem Bunde entgegentreten zu können, von welchem die Gefahr 
droht. Dieſe Theilnahme kann aber nur dann geweckt, dieſe Verbin⸗ 
dung nur dann zu Stande kommen und zu einer erfolgreichen werden, 
wenn die Regierungen ſich an deren Spitze ſtellen. 

Oeſtreichs Beitritt zu der Centralgewalt kann unmöglich das Ver⸗ 
trauen zu derſelben ſchmälern, es muß und wird dies Vertrauen nur 
noch erhöhen; denn auch die Kaiſerliche Regierung wünſcht Deutſch⸗ 
lands Einheit, und wird dieſelbe uneigennützig auf jede Weiſe zu be⸗ 
fördern ſtreben, wenn ſie auf geſeßmäßigem Wege, und nicht auf jenem 
der Empörung herbeigeführt wird. 

Dieſem nach liegt es, — wir wiederholen dieſe Zuſicherung noch- 
mals — durchaus nicht in unſerer Abſicht, durch den von uns gemach⸗ 
ten Vorſchlag der künftigen Geſtaltung Deutſchlands vorzugreifen. Die⸗ 
ſelbe möge ſich nach errungenem Siege frei entwickeln, und wird dies 
auch können, wenn wir nur erſt zur wahren Freiheit durch Bewältigung 
ihrer Feinde gelangt ſind. ) 

Wir glauben dargethan zu haben, daß die von uns vorgeſchlagene 
Bildung der Central-Gewalt deren Ausübung nicht beſchränken, dage⸗ 
gen aber deren Macht und Einfluß weſentlich vergrößern werde. 

Wir haben zugleich Bürgſchaften für die Zukunft gegeben, und 
rechnen daher auf Vertrauen für die Gegenwart. 

Daß dieſe drohend ſei, darüber klären uns die Vorgänge am Rhein, 
in Baden und in ſo manchen anderen Gegenden Deutſchlands auf. 
Daß dieſe Vorgänge aber nur das Vorſpiel der großen Ereigniſſe ſind, 
welchen wir entgegen gehen, iſt nicht minder gewiß, und daher eben ſo 
unverkennbar, daß ein raſcher Entſchluß dringend geboten ſei. 

Wenn Preußen und Oeſtreich denſelben faſſen, tritt auch in deſſen 
Aus führung keine Verzögerung ein, und wird dieſe in der von uns Alte 
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e Weiſe geſichert, indem das gemeinſchaftliche Auftreten dieſer 
eiden Höfe den engen und vertrauensvollen Anſchluß der übrigen zu 
Folge haben wird. 

Aber auch von den Gutgeſinnten unter den Völkern, deren Unter- 
ſtützung uns von hohem Werthe iſt, wird dieſer Beweis von Eintracht 
freudig begrüßt werden, denn nur er vermag den Süden Deutſchlands, 
in welchem die Sympathien für Oeſtreich noch lebhafter ſind, als man 
es ahnen mag, den nördlichen Brüdern aufrichtig zuzuführen. 
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Erlaß der Königl. Preußiſchen Regierung an den 
General-Lieutenant von Canitz. 


Eure Excellenz haben mit Ihrem Berichte vom 19ten d. M. die bei- 
den Denkſchriften vom 16ten ej. eingeſandt, welche der K. K. Miniſter⸗ 
Präſident Ihnen in Antwort auf das Memorandum vom Iteu d. M., 
welches unſere Vorſchläge an das K. K. Kabinet enthielt, zugeſtellt hat. 
Diefelben waren mir ebenfalls ſchon durch den K K. Gefandten am 
hieſigen Hofe, Freih. v. Proke ſch-Oſten mitgetheilt worden. 

Mit Bedauern hat die Königl. Regierung aus dieſen Schriftſtücken 
entnehmen müſſen, daß das K. K. Kabinet nicht glaubt, auf die von 
uns . Vorſchläge eingehen zu können, ſondern dieſelben in allen 
Punkten abzulehnen ſich genöthigt erachtet. Wir haben eben durch 
die Sendung Ew. ꝛc. bewieſen, welchen hohen Werth Se. Majeſtät 
der König ſowohl, als Seine Regierung auf die Erreichung des fo 
oft angeſtrebten Einverſtändniſſes mit Oeſtreich legte; und wir hatten 
gehofft, dadurch in Stand geſetzt zu werden, in dieſem Augenblick 
einer ernſten und entſcheidenden Kriſis, ſowohl den Kampf gegen die 
Revolution, als die Gründung eines neuen und kräftigen Deutſch⸗ 
lands in der innigſten Gemeinſchaft mit unſerem alten Verbündeten 
übernehmen zu können. Mit Schmerz ſehen wir dieſe Hoffnung für den 
Augenblick vereitelt, und ſo wenig wir dieſelbe auch für die nächſte Zu⸗ 
kunft aufgeben, doch für den gegenwärtigen Zeitpunkt, der kein Zögern 
und Aufſchieben des Handelns geſtattet, uns genöthigt, auf dem be⸗ 
tretenen Wege vorerſt allein vorzugehen. 

Wir haben uns auch durch die Argumente des K. K. Kabinets nicht 
überzeugen können, daß der von uns eingeſchlag eg nicht der rich- 
tige ſei. Auch wir ſind der unwandelbaren Ueb ng, daß das ge⸗ 
meinſam ins Auge gefaßte Ziel nur dann zu er n ſei, wenn das 
neue Verfaſſungswerk die Achtung der wohlerworbenen Rechte Aller, die 
Berückſichtigung und Förderung der ſtaatlichen und materiellen Intereſ⸗ 
ſen der Einzelnen als oberſten Grundſatz anerkenne; und unſer Plan 
iſt nicht etwa auf die Befriedigung einer augenblicklich in Selbſttäuſchung 
befangenen öffentlichen Meinung, ſondern auf die Bedürfniſſe der Zu⸗ 
kunft berechnet, für welche die Bürgſchaften ſeiner Dauer in ihm ſelber 
liegen müſſen. Wir haben nicht geglaubt, dem ſich kund gebenden 
Streben nach Einheit unbedingt und in vollem Maaße entſprechen z 
ſollen, um durch ein ſolches Zugeſtänduiß die empörten Leidenſchaften 
zu entwaffnen und für die Dauer zu feſſeln; aber wir haben es für 
unſere und aller Deutſchen Regierungen Pflicht gehalten, dieſes nicht 
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erſt geſtern erwachte, wohl aber durch die als Thatſache daſtehende 
iſis des Jahres 1848 zu lebendigerm Bewußtſein gebrachte Streben 
nach Deutſcher Einheit in ſo weit zu befriedigen, als es einem wahren 
und darum mächtigen Bedürfniß der Nation entſpricht. Das Vorhan⸗ 
denſein dieſes Bedürfniſſes wegläugnen zu wollen, wäre thöricht; es 
nicht zu befriedigen, hieße nur immer neue Kriſen für die Zukunft vor⸗ 
bereiten. Wir hatten daher um ſo mehr auf die Mitwirkung des 
K. K. Kabinets gehofft, als das Letztere ſelbſt dieſes Bedürfniß aner- 
kannt und demſelben nicht entgegentreten zu wollen mehrfach erklärt 
hat, wie daſſelbe auch noch in der neueſten Denkſchrift vom 16. d. M. 
wiederholt. 
Von den beiden Denkſchriften des K. K. Kabinets bezieht ſich die 
eine weſentlich auf unſere Vorſchläge über die künftige definitive Ge⸗ 
ſtaltung Deutſchlands und die Union mit Oeſterreich, die andere auf 
die augenblickliche Bildung einer centralen Leitung der Deutſchen An⸗ 
. welche die proviſoriſche Centralgewalt zu erſetzen be⸗ 
mmt ſei. 
I In Bezug auf den erften Punkt ift es nunmehr überflüſſig, in 
eine weitere Auseinanderſetzung einzugehen; es wird genügen, die 
Grundſätze noch einmal ſcharf ins Auge zu faſſen, von denen die Königl. 
Regierung ſich hat leiten laſſen, und alsdann die Stellung zu bezeich⸗ 
nen, welche wir nach der erfolgten Ablehnung unſerer Vorſchläge ein⸗ 
nehmen zu müſſen glauben. 
Die Geſichtspunkte, von denen wir bei unſern Vorſchlägen aus⸗ 
gingen, waren weſentlich folgende: g 
1. Für Preußen und die meiſten übrigen deutſchen Staaten iſt, 
um der eigenen Exiſtenz und der Möglichkeit einer freien innern Aus⸗ 
nes willen, die Bildung eines Bundesſtaates auf Grund und als 
Entwickelung des alten Bundes unabweislich, eines Bundesſtaates, der 
durch eine einheitliche Exekutivgewalt, welche die Rechte und die Mit⸗ 
wirkung der einzelnen Regierungen ſowohl, als eine kräftige Hand⸗ 
habung der centralen Befugniſſe ſichere, und durch eine nationale Ver⸗ 
tretung in Staatenhaus und Volkshaus ein neues inniges Band um 
die Deutſchen Stämme ſchlingen und nach innen wie nach außen die 
Nation als eine nicht einförmige aber einige Einheit darſtellen und auf⸗ 
treten laſſen können. b 
2. So ſehr wir wünſchten, alle Deutſchen Stämme in dieſem 
Bundeskörper verbunden zu ſehen, ſo glaubten wir doch anerkennen zu 
müſſen, daß die eigenthümliche Stellung Oeſtreichs ihm eine volle und 
unbedingte Theilnahme an demſelben nicht geſtatte. Wenn ſchon die 
Betrachtung der großartigen Weltſtellung Oeſtreichs und der ihm in 
der reichen Verbindung feiner mannichfaltigen Nationalitäten geworde⸗ 
nen Aufgabe dieſe Anerkennung forderten, ſo war ſie um ſo weniger 
abzuweiſen, nachdem die K. K. Regierung durch die We vom 
4. März d. J. die innigere Verſchmelzung dieſer Beſtandtheile und die 
einheitliche Entwickelung der großen Monarchie als das klar erkannte 
Ziel ihres Strebens deutlich und offen hingeſtellt hatte. Wir konnten 
nicht umhin, gelten zu laſſen, was das K. K. Kabinet ſelbſt ausge⸗ 
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ſprochen, daß nicht ein Theil dieſer Monarchie einer doppelten Geſetz⸗ 
gebung unterworfen ſein und an den Berathungen eines geſetzgebenden 
Körpers Theil nehmen könne, welcher ſeinen Schwerpunkt außerhalb 
jener Monarchie habe. 

Aus der Verbindung dieſer beiden Geſichtspunkte ging unſer Vor⸗ 
ſchlag hervor, die übrigen Staaten Deutſchlands zu einem Bundesſtaat 
mit einer einheitlichen, aber die freie Action wie die centrale Mitwir- 
kung der einzelnen Regierungen ſichernden Exekutivgewalt und einer 
National-Bertretung in Staatenhaus und Volkshaus zuſammenzufaſſen, 
und dieſen Bundesſtaat in das Verhältniß einer engen und unauflös⸗ 
lichen Union zur Oeſtreichiſchen Geſammt⸗Monarchie treten zu laſſen, 
einer Union, in welcher beide Glieder zuſammen nach außen als ein 
mächtiges und den Frieden Europas hütendes Ganzes erſcheinen, nach 
innen aber die Freiheit individueller Entwickelung bewahren ſollten. 

„Wir glaubten darin nicht eine Störung, ſondern nur eine natur⸗ 
gemäße und den Umſtänden angemeſſene Entwickelung des heilig gehal⸗ 
tenen alten Bundes zu ſehen. Wir glaubten, daß beide Glieder dieſer 
Union in derſelben die Bürgſchaft einer großen Zukunft, und die Keime 
einer reichen Entfaltung finden würden, und ſcheuten daher auch die 
Opfer nicht, welche durch die gegenſeitige Garantie und die Gemein⸗ 
ſamkeit der Politik nach außen auch uns in dieſem Verhältniß auferlegt 
werden konnten. Wir glaubten, daß auch die übrigen Europäiſchen 
Mächte eine ſolche Geſtaltung einer nur auf die Defenfive berechneten 
und angewieſenen, zur Erhaltung des Friedens mächtigen, zum Angriff 
niemals verlockten Union mit derſelben Geſinnung begrüßen würden, 
in der ſie einſt den Bund von 1815 als ein notßwenbiges Glied des 
großen Europäiſchen Staaten-Syſtems anerkannt hatten. 

Zu unſerm großen Bedauern hat die K. K. Regierung dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte nicht getheilt, oder wenigſtens nicht dieſelben Folgerun⸗ 
gen daraus gezogen. Wir unſererſeits können nicht umhin, mit feſter 
und wohlbegründeter Ueberzeugung an denſelben feſtzuhalten; und wir 
glauben uns auch jetzt der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß eine 
weitere Erwägung auch das K. K. Kabinet unſeren dargelegten An⸗ 
nahmen näher bringen dürfte. Wir haben unſere Anſicht offen und 
klar ausgeſprochen, und glauben nunmehr, da das K. K. Kabinet auf 
dieſe nicht eingehen zu können erklärt hat, von demſelben andere Vor⸗ 
ſchläge über die künftige Geſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen der 
Oeſtreichiſchen Geſammt- Monarchie und den der Vereinigung in einem 
Bundesſtaat a Deutſchen Staaten erwarten zu dürfen. 

Sollte die K. K. Regierung nicht geneigt ſein, ſolche Vorſchläge 
zu machen, oder ſollte es auf unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen, 
dies Verhältniß auf eine befriedigende Weiſe zu geftalten, fo wird alsdann 
noch immer der einfache und verbürgte Rechtsboden des Bundes von 
1815 übrig bleiben, auf welchem wir uns mit Oeſterreich die Hand 
reichen würden. Wir ſind eben ſo verpflichtet als berechtigt, die durch 
die Bundes-Akte bezeichneten Theile der Oeſtreichiſchen Monarchie als 
die integrirenden Theile dieſes Bundes anzuſehen, und wir zweifeln 
nicht, daß die Königl. Regierung von demſelben Geſichtspunkt ausgehe. 
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Ihr gegenüber werden wir mit unverbrüchlicher Treue an dem alten 
Bundes ⸗ Verhältniß feſthalten, und alle daraus entſpringenden Ver- 
pflichtungen im vollſten Umfange erfüllen. 
Auch jetzt entfernen wir uns nicht von dem Rechtsboden des 
Deutſchen Bundes, den wir als rechtlich fortbeſtehend zu erachten wieder- 
holt erklärt haben. Wir finden in dem Art. XI. der Gründungs⸗Akte 
deſſelben die Möglichkeit gegeben, das wirklich vorhandene Bedürfniß eines 
Bundesſtaats durch ein engeres Bündniß innerhalb des Bundes zu be— 
iedigen, ohne unſere Pflichten gegen den Letztern irgendwie zu ver 
eben. Wir werden daher nunmehr nicht zögern, mit denjenigen Staa⸗ 
ten, welche ſich uns anzuſchließen ſich bereit erklärt haben, über die 
Bildung des engern Bundesſtaates abzuſchließen, allen übrigen Staa⸗ 
ten aber den Beitritt offen zu erhalten. Wir werden alsdann die von 
den vereinten Regierungen gemeinſam berathene Verfaſſung dieſes Bun— 
desſtaates einer aus dem Umfange derſelben zuſammenzurufenden Ver— 
ſammlung zur Erklärung und Annahme vorlegen. Wir glauben dadurch 
allein, indem wir das wahre Bedürfniß des Volks befriedigen, und 
auf die Achtung alter Rechte und Anſprüche uns ſtützen, der Revolu⸗ 
tion ein Ziel zu ſetzen, und die lang dauernde Kriſis endlich wahesont 
abſchließen zu können; denn zu einem Abſchluß baldmöglichſt zu gelan- 
en und den ſchwankenden und unſichern Zuſtand, der einen ſo großen 
Theil Deutſchlands der völligen Auflöſung täglich näher führt, mit 
einem geſicherten Rechtszuſtand zu vertauſchen, liegt im dringenden 
Intereſſe Aller. 

Wenn das K. K. Kabinet ſich für jetzt nicht in der Lage geglaubt 
hat, mit uns „eine bindende Uebereinkunft abzuſchließen, in welche als 
weiterer Paciscent ein Bundesſtaat einzutreten hätte, der noch nicht 
gebildet iſt:“ ſo dürften dieſe Bedenken vielleicht wegfallen, wenn die 
von uns vorzuſchlagende Verfaſſung vorliegen wird, und die anderen 
Regierungen ſich darüber erklärt haben. Der K. K. Miniſter⸗Präſident 
hat die Ordnung der weiteren Verhältniſſe vom Oeſtreichiſchen Standpunkte 
aus ſelbſt als geeignet bezeichnet, weiteren Unterhandlungen vorbehalten 
zu bleiben, welche die ſich dermalen ergebenden Anſtände gewiß zur allſeitigen 
Befriedigung löſen würden. — Wir ſind willig, indem wir durch die Bildun 
des Bundesſtaats im engeren Kreiſe dem eigenen und dem Bedürfniß 
der Nachbarſtaaten genügen, in Beziehung auf Oeſtreich wie auf jeden 
anderen Staat, welcher beizutreten ſich nicht in der Lage findet, jenen 
Geſichtspunkt gelten zu laſſen, und vorerſt nur an dem Bundesverhält- 
niß von 1815 feſtzuhalten. 

Wir haben hiermit unſere Stellung klar bezeichnet. Während wir 
bereit ſind, mit der K. K. Regierung weitere Unterhandlungen über 
eine mögliche Baſis der Zukunft zu unterhandeln, ſtehen wir vorerſt 
für uns ſelbſt und mit den an uns angeſchloſſenen Regierungen oder 
dem ae dieſen gebildeten Bundesſtaat auf dem Boden des Bundes 
von + 


Was den Gegenſtand der zweiten Denkſchrift des K. K. Kabinets 
betrifft, nämlich die Erſetzung der proviſoriſchen Eentralgewalt durch 
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eine anderweitige centrale Leitung der Deutſchen Angelegenheiten, ſo 
erkennen wir die Stellung Oeſtreichs zu einer ſolchen centralen Gewalt 

vollkommen an, und können es nur in Uebereinſtimmung mit früheren 
Erklärungen finden, wenn Oeſtreich es für a erachtet, der 

von einer andern Macht ſelbſtſtändig geübten Gewalt unterzuordnen. 

Indem wir aber für den Augenblick die Leitung der gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten zu übernehmen uns bereit erklärt hatten, war es keines⸗ 

wegs unſere Abſicht, an die Stelle der jetzigen prob orf Central⸗ 
gewalt zu treten, oder irgend eine aus deren Befugniſſen oder den 
Rechten des früheren Bundestages herzuleitende Autorität in Anſpruch 

nehmen zu wollen. Es würde dies gerade der Auffaſſung der Verhält⸗ 

niſſe, namentlich zu Oeſtreich, wie wir ſie den Vorſchlägen zu einer 
künftigen Geſcaltung Deutſchlands zu Grunde gelegt, widerſprechen; es 
würde die Möglichkeit von Konflikten in Ausſicht ſtellen und uns eine 
Verantwertlichkeit auflegen, welche zu vermeiden wir nur wünſchen kön⸗ 
nen. Eine neue Central- Leitung der Angelegenheiten des Deutſchen 
Bundes kann unſeres Erachtens nur durch die gemeinſame Anerkennung 
von Seiten aller zu dieſem Bunde gehörigen Deutſchen Regierungen 
geſchaffen werden; und wir würden zu einer willkürlichen Uebernahme 
derſelben, als einer wirklichen Bundes-Autorität, ohne dieſes Anerkennt⸗ 
niß eben ſo wenig uns als irgend einen anderen Staat berechtigt er⸗ 
achten. Dieſe Berechtigung zur Leitung der Deutſchen Bundes⸗Ange⸗ 
genheiten würde auch der vielleicht zu erreichende Zutritt einzelner Re⸗ 
gierungen nicht hinreichend gewähren. N 5 

Wir können uns daher nicht verhehlen, welchen Schwierigkeiten in 
dieſem Augenblicke die Schöpfung einer neuen proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt für den ganzen Umfang des Staaten⸗Bundes von 1815 begeg⸗ 
nen würde — Schwierigkeiten, welche bei einigen Deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten aus den Kämpfen im Innern, bei anderen aus der einmal zur 
ee in Frankfurt eingenommenen Stellung hervor⸗ 
gehen. Ai 

So wenig wir ſelbſt es unter dieſen Umſtänden für möglich erach⸗ 
ten, daß Preußen allein die eigentliche Centralgewalt übernehme, ſo 
ſchwierig ſcheint es uns auch unter den gegenwärtigen Umſtänden, durch 
den von dem K. K. Kabinet vorgeſchlagenen Modus eine wirklich all⸗ 
gemeine anerkannte Centralgewalt zur Geltung zu bringen. Die Form 
eines Direktoriums würde überdies den Bedürfniſſen des Augenblicks, 
fee ein raſches und ungehindertes Handeln erfordern, wenig ent⸗ 
prechen. ' 

Wenn nun alſo in Folge dieſer eigenthümlichen und jedenfalls 
beklagenswerthen Verhältniſſe, der Deutſche Bund, obgleich faltiſch und 
rechtlich fortbeſtehend, eines Organes ermangelt und für die nächſte 
Zeit noch ermangeln muß, durch welches derſelbe den einzelnen Staa⸗ 
ten den erforderlichen Schutz gewähren könne, während der neue, von 
uns beabſichtigte Bundesſtaat noch nicht ins Leben getreten iſt: ſo 
ſcheint nichts übrig zu bleiben, als daß diejenigen Staaten, welche von 
der Auflöſung zunächſt bedroht find, ſich zu gemeinſamer Bekämpfung] 
der Gefahren in einem vorläufigen, durchaus freiwilligen Bündniß ver⸗ 


— 


— I — 


einigen, und unzal dieſes Bündniſſes die Leitung der gemeinſam zu 
treffenden Maßregeln demjenigen Staate übertragen, welcher durch ſeine 
ganze Stellung am meiſten befähigt iſt. Dies iſt es, was Preußen 
vorſchlagen und anſtreben zu müſſen geglaubt hat; und hierüber * 
mit den Königlichen Regierungen in Verhandlungen getreten. ur 
für diejenigen Staaten, welche ſich ihm freiwillig 01 ehen wollen, 
und nur auf Grund einer wirklichen und ausdrücklichen Uebertragung, 
iſt es bereit proviſoriſch auch die Leitung zu übernehmen; nicht in ir⸗ 
gend welchen ehrgeizigen Abſichten, ſondern nur in der feſten und durch 
vielfache Erfahrung bewährten Ueberzeugung, daß es nur ſo alle ſeine 
Hülfsmittel zum Beſten ſeiner Verbündeten zu entfalten im Stande 
ein werde, und daß eine wirkſame Kraft⸗Entwickelung nur dann ſtatt⸗ 

den könne, wenn die Leitung in Einer Hand liege. Ein ſolches für 
die gegenwärtige Lage zum Schutz der innern und äußern Sicherheit 
geſchloſſenes Bündniß wird weder den Rechten noch den Pflichten der 
Mitglieder des Deutſchen Bundes Eintrag thun, noch der zukünftigen 
Geſtaltung der Deutſchen Verhältniſſe in anderer Weiſe präjudiziren, 
als inſoweit die Theilnehmer dieſer vorläufigen Verbindung ſich ſchon 
jetzt freiwillig über die Grundzüge der Verfaſſung vereinigen, welche 
ſie den übrigen Regierungen gemeinſam zur freien Erklärung über ih⸗ 
ren Beitritt vorlegen wollen. 

Oeſtreich wird von den Gefahren, deren Bekämpfung wir bei 
Schließung dieſes Bündniſſes im Auge haben, zunächſt weniger be⸗ 
rührt; die Schwierigkeiten, mit denen es zu kämpfen hat, und denen 
zu begegnen es in dieſem Augenblick gerüſtet iſt, kommen von einer an⸗ 
dern Seite; es kann ſich gegen die um ſich greifende Auflöſung in 
Deutſchland in einer Weiſe abſchließen, in welcher kein anderer Deut- 
ſcher Staat, auch Bayern, auch Preußen nicht, es vermag. Es kann 
daher auch — ſelbſt abgeſehen von den Schwierigkeiten ſeiner innern 
Lage, — nicht von ihm gefordert und erwartet werden, daß es den 
aktiven Theil am Kampfe gegen die republikaniſchen und anarchiſchen 
Beſtrebungen in den übrigen Deutſchen Ländern nehme, zu welchem 
Preußen durch ſeine ganze Stellung berufen iſt. 

Erwarten zu dürfen aber glauben wir von der bundesfreundlichen 
Geſinnung der K. K. Regierung, daß ſie weder gegen den Abſchluß 
eines ſolchen vorübergehenden Bündniſſes Preußens mit den dazu wil- 
ligen Regierungen, noch gegen die Leitung der Angelegenheiten inner- 
fre diefes Bundniſſes durch Preußen Widerſtreben hegen oder Be- 
ürchtungen daran knüpfen könnte. Auf die moraliſche Unterſtützung 
von Seiten Oeſtreichs müſſen wir den größten Werth legen; und in 
dieſem Sinne erneuern wir den Wunſch, daß die K. K. Regierung 
ſich beſtimmt dahin ausſprechen möge, daß ſie der Bildung eines 
li und der Leitung deſſelben durch Preußen nicht ent⸗ 
gegen ſei. a l 

Wir glauben, daß alsdann eine weitere, den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechende und allſeitig befriedigende Entwickelung auf naturgemäßem 
Wege werde herbeigeführt werden können. 
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Wir rechnen darauf um I ficherer, je feſter wir überzeugt find, 
daß die, aus der Verſchiedenheit der Bedürfniſſe und Verpflichtungen 
ervorgehende Verſchiedenheit der Anfichten in einigen Punkten keinen 
inuß auf das freundſchaftliche Verhältniß und die innigen Beziehun⸗ 
gen üben könne, welche mit der K. K. Regierung fortwährend und zu⸗ 
nehmend zu pflegen unſer eifriges und aufrichtiges Beſtreben ſein wird. 
Indem wir zunächſt die Bande feſthalten, welche Oeſtreich mit Preußen 
und dem übrigen Deutſchland im alten Bunde verknüpfen, dürfen wir 
hoffen, daß die Zukunft dieſelben nur immer enger und feſter ziehen 
werde. 

Ew. Exzellenz wollen dieſe Erklärungen der Koͤniglichen Regierun 
zur Kenntniß der K. K. Regierung bringen, und alsdann die Kidreif 
hierher antreten. 

Berlin, den 25ſten Mai 1849. 


Der Miniſter⸗Präſident. 
(gez.) Graf von Branden burg. 


An 
den Königl. General-Lieutenant 
und Geheimen Staats⸗Miniſter 
>, Herrn Freiherrn v. Canitz 
cellenz 
zu 
Wien. 
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Erlaß der Königl. Preußiſchen Regierung an den Königl. 
Geſandten Grafen von Bernstorff in Wien. 


w. Hochgeboren überſende ich in der Anlage die Eröffnung, welche 
die Königl. Regierung heute in ihrem eigenen, wie im Namen der 
Königl. Regierungen von Sachſen und Hannover, in Bezug auf die 
Deulſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit an ſämmtliche Deutſche Regierun⸗ 
en richtet. Ich erſuche Sie, dieſelbe in offizieller Weiſe dem K. K. 
abinete mitzutheilen. 

Indem wir dieſe Vorlage auch an die Oeſtreichiſche, wie an alle 
übrigen Deutſchen Regierungen gelangen laſſen, erfüllen wir eine Pflicht, 
tl uns durch die Natur der Mittheilung vorgeſchrieben wird; aber 
wir verkennen dabei nicht, daß die Stellung des K. K. Kabinets zu 
dieſen Vorſchlägen eine weſentlich andere iſt, als die der übrigen Re- 
gierungen, in formeller wie in materieller Hinftcht. 

Die weſentlichen Grundzüge dieſer Vorlage in ihren Hauptpunk⸗ 
ten ſind dem K. K. Kabinet theils durch unſere früheren Mittheilungen, 
theils durch die Anweſenheit des K. K. Geſandten bei den einleitenden 
Berathungen ſchon bekannt; und wenn es bis jetzt noch nicht möglich 

eweſen iſt, auch für das definitive Ergebniß Einverſtändniß und Zus 
immung der K. K. Regierung zu erzielen, fo haben wir doch die be- 
ruhigende Gewißheit, daß dieſelbe über die Anſichten und Geſinnungen 
der Königl. Regierung wie ihrer Verbündeten, nicht im Zweifel ſein 
kann und daher auch in der Lage iſt, ihnen volle Gerechtigkeit wider- 
fahren zu laſſen. Wir find in dieſer ganzen Verhandlung mit der ver- 
trauensvollſten Offenheit zu Werke gegangen, und glauben, daß wir da⸗ 
durch am ſicherſten den Weg zur Verſtändigung gebahnt haben. 
Durch die Sendung des General-Lieutenants Freiherrn von Ca⸗ 
nitz haben wir dem K. K. Cabinete die Grundzüge unſerer Anſicht über 
die Stellung vorlegen laſſen, welche wir als der Würde und thatſäch⸗ 
lichen Bedeutung der Oeſtreichiſchen Monarchie am angemeſſenſten er⸗ 
achteten. Das Kaiſerl. Kabinet hat darauf zunächſt eine ablehnende 
Antwort ertheilen zu müſſen geglaubt, und namentlich hervorgehoben, 
daß es ſich noch nicht über fein Verhältniß zu einem Bundesſtaate aus- 
ſprechen könne, deſſen Charakter und Verfaſſung noch nicht a 
Dies hat für uns nur ein Grund mehr fein können, mit dieſen be- 
ſtimmt formulirten Vorſchlägen hervorzutreten; und es liegt nun in 
der Hand des K. K. Kabinets, dieſelben zu prüfen, und danach ſich zu 
erklären, wie es fein Verhältniß zu dieſem Bundesſtaat, falls derſelbe 
in der von uns vorgeſchlagenen Weiſe in's Leben tritt, zu geſtalten 
beabſichtigt. Wir haben der Löſung dieſer Frage in keiner Weile prä- 
abi. 2 
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Es wird kaum nöthig ſein, die Motive näher auszuführen, welche 
die Königl. Regierung, wie die Regierungen von Hannover und Sachſen 
bewogen haben, ſich zu dieſer gemeinſamen Maaßregel zu verbinden. 

ie Gefahren, welche der inneren und äußeren Sicherheit Deutſche 

taaten drohen, liegen klar zu Tage; ein Theil Deutschlands iſt in 
voller Auflöſung begriffen, und es iſt dringend nothwendig, der weite⸗ 
ren Ausbreitung dieſer Anarchie entgegenzutreten; der Centralgewalt in 
Frankfurt aber, welcher durch das falſche Verhältniß, in das ſie zu der 
rechtlich nicht mehr beſtehenden Nationalsverſammlung gerathen, die 
Baſis und jeder feſte Halt entzogen iſt, ſtehen die Mittel nicht mehr zu 
Gebote, den Kampf gegen die Anarchie und Revolution mit Nachdruck 
und Erfolg durchzuführen. Längeres Zögern aber wäre verderblich ge⸗ 
weſen. Sie Stimme der Nation verlangt ein raſches und energiſches 
Handeln; ſie verlangt, von dem Unheil der Anarchie errettet zu werden, 
welche auf einigen Theilen Deutſchlands ſchon mit allen ihren furcht⸗ 
baren Folgen laſtet, andere in nächſter Nähe bedroht; ſie verlangt aber 
auch, aus dem unklaren, ungewiſſen und zerſplitterten Zuſtande, aus der 
Ungewißheit über die Geſtaltung Deutſchlands herauszukommen. Die 
Regierungen von Preußen, von Hannover, von Sachſen haben dieſe 
Stimme der Nation, die ſich in ihren eigenen Ländern zunächſt laut 
und unzweideutig ausſpricht, nicht überhören dürfen; ſie iſt mächtig und 
unabweislich, weil ſie ein wahrhaft vorhandenes Bedürfniß ausdrückt. 
Noch blickt in dieſen Ländern das Volk mit Vertrauen und Zuverſicht 
auf die Regierungen; es erwartet von ihnen jetzt, daß ſie die Frage 
löſen. Dies Vertrauen darf nicht getäuſcht werden; in längerem Hin⸗ 
halten aber würde es eine Täuſchung ſehen; und ſo haben jene drei 
Regierungen ſich entſchließen müſſen, ohne Zaudern wenigſtens unter 
einander ſich zu vereinigen, um den Verſuch zur Löſung der großen 
Frage zu machen. 

Das K. K. Kabinet wird dieſe Motive zu würdigen wiſſen. Wenn 
Oeſtreich ſelbſt zunächſt von den Gefahren weniger berührt wird, welche 
von der Agitation, die den Vorwand aus der Deutſchen Einheit und 
Reichsverfaſſung hernimmt, ausgehen, ſo wird die Kaiſerl. Regierung 
die verſchiedene Lage, in der Preußen und die ihm benachbarten Staa⸗ 
ten ſich befinden, nicht verkennen. 

Sie wird in dem Bündniſſe, welches dieſe Staaten geſchloſſen, in 
dem Vorſchlage, welchen ſie den Deutſchen Regierungen zur rüfung 
vorlegen, nichts finden, was dem zu Recht beſtehenden und von uns 
heilig gehaltenen Deutſchen Bunde, oder was dem freundſchaftlichen 
Verhältniſſe, in welchem alle drei Regierungen mit Oeſterreich ſtehen, 
nicht entſpräche. Die Bundesverträge von 1815 werden dadurch nicht 
verletzt oder in ihrer Wirkſamkeit gehindert; es iſt vielmehr auf Grund 
derſelben und innerhalb des von ihnen ſelbſt vorgezeichneten Kreiſes, daß 
die Verbindung geſchloſſen iſt. | 

Eben fo wenig kann in der Leitung, welche für die gemeinſamen 
Maßregeln der verbündeten Regierungen an Preußen übertragen 1 
irgend etwas gefunden werden, das eine Kolliſion mit beſtehenden Rech⸗ 
ten befürchten ließe. Es iſt eine freie Uebertragung innerhalb der be⸗ 
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ſtimmten Zwecke des geſchloſſenen Bündniſſes; und wir wünſchen aus⸗ 
drücklich jedem Mißverſtändniß zu begegnen, als follte oder wollte Preu⸗ 
ßen, in Folge dieſer ihm ne Leitung an die Stelle der bis⸗ 
herigen Centralgewalt für die allgemeinen Angelegenheiten des Deut- 
ſchen Bundes treten. Preußen will nur für ſich und ſeine Verbündete 
handeln, ſoweit dieſelben ihm ausdrücklich Vollmacht geben und ſeine 
Aushülfe in Anſpruch nehmen. N 

Die Königl. Regierung kann ſich freilich nicht verhehlen, daß die 
bis jetzt beſtandene Centralgewalt nicht mehr fähig iſt, ihre Aufgabe zu 
erfüllen. Ueber die Erſetzung derſelben durch ein neues, wenn auch 
zunächſt nur proviſoriſches leitendes Organ für die allgemeinen Bun⸗ 
des⸗Angelegenheiten aber, welches mit der geſetzlichen Autorität beklei- 
det ſei, die früher dem Bundestag, jetzt dem Reichsverweſer zukam, 
wird ſie zu einer Verſtändigung mit dem K. K. Kabinet, wie mit den 
übrigen Deutſchen Regierungen gern die Hand bieten. 

Für den Augenblick forderte eine unabänderliche Nothwendigkeit 
zum Handeln, zunächſt im eigenen nächſten Kreiſe auf, zur Abwehr der 
unmittelbar drohenden Gefahren, zum Verſuch einer Schöpfung, welche 
einen feſten Halt in den Stürmen böte. 

Welches Gewicht Preußen, wie die ihm verbündeten Regierungen 
auf die a ge legen würden, die Defterreich ihnen auch hiexbet 
angedeihen laſſen kann, bedarf keiner weiteren Andeutung. öge die 
K. K. rang ſich entſchließen, ihre Zuſtimmung zu dem Schritt, 
den dieſe Staaten thun zu müſſen geglaubt, auszuſprechen, — und die 
Wirkung wird für ganz Deutſchland die allergünſtigſte und förderlichſte 
ſein! und vor einem ſolchen Einverſtändniß der mächtigſten Regierun⸗ 
gen, welche zu gleicher Zeit Bürgſchaften für die Aufrichtigkeit ihres 
Strebens nach Deutſcher Einheit und Freiheit gegeben haben, würde 
Anarchie und Revolution bald das Feld räumen müſſen. 

Indem wir mit ganzer und zutrauensvoller Offenheit und Auf- 
richtigkeit der K. K. Regierung die Hand geboten und dieſelbe fort- 
während von unſeren Schritten in Kenntniß erhalten haben, glauben 
wir von derſelben nun auch erwarten zu dürfen, daß ſie nicht allein 
unſer Verfahren anerkennen, ſondern uns jest auch mit einer offenen 
Darlegung ihrer eigenen Anficht über das Verhältniß entgegenkommen 
werde, welches ſie für ihre Monarchie zu uns und den uns verbünde— 
ten Staaten einzunehmen gedenkt. Wir haben unſere Anſicht darüber 
dargelegt; aber wir haben es uns zugleich zur ſtrengen Aufgabe ge⸗ 
macht, durch unſere Vorſchläge dieſem Verhältniß in keiner Weiſe zu 
präjudiziren, ſondern daſſelbe der weiteren Verſtändigung offen zu hal⸗ 
ten und im Uebrigen nur zuerſt dem nächſten unabweisbaren Bedürf⸗ 
niß zu genügen. 

Daß dieſe Verſtändigung erreicht werde, daran dürfen wir um ſo 
weniger zweifeln, je mehr wir einerſeits überzeugt ſind, daß die K. K. 
Regierung mit uns das lebhafteſte Intereſſe an einer dem wahren Be⸗ 
dürfni . gen Neugeſtaltung Deutſchlands theile, andererſeits 
niemals unterlaſſen werden, der eigenthümlichen Stellung und in gro⸗ 
ßen Aufgabe der großen Deſtreichiſchen Mmaabinpolle Aeric chtigung 
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widerfahren zu laſſen, wie wir auch das feſte Vertrauen hegen, daß 
die K. K. Regierung den Bedürfniſſen und Elementen, welche Preu- 
ßens Stellung bedingen, gleiche Rechnung tragen werde. 

Ew. ꝛc. wollen die fragliche Eröffnung mit dieſen Erläuterungen 
dem K. K. Kabinet zugehen laſſen. 


Berlin, den 28. Mai 1849. 


(gez.) Graf von Brandenburg. 


An ‚119 
den Königlichen Geſandten ꝛc. 
Herrn Grafen v. Bernstorff N 
Hochgeboren I | 
zu Wien. Ian 109, ag U 


Nachtrag 


zu den 


Aktenſtücken, 


betreffend 


das Bündniß vom 26ſten Mai und die Deutſche 
Berfafjungs - Angelegenheit. 


5 


= 


Die Königliche Regierung ſieht ſich noch zu einer nachträglichen Mit- 
theilung an die Kammern in Betreff der Vorlagen über die Deutſche 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit veranlaßt. 

Es betrifft dieſelbe die Seite 115. der Aktenſtücke abgedruckten 
„Grundlinien zu einer Unions⸗Akte.“ 

Es iſt dabei zur Sprache gekommen, daß dieſelben nicht in ihrer 
—.— Vollſtändigkeit in Wien Gegenſtand der Verhandlungen ge- 
worden. 

Dies iſt in ſofern richtig, als, nachdem gleich zu Anfang das 
Prinzip der Union von dem K. K. Kabinete abgelehnt war, die 
näheren Beſtimmungen über die Ausführung und die Or- 
gane derſelben nicht mehr zur Sprache zu bringen waren. 

Der Königliche Spezial- Bevollmächtigte, Freiherr von Canitz, 
hatte ſich nämlich gleich in ſeinen erſten Unterredungen, in denen das 
Projekt im Ganzen durchgeſprochen worden, überzeugt, daß der $. 9. 
und die damit zuſammenhängenden Beſtimmungen auf weſentliche Schwie- 
rigkeiten ſtoßen würden, und daher, um die Unterhandlungen zu er⸗ 
leichtern, dem Entwurfe, indem er ihn ſchriftlich vorlegte, eine allge- 
meine Faſſung gegeben, in welcher im §. 9. nur das Prinzip ausge- 
ſprochen wurde, daß die Politik der Union eine gemeinſame ſein ſolle, 
die nähere Ausführung der weiteren Verhandlung, falls dies Prinzip 
angenommen würde, vorbehaltend. 

Die Königliche Regierung hält es für angemeſſen, um jeder Miß⸗ 
deutung vorzubeugen, auch dieſe Faſſung noch nachträglich den Kam- 
mern vorzulegen. 

Das ebenfalls anliegende Schreiben des Freiherrn von Canitz 
erläutert den Sachverhalt. Auch die in demſelben angezogene vertrau- 
liche Inſtruktion, durch welche der Königliche Bevollmächtigte ſich zu 
jener Faſſung berechtigt erachten durfte, nimmt die Regierung keinen 
Anſtand, den Kammern vollſtändig mitzutheilen. 

Die urſprünglich abgedruckten „Grundlinien“ enthalten den Ent⸗ 
wurf der Königlichen Regierung, wie er dem Königlichen Bevollmäch— 
tigten mitgegeben, und gleichzeitig zur Kenntniß des hieſigen Kaiſerlich 
Oeſtreichiſchen Geſandten gebracht worden iſt, und wie es die Regie⸗ 
rung für Pflicht gehalten hat, ihn den Kammern ausführlich darzule⸗ 
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en. Die allgemeinere Faſſung iſt ihr erſt jetzt von Wien aus 7 2 
ommen, indem der Königliche Bevollmächtigte, nachdem durch die Ab⸗ 
lehnung der Union im Prinzip die Sache einmal von vorn herein ent⸗ 
ſchieden war, denſelben einzuſenden für nicht wo gehalten hatte. 
Obgleich das Weſen der Verhandlung dadurch nicht berührt wird, hat 
die Regierung doch auch dieſe Mittheilung zur Vervollſtändigung der 
Aktenſtücke nicht unterlaſſen wollen. . 


Berlin, den 10ten September 1849, 


von Schleinitz. 
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Grundlinien zu einer Unions⸗Akte. 


1. Die Deutſche Union iſt ein unlöslicher völkerrechtlicher Bund 
und beſteht aus: 

a) der Oeſtreichiſchen Monarchie, 
b) dem Deutſchen Bundesſtaate. 

Die Verhältniſſe von Poſen, Schleswig-Holſtein und Luxemburg⸗ 
Limburg in der Union, werden durch Zuſatz- Verträge geordnet. 

2. Der Austritt aus der Union ſteht keinem Gliede frei; die Auf⸗ 
nahme neuer Glieder erfordert die Zuſtimmung ſämmtlicher anderen, 
Veränderungen in dem gegenwärtigen Beſitzſtande der Uniond = Glieder 
können keine Veränderung in den ae und Pflichten derſelben in 
Bezug auf die Union bewirken; freiwillige Abtretungen einzelner Theile 
des Unions⸗Gebiets bedürfen der Zuſtimmung der Union. 

3. Der Zweck der Deutſchen Union iſt die Erhaltung der Sicher- 
heit, ſo wie der gegenſeitigen Wohlfahrt ihrer Glieder. 

4. Zwiſchen den Gliedern der Union beſteht ewiger Friede; Strei- 
tigkeiten zwiſchen beiden ſind auf Anrufen jedes Theils an einen der 
obersten Gerichtshöfe, als Auſträgal-Inſtanz zu verweiſen. 

5. Das Unions⸗Gebiet iſt dem Auslande gegenüber in fofern ein 

emeinſames, daß jeder Angriff auf daſſelbe, von welcher Seite er 
omme, und welchen Theil der Grenzen er bedrohe, ſtets mit gemein- 
ſchaftlichen Kräften zurückgewieſen wird. 

6. Wenn eines der beiden Glieder ſich zu einem Angriffskriege 
genöthigt erachten ſollte, fo liegt ihm ob, dem anderen Theile die Ueber 
zeugung zu geben, daß dieſer Krieg durch das Geſammt-Intereſſe der 
Union geboten ſei. Nur unter dieſer Vorausſetzung wird der Krieg 
eine gemeinſame Sache der Union. 

7. Die gegenfeitigen Leiſtungen beider Glieder der Union in den 
unter 5 und 6 angedeuteten Fällen, werden durch eine beſondere Ueber— 
einkunft im Voraus geregelt. 

8. Die beiden Glieder der Union behalten das Recht der Bünd— 
niſſe und Verträge mit auswärtigen Staaten, ohne daß hieraus eine 
Ver Eng, für die Union erwachſe. Keine Verbindung dieſer Art 
darf jedoch Beſtimmungen enthalten, welche die Sicherheit der Union 
und ihrer Glieder irgend wie gefährden. 

9. Die Politik der Union wird als eine gemeinſame betrachtet 
und behandelt. f a 
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10. Sämmtliche Konſulate werden von der Union beſtellt und in 
deren Namen verwaltet. 

11. Die bisherigen Bundes ⸗Feſtungen gehen in das Eigenthum 
und in die Verwaltung der Union über. 

12. Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffnet, um die 
möglichſte Gemeinſchaft zwiſchen beiden Gliedern ber Union in Bezug 
auf Freizügigkeit, gerichtliche Hülfe, Befreiung des Verkehrs, Han⸗ 
ls Vene Schifffahrt, Poſten und Eiſenbahnen, Münzen, Maaß 
15 Gewicht, Auswanderungen ꝛc. durch beſondere Vertrage zu er⸗ 
zielen. 


* 
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C. 
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Ew. Excellenz haben die Güte gehabt, mir mitzutheilen: daß von Sei⸗ 
ten des Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Kabinets eine Differenz hervorgeho⸗ 
ben wird, die zwiſchen den „Grundlinien zu einer Unions⸗Akte“, wie 
ſolche sub No. 23. Pag. 115. der den beiden Kammern der Abgeord⸗ 
neten vorgelegten „Aktenſtücke“, und dem von mir im Mai d. J. dem 
Kaiſerlichen Miniſter⸗Präſtdenten, Fürſten Schwarzenberg, über⸗ 
gebenen, dieſelbe Angelegenheit betreffenden Entwurf, ſtattfindet. 

Die Thatſache iſt in ſoweit richtig, als ich, nachdem ich alsbald 
nach meiner Ankunft in Wien die beſtimmte Ueberzeugung gewonnen 
hatte, daß das Projekt, ſo wie es gefaßt war, nicht zur Ausführung 
kommen würde, diejenige Modification vornahm, zu der mich die ver⸗ 
trauliche Inſtruction vom 10. Mai autoriſirte. 

Es heißt nämlich darin — wie Ew. Excellenz ſich aus dem ohne 
Zweifel bei den Akten befindlichen Concept überzeugen wollen, in Be⸗ 
zug auf den Iten Punkt der Grundlinien: „Wir haben dieſe Beſtim⸗ 
„mung der Natur der engen und untrennbaren Union, welche wir im 
„Auge haben, am angemeſſenſten erachtet. Sollte aber dieſelbe Oeſtrei⸗ 
„chiſcher Seits Anſtand finden, und das Kaiſerlich Königliche Kabinet 
„mehr geneigt fein, jedem der beiden Unions-Glieder die felbftftän- 
„dige Vertretung durch ſtändige Geſandtſchaften zu erhalten, ſo 
„ſind wir nicht der Anſicht, auf unſerm Vorſchlage beharren zu müſſen, 
„ſondern würden auch auf eine veränderte Beſtimmung eingehen. 
„Ew. Excellenz wollen alſo eine verſchiedene Auffaſſung 
„aſſen Punktes kein Hinderniß des Abſchluſſes ſein 
„laſſen.“ 

Da ich nun in meiner erſten Unterredung mit dem Kaiſerlichen 
Miniſter keinen Zweifel darüber hegen konnte, daß der Ite Punkt nicht 
angenommen werden würde, ſo ließ ich ihn fort und ſubſtituirte ſtatt 
deſſen den Satz: 

„Die Politik der Union wird als eine gemeinſame betrachtet und 
behandelt.“ Mit dem Wegfall dieſes ten Punktes verlor der 14te und 
15te Punkt — (das Directorium, ſowie es in den Grundlinien gedacht 
iſt) — ſeine Bedeutung; ſie fehlten demnach auch in dem von mir 
übergebenen Entwurf. 

Dieſe Modificationen haben indeſſen auf die Entſchlüſſe des Kai- 
ſerlichen Kabinets durchaus keinen Einfluß haben können, da der Kai- 
ſerlich Königliche Miniſter neben meiner Vorlage die in Berlin ent- 
worfenen Grundlinien, die dem Kaiſerlich Königlichen Geſandten mit— 

etheilt worden waren, in Händen hatte, mithin keinen Zweifel darüber 
daben konnte, daß es lediglich von ihm abhinge, auf die Berliner Re- 
daction zurückzukommen, wenn überhaupt in den Unions⸗Antrag einge⸗ 
gangen werden ſollte. 
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Die Antwort des Kaiſerlichen Kabinets war aber pure ablehnend, 
ohne ſich in irgend eine ſpezielle Diskuſſion über den Antrag einzulaſ⸗ 
ſen, wie die Denkſchrift vom 16. Mai klar und deutlich beweiſt. Die 
definitive Regulirung der Deutſchen — one ſollte ſpäterer Ver⸗ 
handlung vorbehalten bleiben, und zunächſt nur über die proviſoriſche 
Centralgewalt verhandelt werden, deren Fortbeſtehen in ihrem bisheri⸗ 
ane ande damals auch in Wien als rechtlich unmöglich anerkannt 
wurde. 5 


Berlin, den 7ten September 1849. 


(gez.) von C anitz 


Sr. Exeellenz u me mee u 4165 
Herrn Freiherrn von Schleinitz. e ene ung 
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Ew. ꝛc. find durch mein heutiges Schreiben und die, daſſelbe beglei- 
tende Denkſchrift von den Anſichten der Königlichen Regierung unter- 
richtet und in Stand geſetzt, die Verhandlungen mit dem K. K. 
Oeſtreichiſchen Kabinet über die Bildung eines Deutſchen Bundesſtaats 
und einer Union deſſelben mit der Oeſtreichiſchen Geſammt-Monarchie 
zu eröffnen. Ich füge demſelben noch vertraulich einige nähere Bemer- 
kungen in Bezug 25 zwei Punkte der Denkſchrift hinzu, welche Ew. ꝛc. 
von Wichtigkeit für die Unterhandlung ſein können. 

Wir haben in der Denkſchrift die Erwartung ausgeſprochen, daß, 
wenn die K. K. Regierung die Grundzüge der Union annehme, ſie 
ihren hieſigen Geſandten ermächtigen werde, darauf hin mit Preußen 
abzuſchließen. N 1 

Es kann uns aber nur angenehm und in jeder Weiſe für die För- 
derung der Angelegenheit willkommen ſein, wenn der K. K. Miniſter⸗ 
Präſident, ſofern er unſerer Hoffnung gemäß, mit unſern Vorſchlägen 
einverſtanden iſt, ſich geneigt zeigen ſollte, gleich dort mit Ew. ꝛc. defi⸗ 
nitiv abzuſchließen, und ſind Ew. ꝛc. vollkommen ermächtigt, falls ſich 
dazu die Ausſicht eröffnet, in angemeſſener Weiſe darauf hinzuarbeiten 
und die Angelegenheit dort zum Abſchluß zu bringen. 

In dem, der Denkſchrift angegebenen Entwurf einer Unions-Akte 

lautet der gte Punkt: 
„Die Union ernennt und beglaubigt ſämmtliche ſtändige Ge- 
ſandten im Auslande. Der, durch dieſe Miſſtonen gehende 
völkerrechtliche Verkehr wird im Namen und im Auftrage der 
Deutſchen Union geführt; die Geſandtſchaften empfangen von 
der Union ihre Inſtruktionen und berichten an dieſelbe. Die 
Beſetzung der diplomatiſchen Poſten geſchieht nach einem, zwi— 
ſchen beiden Unionsgliedern beſonders zu regelnden Turnus.“ 

Wir haben dieſe Beſtimmung der Natur der engen und untrenn⸗ 
baren Union, welche wir im Auge haben, am angemeſſenſten erachtet. 
Sollte aber dieſelbe Oeſtreichiſcher Seits Anſtand finden und das K. K. 
Kabinet mehr geneigt fein, jedem der beiden Unionsglieder die ſelbſt— 
ſtändige Vertretung durch ſtändige Geſandtſchaften zu erhalten, ſo ſind 
wir nicht der Anſicht, auf unſerm Vorſchlage beharren zu müſſen, ſon⸗ 
dern würden auch auf eine veränderte Beſtimmung eingehen. Ew. ꝛc. 
wollen alſo eine verſchiedene Auffaſſung dieſes Punktes kein Hinderniß 
des Abſchluſſes ſein laſſen. 

Ueber andere etwaige Differenzen und Modifikations-Vorſchläge, die 
vom K. K. Kabinet ausgehen möchten, ſehe ich, ſofern ſie nicht durch 
unmittelbare Verhandlung Ew. ꝛc. an Ort und Stelle ſich erledigen 
laſſen, gefälliger Mittheilung entgegen. 
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Sollte der K. K. Miniſter-Präſident wünſchen, die Anſichten der 
Königlichen i über die Art zu kennen, wie ſie die Oberhaupts⸗ 
Frage innerhalb des Bundesſtaates zu behandeln denkt, fo find Ew. ꝛc. 
ermächtigt, ihm dieſelben vertraulich mitzutheilen, wie ſie Ew. ꝛc. bekannt 
und in dem anliegenden Entwurf eines betreffenden Artikels der Reichs⸗ 
verfaſſung 3 ſind, wobei ich nur daran erinnere, daß dies nur 
ein noch nicht zur Beſprechung mit andern Regierungen gekommener, 
vorläufiger Entwurf iſt. 

Berlin, den 10ten Mai 1849. 


Graf von Brandenburg. 


An 
den Königlichen General⸗Lieutenant sc. 
Herrn Freiherrn v. Canitz, 
Excellenz, 
hierſelbſt. 


* 
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In demſelben Verlage find erſchienen: 


Die Deutſche 
conſtituirende Uational-verſammlung 


in Frankfurt 
vor der Kritik des Staatsrechts. 
Vom 
Staats- Miniſter von Kamptz. 
1849. 135 Bogen gr. 8. geheftet 225 Sgr. 


Die Derheißungen des 22. März 


und 


die Verfaſſung vom 5. Dezember. 
Geſchrieben im Dezember 1848 
vom 
Grafen von Arnim Voptzenburg. 
54 Bogen gr. 8. Geheftet. Preis: 10 Sgr. 


Ueber 
die Vereidigung des Heeres auf die 
1 
Verfaſſung. 
Geſchrieben im Auguſt 1849 
vom 
Grafen von Arnim- Boppenburg. 
1 Bogen gr. 8. Geheftet. Preis: 3 Sgr. 


und 


Enthüllungen 
über viele Vorgänge und Verhältniſſe der neueſten Zeit, 
oder 1 
die eur opäiſche 
Revolutions Propaganda 
in ihren Wirkungen. 


e 


Allen teutſchen Regierungen und allen teutſchen Wahrheits⸗ 
freunden gewidmet 


von 


E. Fr. Wagner. 
1849. 9 Bogen 8. geheftet 73 e ord. 5 Sgr netto. 


13 10 


st 9 
39 


Zwei Geſpräche 
mit Seiner Majeſtät dem Könige 
Friedrich Wilhelm dem Vierten 


(am 23ſten November 1847, und am 19ten 0 1848) 8 
in geſchichtlichen Rahmen gefaßt W 
Mitgetheilt von L. Rel lſt ab. 85 
1849. 54 Bog. 8. im Umſchlag geheftet 12 Sgr. — | 
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In demſelben Verlage ſind erſchienen: 


Vollſtändige Verhandlungen der Verſamm 
zur Vereinbarung der Preußiſchen Staatsverfa 
3 Bände, 255 Bogen in hoch Ato., zweiſpaltig. 
dem Bande iſt ein Inhalts⸗Verzeichniß und Sp 
Regiſter, dem dritten Bande noch ein Sach-Ref 
hinzugefügt.) Geheftet 5 Rthlr. 15 


Verhandlungen der durch das Allerhöchſte P 
vom 5. Dezember 1848 einberufenen 1 
Zweiten Kammer, vom 26. Februar bis 27. 
1849. 2 Bände. 148 Bogen in hoch Ato., 
ſpaltig. Geheftet 3 Rthlr. 15 


Vollſtändige Verhandlungen des zum 2. 
1848 zuſammenberufenen Vereinigten Landtages, 
ſammengeſtellt von E. IN: 175 Bogen g 
Geheftet 15 


Verhandlungen des im Jahre 1818 ge 
fenen Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes, zuſam 
geſtellt von E. Bleich. 4 Bände. 158 
gr. 8. Geheftet. Druckpapier 5 
Dieſelben auf Schreibpapier 4 2 


Der erſte Band dieſes Werkes (I. abel 
enthält die Aktenſtücke. 

Der zweite bis vierte Band (II. A 
lung), die ſtenographiſchen Berichte übe 
Entwurf zum Strafgeſetzbuch. 5 


Verhandlungen des Vereinigten Landtages von 
des Vereinigten Ausſchuſſes und des Vereinigten 
tages von 1848. Nach Materien genrbnei 
K. F. Rauer. 53 1 gr. 8. Geheftet 3 
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